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  |11|Einleitung


  Warum die Ökonomie dem gesunden Menschenverstand überlegen ist


  Ein Buch zur Popularisierung der Ökonomie? Ganz schön mutig!, werden Sie sagen. Das Thema kommt allgemein nicht besonders gut an, weil es auf den ersten Blick so trist wirkt. Nicht umsonst erhielt die Wirtschaftswissenschaft bereits bei ihrer Entstehung im späten 18. Jahrhundert dank Robert Malthus, einem ihrer frühen Vertreter, der Massenhungersnöte prophezeite, die Bezeichnung »die düstere Wissenschaft«. Und Rezession, Arbeitslosigkeit, Schulden, Hunger, Armut und so weiter – all die Sachverhalte, mit denen sie sich für gewöhnlich beschäftigt – können tatsächlich ziemlich deprimierend sein.


  Diese mangelnde Popularität ist nicht unbedingt gerechtfertigt. Denn das Ziel des Ökonomen besteht darin, das Alltagsleben – nicht nur in finanzieller Hinsicht – zu bereichern und zu verbessern und so viele Menschen wie möglich in ihrem Streben nach Wohlergehen zu unterstützen.


  Doch in anderer Hinsicht verdient die Disziplin ihren Ruf. Mangelnde Popularität ist fast schon so etwas wie der Daseinszweck der Ökonomen. Sie sind die einzigen, die vor schwierigen Entscheidungen und Zielkonflikten warnen: Umsonst ist der Tod. Sich für einen Weg zu entscheiden bedeutet, einen anderen auszuschließen; jetzt mehr auszugeben heißt, später weniger zum Ausgeben zu haben. Ökonomen gelten als Spielverderber, die zu allem Überfluss jede Menge Mathematik verwenden.


  |12|Viele wirtschaftswissenschaftliche Aussagen klingen obendrein so, als würden sie dem gesunden Menschenverstand widersprechen. Subventionskürzungen sollen die Lage der Bauern verbessern? Finanzmärkte reduzieren das Risiko? Importe sind besser für ein Land als Exporte? Ökonomen haben sie wohl nicht mehr alle – oder etwa doch?


  Die Wirtschaftswissenschaft betrachtet menschliche Gesellschaft und Politik mit gesunder Skepsis. Ökonomen stellen Fragen: Warum geschieht das? Stimmt diese Behauptung? Wird eine vorgeschlagene Strategie tatsächlich funktionieren? Wer zieht Nutzen daraus? Die Disziplin hat ihren Ursprung im Zeitalter der Aufklärung vor 250 Jahren, deren Primat der Vernunft die moderne Wissenschaft und Demokratie prägte. David Hume, Philosoph des 18. Jahrhunderts und Mitbegründer der Wirtschaftswissenschaft, beschrieb ihren Ansatz als »Versuch, die experimentelle Methode der vernünftigen Argumentation auf moralische Themen anzuwenden« – so der Untertitel seines großen Werks Ein Traktat über die menschliche Natur.


  Den Wirtschaftswissenschaften ist eine besondere Betrachtungsweise der Welt eigen, die sich auf fast alle Situationen anwenden lässt, an denen Einzelpersonen, Unternehmen, Branchen oder Regierungen beteiligt sind, und sie haben großen Respekt vor empirischen Daten und deren Deutung. Eine solche Deutung ermöglicht Einsichten darüber, welche politischen Maßnahmen und Strategien unsere Gesellschaft besser funktionieren lassen. Keine andere Disziplin kann für sich einen ähnlich aufgeklärten Pragmatismus beanspruchen.


  Die Ökonomie geht von folgender Prämisse aus: Menschen sind rational in dem Sinne, dass sie in ihrem eigenen Interesse handeln. Die Theoriegebäude vom Verhalten individueller »Wirtschaftssubjekte«, die weit mehr Ähnlichkeit mit Mr. Spock aus Raumschiff Enterprise haben als mit echten, Emotionen unterworfenen, manchmal verwirrt oder unlogisch agierenden Menschen, treiben diese Annahme oft bis zum Extrem. Trotzdem eignet sie sich als Arbeitsgrundlage. Natürlich verhält sich der Mensch nicht in allen Situationen rational, |13|doch wer behauptet, immer den eigenen Interessen zuwiderzuhandeln, sollte sich eine einleuchtende Erklärung zurechtlegen.


  Bei jedem Börsencrash müssen sich Ökonomen wegen ihrer Überzeugung, dass Investoren sich rational verhalten und die Finanzmärkte effizient sind, Spott gefallen lassen – warum ist, wenn das zutrifft, ein Dotcom-Unternehmen am einen Tag 10 Milliarden Euro wert, am nächsten aber nur noch ein paar hundert Millionen? Wie kann eine einzige Nachricht einen fünfprozentigen Wertverlust der amerikanischen Unternehmensanteile innerhalb eines Tages rechtfertigen? Psychologie und Soziologie spielen zweifellos eine wesentliche Rolle auf dem Aktienmarkt. Und dennoch sollte man wissen, dass der Preis einer Aktie den gesamten zukünftigen Ertragsstrom eines Unternehmens zum heutigen Wert ausdrückt. Mit anderen Worten: Man muss der Tatsache Rechnung tragen, dass das Geld, das man jetzt besitzt, viel mehr wert ist als das, das man möglicherweise in der Zukunft erhält. Eine auch nur geringfügig veränderte Einschätzung der Gewinnentwicklung in zehn oder 20 Jahren kann die heutige Bewertung stark beeinflussen. Investoren agieren tatsächlich rational und sorgen durch ihren Wettbewerb dafür, dass langfristige Profitchancen keinen Bestand haben. Nur sehr wenigen von ihnen gelingt es, den Markt auf Dauer zu überlisten.


  Menschen heiraten nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen. Dennoch können volkswirtschaftliche Modelle, in denen Partner sich zusammentun oder trennen, um den finanziellen Gewinn zu steigern, Trends wie den zu alleinerziehenden Müttern erhellen. Staatliche Unterstützung sowie das niedrige Einkommenspotenzial von Vätern ärmerer Schichten erklären, warum die Entscheidung, ein Kind allein aufzuziehen, heutzutage nicht nur gesellschaftlich akzeptiert ist, sondern auch finanziell sinnvoll sein kann. Die sich vertiefende Kluft zwischen Haushalten mit zwei Gutverdienern und zwei Wenig- oder Nichtverdienern erklärt die wachsende Ungleichheit der Einkommen sowie den Entschluss von immer mehr Frauen, berufstätig zu sein. Menschen mit hohem Verdienstpotenzial aufgrund |14|ihrer gesellschaftlichen Herkunft oder ihrer Ausbildung sind erfolgreicher bei der Suche nach ähnlichen Partnern, weil sie selbst etwas zu bieten haben. Die wirtschaftliche Erklärung ist nie die einzige, aber sie stützt die politischen und soziologischen Modelle.


  Manche Kritiker innerhalb und außerhalb der Zunft argumentieren, die Betonung des rationalen Verhaltens deute auf eine Überbewertung komplizierter mathematischer Verfahren hin. Akademiker benachbarter sozial- oder geisteswissenschaftlicher Disziplinen übertragen diesen Ansatz nur ungern auf Gesellschaft und Kultur, insbesondere dann, wenn das zu (für sie) unbequemen Schlüssen führt. Andere hegen grundsätzliche Vorbehalte gegen die Formalisierung, die heutzutage in den Wirtschaftswissenschaften gang und gäbe ist und die mit Modellen operiert, die auf unrealistischen Annahmen gründen: Sie führe nicht nur zu falschen Erklärungsmustern, sondern verschrecke auch viele potenzielle Studenten. Diese Kritiker bevorzugen meist den Praxisbezug der Business Schools oder die ehrliche Theorie der Naturwissenschaften.


  Berufsökonomen können mit Hilfe vereinfachter, Einzelfragen isolierender Modelle neue Einsichten gewinnen. Aber – und das ist ein ziemlich großes Aber: Sie müssen in der Lage sein, sie richtig zu interpretieren. Wenn sie nicht imstande sind, sie einem größeren Publikum zu erklären, kommt der Verdacht auf, dass sie sie selbst nicht verstehen. Schließlich handelt es sich bei der Ökonomie um eine Sozialwissenschaft, deren Erkenntnisse gesellschaftliche Bedeutung besitzen.


  In diesem Buch möchte ich demonstrieren, dass Ökonomie nicht klar umrissenes Wissen über bestimmte finanzielle Themen ist, sondern eine Denkmethode, die sich auf die unterschiedlichsten Bereiche anwenden lässt. Fast alles kann einen wirtschaftlichen Aspekt haben – Ehe, Sport, Kriminalität, Drogenhandel, Bildung, Film und auch Sex. Die Ökonomie ist ein Weg zum Verständnis der menschlichen Natur, vielleicht sogar einer der erhellendsten.


  Leider sind nur wenige wirtschaftswissenschaftliche Aussagen eindeutig, zum Beispiel: Wenn ein Land mehr Güter und Dienstleistungen |15|importiert als exportiert, führt es buchhalterisch gesehen auch mehr Kapital ein als aus – das Leistungsbilanzdefizit muss mit fremdem Geld ausgeglichen werden, was zu einem Kapitalzufluss führt. Oder: Das Bruttoinlandsprodukt eines Landes ist immer die Summe seiner Einzelposten. Oder, wenn man sich auf dünneres Eis vorwagt und von klaren Definitionen zu Vorhersagen schreitet: Bei geringem Angebot oder hoher Nachfrage steigt für gewöhnlich der Preis, und niedrige Zinssätze regen normalerweise Investitionen an. Abgesehen von solchen Binsenweisheiten sind jedoch viele der angeblichen Fakten in der Ökonomie kontrovers.


  Das liegt daran, dass die Ermittlung optimaler Strategien zumeist einen Kosten-Nutzen-Vergleich erfordert, was eine empirische Frage ist. In manchen Kapiteln dieses Buches fehlen daher eindeutige Schlussfolgerungen, denn diese können je nach Zeitpunkt und Land variieren. Manchmal gelangen Wirtschaftler im Hinblick auf die Empirie zu einem breiten Konsens. Oft jedoch ist das schwierig, weil Statistiken zahlreiche Fehlerquellen enthalten, und Ursache und Wirkung zu unterscheiden, ist in einer komplexen, sich ständig verändernden Welt eine große Herausforderung. Außerdem hat die Analyse dessen, was im öffentlichen Interesse ist, oft mit Zielkonflikten zu tun. Da empirische Aussagen nicht immer eindeutig sind, ist es für unterschiedliche Interessengruppen ein Leichtes, konkurrierende Deutungen zu liefern.


  Ökonomie ist zutiefst politisch und die ursprüngliche englische Bezeichnung political economy, auf die auch der Untertitel von Karl Marx’ Kapital verweist, trotz des altmodischen Klangs die richtigere. Wirtschaftswissenschaftler gelangen abhängig von ihrer politischen Überzeugung oft zu unterschiedlichen Schlüssen, wie so manche Auseinandersetzung in der Vergangenheit demonstrierte. So boten zwei konkurrierende Schulen, die der Monetaristen und die der Keynesianer, einander widersprechende Erklärungen für die Stagflation der siebziger Jahre, jene üble Verbindung aus langsamem oder negativem Wachstum und hoher Inflation. Die Monetaristen waren in der Mehrzahl konservativ, die Keynesianer überwiegend progressiv ausgerichtet|16|. Die Existenz konkurrierender Schulen beweist, dass ein großer Teil der Ökonomie eben keine eindeutige Wissenschaft ist. In ihr geht es vielmehr darum, den Überblick über weltweite Phänomene zu behalten, gleich ob Rezession, technologiebedingte Booms, hohe Inflation beziehungsweise Deflation oder Globalisierung.


  Wenn sie sich ereignisabhängig verändert und ihre Erkenntnisse eng mit der politischen Einstellung zusammenhängen, warum geben wir uns dann überhaupt damit ab? Weil jeder, der sich eine bessere Welt wünscht, in der Lage sein sollte, wie ein Ökonom zu denken. Egal, ob Sie für oder gegen Globalisierung und Handel sind, Armut entsetzlich finden oder für unausweichlich halten, glauben, es befänden sich zu viele Menschen in Haft oder zu wenige – die Ökonomie wird Ihnen bei der Argumentation helfen. Und die öffentliche Meinung beeinflusst die Politik. Würden mehr Menschen wie Ökonomen denken, wären manche Aussagen nicht mehr so widersprüchlich. Laut Meinungsumfragen votiert eine Mehrheit für eine sauberere Umwelt, gleichzeitig aber auch für niedrigere Mineralölsteuern; ebenso befürwortet eine Mehrheit eine niedrigere Gesamtsteuerlast, wünscht sich aber auch verbesserte öffentliche Dienstleistungen. Die meisten Menschen sähen gern die Arbeit in Ausbeuterbetrieben abgeschafft, wollen jedoch auch ihre Kleidung so billig wie möglich kaufen.


  Außerdem gibt es eine Vielzahl interessanter Fragestellungen in der Mikroökonomie, die sich im Gegensatz zur Makroökonomie lediglich mit einem Teil oder Aspekt der Gesamtwirtschaft beschäftigt: Wie soll man staatliche Wohlfahrtszahlungen gestalten, um die Empfänger zur Arbeitssuche zu motivieren? Oder: Wie und warum streben Unternehmen Innovationen an?


  Wirtschaftliche Aspekte sind bei fast allen politischen Streitfragen wesentlich, wo der Erfolg oft vom Sieg des Realismus über den Idealismus abhängt. Drogenbekämpfung? Sie darf die Profitchancen, die sich für das organisierte Verbrechen daraus ergeben, nicht außer Acht lassen. Garantierte Stromversorgung angesichts ständig |17|wachsender Nachfrage? Preise und Investitionsanreize für die Stromgesellschaften machen den Unterschied aus zwischen hell und dunkel. Schutz gefährdeter Arten? Kampagnen und politische Maßnahmen können nur dann erfolgreich sein, wenn sie auch die zusätzlichen Kosten für die Industrie und die Gefahren für die Umwelt in Betracht ziehen.


  Die Wirtschaft steht im Mittelpunkt der Politik und somit der Nachrichten. Ihre Auswirkungen spürt jeder von uns tagtäglich; sie ist wesentlich für die Befriedigung unserer Bedürfnisse. Jeden interessiert, wie hoch die Steuern sind; jeder Geschäftsmann möchte wissen, wie groß die Nachfrage nach seiner Ware ist und welche Löhne er zahlen muss. Jeder Arbeiter macht sich Gedanken darüber, wie sich Geld für die Ausbildung seiner Kinder und seine eigene Rente sparen lässt.


  Also muss jeder mündige Bürger das nötige Rüstzeug besitzen, um ökonomisch denken zu können. Je mehr von uns in der Lage sind, Argumente kritisch gegeneinander abzuwägen, desto gesünder sind unsere Demokratien und desto wohlhabender unsere Nationen.


  Außerdem macht’s Spaß. Wenn Sie nicht gerade ein Einsiedler sind, eröffnet die Anwendung ökonomischer Prinzipien immer wieder neue Horizonte. Fast alle Zeitungsartikel werden interessant, trockene Tabellen und Diagramme plötzlich lebendig.


  Nehmen wir das trockenste Beispiel überhaupt – Statistiken zu Geburts- und Sterberaten sowie zur Lebenserwartung. Sie zeichnen ein Bild einer immer älter werdenden, bald schon schrumpfenden Bevölkerung und Arbeiterschaft in der westlichen Welt. Mit ein bisschen ökonomischem Denken erwachen die staubtrockenen Zahlenkolonnen zum Leben. Um wie viel werden die Abgaben steigen müssen, um die stetig wachsenden Ausgaben für die Renten zu decken? Sehr hohe Abgaben sind noch nie gut für das soziale Klima gewesen. Möglicherweise werden der Einwanderung traditionell ablehnend gegenüberstehende Länder wie Deutschland oder Japan gezwungen sein, junge Arbeitskräfte aus ärmeren Ländern zu importieren, was enorme politische und kulturelle Auswirkungen hätte. Vielleicht |18|arrangieren sich die immer älter werdenden reichen Länder auch mit dem Bevölkerungsrückgang, indem sie längere Arbeitszeiten einführen oder neue Technologien entwickeln, die die verbleibenden Werktätigen produktiver machen. In der Vergangenheit wiesen die stärksten Volkswirtschaften jedoch immer Bevölkerungswachstum auf. Unter Umständen signalisieren die Statistiken also eine chinesische Vorherrschaft in der globalen Wirtschaft des 21. Jahrhunderts.


  Die Ökonomie bietet eine reich gedeckte Tafel, und das vorliegende Buch soll Ihnen Appetit machen.


  Der erste Teil beschäftigt sich mit einigen Lebensbereichen, in denen man nicht unbedingt den Einfluss der Wirtschaft vermuten würde. Dann folgt zur Erhellung politischer Entscheidungen ein Abschnitt über staatliche Interventionen. Der dritte Teil betrachtet die sich wandelnden Strukturen der Wirtschaft, den Aufstieg und Fall ganzer Industrien und Branchen aufgrund neuer Technologien. Der vierte beleuchtet globale Fragen, die uns vielleicht nicht immer persönlich betreffen, aber von großer Bedeutung für den ärmeren Teil der Menschheit sind. Im fünften Teil geht es um traditionelle makroökonomische Themen wie Wachstum und Inflation, die viele für die zentralen Fragen der Ökonomie überhaupt halten. Ich möchte zeigen, dass viel mehr dahinter steckt.


  Das Buch schließt mit Anregungen zum ökonomischen Denken und einem Glossar mit Begriffen aus dem Buch. Diese Begriffe sind, wenn sie das erste Mal im Text benutzt werden, hervorgehoben.
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  |19|TEIL I


  Sex, Drugs & Rock ’n’ Roll: Ökonomisches Denken – der Schlüssel zu allem


  Die ersten Kapitel beschäftigen sich mit Sport, Sex und anderen Freizeitbeschäftigungen des Menschen. Ob Stickerei oder Angeln, Hairstyling oder Bergbau: Ökonomisches Denken lässt sich auf fast alles anwenden.
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  |21|KAPITEL 1


  Sex: Zu viel des Guten?


  Sex wirkt verkaufsfördernd. Boulevardblätter mit Millionenauflage sind berüchtigt für ihre Fotos halbnackter Frauen. Die Regale in den Zeitschriftenläden ächzen unter dem Gewicht von Sexheften. Die Zahl jährlich neu produzierter Pornofilme wächst im zweistelligen Bereich. Auch im Internet hat die Pornografie einen Siegeszug angetreten; für Dotcom-Unternehmen scheint sie der sichere Weg zum Erfolg.


  Mit anderen Worten: Sex ist eine riesige Industrie mit Milliardenumsätzen in Pfund, Euro oder Dollar sowie zahlreichen Beschäftigten. In den Statistiken taucht er nicht als eigenständiges Gewerbe auf, aber der Größe nach lässt sich die Branche mit der Elektrotechnik vergleichen. Die unterschiedlichsten Menschen arbeiten darin, so zum Beispiel die hübsche Armeeangehörige, die für die Zeitung The Sun in einem winzigen Teil ihrer Uniform posierte, oder der langjährige Sprecher des britischen Premierministers, der früher schlüpfrige Geschichten für Illustrierte schrieb.


  Trotzdem fragte sich ein Ökonom, der das Ausmaß der Prostitution erforschen wollte, nicht, warum so viele Frauen Prostituierte wurden, sondern warum es so wenige waren. Schließlich ist der Stundenlohn sehr viel höher als in anderen Berufen, vielleicht mit Ausnahme von Spitzenanwältinnen oder Unternehmensberaterinnen. (In Großbritannien liegt der Satz aktuellen Schätzungen zufolge bei einem Pfund pro Minute, verglichen mit einem gesetzlichen |22|Mindestlohn von 0,06 Pfund pro Minute.) Außerdem sind die Arbeitszeiten flexibel, und man kann zu Hause tätig sein.


  Wenn sich in der Sexindustrie so attraktive Einkommen und Gewinne erzielen lassen, warum gibt es dann nicht ein noch größeres Angebot an einschlägigen Zeitschriften und Prostituierten? Man würde erwarten, dass die verlockend hohen Gewinnspannen durch Wettbewerb gedrückt werden und ungewöhnlich hohe Einkommen aufgrund der Konkurrenz sinken.


  Doch ein aktueller Überblick des Economic Journal über Wirtschaftsliteratur zu diesem Thema (in der sich jede Menge Gleichungen, aber keine Fotos von nackten Frauen befinden) kam zu folgendem Schluss: »Im Zusammenhang mit sexuellen Dienstleistungen ist die Wirtschaftstheorie nur bis zu einem gewissen Punkt nützlich; offenbar spielen auch nichtwirtschaftliche Anreize (oder abschreckende Einflüsse) eine wichtige Rolle.«


  Trotzdem agieren viele der in der Sexindustrie Tätigen nach den Gesetzen der Wirtschaft, ohne sich darüber bewusst zu sein. Es geht um Angebot und Nachfrage, das zentrale Konzept der Ökonomie.


  Wenden wir uns zunächst der Angebotsseite zu. Sie ähnelt in Teilen derjenigen beim Drogenhandel. Staatliche Restriktionen – vollständige oder teilweise Illegalität der Pornografie, zum Beispiel bei Hardcore-Pornos oder pädophilem Material – verhindern den Wettbewerb und sichern hohe Gewinnspannen. Verbote schränken das Angebot ein, was gesellschaftlich wünschenswert ist, weil der Konsum solcher Güter negative Nebenwirkungen zeitigen kann. Der Gewinn krimineller Unternehmer steigt auf Kosten der Konsumenten dieser Produkte, die sonst eine größere Auswahl hätten und weniger zahlen müssten.


  Die legale Pornografie ist ganz anders strukturiert, auch wenn der Sexmarkt sich nicht unbedingt mit Märkten für andere Güter wie Süßigkeiten oder für Arbeitskräfte wie Busfahrer vergleichen lässt.


  Der Arbeitsmarkt in der Sexindustrie beeinflusst das Angebot an Dienstleistungen wesentlich. Der herkömmliche Arbeitsmarkt segmentiert |23|sich dadurch, dass Menschen am liebsten in erreichbarer Nähe ihres Wohnorts arbeiten und gewisse, kaum veränderbare Fähigkeiten besitzen. Bei der Pornografie hört man jedoch nur selten Klagen über einen Mangel an qualifizierten Arbeitskräften. Vielleicht glauben sogar die meisten von uns, so etwas in einer Notlage auch zu können; schließlich gibt es Zeitschriften, die einfach von den Lesern eingesandte Amateurfotos abdrucken. Vermutlich ist es nicht der Mangel an qualifizierten Kräften, der die Löhne innerhalb der Sexindustrie höher hält als in Läden, Büros und Fabriken. Es könnte an einem unelastischen Angebot an Arbeitskräften liegen, das durch gesellschaftliche Hemmungen vor einer Tätigkeit in diesem Gewerbe bedingt ist. »Unelastisch« bedeutet, dass das Angebot von Arbeitskräften kaum auf eine Veränderung des Lohnniveaus reagiert und deutliche Lohnerhöhungen nötig sind, um bei vermehrter Nachfrage die Anzahl der Tätigen zu steigern.


  Der Arbeitsmarkt in der Sexindustrie ähnelt dem bei Berufen, die nicht lange ausgeübt werden können, wie Sportstar oder Tänzer oder auch Börsenmakler – sie alle genießen ein hohes Einkommen, allerdings nur relativ kurze Zeit. Ein kluger Pornostar wird deshalb einen großen Teil seiner Einkünfte für den langen Ruhestand zurücklegen. Folglich spiegeln die hohen Preise für die Produkte der Sexindustrie möglicherweise die hohen Lohnkosten wider.


  Zwar scheinen dem Eintritt in diese Industrie keine konventionellen Hindernisse wie hoher Kapitalbedarf, natürliche Monopole, regulative Beschränkungen oder Spezialwissen entgegenzustehen, aber offenbar existieren andere Barrieren. So mancher Möchtegernunternehmer lässt sich sicher von der Kriminalitätsnähe des Gewerbes sowie der darin herrschenden Gewalt oder durch die Angst vor gesellschaftlicher Ächtung abschrecken.


  Wie sieht die Nachfrageseite aus? Genau wie das Angebot in der Sexindustrie durch besondere Faktoren bestimmt wird, entspricht auch die Nachfrage nicht unbedingt der anderer Märkte.


  Hier haben wir es mit einer starken Produktdifferenzierung zu tun. Der Wunsch des Kunden nach Schutz seiner Intimsphäre |24|verhindert Preisvergleiche, wie sie auf anderen Märkten üblich sind. Außerdem segmentiert sich der Markt durch den unterschiedlichen Geschmack der Kunden. Mit anderen Worten: Wenn man geil ist, geht man nicht einfach in den Laden um die Ecke, wo alle Preise deutlich sichtbar ausgezeichnet sind und man sich die billigste Dosensuppe aussuchen kann. Pornografie, Prostitution und andere Zweige der Sexindustrie unterliegen einer monopolistischen Konkurrenz, wie Lehrbücher es ausdrücken. Die angebotenen Produkte zeichnen sich durch Diversifikation aus (Ist Ihnen ein Schulmädchen lieber oder eine Domina?), und unterschiedliche Kategorien von Kunden zahlen unterschiedliche Preise.


  Es gibt Hinweise darauf, dass die Bandbreite der Preise gewaltig ist. Eine britische Studie beispielsweise ergab, dass Ort, Dauer und Art der Dienstleistungen großen Einfluss auf den Preis hatten. Für Hotel- oder Hausbesuche, lange Aufenthalte und die Erfüllung ungewöhnlicher Kundenwünsche konnten die Frauen deutlich mehr verlangen. Das Angebot an bestimmten Dienstleistungen ist beschränkt, sodass Frauen, die sie im Repertoire haben, sich trotz der hohen Preise eine Stammkundschaft erwerben. Die Interaktion von Angebot und Nachfrage erklärt, wie es diesem Gewerbe gelingt, den Kunden so viel Geld zu entlocken.


  Höchstwahrscheinlich wird das Internet die Struktur des Sexmarktes in nicht allzu ferner Zukunft verändern, wie es bei Märkten für andere Güter und Dienstleistungen bereits geschehen ist. Heutzutage ist es viel billiger, leichter und weniger gefährlich, Unternehmer in der Sexindustrie zu werden. Es ist auch billiger, leichter und weniger peinlich geworden, Pornografie zu erwerben, sodass sowohl Angebot als auch Nachfrage gestiegen sind. Pornoindustrie und Internet haben sich gegenseitig beflügelt; die Begeisterung der Nutzer, sich pornografisches Material herunterzuladen, hat die schnelle Verbreitung des Internets vorangetrieben.


  Natürlich ist ein Teil der Nachfrage zufällig, wie ich feststellen musste, als ich die Website von Foreign Affairs, einem Fachmagazin für Außenpolitik, suchte. Viele Eltern und Arbeitgeber installieren |25|Schutzsoftware, die möglicherweise den Nachfrageanstieg bremst, obwohl solche Maßnahmen nicht immer zu funktionieren scheinen. Ein bekannter Filter beispielsweise blockiert den Zugang zur Website eines Klaviermusikzentrums; der Himmel allein weiß, was die Programmierer mit Ausdrücken wie »Arpeggio« in Verbindung brachten.


  Der Siegeszug des Internets hatte gewaltigen Einfluss auf das Pornografie-Angebot; die Gewinne der Pornozeitschriften-Branche wurden durch die entstehende Überkapazität empfindlich geschmälert. Im Jahr 1997 betrug die Auflage von britischen Pornomagazinen 1,5 Millionen Exemplare, 2000 nur noch 1,1 Millionen. Trotz Preisrückgängen hat sich dieser Trend fortgesetzt. Die Einnahmen aus Pornozeitschriften haben sich im selben Zeitraum von 5 Millionen auf 3,4 Millionen Pfund reduziert. Da überrascht es nicht, dass zwei der größten britischen Verleger solcher Zeitschriften ihre Anteile 2001 verkauften, um sich auf das Kabelfernsehen beziehungsweise auf Internet-Pornografie zu konzentrieren. Ganz ähnlich kannibalisiert das Internet auch andere Publikationen, die aufgrund spezifischer Eigenheiten von Angebot und Nachfrage in der Vergangenheit hohe Gewinne abwarfen – so zum Beispiel wissenschaftliche Zeitschriften.


  Obwohl das Internet die Gewinne der Sexindustrie negativ beeinflusst hat, ist diese immer noch ein Wachstumsmarkt, dessen Kunden hauptsächlich Männer sind, was heißt, dass die Gewinne nur von einem Teil der Menschheit stammen. Aber unabhängig vom Geschlechterprofil der Kunden steigt der Absatz von Pornografie zusammen mit den Durchschnittseinkommen. Die Einkommenselastizität der Nachfrage scheint mehr als eins zu betragen, mit anderen Worten: Die Ausgaben für Pornografie steigen sogar schneller als die Gesamteinkommen. Das bedeutet, bei der Pornografie handelt es sich um ein superiores oder L u x u s g u t. Darin gleicht sie vielen anderen Freizeitaktivitäten wie zum Beispiel Kino-, Restaurant-, Fitnessstudio- oder Stadionbesuchen, die in dem Maße zugenommen haben, wie unsere Gesellschaft wohlhabender |26|geworden ist. Als die Arbeitszeiten noch lang, die Arbeit hart und der Lohn niedrig waren, hatten nur wenige von uns Geld für beziehungsweise Lust auf pornografische Schriften oder Abende in einschlägigen Bars oder Striplokalen. Jetzt, mit so viel mehr Freizeit und Geld, hat sich das geändert.


  Spaß wird ein immer wichtigerer Faktor in modernen Gesellschaften; das sollte jeder, der mit dem Gedanken spielt, sich selbstständig zu machen, im Hinterkopf behalten. Natürlich wird immer Nachfrage nach lebenswichtigen Gütern wie Nahrungsmitteln oder Immobilien bestehen, aber die großen Zuwächse wird es in den Märkten geben, in denen die Nachfrage bei wachsendem Wohlstand stärker ansteigt als die Einkommen, zum Beispiel bei Designerklamotten statt billigen T-Shirts, aber auch bei Dienstleistungen aller Art in Bildung und Gesundheit, Hotels und Restaurants sowie dem Freizeitsektor, die Statistiker als persönliche Dienstleistungen bezeichnen. Die Rede ist von Fitnesstrainern, Kosmetikerinnen, Aromatherapeuten und Ähnlichem, doch auch Prostituierte gehören in diese Kategorie, denn Sex ist Fun.


  
    
      27
    


    
      36
    


    
      27
    


    
      36
    


    
      false
    

  


  |27|KAPITEL 2


  Drogen: Das ist Wirtschaft, Mann


  Sie erinnern sich sicher noch an Bill Clintons Geständnis während seines ersten Präsidentschaftswahlkampfs, dass er als Student zwar Cannabis geraucht, aber nicht inhaliert habe. Nun, bei mir ist es genau umgekehrt: Ich habe nie selbst Hasch geraucht, aber bei Studentenpartys den Rauch anderer eingeatmet. Überhaupt habe ich keine Drogen probiert, hauptsächlich aus finanziellen Gründen. Als Studentin konnte ich mir entweder eine Flasche billigen Wein leisten oder viel mehr Geld für ein illegales Rauschmittel ausgeben, das denen, die es nahmen, auch nicht viel mehr zu bringen schien als mir der Alkohol. Und später habe ich mich einfach, meinem steigenden Einkommen angemessen, zu den teureren Weinen hochgearbeitet.


  Viele Menschen sind der Ansicht, dass die Drogenpolitik des Staates ausschließlich mit Moral zu tun haben sollte, denn Drogen sind in ihren Augen schlecht. Auf diesem Grundsatz basiert der »Kampf den Drogen«, wie er nicht nur in den Vereinigten Staaten, sondern auch in Großbritannien und den anderen europäischen Staaten geführt wird. Doch nicht erst Steven Soderberghs Film Traffic dürfte den Menschen klargemacht haben, dass eine Null-Toleranz-Politik vermutlich nicht funktioniert, wenn so viele Leute illegale Drogen nehmen. Mehr als einer von fünf Menschen verstößt irgendwann im Leben gegen das Betäubungsmittelgesetz (in Amerika ist es fast einer von dreien über zwölf Jahren) und wird nicht von |28|seinen Freunden verpfiffen – da muss man sich doch fragen, wie sinnvoll ein solches Gesetz ist.


  Im Umgang mit Drogen gibt es drei Ansätze: Erstens das Ideal einer drogenfreien Gesellschaft, aus dem sich die Rhetorik im Kampf gegen die Drogen speist. Zweitens die Ansicht, dass Drogenabhängigkeit eine Krankheit ist und ein Verbot der Drogen nicht ausreicht, sondern zusätzlich medizinische Behandlung und Präventionsprogramme nötig sind. Drittens die liberale Einstellung, dass jeder die Freiheit haben sollte, zu nehmen, was er möchte, solange er anderen damit nicht schadet. Vor der im Alltagsleben praktizierten Toleranz gegenüber Drogen konsumierenden Angehörigen, Freunden oder Bekannten können Politiker trotz innerer Widerstände langfristig nicht die Augen verschließen.


  Vielleicht gelingt es der Ökonomie, Klarheit in die philosophische und politische Debatte zu bringen. Immerhin handelt es sich hier um einen Markt, auf den sich staatliche Beschränkungen auswirken. Das heißt, dass sowohl der Preis als auch nichtwirtschaftliche Erwägungen bei der Drogenpolitik eine Rolle spielen.


  Bei einem illegalen Gewerbe wie diesem gibt es natürlich nur wenige fundierte Fakten, aber wenden wir uns dem zu, was wir wissen: Drogenkonsum scheint so alt wie die Menschheit zu sein. Die alten Griechen nahmen Opium, die Azteken Peyote (Mescalin) und Marihuana. Versuche des Staates, Drogen zu verbieten, sind ein Phänomen des 20. Jahrhunderts, eine direkte Folge viktorianischer Moral. Zu den bekanntesten Beispielen gehört der 18. Verfassungszusatz in den Vereinigten Staaten, der in den zwanziger Jahren den Genuss von Alkohol illegal machte. Die Prohibition erwuchs aus den Kampagnen viktorianischer Temperenzler, die Getränke aus Sarsaparille oder Löwenzahn oder Klette propagierten. Die jungen Leute unserer Zeit, die an Wodka-Cocktails und Alkopops gewöhnt sind, könnten damit vermutlich wenig anfangen.


  Viele haben schon einmal illegale Drogen genommen – in manchen westlichen Ländern bis zur Hälfte der Bevölkerung. Von Alkohol, Tabak und Kaffee ganz zu schweigen. Oft ist der Konsum illegaler |29|Substanzen eine ausschließlich jugendliche Erfahrung. Umfragen zufolge erhielten drei Viertel bis vier Fünftel der Leute, die irgendwann illegale Drogen probiert haben, sie das erste Mal gratis bei einer Party oder einem Rave. Dealer versuchen sich durch Gratisproben einen Kundenstamm aufzubauen, genau wie ein Suppen- oder Shampoohersteller. Umfragen haben des Weiteren ergeben, dass etwa ein Drittel aller erwachsenen Amerikaner – bei College-Studenten 50 Prozent – schon einmal weiche Drogen wie Cannabis versucht hat. In Deutschland und der Schweiz scheint der Anteil bei etwa 20 Prozent zu liegen. Können so viele Menschen Verbrecher sein? Viele von uns sind der Ansicht, dass der eine oder andere Joint während des Studiums, gleich, ob inhaliert oder nicht, den Betreffenden nicht zum Kriminellen oder auch nur zum bösen Menschen macht.


  Nur sehr wenige Leute nehmen ihr ganzes Leben lang regelmäßig Drogen oder werden süchtig. Die bereits erwähnten Umfragen ergaben, dass zwar 17 Prozent der Schweizer Drogen probiert, aber nur 2 Prozent im letzten Jahr welche genommen hatten. Der Drogenkonsum sinkt überall deutlich, sobald die Menschen über dreißig sind. Weiche Drogen haben im Gegensatz zu harten nur ein geringes Suchtpotenzial, und so fällt es den meisten nicht schwer, sie irgendwann ganz aufzugeben. Studien über Vietnamveteranen beispielsweise zeigen, dass viele von ihnen in Südostasien Heroin nahmen, die überwältigende Mehrheit den Konsum jedoch nach der Rückkehr in die Heimat freiwillig einstellte. Laut »U.S. National Household Survey on Drug Abuse« ist ein Heroinbenutzer von dreien süchtig – auf den ersten Blick erscheint das viel, aber es ist weniger als die vier Fünftel Abhängigen bei den Rauchern.


  Trotz des geringen Suchtpotenzials vieler illegaler Drogen scheint die Nachfrage zu steigen. Gleichzeitig sinken die Preise, was ein erhöhtes Angebot signalisieren könnte. Alle Drogen sind gesundheitsschädlich (das gilt übrigens auch für die gesetzlich erlaubten), was heißt, dass ihr Konsum nicht nur das Gesundheitssystem belastet, sondern auch die Arbeitsproduktivität mindert. Forschungen ergaben, dass eine Erhöhung des Preises für Heroin – eine der gefährlichsten |30|Drogen überhaupt – zu einer deutlichen Verringerung der Todesfälle führt. Die Illegalität des Gewerbes bedingt oft eine schlechte Qualität der Drogen, was möglicherweise tödlicher ist als diese selbst.


  Der Weltdrogenmarkt ist bekanntermaßen riesig; wie groß, lässt sich nur erahnen, weil man weder die Verkaufszahlen noch die Preise wirklich kennt. Die Vereinten Nationen gehen von 400 Milliarden Dollar (mehr als die globale Ölindustrie), 20 Millionen Beschäftigten und 70–100 Millionen Kunden aus. Etwa die Hälfte der Abnehmer befindet sich in den Vereinigten Staaten, dem größten Einzelmarkt für Drogen wie auch für alles andere. Die meisten der etwa 50 Länder, die Drogen produzieren und exportieren, sind sehr arm, was bedeutet, dass sie ihre Haupteinnahmequelle darstellen. Das große Umsatzpotenzial dieser Industrie hat zusammen mit sinkenden Rohstoffpreisen und hohen Schuldenlasten zu einer deutlichen Erhöhung der Drogenproduktion in den Entwicklungsländern geführt. Viele Erzeugerstaaten sind überdies Schauplatz gewalttätiger Konflikte, wie zum Beispiel Kolumbien, Birma oder Afghanistan. Ob das Ursache oder Folge des Drogenhandels ist, lässt sich allerdings nicht beurteilen.


  Nun zur ökonomischen Seite des Phänomens: Auf jedem Markt gibt es Angebot und Nachfrage. Die Politik kann sowohl auf die Angebots- als auch auf die Nachfrageseite des Marktes Einfluss nehmen. Sogar in augenscheinlich liberalen Ländern wie den Niederlanden werden seit Anfang der siebziger Jahre beide Varianten praktiziert. Im Allgemeinen sind die Strafen für den Verkauf von Drogen sehr viel höher als die für den Konsum; je nach Staat gibt es unterschiedliche Ansätze für die Bestrafung von Konsumenten.


  Die Preise auf den Märkten variieren, abhängig vom Wettbewerb zwischen den Anbietern, beträchtlich. Zahlen aus dem Jahr 1993 belegen zum Beispiel, dass der Preis für ein Gramm Heroin in den Niederlanden bei 43 US-Dollar lag, in der Schweiz bei 196 US-Dollar. Das Verbot bestimmter Drogen in fast allen Industrieländern beschränkt den Wettbewerb. In den meisten Fällen gibt es, wenn |31|schon nicht ein Monopol, so doch etwas sehr Ähnliches, das mit Gewalt geschützt wird. Die Illegalität wirft so hohe Profite ab, dass es sich lohnt, um den Markt zu kämpfen – denken Sie an die pharmazeutische Industrie und ihre Umsätze, und multiplizieren Sie diese, dann können Sie sich vorstellen, wie sehr. Je strikter das Verbot, desto gewinnträchtiger das Geschäft, weil die Konkurrenz verdrängt wird. Am Ende helfen Polizei und Zoll den entschlossensten und brutalsten Anbietern, indem sie ihre Konkurrenten beseitigen.


  Die Politik des absoluten Verbots in den meisten Ländern, die illegale Drogen importieren, hat eine Schattenwirtschaft des organisierten Verbrechens entstehen lassen. Die Gelder aus dem Drogenhandel müssen gewaschen werden, sodass sich der Einfluss der Drogenbarone irgendwann auch auf legale Aktivitäten erstreckt, und zwar global. Nach Ansicht vieler Experten, unter ihnen Vertreter der Vereinten Nationen sowie der angesehene Soziologe Manuel Castells, droht die wachsende Reichweite multinational tätiger Krimineller die demokratischen Institutionen zu unterwandern. Sie hindert außerdem die Entwicklungsländer daran, ihren Wohlstand durch wirtschaftlichen und politischen Fortschritt im herkömmlichen Sinn zu erhöhen. Warum auch, wenn sich so leichter Geld verdienen lässt, nicht nur für die Bauern, sondern auch für die korrupten Beamten und Politiker, die den Handel tolerieren? Wenn sie die Ernten zerstören, müssen sie sich Gedanken darüber machen, wie die Ärmsten der Armen sich ihren Lebensunterhalt verdienen können. Kein Wunder, dass eine der schwierigsten Aufgaben beim Wiederaufbau der afghanischen Wirtschaft daran besteht, die Bauern vom Mohnanbau abzubringen.


  Verbote führen zu Illegalität bei Käufern wie Verkäufern. Hohe Preise treiben viele Drogenkonsumenten in die Beschaffungskriminalität; der regelmäßige Kontakt mit den Anbietern lässt ihnen das Verbrechen schon bald als ganz normal, vielleicht sogar gesellschaftlich akzeptabel erscheinen. Deutsche und amerikanische Studien ergaben, dass Süchtige etwa ein Fünftel ihres Einkommens legal erwerben, mehr als ein Drittel stammt aus dem Drogenhandel, der |32|Rest aus Einbrüchen, Überfällen oder Prostitution. Ein sehr hoher Prozentsatz von Eigentumsdelikten steht offenbar im Zusammenhang mit Drogen. Drogen sind ein komplexes gesellschaftliches Problem, das innerstädtische Ghettos zu Armut und Gewalt verdammt.


  Hohe Preise dämmen die Nachfrage ein. Wären illegale Drogen deutlich billiger beziehungsweise die gesetzlichen Sanktionen weniger streng, gäbe es viel mehr Konsumenten.


  Wie lassen sich Kosten und Nutzen unterschiedlicher Strategien gegeneinander abwägen? Angenommen, eine Regierung würde beschließen, ihre Politik hinsichtlich weicher Drogen wie Cannabis zu liberalisieren und kleine Mengen für den persönlichen Gebrauch sowie lizenzierte Händler zu erlauben: Das würde die Zahl der Anbieter erhöhen und die Macht organisierter Banden verringern. Die Preise würden fallen. Die Polizei müsste sich mit weniger Verbrechen sowohl auf Anbieter- als auch auf Nutzerseite beschäftigen, was eine Senkung des Polizeibudgets zur Folge hätte. Auch der Schaden, der der Gesellschaft durch Eigentumsdelikte und Gewalt entsteht, würde sich reduzieren. Die Qualität wäre leichter zu kontrollieren, und die Gesundheit der Konsumenten würde sich verbessern. Außerdem ergäben sich für die Regierung Einnahmen durch die Besteuerung oder Lizenzierung eines legalen Gewerbes.


  Diesen Vorteilen stünden natürlich Kosten gegenüber: Niedrigere Preise würden zu einer Erhöhung der Nachfrage und somit zu mehr Konsumenten führen. Das hätte negative Auswirkungen auf die Gesundheit aller und würde möglicherweise die Produktivität der Konsumenten mindern. (Es gibt nicht viele Belege dafür, dass Drogen tatsächlich die Arbeitsleistung reduzieren; so mancher behauptet sogar, es sei genau umgekehrt. Nicht wenige Künstler sind bekennende Alkoholiker, und die Film- und Fernsehindustrie würde ohne Kokain vermutlich überhaupt nicht existieren.) Außerdem führt die Tolerierung weicher Drogen unter Umständen mehr Leute an die harten heran, was die Kosten ebenfalls erhöht.


  Es gibt durchaus Versuche ohne totalen Krieg gegen die Drogen. Eine Studie des Centre for Economic Policy Research vergleicht beispielsweise |33|den Heroinkonsum in Großbritannien und den Niederlanden. In den Niederlanden sind Drogen, auch Cannabis, grundsätzlich verboten, aber der Besitz wie auch der Verkauf kleiner Mengen von Haschisch in lizenzierten Cafés ist erlaubt. Deshalb gehören Amsterdams Cafés zusammen mit dem Rotlichtbezirk und den Kanälen zu den Haupttouristenattraktionen der Stadt. Dieser liberale Ansatz verbindet sich mit strengem Vorgehen – hohe Geld- beziehungsweise Gefängnisstrafen – gegen alle, die bei der Ein- oder Ausfuhr von Drogen erwischt werden.


  Die Studie ergab, dass Heroin in den Niederlanden zwischen 1983 und 1993 durchschnittlich 28 Pfund Sterling pro Gramm kostete, in Großbritannien 74 Pfund. Trotzdem war die Kriminalitätsrate in Holland niedriger, und viel weniger junge Leute hatten Drogen genommen als auf den Britischen Inseln. Drogenkonsumenten erhielten auch bessere medizinische Hilfe. 1995 hatten die Niederlande die niedrigste Zahl von Drogentoten in ganz Europa: 2,4 pro einer Million Einwohner. Den zweiten Platz der Positivstatistik belegte Frankreich mit 9,5 pro einer Million Einwohner. In den Niederlanden gibt es sogar ein Altersheim für Junkies. Das holländische Experiment zeigt, dass eine liberale Handhabung des Drogenproblems eine Reduzierung der Gesundheits- und Polizeikosten zur Folge haben kann. Da wundert es nicht, dass die britische Regierung Ende 2001 in puncto Cannabis die Einführung eines am niederländischen Vorbild orientierten Systems ankündigte.


  Ein anderes Experiment im nicht gerade für seine Liberalität bekannten Zürich ist ähnlich erhellend. 1987 wurde trotz strikter Antidrogenpolitik im berüchtigten »Nadelpark« hinter dem Hauptbahnhof Heroin nicht nur verkauft, sondern auch offen konsumiert. Die hygienischen Zustände waren erschütternd, die Zahl der gesundheitlich schwer angeschlagenen Süchtigen stieg, und das Angebot wurde von Banden kontrolliert, die Schulkindern Drogen zu besonders niedrigen Preisen verkauften. Angesichts der hohen Gewinnspannen wollten sich neue Gangs auch ein Stück vom Kuchen sichern, und so kam es zu Bandenkriegen zwischen Libanesen, Albanern |34|und Afrikanern. Außerdem stieg die Beschaffungskriminalität exponentiell an. Die Polizei sperrte den Park, doch die Szene verlagerte sich einfach in einen stillgelegten Bahnhof.


  1994 beschlossen die Behörden, einen neuen Ansatz zu wagen: Jetzt werden kleine, vom Staat mitfinanzierte Mengen Heroin an registrierte Süchtige ausgegeben, die diese in eigens dafür eingerichteten Räumen nehmen und sich im Gegenzug sowohl medizinischer als auch psychologischer Behandlung unterziehen müssen. Gleichzeitig geht die Polizei streng gegen andere Anbieter vor, während der Drogenkonsum in Privathaushalten und auf Partys liberal gehandhabt wird. Diese neue Politik ist in vielerlei Hinsicht erfolgreich: Die Gesundheit schwer Drogenabhängiger hat sich deutlich verbessert, mehr als die Hälfte der registrierten Süchtigen fand einen Arbeitsplatz, und die Mehrzahl derjenigen, die früher stahlen, um ihren Drogenkonsum zu finanzieren, tut dies nicht mehr. In einem Volksentscheid vom Dezember 1996 sprachen sich die Züricher Bürger mehrheitlich für die Fortsetzung dieser Politik aus.


  Auch in Großbritannien, wo der Drogenmissbrauch europaweit am stärksten ausgeprägt ist, setzt sich der Liberalisierungsansatz allmählich durch. 2002 legalisierte die Regierung faktisch den Besitz von Cannabis zum persönlichen Gebrauch, ließ versuchsweise die medizinische Verwendung von Haschisch zu und stieß eine Diskussion darüber an, ob Ecstasy den Status einer weichen Droge erhalten sollte.


  Das ökonomische Argument für staatliche Intervention beim Drogenkonsum sieht folgendermaßen aus: Die Belastung des Gesundheitssystems sowie die gesellschaftlichen Probleme, die sich aus dem Konsum von Drogen aus dem illegalen Markt ergeben, verursachen der Gesellschaft einen Schaden, der höher liegt als der private Nutzen aus dem Genuss dieser Drogen (für den Konsumenten) sowie dem Gewinn (für den Händler). Der Wirtschaftler nennt so etwas externen Effekt, was bedeutet, dass das Verhalten eines Einzelnen oder einer Gruppe das Leben anderer Menschen beeinflusst. Externe Effekte sind der klassische Grund für staatliche Eingriffe |35|in das Marktgeschehen: Das Verhalten Privater führt zu einem nicht idealen (im Ökonomenjargon: suboptimalen) Ergebnis. Beispiele wären der Konsum legaler Drogen wie Alkohol oder Nikotin, laute Partys oder das Autofahren während der Rushhour.


  Im Augenblick gilt in den meisten westlichen Ländern ein striktes Verbot zumindest harter Drogen. Ähnlich geht der Staat auch bei anderen externen Effekten vor. So wird beispielsweise der Ausstoß bestimmter Schadstoffe ganz untersagt oder reglementiert. Es lässt sich relativ leicht feststellen, dass eine Fabrik die Umwelt mit Toxinen belastet, aber schwieriger wird es, die Lieferung von Produkten aus vielen unterschiedlichen Quellen zu kontrollieren. Logistisch gesehen, ist das Verbot von Drogen nichts anderes als ein Einfuhrverbot für kleine, leicht zu transportierende Produkte wie zum Beispiel Käse. Ein Käseverbot könnte Liebhaber verleiten, einen hohen Preis dafür zu bezahlen, und so den Schmuggel zu einem einträglichen Geschäft machen. Einfuhrzölle auf Käse, die den Preis nur wenig erhöhen, würden hingegen mit ziemlicher Sicherheit nicht zur Aktivierung krimineller Energie führen. Außerdem wäre ein Verbot kostspielig für den Staat. Der Kampf gegen die Drogen kostet die Vereinigten Staaten jährlich schätzungsweise 35–40 Milliarden US-Dollar, und landesweit steht mindestens eine von zehn Verhaftungen in Zusammenhang mit Drogendelikten.


  Möglicherweise ließe sich das Problem durch eine hohe Steuer auf Drogen in den Griff bekommen. Das ist genau der Ansatz, den die britische Regierung im Hinblick auf Tabak und Alkohol gewählt hat. Beides ist hoch besteuert und spült jährlich 14 Milliarden Pfund in die öffentlichen Kassen. Mehr als die Hälfte des Verkaufspreises für eine Flasche Wein geht an den Staat.


  Die Steuer ist hoch, weil Tabak- und Alkoholkonsum eine große Belastung für die Gesundheit aller darstellen. Natürlich wäre der Regierung eine nüchterne, gesunde und somit uneingeschränkt arbeitsfähige Bevölkerung lieber, aber die Steuern lassen sich nun einmal nicht unbegrenzt erhöhen. Außerdem ist die menschliche Neigung zur Steuerhinterziehung fast so alt wie die Liebe zu den |36|Drogen. Die Nachfrage nach Alkohol und Zigaretten reagiert auf den Preis; die Steuern auf Schnaps und Tabak – allerdings nicht auf Bier und Wein – sind bereits so hoch, dass eine weitere Erhöhung laut Aussagen des Institute for Fiscal Studies in London den legalen Erwerb und damit die staatlichen Einnahmen reduzieren würde. Manche Käufer besorgen sich ihren Alkohol bereits von Schwarzbrennern, was zu erhöhten Kosten für die Kriminalitätsbekämpfung und verringerten Steuereinnahmen führt. Da der Preis auf dem Schwarzmarkt deutlich günstiger liegt, ist der Verbrauch gestiegen. Es gibt ein Niveau der Preise einschließlich Steuern, das die Steuereinnahmen maximiert und die Nachfrage begrenzt. Diese Aussage würde auch für Drogen wie zum Beispiel Cannabis gelten, käme man zu dem Entschluss, sie zu legalisieren. Wie hoch die Steuern sein können, ist eine empirische Frage, die von der Größe des potenziellen Marktes, den Kosten für die Vermarktung der Drogen und der Preiselastizität der Nachfrage abhängt, das heißt davon, wie stark die Nachfrage auf kleine Preisveränderungen reagiert. Die Menge des konsumierten Haschisch könnte also genau wie die Kriminalitätsrate und das daraus resultierende Polizeibudget niedriger sein, und die Steuereinnahmen könnten höher liegen, wenn die Droge wie Alkohol legal, aber hoch besteuert wäre.


  Eine Menge Wenn und Aber, werden Sie sagen. Stimmt. Nicht zuletzt deshalb, weil es so schwierig ist, Daten zu beschaffen, können Ökonomen die Vor- und Nachteile der verschiedenen Ansätze nicht allzu gut beurteilen, und die holländischen und Schweizer Experimente werden heiß diskutiert. Allerdings berücksichtigt die politische Debatte die wirtschaftliche Kosten-Nutzen-Analyse nicht in ausreichendem Maß. Sogar eingefleischte Drogengegner wie ich beginnen zu erkennen, dass die unnachgiebige Haltung des Staates Drogen gegenüber vermutlich dem öffentlichen Interesse widerspricht. Moralisieren verhindert möglicherweise die Diskussion von sinnvollen Ansätzen. Ein bisschen mehr ökonomischer Pragmatismus könnte Licht in das Dunkel der eingefahrenen Drogenpolitik bringen.
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  |37|KAPITEL 3


  Risiko: Warum die meisten Teenager nicht wie Ökonomen handeln


  Viele Jugendliche lieben das Risiko. Sex ohne Kondom, illegale Drogen, legale Drogen wie Tabak und Alkohol, schnelle Autos, Raufereien – die Liste ist lang, und das, obwohl Teenager es in ihrem Alter besser wissen sollten. Fünfzehnjährige können die Konsequenzen ihres Handelns im Wesentlichen einschätzen. Sie gehen das Risiko bewusst ein und treffen Entscheidungen, die nicht zu ihrem Besten sind: Tabak verursacht Lungenkrebs; Sex ohne Kondom erleichtert die Übertragung von Geschlechtskrankheiten und kann zu einer unerwünschten Schwangerschaft führen.


  Kein Wunder, dass Eltern sich Sorgen machen. Und auch Ökonomen sind alles andere als glücklich über das Verhalten der jungen Leute, denn es scheint einer der Hauptthesen der Wirtschaftswissenschaft zu widersprechen, der von der rationalen Entscheidung. Das heißt, dass Menschen sich mit Hilfe der verfügbaren Informationen für das Verhalten entscheiden, das zu ihrem Besten ist. Natürlich kann es keine hundertprozentige Information geben, und auch das eigene Beste lässt sich unterschiedlich interpretieren. Aber immerhin sollten Menschen weder sich selbst schaden noch sich ihre Zukunft verbauen.


  Ökonomen gehen davon aus, dass Menschen mit ihren Entscheidungen versuchen, den erwarteten Nutzen zu maximiere n. Das bedeutet, wir sollten wie Mr. Spock aus Raumschiff Enterprise die uns zur Verfügung stehenden Informationen abwägen und |38|dann eine logische Entscheidung treffen. Obwohl wir uns alles andere als rational verhalten, wenn wir verliebt oder in Panik sind oder einen Kater haben, kann man doch davon ausgehen, dass die Menschen im Allgemeinen wissen, was in ihrem Interesse ist, sprich, wie ihre Präferenzen beschaffen sind.


  Doch das Verhalten von Teenagern widerspricht oft bewusst ihren eigenen Interessen. Ähnliches gilt für Menschen in der Midlifecrisis, für Raser, Spiel- oder Alkoholsüchtige. Solchermaßen irrationales Verhalten stellt Ökonomen vor ein Problem: Wenn die ökonomische Analyse in einem Gebiet nicht funktioniert, wie können wir dann sicher sein, dass sie es in anderen tut? Viele zweifeln zum Beispiel daran, dass Investorenentscheidungen an den Finanzmärkten immer rational sind.


  Deshalb werden heute andere Disziplinen, besonders die Psychologie, in die wirtschaftliche Analyse einbezogen.


  Die Verbindung von Ökonomie und Psychologie, Behavioral Economics oder Verhaltensökonomie genannt, schafft einen wirkungsvolleren Analyserahmen, als die beiden Einzeldisziplinen ihn für sich allein genommen böten. Die Psychologie hilft uns, die Gründe für das Verhalten der Menschen zu begreifen, während die Ökonomie dazu beiträgt, die Politik so zu gestalten, dass sie nicht nur den Einzelnen vor den Konsequenzen seiner unvernünftigen Entscheidungen schützt, sondern auch die Gemeinschaft.


  Wirtschaftliche Prinzipien sind auch bei riskantem Verhalten zu erkennen. Wenn beispielsweise der Preis für Tabak oder Marihuana steigt, sinkt die Nachfrage. Oder: Wenn das angenommene Risiko der Ansteckung mit einer Krankheit wie AIDS hoch ist, verwenden Teenager eher Kondome. Es scheint also doch so etwas wie eine Kosten-Nutzen-Analyse stattzufinden, der rationale Entscheidungen zugrunde liegen.


  Außerdem weisen psychologische Studien darauf hin, dass das Entscheidungsverhalten von Teenagern und Erwachsenen sich ähnelt. Junge Leute sind sich im Regelfall der Risiken genauso bewusst wie Erwachsene, stellen auch komplexe Überlegungen an |39|und bewerten die Folgen von Drogenmissbrauch oder Glücksspielen ebenfalls negativ.


  Der Unterschied liegt also nicht in der Risikoeinschätzung, sondern in der Präferenz dafür: Die meisten Menschen haben Probleme, Risiken realistisch einzuschätzen, aber Teenager und Männer mittleren Alters neigen eher dazu, sie einzugehen, als andere. Teenager wollen sich von den Erwachsenen unterscheiden, und Männer in der Midlifecrisis versuchen, noch einmal ein Stück der Jugend zu erhaschen.


  Sogar die Vernünftigsten von uns halten sich nicht immer an das Ideal der rationalen Entscheidung. Das liegt unter anderem daran, dass dem Menschen im Allgemeinen die sofortige Befriedigung seiner Wünsche lieber ist als sein zukünftiges Wohlergehen. Psychologisch gesehen, sind wir in unseren Präferenzen zeitinkonsist e n t, das heißt, unser gegenwärtiges Wollen entspricht nicht dem, was wir möchten, wenn wir in der Zukunft angelangt sind.


  Süchtige beispielsweise würden vermutlich in der Zukunft nicht mehr die Risiken eingehen wollen, denen sie sich jetzt aussetzen, aber trotzdem gelingt es ihnen nicht, auf die Befriedigung ihrer Wünsche in der Gegenwart zu verzichten. Das hat eher mit mangelnder Disziplin zu tun als mit einer unzureichenden Einschätzung der Risiken. Zudem scheint es unterschiedliche Grade der Wahrnehmung zu geben: Manche Trinker gestehen sich selbst nicht ein, dass sie ein Problem haben, während andere mit Hilfe der Anonymen Alkoholiker etwas dagegen zu unternehmen versuchen.


  Den meisten Menschen fällt es schwer vorherzusehen, welche Einstellung sie in der Zukunft haben, beziehungsweise welchen Nutzen sie den unterschiedlichen Möglichkeiten zuschreiben werden, um im Jargon zu bleiben. Als Jugendlicher kann man sich nicht vorstellen, dass man in ein paar Jahren andere Präferenzen haben wird, dass zum Beispiel mit 50 ein sicherer Job und ein nettes Häuschen attraktiver sind, als mit Freunden an der Straßenecke einen Joint zu rauchen. So etwas nennt man eine verzerrte Projektion der Präferenzen.


  |40|Wir wissen alle nur zu gut, wie schwierig es ist, gemäß zukünftigen Präferenzen zu handeln: Wer hungrig einkaufen geht, verlässt den Laden selten ohne alle möglichen Sachen, die er eigentlich gar nicht braucht. Ein sehr viel ernsteres Beispiel ist das des Selbstmordkandidaten: Er ist nicht in der Lage, sich vorzustellen, dass es ihm irgendwann wieder besser gehen könnte als jetzt.


  Offenbar haben junge Leute eine stärkere Präferenz für die unmittelbare Wunschbefriedigung als ältere. Es fällt ihnen schwerer, ihre zukünftigen Präferenzen vorherzusagen, weil sie noch nicht genug Lebenserfahrung besitzen. Junge Menschen weichen eher vom Prinzip der Rationalität ab als ältere, denn sie haben im Regelfall weniger dramatische Konsequenzen zu befürchten als Erwachsene. So können sie zum Beispiel nach einer durchzechten Nacht eher ihren Kater ausschlafen als ihre Eltern, die pünktlich zur Arbeit müssen. Das heißt, dass für sie der Nutzen, nämlich Gleichaltrige zu beeindrucken, höher ist als die Kosten.


  Es scheint sogar so etwas wie Risikofatalismus zu geben: Wenn man schon wider besseres Wissen handelt, dann wenigstens richtig. Da tritt die Zukunft gern in den Hintergrund.


  Das alles bedeutet, dass sich die ökonomischen Grundprinzipien der rationalen Entscheidung und der Nutzenmaximierung auch bei der Analyse der psychologischen Neigung zur unmittelbaren Wunschbefriedigung und Fehleinschätzung künftiger Präferenzen anwenden lassen.


  Doch es sind weitere Faktoren zu beachten: Erstens die Bedeutung der Referenzniveaus. Menschen interessieren sich stärker für Veränderungen ihres Einkommens oder der Aktienpreise oder die Abweichung anderer Indikatoren von einem Referenzniveau als für den absoluten Wert. Außerdem ist es ihnen wichtiger, Verluste zu vermeiden, als Gewinne zu erzielen – etwa doppelt so wichtig, um genau zu sein.


  Ein zweiter Faktor ist die Präferenz für den Status quo, auch Beharrungseffekt genannt. Die Dinge, die man bereits hat, besitzen einen größeren Wert als die, die man möglicherweise |41|noch erwerben kann. Anders ausgedrückt: Der Spatz in der Hand ist besser als die Taube auf dem Dach.


  Des Weiteren werden Einkommenssteigerungen unterschiedlich bewertet: von 100 auf 200 Euro bedeutend höher als von 1100 auf 1200 Euro. Dieses Phänomen nennt man abnehmender Grenznutzen. In diesem Kontext ergibt das Sinn, aber auf einen anderen wie den Drogenkonsum übertragen, verführt die abnehmende Wertschätzung den Betroffenen möglicherweise dazu, das Risiko seines Verhaltens nach dem ersten Mal gefährlich zu unterschätzen.


  Viele Menschen beweisen soziales Engagement, das unter Umständen sogar ihr eigenes Einkommen mindert. Das weist darauf hin, dass der Nutzen eines jeden Einzelnen von dem der anderen abhängen kann, dass dieser Einzelne also nicht unbedingt immer nur seinen eigenen erwarteten Nutzen maximiert.


  Die Fähigkeit des Menschen, zukünftige Entwicklungen abzuschätzen, ist nicht besonders gut ausgeprägt. Zum Beispiel haben wir alle mehr Angst vor Eventualitäten mit geringer Wahrscheinlichkeit wie Flugzeugabstürze als vor solchen mit hoher wie Unfälle beim Überqueren der Straße.


  Die klassische Ökonomie geht davon aus, dass rational agierende Individuen Entscheidungen treffen, die der Maximierung ihres erwarteten Nutzens dienen. Sie ist in der Lage, den Faktor der Unsicherheit mit einzubeziehen, also den Mangel an Wissen darüber, was die Zukunft bringt. Viel schwerer fällt es ihr da schon, die systematischen Verzerrungen bei der Einschätzung von Risiken beziehungsweise die höhere Wahrscheinlichkeit eines Ergebnisses gegenüber einem anderen zu erfassen. Die Verhaltensökonomie kombiniert die analytischen Vorteile wirtschaftlicher Modelle mit Erkenntnissen der Psychologie.


  Wird sie uns dabei helfen, Teenager von riskantem Verhalten abzubringen? Ich bezweifle es. Allerdings könnte sie politische Entscheidungen beeinflussen, zum Beispiel über die Verteilung von Gratiskondomen oder -spritzen oder die Unterstützung von Müttern im Teenageralter. Kluge Politik bezieht mit ein, wie junge Leute ihren |42|zukünftigen Nutzen einschätzen. Die kalifornische Regierung beispielsweise ließ ein Poster drucken, das jungen Männern die Lust am Rauchen verderben sollte: Darauf abgebildet war eine geknickte Zigarette. Die Angst vor den eher unwahrscheinlichen negativen Auswirkungen des Rauchens auf das gegenwärtige Sexualleben – so die Annahme – würde das Verhalten junger Männer weit stärker beeinflussen als die vor dem hohen zukünftigen Risiko, Lungenkrebs oder eine andere durch Nikotinkonsum verursachte Krankheit zu bekommen.


  Gute Ökonomen vergessen nie, dass das menschliche Verhalten nicht immer rational ist. Und so müssen wir andere Disziplinen wie die Psychologie oder die Geschichte zu Rate ziehen, um unsere Mitmenschen besser zu begreifen.


  
    
      43
    


    
      51
    


    
      43
    


    
      51
    


    
      false
    

  


  |43|KAPITEL 4


  Sport: Besser als Sex


  Es gibt nichts Aufregenderes als das Knallen von Weidenholz auf Leder, sagt mein Mann. Nein, nein, keine Angst: Er meint keine bizarren Sexualpraktiken, die er in seiner englischen Public School lernte, sondern Kricket. Nun, vielleicht gibt es doch noch etwas Aufregenderes, nämlich den Aufschrei der Menge, wenn ein kräftig gebauter Neandertaler sich, einen eiförmigen Ball an die Brust gepresst, jenseits einer weißen Linie in den Dreck wirft. Oder das Elfmeterschießen im Fußballweltmeisterschaftsfinale zwischen den ewigen Gegnern England und Deutschland. Ja, in diesem Kapitel geht’s um Sport.


  Wer den Super Bowl oder die Olympischen Spiele im Fernsehen verfolgt, merkt vielleicht gar nicht, wie viel Sport mit Wirtschaft zu tun hat. Sport ist Big Business, besonders in den Vereinigten Staaten. Laut einer Schätzung der Europäischen Kommission machen alle mit dem Sport verbundenen Handelsaktivitäten 3 Prozent des Welthandels aus. In seiner besten Zeit verdiente der Basketballer Michael Jordan bei den Chicago Bulls 30 Millionen US-Dollar jährlich und dazu noch einmal das Doppelte durch Produktwerbung. Sportkleidung, Fernseh- und Werberechte, Sportwetten und die Einnahmen aus dem Verkauf von Eintrittskarten machen zusammengenommen etwa 6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der westlichen Welt aus. So viel schafft weder die Landwirtschaft noch die Autoindustrie.


  |44|Weshalb sich sogar jemand wie ich, der niemals TV-Sportsendungen ansieht, dafür interessiert. Ja, die Sportindustrie ist ein wunderbarer Tummelplatz für Ökonomen, denn in dieser Branche mangelt es nicht an Statistiken, und sie veranschaulicht die Wirkungsweise einiger grundlegender wirtschaftlicher Prinzipien.


  Die größten Geldmaschinen in den Vereinigten Staaten sind Baseball, Basketball, Football und Eishockey, in Europa Fußball und in Japan Baseball. Nur wenige Teams in diesen Sportarten haben es geschafft, wirklich weltweit bekannte Marken zu werden wie die Yankees oder Manchester United, und auch nur wenige Sportler wie Michael Jordan oder Tiger Woods sind Weltstars. Ich könnte nicht einmal dann den Namen eines japanischen Baseball-Teams nennen, wenn mein Leben davon abhinge.


  Nicht nur die Mannschafts- und Liga-, sondern auch die Sendestrukturen unterscheiden sich deutlich, weil die sportlichen Traditionen eines Landes eng mit seiner Kultur und Geschichte verknüpft sind. Doch zwei Aspekte machen fast jede Sportart ökonomisch interessant: Erstens der Arbeitsmarkt, auf dem sich leicht feststellen lässt, wie produktiv jeder der Beteiligten ist und wie viel er verdient. Zweitens die Industriestruktur einer Branche, in der die Firmen (sprich Teams) ohne Konkurrenz nicht existieren könnten. Eine Liga, die Jahr für Jahr von derselben Mannschaft beherrscht wird, ist langweilig; also müssen die schwächeren Teams und Spieler gut genug sein, um den besseren mit ihren Stars genügend Publikum anzulocken.


  Wenden wir uns zuerst dem Arbeitsmarkt zu. Jedes Kind weiß, dass sportlicher Erfolg Ruhm und Reichtum nach sich zieht. Sporthelden machen Film- und Popstars die Spitzenverdienerplätze streitig. Es handelt sich um einen Arbeitsmarkt, auf dem die Regeln einer so genannten Superstar-Ökonomie gelten. Der Begriff stammt von dem Wirtschaftswissenschaftler Sherwin Rosen, der ihn anfangs nur auf das Entertainment bezog, ihn aber später auch auf den Sport ausdehnte. Inzwischen ist dieses Konzept als »Winner-takes-all-Phänomen« einem breiteren Publikum bekannt |45|geworden. Bei Film- und Sportstars steht die verrichtete Arbeit nicht in direktem Verhältnis zur Anzahl der Zuschauer. David Beckham leistet in einem Spiel für Manchester United oder jetzt Real Madrid mit 20 Millionen Fernsehzuschauern auch nicht mehr als bei einer Million oder keinem einzigen. Aber natürlich ist es umso besser, je mehr Menschen zusehen. Beim Angebot von Sport-, Schauspieloder Stimmtalenten gelten stark steigende Skalenerträge. Das Publikum sieht lieber Stars als Unbekannte, weil es weiß, was von ihnen zu erwarten ist. Das heißt, die Nachfragebedingungen verstärken den Superstareffekt.


  Je mehr Bedeutung der Verkauf von Senderechten erlangt, desto wichtiger wird der Superstareffekt. Die Einkünfte der Topspieler liegen deutlich höher als die aller anderen. Das gilt nicht nur für Teamsportarten wie Fußball und Baseball, sondern auch für Individualsportarten wie Tennis oder Golf.


  Das erklärt, was die Londoner Unternehmensberater Deloitte & Touche herausfanden: dass nämlich die Spielergehälter praktisch die gesamten Zusatzeinnahmen der englischen Fußballclubs in der Premier League aus Fernsehrechten verschlangen. Manchester United beispielsweise gab in der Saison 1999/2000 45 Millionen Pfund für Gehälter aus, von denen der bestbezahlte Spieler 2,8 Millionen Pfund erhielt. Der bestbezahlte Spieler der gesamten Liga bekam 3,6 Millionen. Manchester United kann sich solche Gehälter leisten, aber auch kleinere Clubs müssen ihren Spielern entsprechend viel zahlen und schreiben deshalb Verluste. Die gesamte Liga erwirtschaftete in der erwähnten Saison einen Verlust vor Steuern von 34,5 Millionen Pfund. Die Unternehmensberater rieten den Clubs, den Stars weiterhin so viel zu zahlen wie bisher, aber die Gehälter der restlichen Spieler zu kürzen.


  Vielen Menschen mögen solche Zahlen obszön erscheinen. Schon 1929 verdiente Babe Ruth – nach heutigem Maßstab bescheidene – 70 000 US-Dollar. Als ein Reporter wissen wollte, wie er es rechtfertige, dass er mehr als der amerikanische Präsident verdiene, soll er geantwortet haben: »Tja, ich habe ein besseres Jahr hinter |46|mir.« Man kommt ins Grübeln, ob die Bezahlung von Lehrern und Krankenschwestern angemessen ist. Und was sagt das Einkommen von Tiger Woods im Vergleich mit einem Lehrergehalt darüber aus, welchen gesellschaftlichen Wert wir der jeweiligen Tätigkeit beimessen?


  Es steht fest, dass unsere westliche Gesellschaft Gesundheit und Bildung für sehr viel wichtiger hält als Sport, denn die Ausgaben für diese Bereiche haben jeweils einen mindestens doppelt so hohen Anteil am Bruttoinlandsprodukt wie die für den Sport. Viele Eltern investieren jährlich Tausende von Pfund, Dollar oder Euro in die Ausbildung ihrer Kinder, würden aber nicht im Traum daran denken, genauso viel Geld für Baseballtickets oder Boxkämpfe im Pay-TV auszugeben.


  Die Gehälter eines Lehrers und eines Tiger Woods erklären sich also nicht aus der unterschiedlichen Bewertung ihrer Leistung durch die Gesellschaft, sondern durch die steigenden Skalenerträge in der Sportbranche. Das hängt hauptsächlich mit der Technologie, vielleicht auch ein bisschen mit unserer größeren Bereitschaft zusammen, einem Sportstar zuzujubeln als einem Lehrer. Solange ein begnadeter Pädagoge nicht über Fernsehen oder Internet ein großes Publikum erreichen kann, ist das Einkommen, das sich in seinem Beruf erzielen lässt, durch die Anzahl der Kinder begrenzt, die in sein Klassenzimmer passen. An amerikanischen Universitäten haben manche Professoren durchaus Starstatus und verdienen deutlich mehr als ihre Kollegen. Der Verfasser eines erfolgreichen Lehrbuchs, einer beliebten Zeitungskolumne oder eines Bestsellers wäre ein Beispiel für Superstar-Ökonomie in der Lehrerbranche. Der Wert einer Leistungseinheit pro Zuschauer ist in Unterricht und Sport vermutlich ähnlich, doch die hoch bezahlten Athleten erreichen einfach ein viel größeres Publikum als die besten Lehrer. Sport ist ein Geschäft mit geringen Gewinnmargen, aber hohen Umsätzen.


  Das Beispiel Sport beweist weniger, dass die unterschiedliche Bewertung von Tätigkeiten in unserer Wirtschaft falsch ist, sondern eher, wie gut der Arbeitsmarkt funktioniert. Das Einkommen von |47|Athleten ist untrennbar mit ihrer Leistung als Einzelperson verknüpft, ganz anders als in allen anderen Branchen, wo sich nur schwer feststellen lässt, wie hoch die Produktivität eines jeden Einzelnen beziehungsweise einer Gruppe ist. Selbst wenn Daten über individuelle Einkommen vorliegen, muss die Produktivität auch anhand anderer Faktoren wie zum Beispiel Vorbildung, Berufserfahrung oder Familienprofil ermittelt werden. Bei Sportstars hingegen gibt es objektive Maßstäbe für die Leistung der einzelnen Athleten.


  Ökonomen empfinden es als höchst befriedigend, dass die besten Sportler jetzt auch das höchste Gehalt bekommen. Und das, obwohl der Arbeitsmarkt in den meisten Sportarten nicht vollständig dem Wettbewerb unterliegt und offen ist, jedenfalls nach der Unterzeichnung des Vertrags. Bis vor kurzem schlossen amerikanische Proficlubs langfristige Exklusivverträge mit Spielern, die das alleinige Recht beinhalteten, diese Spieler an andere Clubs weiterzuverkaufen. Im europäischen Fußball geht es noch immer um gewaltige Ablösesummen, doch dieses System wird inzwischen von den europäischen Kartellbehörden unter die Lupe genommen. In keiner anderen Industrie, außer der Filmbranche in Hollywood, konnten sich Arbeitgeber die Arbeitskraft ihrer Angestellten so lange aneignen. Das relativ neue System individueller Verträge im amerikanischen Sport beweist, dass die Einkommen höher sind, wenn die Angestellten, nicht die Arbeitgeber, die Rechte auf die Leistung des Arbeitenden besitzen.


  Im amerikanischen Profisport herrschte in den sechziger und siebziger Jahren in puncto Bezahlung klare Rassendiskriminierung. Anfangs hatten die Fans noch keine Lust, Teams mit farbigen Spielern zu sehen – vor 1947 gab es nur weiße Mannschaften –, und zahlten bei solchen Matches weniger Eintritt als bei anderen. Doch irgendwann wollten sie immer dabei sein, wenn die eigene Mannschaft gewann, egal wie sie zusammengesetzt war. In den neunziger Jahren spielte die Rassendiskriminierung im Sport keine Rolle mehr; vielleicht kommt dem eine Signalwirkung für andere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens zu. Im englischen Fußball scheint diese |48|Entwicklung noch nicht so weit fortgeschritten zu sein: Neuere Studien ergaben, dass ein Team bei gleichen Gehaltsausgaben wie ein anderes mehr farbige Spieler einsetzen kann und mit ihnen erfolgreicher ist. Farbige Talente sind billiger als weiße.


  Sportler verdienen heute mehr als früher, aber die Clubs haben dadurch einen geringeren Anreiz, in Talente zu investieren. Genau wie im alten Hollywood-Studiosystem konnte ein Team in der Vergangenheit Unbekannte fördern, was das Risiko mit sich brachte, Geld zu verlieren, aber auch die Chance, große Gewinne zu erzielen, wenn man tatsächlich ein Ausnahmetalent entdeckte. Im neuen System haben ein paar wenige ein deutlich höheres Einkommen als die übrigen. Das heißt, dass die breite Masse der Spieler benachteiligt ist.


  Wer Sportstar werden möchte, lässt sich also auf ein noch größeres Risiko ein als früher. Es sind viele Jahre harter Arbeit nötig, um im Sport wirklich Erfolg zu haben, und die Gefahr zu versagen oder sich zu verletzen, ist hoch, während die Wahrscheinlichkeit, tatsächlich irgendwann viel Geld zu verdienen, eher sinkt. Den Stars geht es besser als dem Rest, aber von ihnen gibt es weniger, und der Durchschnittsspieler zieht den Kürzeren.


  Ob dieser Umstand das Angebot künftiger Spieler reduzieren wird, lässt sich heute noch nicht sagen. Die sportlichen Leistungen haben sich verbessert, doch das könnte sich ändern, wenn das Angebot potenzieller Spieler zurückgeht. Die Manager amerikanischer Teams führen seit geraumer Zeit solche Argumente ins Feld, um mithilfe einer entsprechenden Vereinbarung eine Eskalation der Gehälter von Topspielern zu verhindern – ein einzigartiges Phänomen auf dem Arbeitsmarkt.


  Zur Verteidigung des alten Systems wurde oft angeführt, dass der freie Wettbewerb auf dem Sportarbeitsmarkt es reichen Clubs ermöglichen würde, sich die besten Spieler zu sichern, was langweilige Matches mit vorhersehbarem Ausgang zur Folge hätte. Dem widerspricht das bekannte ökonomische Theorem von Ronald Coase: Es besagt, dass es in Bezug auf ökonomische Effizienz unerheblich |49|ist, wem die Eigentumsrechte an etwas gehören – in diesem Fall an den Spielern –, weil jeder Eigentümer danach strebt, das gewinnträchtigste Ergebnis zu erzielen. Solange Clubs frei mit Spielern handeln konnten, landeten diese normalerweise dort, wo sie den höchsten Marktwert schufen. Das wäre nicht anders gewesen, wenn sie selbst in den Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt hätten eintreten können. In manchen Sportarten trifft das Coase-Theorem mehr oder weniger zu, und es gibt keine eindeutigen Belege dafür, dass die Qualität der Teams sich im Vergleich zu früher verschlechtert hätte. In anderen jedoch, wie zum Beispiel im amerikanischen Spitzenbaseball – das haben mir verärgerte Fans versichert – ist die Kluft zwischen den Besten und dem Rest tiefer geworden.


  Gleichzeitig bringt Sportfranchising immer mehr Profit, wird also ein immer wichtigeres Gegengewicht zu den hohen Gehältern.


  Wir haben noch kein Wort über die Industriestruktur im Profisport verloren. Die Clubs lassen sich nicht wirklich mit Unternehmen in anderen Branchen vergleichen. Microsoft wie auch das Café an der Ecke würde gern die Konkurrenz ausschalten, aber für einen Sportclub ist ein Monopol schädlich. Er braucht Wettbewerb, und zwar Wettbewerb auf hohem Niveau, damit die Sache interessant bleibt. Denn wenn nicht, schalten die Zuschauer auf Big Brother um.


  Es wird schon seit langem diskutiert, ob die Teams im amerikanischen Profisport aus wettbewerbsrechtlicher Sicht als Einzelunternehmen betrachtet werden können – die eigentlich konkurrieren sollten, einander aber in Wahrheit zuarbeiten – oder ob es sich bei einer Liga nicht vielmehr um eine Einheit handelt, deren Output der Wettbewerb zwischen den Teams ist. In diesem Fall würden unterschiedliche Ligen und Sportarten miteinander konkurrieren. (In den Vereinigten Staaten treten Fußballteams nur in einem einzigen Wettbewerb gleichzeitig gegeneinander an, während es in Europa um Landesmeisterschaft, Landespokal sowie um Champions League und UEFA-Pokal geht.) Die zweite Interpretation hat sich in der Praxis durchgesetzt, sodass wettbewerbsrechtliche Ausnahmen wie die Erlaubnis zum kollektiven Verkauf von Fernsehrechten oder zur kollektiven |50|Absprache von Gehaltsstrukturen bestehen. Auch der britische Restrictive Practices Court hat den Clubs der Premier League erlaubt, die Übertragungsrechte für ihre Spiele kollektiv zu veräußern, weil das die finanzielle Gleichstellung der Clubs fördert und die Spitzenvereine hindert, sich durch Einzelverträge mit den Sendeanstalten den größten Teil der Fernseheinnahmen zu sichern.


  Ob die Fans sich so viele Gedanken über ein mögliches Ungleichgewicht machen, ist fraglich. Da die besten Teams zahllose Anhänger haben, die diese natürlich auch gewinnen sehen wollen, könnte sich das kollektive Wohlergehen durch ein größeres Ungleichgewicht sogar erhöhen, allerdings zu Ungunsten der Fans von schwächeren Mannschaften. Mit Hilfe der Theorie allein lässt sich diese Frage nicht klären. Der Fußballnarr und Ökonom Stefan Szymanski hat herausgefunden, dass die Zuschauerzahlen im englischen FA-Cup, in dem ein starkes Leistungsgefälle zwischen den einzelnen Teams herrscht, im Vergleich zu denen in der Premier League, wo die Ligastruktur dafür sorgt, dass gleichwertige Teams gegeneinander antreten, rückläufig sind.


  Wenn man also den Wettbewerb aller und nicht die Leistungen der Einzelteams als den Output der Branche betrachtet, tragen die Mannschaften gemeinsam zum Wert der Spiele bei und müssen sich unter Umständen gegenseitig entschädigen. Dem Fan ist der sportliche Wettbewerb wichtig. Wenn die schwächeren Teams keinen Nutzen aus ihrem Beitrag ziehen können – wenn sie beispielsweise hinsichtlich der Preisstruktur im Vergleich zur gesamten Branche benachteiligt sind –, fehlt es ihnen am nötigen Anreiz zum Wettbewerb, und sie investieren nicht genug, um diesen durch ihre Leistung interessant zu gestalten.


  Noch haben Ökonomen keinen Weg gefunden, um dieses Problem externer Effekte zu lösen. Eine Gehaltsobergrenze amerikanischen Stils hilft, den Wettbewerb zwischen schwächeren und stärkeren Mannschaften auszugleichen, aber sie bestraft Ausnahmetalente. In Europa steigen die schwächeren Teams in eine tiefere Liga ab, was hohe Einnahmeverluste mit sich bringt.


  |51|Ähnliche Strukturen lassen sich bei der Medienseite des Sports ausmachen. Marktmacht im Profifußball geht immer stärker mit Marktmacht bei der Fernsehübertragung einher. Die Einkünfte aus den Senderechten sind die wichtigste und am stärksten wachsende Einnahmequelle der Sportindustrie. Der Wert der Übertragungsrechte für den amerikanischen Profi-Football beispielsweise verdoppelte sich in den neunziger Jahren, hauptsächlich nach 1997, als CBS nach dem Auslaufen der Verträge mit Fox von 1994–1997 wieder mitbot.


  Ähnlich stiegen auch die Einnahmen aus Fernsehrechten für die englische Premier League von 220 000 Pfund pro Live-Übertragung 1986 und 640 000 Pfund 1992 auf 2,79 Millionen Pfund in einem Vierjahresvertrag, den die Liga 1997 mit dem Kabel- und Satellitenfernsehsender BSkyB unterzeichnete. Der Wettbewerb geht hier heutzutage zu weit. Der Sender ITV musste feststellen, dass er für die Übertragungsrechte an Fußballspielen der weniger attraktiven Nationwide League mit 315 Millionen Pfund zu viel bezahlt hatte, und meldete nach der Zahlung von 137 Millionen Pfund an die Clubs Konkurs an – was natürlich eine finanzielle Katastrophe für die Vereine bedeutete, die bereits hohe Gehaltsverpflichtungen eingegangen waren. Wie diese Entwicklung weitergehen wird, ist alles andere als klar.


  Die Unsicherheit über die Wettbewerbsstrukturen im Sport erhöht sich durch die Deals mit der Fernsehindustrie, einem Markt unvollkommener Konkurrenz. Gravierender ist dieses Problem in Europa, wo sich (außer meinem Mann und ein paar versprengten Kricket-Fans) nicht sehr viele Leute für andere Sportarten als Fußball interessieren und wo das Pay-TV konzentrierter ist als jenseits des Atlantiks. Auf beiden Kontinenten jedoch besitzt die Sportindustrie ausreichenden politischen Einfluss, um im Rahmen der wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen Ausnahmeregelungen durchzusetzen. Darf das sein? Aus ökonomischer Sicht: nein.
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  |52|KAPITEL 5


  Musik: Die Räuberbarone der New Economy


  Bob Dylan wurde im Mai 2001 60 Jahre alt. Aus diesem Anlass strahlte die BBC eine alte Dokumentation aus, in der Bob, damals so um die 40, sagte: »Als ich anfing, war mit Musik kein Geld zu verdienen. Wenn’s zum Leben langte, war man gut.«


  Das Musikgeschäft hat sich in den letzten zwei oder drei Jahrzehnten sehr verändert. Es gibt jede Menge neue Bands, die meiner Meinung nach längst nicht so gut sind wie die meiner Teenagerzeit. Das erinnert mich ein bisschen an einen Ausspruch meines Vaters, als ich damals Bob Dylan und David Bowie, The Clash und Roxy Music hörte: »Das ist doch keine Musik.«


  Auch die Technologie hat sich verändert. Als mein Mann und ich uns an unsere Lieblings-LPs zu erinnern versuchten, fragte unser zehnjähriger Sohn: »Was ist eine LP?« Sie war ihm genauso fremd wie uns früher Grammophone. Es sind völlig neue Medien, Aufnahme und Abspielgeräte sowie Formate entwickelt worden. Zu Radio und Fernsehen hat sich das Internet gesellt; große Röhrenradios machten tragbaren Transistorradios Platz, die wiederum von Stereoanlagen und CD-Playern und schließlich MP3-Playern abgelöst wurden. Und jede dieser Veränderungen hat die Musikindustrie wachsen lassen.


  Laut Angaben der Industrie hatte der globale Musikmarkt im Jahr 2000 einen Wert von 38,5 Milliarden US-Dollar, was einem einprozentigen Wachstum im Vergleich zum Vorjahr entspricht. Den Löwenanteil |53|machte der amerikanische Markt mit Verkäufen in Höhe von 14,3 Milliarden US-Dollar aus. (Japan steht mit etwa der Hälfte des amerikanischen Anteils von 37 Prozent weit abgeschlagen an zweiter Stelle; dann folgen Großbritannien und Deutschland. Kein anderer Einzelmarkt ist groß genug, um überhaupt Erwähnung zu verdienen.) Trotzdem verzeichnet die Recording Industry Association of America (RIAA) für 2000 einen leichten Rückgang der Verkäufe gegenüber 1999, weil der Absatz von Kassetten und CD-Maxi-Singles rückläufig ist.


  Der Kundengeschmack hat sich eindeutig von Kassetten weg bewegt, deren Marktanteil von 50 Prozent im Jahr 1990 auf 4,9 Prozent zehn Jahre später gefallen ist, während derjenige der CDs von 38,9 Prozent 1990 auf 89,3 Prozent 2000 stieg. Dazu stellt die RIAA eine »deutliche« Erhöhung der Internetverkäufe direkt von den Websites der Plattenfirmen fest. Online-Verkäufe, besonders über Tauschbörsen wie Napster, wirkten sich höchst nachteilig auf die Umsätze von CD-Maxi-Singles aus, die 2000 um 38,8 Prozent zurückgingen, nachdem sie sich zwischen 1995 und 1999 verdreifacht hatten. »Der freie Online-Zugang scheint sich drastisch auf den Single-Markt ausgewirkt zu haben«, heißt es im Jahresabschlussbericht von RIAA. Der Trend geht zum Herunterladen von Musik aus dem Internet auf tragbare Geräte der neuen Generation wie zum Beispiel MP3-Player.


  Zusammen mit den Formaten hat sich, wenn auch weniger offensichtlich, die Struktur der Industrie verändert. Anders als die Geräte, die immer kleiner werden, wachsen die Musikunternehmen. Die Hauptveränderung in dieser Branche ist also die zunehmende Marktkonzentration. Kleine, unabhängige Labels sind noch unbedeutender als früher; das Musikgeschäft liegt fast ausschließlich in den Händen einiger weniger globaler Riesen wie Sony, Bertelsmann oder EMI. Sogar manche auf den ersten Blick unabhängige Plattenfirmen befinden sich ganz oder teilweise im Besitz der Großen, die sich so eine Möglichkeit zur Entdeckung junger Talente freihalten.


  |54|Die Künstler, denen es gelingt, sich gegenüber den Musikkonzernen zu behaupten und selbst ins große Geschäft einzusteigen, lassen sich an einer Hand abzählen. David Bowie gehört zu ihnen. Er beschaffte sich mittels Anleihen Geld auf den internationalen Kapitalmärkten und zahlte es mit Hilfe von Erlösen aus seiner Backlist zurück.


  Künstler können ihre Songs selbst herausbringen, denn heutzutage ist es leicht und billig, Musik in eigenen kleinen Studios zu produzieren und dann übers Internet zu vertreiben. Allerdings fehlt ihnen die Werbemaschinerie, die aus einem tollen Song einen Hit macht. Das bestätigt die RIAA. Auf ihrer Website heißt es: »Marketing und Werbung dürften heute die teuersten Teilbereiche des Musikgeschäfts sein.« Und genau hier liegt die Macht der großen Unternehmen.


  Der so genannte Effekt der steigenden Skalenerträge verhalf den Räuberbaronen der amerikanischen Industrie an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert zu Reichtum und Macht. Damals war eine Menge Kapital zum Bau von Eisenbahnen und zur Herstellung von Stahl nötig. Heute benötigt man viel Kapital, um Stars aufzubauen. Der Superstareffekt, von dem schon beim Sport die Rede war, gilt auch für Popstars.


  Wie gesagt: Dem Publikum sind bekannte Größen lieber als das Risiko des Unbekannten. Diese Präferenz kann man befriedigen, wenn die Grenzkosten für die Übertragung des bevorzugten Entertainers sich so niedrig halten lassen, wie sie durch die neue Technologie nun einmal geworden sind. Die modernen Massenmedien haben die Gewinne, die Stars abwerfen, gewaltig erhöht. Besagte neue Technologien reduzieren die Kosten für das Kopieren von Musik auf Null; die steigenden Skalenerträge – man könnte auch Kostendegression dazu sagen – beziehen sich eher auf Marketing und Vertrieb als auf die Produktion, also eher auf die Nachfrage- als auf die Angebotsseite. Das Musikgeschäft ist neben Software-, Design-, Film-, Buch- und Zeitschriftenbranche eine der größten Copyright-Industrien, die im Jahr 2000 zusammen 5 Prozent |55|des amerikanischen Bruttoinlandsprodukts ausmachten, mehr als jede andere Industrie einschließlich der Autobranche mit sämtlichen Zulieferern. Alle Copyright-Industrien kennen den Superstareffekt. Die gewaltigen Unternehmen dieser Branchen sind das moderne Äquivalent der Stahl- und Ölmagnaten vor 100 Jahren.


  Der Drang zur Beherrschung der Konkurrenz ist heute noch stärker als Anfang des 20. Jahrhunderts. Großunternehmen würden am liebsten den gesamten Weltmarkt an sich reißen. Technologische Innovationen haben Herstellung und Vertrieb von Musik billig gemacht. Sobald Studiomusiker und -techniker bezahlt sind, kostet das Kopieren der CDs kaum noch etwas, und die Verbreitung übers Internet ist nahezu kostenfrei möglich. Es ist am effektivsten, in großem Rahmen zu operieren. Die Verantwortlichen von Warner Brothers zum Beispiel sähen es wohl gern, wenn jeder Mensch das nächste Madonna-Album kaufte, weil die fixen Kosten für ihren Aufbau zum Star bereits beglichen sind und der weitere Verkauf ihrer Musik so gut wie nichts kostet – wir sprechen also wieder von steigenden Skalenerträgen.


  Musikunternehmen verwenden ihre monopolistische Macht zur Durchsetzung von Preisen, die höher liegen als die Grenzkosten. Aus der Differenz finanzieren sich (in ansteigender Höhe) Tantiemen für die Künstler, Marketingbudget und Gewinn. Die Unternehmen nutzen ihre monopolistische Macht, die sich durch den großen, effizienten Operationsrahmen ergibt, um unterschiedlichen Käufergruppen unterschiedliche Preise aufzuoktroyieren. Die beliebteste Form dieses Vorgehens ist die Preisdifferenzierung zwischen nationalen Märkten. Der Preis für die CD einer populären Gruppe wie U2 reichte Ende 2000 von etwa 12 US-Dollar in New York über 13 Dollar in Madrid und 16 Dollar in Amsterdam bis zu 19 Dollar in London.


  Da wundert es nicht, dass Napster und andere Internet-Tauschbörsen sich so großer Beliebtheit erfreuen. Dieselbe Technologie, die den Musikunternehmen Wachstum und Marktbeherrschung ermöglicht, könnte die Ursache ihres Niedergangs sein. Es ist noch |56|nicht ganz klar, wo sich das Gleichgewicht der Marktmacht zwischen Unternehmen und Kunden einpendeln wird – das hängt von den gesetzlichen Regelungen ab, die Copyright-Inhaber unterstützen, und von der Technologie, die den Schutz von Copyright-Material erschwert. In der Musikindustrie führen technologische Neuerungen immer zu Umwälzungen auf dem Markt. Sie setzen etwas in Gang, das der Ökonom Joseph Schumpeter »schöpferische Zerstörung« nennt, nämlich große Veränderungen, die manche Unternehmen eingehen und neue entstehen lassen. Diese Veränderungen stellen eine echte Herausforderung für die Unternehmensstrategie dar.


  Heutzutage speichern Fans Musik als MP3-Dateien auf ihrem Computer und tauschen sie mit anderen. Plötzlich kann man sich eine riesige Sammlung kostenloser Musik aufbauen. Wenn man einen Song hört, der einem gefällt, lädt man ihn sich einfach herunter, statt für die CD, auf der er sich befindet, fast 20 Euro zu zahlen. Ende 1999 hatte Napster monatlich fast eine Million Nutzer.


  Daraufhin verklagte die Recording Industry Association of America Napster und machte die Tauschbörse so noch bekannter. Ein Jahr später hatte sie bereits neun Millionen Nutzer monatlich. Dazu kamen andere wie Gnutella, Freenet, Aimster oder OpenNap, von denen manche zentrale Server verwendeten, andere nicht. Die RIAA argumentierte, vertreten durch die Heavy-Metal-Band Metallica, Napster bringe Künstler um die Früchte ihrer Kreativität. Warum, fragte sie, sollte sich noch jemand die Mühe machen, anstrengende Tourneen zu absolvieren, hart an neuen Alben zu arbeiten, Drogen zu nehmen und mit Groupies zu schlafen (nein, das sagte sie natürlich nicht), wenn Kids sich unter Umgehung des Urheberrechts ihre Musik gratis aus dem Internet herunterladen können? Die Gerichte entschieden im Februar 2001 zugunsten der RIAA, dass Napster tatsächlich gegen die Copyright-Bestimmungen verstieß. Seitdem bemüht Napster sich um eine Legalisierung, unter anderem durch einen Vertrag mit Bertelsmann, der sicherstellen soll, dass nur, wer zahlt, die Dateien herunterladen kann – was zur Folge hatte, dass |57|Bertelsmann der in eine finanzielle Schieflage geratenen Tauschbörse im Mai 2002 unter die Arme greifen musste.


  Und was ist mit den mehr als 50 Millionen meist jungen Musikfans, die sich daran gewöhnt haben, übers Internet zu tauschen? Werden sie einfach wieder CDs kaufen, deren Inhalt sie zum größten Teil nicht kennen und auf deren Zusammenstellung sie keinerlei Einfluss haben? Werden sie ohne zu murren wieder 20 Euro dafür hinblättern? Die Antwort dürfte auf der Hand liegen. Wie oben ausgeführt, haben Napster und ähnliche Anbieter zum effektiven Ruin des CD-Single-Marktes beigetragen (obwohl in den USA im Jahr 2000 immer noch 56 Millionen Stück verkauft wurden, das entspricht in etwa der Anzahl der Napster-Nutzer). Im Fall Napster hat die Musikindustrie ihren besten Kunden den Krieg erklärt – meiner Ansicht nach ein unkluges Vorgehen, denn Napster gab seinen Nutzern zwei Dinge, die ihnen wichtig sind: Gratismusik und mehr Auswahl.


  Für die Industrie wäre es sinnvoll gewesen, eine andere Taktik zu wählen und den Copyright-Schutz nicht durch das Eingeständnis zu gefährden, dass Kunden die neue, durch moderne Technologien ermöglichte Vertriebsmethode lieber ist. Sie hätte erlauben können, einzelne Songs – vielleicht gegen eine geringe Gebühr pro Song oder Registrierung – online zu kaufen. Natürlich freuen Fans sich über Gratismusik, aber die meisten von ihnen wären sicher bereit gewesen, etwas für den legalen Tausch zu zahlen. Die Unternehmen hätten sogar einzelne Titel über die Websites der eigenen Labels gratis vergeben können, um Kunden auf die CDs aufmerksam zu machen, denn der Anteil der CD-Singles an den Verkäufen machte im Spitzenjahr lediglich 222 Millionen US-Dollar beziehungsweise 1,5 Prozent des Gesamtmarkts von 14,6 Milliarden US-Dollar aus.


  Diese Strategie hätte der Industrie vermutlich geringere Gewinne eingebracht als der Verkauf teurer CDs an Kunden, die keinen anderen Zugang zur Musik haben, aber dafür gibt es jetzt einen solchen anderen Zugang, gegen den die Unternehmen sich nicht wehren können. Populäre Technologien – Napsters 50 Millionen Nutzer dürften die Popularität dieser Technologie belegen – verschwinden |58|erst dann, wenn etwas Besseres entwickelt wird. Folglich sind neue Internet-Musik-Anbieter mit Hilfe von Großunternehmen wie Vivendi oder Sony dabei, Abonnentensysteme aufzubauen. Napster war nur die Spitze des Eisbergs.


  Möglicherweise hat sich durch das Angebot der Tauschbörsen die Nachfrage nach Musik sogar erhöht, weil Fans so Songs entdecken können, die sie sonst vielleicht nie gekauft hätten. Anders ausgedrückt: Der Gratistausch von Musik lässt sich mit Gratisproben für Shampoo oder Gesichtscreme oder sogar Gratis-CDs in Zeitschriften und Zeitungen vergleichen, die die Kunden dazu bringen sollen, Produkte einer bestimmten Marke zu erwerben. (Ich kann nur bestätigen, dass das funktioniert, denn ich selbst habe mehrfach nach dem Anhören einer solchen Gratis-Musikprobe die CD einer Band erworben, deren Musik ich zuvor für viel zu trendy gehalten hatte.)


  Die Ängste der großen Unternehmen sind mit ziemlicher Sicherheit übertrieben, denn auch in der Vergangenheit hat es schon neue Technologien gegeben, die drohten, die durch Copyright geschützten Einnahmen zu schmälern. Frühe Gegner des Radios führten ähnliche Argumente ins Feld wie heutige Kritiker des Internet-Musiktauschs: Sie waren der Meinung, dass Musikern durch die billige oder kostenfreie Übertragung ihrer Songs im Radio die Lebensgrundlage entzogen würde. Als Fotokopierer aufkamen, wurden sie sofort als Gefahr für die Verlage gesehen, ähnlich wie Videos für die Filmindustrie. Doch letztlich ging es in allen beschriebenen Fällen dann doch nicht um das völlige Verschwinden der Gewinne, sondern lediglich um ihre Verteilung. Die sinkenden Kosten für die Reproduktion künstlerischer Leistungen, gleich ob Musik, Wort oder Bild, begünstigen vielmehr aufgrund der steigenden Skalenerträge auf der Nachfrageseite die größten Unternehmen und die Topstars.


  Nicht wenige haben sich durch das Internet einen direkteren Kontakt zwischen Künstlern und Fans erhofft. Aber die Nachfrage nach bestimmten Künstlern zu erzeugen ist immer noch teuer, sodass es auch in Zukunft Plattenfirmen als Vermittler zwischen beiden geben wird.


  |59|Allerdings stellt das Internet tatsächlich eine Bedrohung für das gegenwärtige Vertriebssystem der Musikindustrie dar, der diese nach wie vor nicht ausreichend begegnet. Aktuelle Zahlen der International Federation of Phonographic Industries belegen, dass die weltweiten Musikverkäufe im Jahr 2001 um 5 Prozent zurückgingen, und zwar auf vielen großen Märkten einschließlich der USA. Die Gründe liegen auf der Hand: Im Gefolge von Napster sind Dutzende neuer Tauschbörsen entstanden. So wurde beispielsweise eine bestimmte Software, die den Austausch von Dateien ermöglicht, innerhalb einer Woche 3,2 Millionen Mal heruntergeladen, und 5,3 Millionen Nutzer boten eine Kopie von Linkin Parks Hybrid Theory an. Die Industrie möchte den Gesetzgeber dazu bringen, dass er den Verkauf von Hardware wie CD-Brenner untersagt. Des Weiteren fordert sie striktere Gesetze gegen Raubkopien, weil dies die einzige Möglichkeit sei, geistiges Eigentum zu schützen und Musikereinkünfte zu sichern.


  Doch das stimmt nicht. Man muss von der bisherigen Methode abkommen, den Kunden ein Paket von etwa einem Dutzend Songs für relativ viel Geld zu verkaufen, auch wenn das mit ziemlicher Sicherheit niedrigere Gewinne zur Folge hätte und die Unternehmen gezwungen wären, zum Ausgleich neue Marktsegmente zu erschließen.


  Jedes etablierte System hat Verfechter, die an seiner Erhaltung interessiert sind; das gilt auch für den Verkauf von vorgefertigten CDs. Der Online-Absatz von Musik macht nicht nur den Produzenten, sondern auch den CD-Läden und den Labels Angst, die sich gegen die neuen Entwicklungen sträuben. Die Gruppe Metallica behauptet, der Internet-Tausch könne dazu führen, dass sie irgendwann nicht mehr in der Lage sei, neue Musik zu produzieren, weswegen das Internet nicht nur für sie selbst, sondern auch für die Fans Nachteile bringe. Hersteller von MP3-Playern und CD-Brennern profitieren jedoch genauso davon wie die CD-Labels und Musiker, die sich für den Internet-Verkauf einzelner Titel gegen einen geringen Betrag entscheiden. Und natürlich die Kunden.


  |60|Der Industrie bieten sich folgende Alternativen: Sie kann entweder den Kunden geben, was sie wollen, oder alle verklagen, die versuchen, es sich selbst zu beschaffen. Letztlich nutzen neue Technologien langfristig meist den Kunden, nicht den Unternehmen.
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  |61|KAPITEL 6


  Futterneid: Wie man lahmen Enten Beine macht


  Wenn Büroklammernhersteller staatliche Subventionen in Milliardenhöhe erhielten und dazu etwa genauso viel einnähmen, weil der Staat die Einfuhr von Büroklammern aus dem Ausland beschränkte, wären sie vermutlich mehr als zufrieden. Noch besser, wenn es einen garantierten Mindestpreis pro Büroklammer gäbe, der die Herstellungskosten überstiege. Und wenn dann überall Berge unbenötigter Büroklammern herumlägen, sodass der Staat den Herstellern Geld zahlte, damit sie ihre Produktion einstellten – das würde sie natürlich noch mehr freuen. Wer sagt schon nein zu Geld fürs Nichtstun.


  Ganz ähnlich läuft es in der Landwirtschaft.


  Nur wenige wissen, wie sehr die Agrarwirtschaft gegen den internationalen Wettbewerb geschützt ist. In der EU belaufen sich die direkten, durch Steuern finanzierten Subventionen für die Landwirtschaft auf knapp unter 60 Milliarden Euro jährlich. Dazu kommen jedes Jahr etwas mehr als 60 Milliarden Euro an versteckten Subventionen von den Konsumenten, weil Einfuhrbeschränkungen die Preise um rund ein Drittel höher halten als das Weltmarktniveau. Dieses Geld würde reichen, um jeder von Europas 45 Millionen Kühen ein Erste-Klasse-Flugticket um die Welt zu kaufen. In den Vereinigten Staaten beträgt die Unterstützung 100 Milliarden Dollar pro Jahr, das entspricht etwa 370 Dollar pro Person. Innerhalb der OECD-Länder beläuft sich der Gesamtbetrag der Subventionen auf über 300 Milliarden Dollar im Jahr. Das ist mehr als das Bruttoinlandsprodukt |62|von ganz Afrika, mehr auch als der vereinte Jahresgewinn der 25 weltgrößten Unternehmen, unter ihnen General Electric, Home Depot und Philip Morris. Keine andere Industrie erhält so hohe Subventionen. Nicht einmal alle anderen Industrien zusammengenommen bekommen so viel staatliche Unterstützung wie die Landwirtschaft.


  Da überrascht es nicht, dass die staatlich garantierten hohen Preise für viele landwirtschaftliche Erzeugnisse zu einer Überproduktion führen. Der Marktpreis eines Gutes wird von den Kosten beziehungsweise den Angebotsbedingungen und der Nachfrage bestimmt; wenn der Staat jedoch bereit ist, mehr als den Marktpreis zu zahlen, stellen die Produzenten mehr Güter bereit, als die Käufer zu diesem hohen Preis überhaupt erwerben wollen.


  Das Ergebnis einer solchen landwirtschaftlichen Überproduktion ist ein Überfluss an allen möglichen Nahrungsmitteln von Lammfleisch bis Zuckerrüben. In Großbritannien beispielsweise gab es vor der verheerenden Maul-und-Klauen-Seuche vor ein paar Jahren noch 21 Millionen Schafe, das heißt, es kam ein Schaf auf drei Menschen. In Neuseeland, wo die Zahl der Schafe schon lange die der Menschen übersteigt, wurden die Subventionen für Schafzüchter vor kurzem ganz abgeschafft. Inzwischen ist der Butterberg der EU auch nicht mehr schwerer als die österreichische Bevölkerung, was noch Anfang der achtziger Jahre der Fall war. Das liegt einzig und allein daran, dass die EU den Bauern mittlerweile Geld für eine Nullproduktion zahlt, um eine Überproduktion zu vermeiden.


  Anders ausgedrückt: Die Landwirtschaft, die zwischen 1 Prozent (in Großbritannien) und 3 Prozent des BIP (in Italien) erwirtschaftet – also nicht sehr viel –, verschlingt Subventionen, deren Wert 38 Prozent ihrer Erzeugung in Europa entspricht. In den Vereinigten Staaten, wo die durchschnittlichen Gewinne der im Vergleich zu Europa größeren Farmen höher sind, weil diese den Vorteil steigender Skalenerträge nutzen können, sind es immerhin noch 22 Prozent.


  Wer finanziert diese Subventionen? Wir, und zwar nicht nur als Steuerzahler, sondern auch als Käufer landwirtschaftlicher Produkte|63|. Aufgrund der staatlichen Preisstützung und der Einfuhrbeschränkungen ergibt sich eine effektive Steuer von 25–35 Prozent auf Nahrungsmittel. Um das mit greifbaren Zahlen zu verdeutlichen: Die Lebensmittelausgaben einer Familie von 100 Dollar würden ohne den speziellen Schutz der Landwirtschaft lediglich 75 – 80 Dollar betragen.


  Warum klagen Bauern dann ständig, dass sie am Rand des Bankrotts stünden? Und wieso macht man der lahmen Ente Agrarwirtschaft nicht endlich Beine?


  Nun, die Landwirtschaft ist aus einem sehr einfachen Grund ein hartes Geschäft: Es gibt einfach zu viele Bauern. In den vergangenen Jahrzehnten haben Berg-, Stahl- und Werftarbeiter die deprimierende Erfahrung gemacht, in der modernen Wirtschaft überflüssig zu sein. Dazu kommt, dass in den Vereinigten Staaten und der EU einige wenige große Agrarbetriebe, denen es dank staatlicher Subventionen und steigender Skalenerträge ziemlich gut geht, den Kuchen untereinander aufteilen. Dem haben kleine Höfe, die oft um die nackte Existenz kämpfen, kaum etwas entgegenzusetzen. Die Großbetriebe benötigen die Subventionen eigentlich nicht, und die Kleinen werden durch sie nicht über Wasser gehalten.


  Industrien verlieren wegen des Wandels von Angebot und Nachfrage an Bedeutung. Auf der Angebotsseite hat sich die landwirtschaftliche Technologie verändert. Es gibt intensivere Bewirtschaftungsmethoden und neue (bisweilen gentechnisch manipulierte) Pflanzenzüchtungen, die eine höhere Erzeugung zur Folge haben. Produktivitätszuwächse in der Landwirtschaft bedeuten, dass dieselbe Menge Getreide oder Schweinefleisch oder was auch immer sich mit weniger Arbeitskraft und sogar ein bisschen weniger Land erzeugen lässt. Deshalb bewirtschaften nur noch 1–5 Prozent der Werktätigen in den OECD-Ländern den Boden. Vor 100 Jahren waren es noch zwischen 25 und 50 Prozent. Technische Verbesserungen und verringerte Transportkosten führen außerdem dazu, dass billige Angebote aus dem Ausland mit den heimischen Produkten konkurrieren – vorausgesetzt, sie unterliegen keinen Einfuhrbeschränkungen.


  |64|Auf der Nachfrageseite hat sich der Verbrauchergeschmack verändert. Der Käufer ist heute an ein breiter gefächertes, kaum noch von den Jahreszeiten abhängiges Angebot gewöhnt. Nur wenige würden sich ausschließlich mit heimischen oder gar lokalen Produkten zufrieden geben, wie manche Umweltschützer empfehlen. In der Nachkriegszeit galten Bananen noch als exotisches Luxusgut; heutzutage kann man in den Supermärkten alle möglichen tropischen Früchte bekommen. Sushi gibt es überall auf der Welt, und die gemäßigte indische Küche mit ihren importierten Gewürzen und Gemüsesorten ist unverzichtbarer Bestandteil des britischen Lebens geworden. Kaum vorstellbar, dass irgendein Brite wieder zu der berühmt-berüchtigten Tradition verkochten Kohls und zähen Rindfleischs zurückkehren oder auf Zitronen oder Bananen verzichten wollte. Daran ändert auch der künstlich hoch gehaltene Preis importierter Nahrungsmittel nichts.


  Diese Veränderungen haben sich vor dem Hintergrund einer nur geringen Liberalisierung des Agrarhandels vollzogen. Seit Jahrzehnten sind die Einfuhrbeschränkungen auf landwirtschaftliche Erzeugnisse in die OECD-Länder kaum bis gar nicht gelockert worden. Die Entwicklungsländer fordern immer lauter, in Zukunft auch landwirtschaftliche Produkte in die Liberalisierung des Handels einzubinden. Sie erzwangen, dass das Thema im November 2001 auf die Tagesordnung eines Treffens in Doha, Katar, gesetzt wurde; lange werden die Industrieländer wohl nicht mehr um eine Diskussion über die Lockerung ihrer Einfuhrbeschränkungen herumkommen. Debatten über Nahrungsmittelimporte flammen immer wieder auf, am häufigsten zwischen den USA und der EU, den in puncto Agrarwirtschaft am protektionistischsten agierenden Staaten beziehungsweise Staatenverbänden.


  Sowohl in der europäischen als auch in der amerikanischen Landwirtschaft zieht sich der langfristige strukturelle Niedergang so lange hin, weil noch immer starker Schutz vor Importen und heimischen Überkapazitäten gewährt wird. Natürlich stecken gute politische Gründe dahinter. Der Zweite Weltkrieg ließ unmittelbar nach |65|1945 zumindest in den hungernden europäischen Ländern die Nahrungsmittelautarkie zu einer zentralen Forderung werden. Außerdem nimmt das Essen in jeder Kultur einen wichtigen Platz ein, gleich ob es dabei um Geschmack, Glaubensfragen oder gesellschaftliche Rituale geht. Sogar McDonald’s muss sein Angebot den unterschiedlichen Ländern anpassen.


  Zudem stellen die Bauern in allen Ländern eine mächtige und einflussreiche Lobby dar. In der Wahl ihrer Mittel sind sie nicht immer zimperlich: Sie reichen von emotionaler Erpressung über Wahlkampfunterstützung bis zu Mistladungen auf den Champs-Elysées. Kleine, konzentrierte Gruppen sind oft die effektivsten Lobbyisten, besonders wenn sie süße Lämmchen vor die Fernsehkameras halten oder auf goldene Weizenfelder deuten können. Natürlich haben sie mit solchen Strategien mehr Chancen als irgendein grauhaariger Ökonom mit Brille, der seine Theorien in den Computer hackt. Außerdem empfinden wir Bewunderung für Kleinbauern, die nicht nur versuchen, unser ländliches Erbe zu erhalten, sondern auch hochwertige Lebensmittel produzieren. Das sollte uns allerdings nicht von der Erkenntnis ablenken, dass profitable Landwirtschaft im großen Stil unsere Steuergelder nicht braucht.


  Wir dürfen auch nicht vergessen, dass staatliche Subventionen enorme Auswirkungen auf die Landwirtschaft haben, denn sie können nicht durch Wettbewerb neutralisiert werden. Erhielten Büroklammernhersteller Subventionen, würden schon sehr bald neue Unternehmen in dieser Branche entstehen und die Preise sinken. Doch Agrarland lässt sich nicht ohne weiteres ausdehnen, und auch die Zahl der Bauern bleibt im Großen und Ganzen konstant; die Großzügigkeit des Steuerzahlers wirkt sich nur unwesentlich auf die Zahl der in der Landwirtschaft Tätigen aus.


  Es ist kaum zu glauben, dass die agrarpolitischen Maßnahmen sich in den letzten 50 Jahren fast nicht verändert haben. Die Vorschläge des Ökonomen für das 21. Jahrhundert sind simpel und radikal: Liberalisierung des Handels; Abschaffung grotesker Subventionen; und wenn man die Bauern schon unterstützen muss, bis sie mit |66|den Realitäten der modernen Wirtschaft zurechtkommen, dann in Form von Subventionen für Dinge, die die Verbraucher tatsächlich wünschen, zum Beispiel Naturschutzgebiete oder Golfplätze.


  Wenden wir uns zunächst dem Handel zu. Ökonomen betrachten ihn auf eine Weise, die die meisten Menschen als merkwürdig und der Intuition widersprechend erachten. Der gesunde Menschenverstand sagt, dass Exporte besser sind als Importe. Ökonomen behaupten, das sei falsch, denn der Nutzen des internationalen Handels bestehe darin, dass sich mehr Güter zu niedrigeren Preisen importieren ließen, während der Export lediglich dazu da sei, die Importe zu bezahlen. Der gesunde Menschenverstand sagt, dass die Länder um mehr Exporte konkurrieren. Ökonomen behaupten, vom Handel profitierten alle Länder, es gebe keine Verlierer. Ihrer Ansicht nach würde es sich sogar lohnen, als einziges Land Handelsschranken zu lockern, weil billigere Importe das Wohlbefinden der Verbraucher erhöhen. Beim direkten Vergleich der Länder miteinander sind das Pro-Kopf-Einkommen oder der so genannte Human Development Index – ein Maß der menschlichen Entwicklung auf der Basis von Lebenserwartung, Ausbildung und Zugang zu grundlegenden Gütern und Dienstleistungen – die besten Orientierungsgrößen.


  Zu so diametral entgegengesetzten Einschätzungen kommt es, weil es in der Ökonomie um das größtmögliche Wohlbefinden des Einzelnen geht, nicht darum, zum Beispiel die größte Autoindustrie oder die reichsten Bauern der Welt zu haben.


  Wie schon Adam Smith in Der Wohlstand der Nationen feststellte: Es wäre durchaus möglich, in Schottland Trauben in Gewächshäusern anzubauen und einen wunderbaren Wein daraus zu keltern, aber trotzdem ist bisher niemand auf die Idee gekommen, Weinimporte aus Frankreich zu untersagen oder zu besteuern, weil die Kosten für die mühevolle heimische Erzeugung viel zu hoch wären. Deshalb exportieren die Schotten Whisky und die Franzosen Wein.


  Das Grundprinzip des internationalen Handels – gleichzeitig eines der Grundprinzipien der Ökonomie – besagt, dass Länder die Produkte exportieren sollen, bei denen sie einen komparativen |67|Vorteil besitzen. Wenn Land A in der Schuhproduktion besser ist als in der von Kleidung und Land B in der Kleiderproduktion besser als in der von Schuhen (auch wenn Land A in beiden Bereichen besser ist als Land B), dann sollte Land A Schuhe exportieren und Land B Kleider. Die internationale Spezialisierung sorgt dafür, dass die globale Produktion effizient ist, niedrige Kosten mit sich bringt und so eine Erhöhung des Wohlstands in beiden Ländern bewirkt.


  Der internationale Handel eröffnet die Möglichkeit, auf Technologie und Ressourcen eines anderen Landes zuzugreifen, und zwar in der effektivsten Verbindung mit denen des eigenen. Vom Handel können Konsumenten, also wir, praktisch nur profitieren.


  Natürlich sehen das die heimischen Produzenten von Gütern, bei denen ein anderes Land einen komparativen Vorteil hat, anders. Oft argumentieren sie, dass ihre Industrie vor »unfairen« Billigimporten geschützt werden muss, um Arbeitsplätze zu sichern. Das hängt damit zusammen, dass sie nicht in der Lage sind, den niedrigen Kosten für Güter aus ausländischen Ausbeuterbetrieben oder von fernen Plantagen etwas entgegenzusetzen.


  Der komparative Vorteil vieler Entwicklungsländer liegt in der Verfügbarkeit zahlreicher billiger Arbeitskräfte. Ihnen bleibt kaum eine andere Wahl, als sich auf den Export arbeitsintensiver Produkte wie Alltagstextilien oder Nahrungsmittel zu spezialisieren, ähnlich wie die reichen Länder sich auf kapital- und wissensintensive Güter und Dienstleistungen spezialisieren sollten. Wenn es den Entwicklungsländern nicht gelingt, ihre Wirtschaft zu stärken, werden Arbeiter dort immer wenig verdienen. Daraus folgt: Je mehr sie exportieren können, desto stärker wächst ihre Wirtschaft, und desto schneller steigen in Zukunft die dortigen Löhne.


  Kleine, dicht besiedelte europäische Länder mit wenig Grundfläche haben in der Landwirtschaft keinen komparativen Vorteil. In Nordamerika liegen die Dinge im Hinblick auf die Getreideproduktion etwas anders, aber auch US-Amerikanern und Kanadiern würde die Liberalisierung des Imports vieler landwirtschaftlicher Produkte nützen.


  |68|Durch protektionistische Maßnahmen in den Industrieländern wird tatsächlich so mancher Arbeitsplatz in einer Fabrik oder auf einem Bauernhof erhalten, der sonst verschwinden würde, aber die Rettung dieser Jobs bringt Kosten für jeden Konsumenten mit sich, der das betreffende Produkt kauft, und verhindert außerdem die Schaffung neuer Jobs. Die Beschränkung des Handels schützt manche Bürger zu Lasten anderer. Sie erhöht die Preise; von den geschützten Produkten wird weniger erworben; die Verbraucher haben weniger Geld für andere Ausgaben zur Verfügung; das Wirtschaftswachstum ist geringer. Diese Kosten können je nachdem, was geschützt wird, hoch sein, verteilen sich aber und lassen sich deshalb nur schwer erfassen. Die 5 000 Arbeitsplätze jedoch, die verschwinden, wenn ein Unternehmen der ausländischen Konkurrenz wegen Pleite geht, sieht jeder genauso deutlich wie den kleinen Hof, der den Betrieb einstellen muss.


  Die Ausführungen über den Nutzen des Handels und die Verlockungen des Protektionismus treffen nicht nur auf die Landwirtschaft zu. Agrarprodukte lassen sich für den Ökonomen ohne weiteres durch Whisky oder Wein oder Schuhe oder Kleidung ersetzen. Wieso sollte Weizen oder Butter sich auch von Schuhen oder Autos unterscheiden? Der einzige Unterschied läge möglicherweise im Streben nach einer Sicherung der Nahrungsmittelversorgung, aber heutzutage spielt dieser Aspekt längst keine so große Rolle mehr wie damals, als feindliche U-Boote die britischen Häfen blockierten. Und einen Seekrieg wie seinerzeit hält wohl niemand mehr für wahrscheinlich.


  Also sollten Bauern sich allmählich an den Gedanken gewöhnen, dass die Schutzzölle irgendwann fallen. Dann würde jeder von uns weniger für seine Lebensmittel zahlen – besonders Familien mit geringem Einkommen dürften das begrüßen, weil die Kosten für das Essen oft die Hälfte des Budgets ausmachen – und hätte mehr Geld für die Dienstleistungen und Güter anderer Industrien. Und was ist mit den direkten Subventionen? Man muss sich wirklich fragen, warum die Landwirtschaft mehr staatliche Unterstützung erhält als |69|alle anderen Industrien zusammengenommen, denn heutzutage ist der Durchschnittslandwirt ein wohlhabender Geschäftsmann, kein ums nackte Überleben kämpfender Sohn der Scholle mehr.


  Die Preisgarantien haben den Landwirten auch Schaden zugefügt, weil weniger produktive Höfe künstlich am Leben erhalten wurden und eine Überversorgung mit zahlreichen landwirtschaftlichen Produkten entstand. In ihrem Streben nach Gewinnen in einem von starkem Wettbewerb beherrschten Umfeld fühlten viele Bauern sich gezwungen, intensive, zunehmend umweltschädigende Erzeugungsmethoden anzuwenden. Das gilt besonders für Westeuropa, wo die geografischen Gegebenheiten steigende Skalenerträge wie im amerikanischen Mittleren Westen beziehungsweise in manchen lateinamerikanischen oder osteuropäischen Ländern unmöglich machen.


  In dieser Branche, in der das Geld des Steuerzahlers zu viele Anbieter über Wasser hält, kam es zum Einsatz immer stärkerer chemischer Dünger und zur Verfütterung von billigem Knochenmehl an Rinder – einer der Gründe für die BSE-Epidemie. Und die Maul-und-Klauen-Seuche konnte sich nur deshalb so rasch in Großbritannien ausbreiten, weil ständig Tausende von Tieren aus dem ganzen Land zu zentralen Schlachtstätten transportiert wurden. Dazu kam die Praxis einzelner Landwirte, ihre Tiere kurzfristig an andere Höfe »auszuleihen«, sodass der Kollege mit einer zahlenmäßig größeren Herde höhere staatliche Subventionen einstreichen konnte.


  Natürlich würde die Abschaffung der Subventionen für die Agrarwirtschaft vielen Bauern das Wasser abgraben. Aber das wäre ja genau der Sinn der Sache.


  Staatliche Überbrückungshilfen für Menschen, die sich an neue wirtschaftliche Gegebenheiten anpassen müssen, sind sinnvoll, auch in der Landwirtschaft. So müsste man Bauern unter die Arme greifen, die auf andere Erwerbszweige umstellen oder ihren Grund zum Zweck veränderter Nutzung, zum Beispiel als Erholungsgebiet, verkaufen wollen. Eine weitere Möglichkeit bestünde darin, die Betroffenen umzuschulen und ihnen andere Jobs zu beschaffen. Die |70|Grundstückspreise würden nach Streichung der Subventionen sofort fallen, weshalb man unter Umständen – vielleicht nur, um ein politisches Signal zu setzen – einen einmaligen Ausgleich zahlen sollte. Außerdem könnte es von Vorteil sein, andere Projekte wie zum Beispiel Tierschutzgebiete zu subventionieren. Zweifelsohne käme es auch hier zu Fehlzahlungen, aber sie wären mit Sicherheit nicht so hoch wie die für die Agrarwirtschaft.


  Dann könnte man darauf hoffen, dass die Bauern oder neuen Nutzer des Grundes sich für gewinnträchtige Aktivitäten entscheiden, statt den Staat zu melken. Mit anderen Worten: Die landwirtschaftlichen Flächen würden nun für Zwecke genutzt, die den Präferenzen der Menschen entsprächen und für die sie bereit wären, Geld auszugeben. Schließlich ist der Anteil des Tourismus am BIP (in Großbritannien mehr als 6 Prozent) höher als derjenige der Landwirtschaft (knapp über 1 Prozent), Tendenz stark steigend.


  Wer glaubt, dass die massive Unterstützung der Landwirtschaft durch Steuerzahler und Konsumenten gerechtfertigt ist, während Stahlproduktion, Werften und Minen irgendwann keine Subventionen mehr verdienten, muss nichtökonomische Argumente ins Feld führen. Die nationale Sicherheit zieht nicht, weil der Schiffsbau in den meisten Ländern rückläufig ist; wer heutzutage ein Kriegsschiff braucht, muss es importieren. (Die Bauern taten sich übrigens vor 20 Jahren auch nicht gerade durch ihren Einsatz für die notleidenden Werften oder Bergarbeiter hervor.)


  Letztlich ist die weitere Subventionierung der Landwirtschaft einzig und allein Ausdruck einer von einer speziellen Interessengruppe ausgebeuteten Sentimentalität. Nur wenigen Menschen dürfte klar sein, wie teuer Nahrungsmittel aufgrund agrarwirtschaftlicher Subventionen sind. Ist unsere Liebe zu den Bauern wirklich so groß, dass wir ihretwegen gern ein Drittel mehr für unsere Lebensmittel zahlen? Stellen Sie sich vor, was Sie mit 25 oder 50 Euro mehr pro Woche anfangen könnten! Vielleicht ändert sich dann Ihre Einstellung in puncto landwirtschaftliche Subventionen.
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  |71|TEIL II


  Wofür der Staat gut ist: Öffentliche Güter, Externalitäten, Steuern


  Die meisten Ökonomen interessieren sich wie andere Bürger auch für Politik, also für das, was der Staat tut, denn er hat großen Einfluss auf unser Leben und unsere Arbeit – ein Einfluss, der eher noch wächst als abnimmt. Die folgenden Kapitel beschäftigen sich mit einigen wichtigen Beispielen staatlicher Aktivitäten und beleuchten aus ökonomischer Sicht kritisch die oft dummen Dinge, die über die Politik gesagt werden.
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  |73|KAPITEL 7


  Infrastruktur: Aber ich fahre nie mit dem Zug


  Soll der Staat Eigentümer und Betreiber der Bahn sein? Für die meisten Europäer lautet die Antwort auf diese Frage ja, für Amerikaner nein. Den Briten hingegen scheint die Bahn, die sich früher in Staatshand befand und später privatisiert wurde, die schlechtesten Seiten beider Systeme in sich zu vereinen: Verspätungen, Ausfälle und alarmierend hohe Unfallrisiken – und das alles zu hohen Preisen. Inzwischen werden hitzige Debatten darüber geführt, ob sie wieder verstaatlicht werden sollte.


  Die Bahn ist ein gutes Beispiel dafür, wie schwierig es ist zu bestimmen, was der Staat besser kann als die Privatwirtschaft. In der Theorie hört sich alles ganz einfach an: Der Staat springt immer dann ein, wenn der Markt versagt. Wenn der private Sektor nicht genug von einem bestimmten Gut oder einer bestimmten Dienstleistung bereitstellt, weil der Nutzen für die Gemeinschaft den Gewinn für den Einzelnen übersteigt, sollte der Staat übernehmen. So können private Unternehmen bei investitionsintensiven Großprojekten wie zum Beispiel dem Aufbau eines nationalen Bahnnetzes oder der Konstruktion des Tunnels unter dem Ärmelkanal innerhalb eines vernünftigen Zeitraums aus dem Verkauf von Fahrkarten keinen ausreichenden Gewinn erzielen. Die Anreize für den privaten Sektor und die Notwendigkeit staatlicher Intervention unterscheiden sich abhängig von Ort und Zeit. Zusätzliche Motivationen bei der Bereitstellung von subventionierten oder kostenfreien öffentlichen |74|Dienstleistungen in den Bereichen Verteidigung oder Bildung, wie die soziale Gerechtigkeit, spielen ebenfalls eine Rolle. Die Grundrechtfertigung für die Erhebung von Steuern und ihre Investition in Projekte ist die Existenz einer Externalität, was bedeutet, dass der Markt, überließe man ihn sich selbst, die betreffende Dienstleistung nicht in angemessener Form bereitstellen würde.


  In der Praxis variiert das Ausmaß staatlicher Aktivitäten in den verschiedenen Ländern immens. Sogar innerhalb der wohlhabenden OECD-Staaten besteht ein großer Unterschied zwischen den USA und beispielsweise Schweden. Außerdem verschieben sich die Grenzen ständig. Manche europäischen Länder sind dem britischen Beispiel der Privatisierung bestimmter Staatsbetriebe gefolgt und haben sich aus der Bereitstellung (nicht aber der Regulierung) dieser Güter oder Dienstleistungen zurückgezogen. In anderen Bereichen haben sich die staatlichen Aktivitäten ausgedehnt, zum Beispiel im sozialen Wohnungsbau, bei Zahlungen im Krankheitsfall oder bei der Altersversorgung. Die Grenze zwischen öffentlichem und privatem Sektor spiegelt eindeutig Wählerpräferenzen und historische Entwicklungen wider, nicht so sehr das objektive Versagen des Marktes oder gar reine Ideologie.


  Das bedeutet jedoch nicht, dass bei der Ziehung dieser Grenze keine wirtschaftlichen Prinzipien gelten. Das lange Experiment mit Planwirtschaften hinter dem Eisernen Vorhang belegt eindrucksvoll, dass der öffentliche Sektor in vielen Bereichen wirtschaftlicher Aktivität versagt, etwa bei der Produktion der angemessenen Anzahl von Schuhen in der richtigen Farbe und Größe. In der Unterhaltungselektronik gelingen ihm keine Innovationen. Auch die ausreichende Produktion von Getreide und Gemüse bereitet ihm Schwierigkeiten. Viele Ostblockstaaten verboten Jazzmusik, bestimmte Romane und andere Werke der Popkultur, die die Verbraucher gern erworben hätten. Fast jeder hatte ein Dach über dem Kopf, aber meist ein löchriges. Die Liste ließe sich endlos fortsetzen.


  Andererseits scheint das kommunistische Experiment zu beweisen, dass der Staat durchaus in der Lage ist, für ein relativ hohes |75|Niveau der Volksbildung und -gesundheit zu sorgen, wissenschaftliche Grundlagenforschung zu fördern und sowohl Spitzensport als auch anspruchsvolle Kunstformen wie Ballett oder Oper der breiten Masse zugänglich zu machen. Im vorkapitalistischen Osteuropa gab es ausreichend preiswerte Verkehrsmittel, und auch die Qualität der angebotenen Dienstleistung war ziemlich hoch – ein Phänomen, das sich in manchen Ländern übrigens weiter hält. Jeder Brite, der heute stundenlang in einem heruntergekommenen Bahnhof auf einen verspäteten Pendlerzug warten muss, kann von der Budapester Tram oder der Prager Metro nur träumen.


  Die Bahn ist ein gutes Beispiel für Infrastruktur, das heißt das physisch greifbare Gerüst einer Wirtschaft. Zur nationalen Infrastruktur gehören Straßen, Wasser- und Abwassersystem, Straßenbeleuchtung, Telefon- und andere elektrische Kabel, Kanäle, Brücken und Dämme, Luftverkehrskontrolle, Funk- und Mobilfunkmasten, Krankenhäuser und Schulen, Parks, Bänke, Kunstgalerien und viele andere Dinge. Manche sind fast immer in Staatshand und werden von ihm betrieben, andere fast immer in privater, unterliegen aber der staatlichen Regulierung. Sie sind Gegenstand nie enden wollender Diskussionen. Warum sollte der Staat die Bahn subventionieren, wenn ich nie mit dem Zug fahre? Nichteltern schätzen den Wert vom Staat bereitgestellter Bildungsmöglichkeiten geringer als den des Gesundheitssystems, und ältere Menschen wollen steigende Renten. Diese Beispiele unterscheiden sich von Gütern und Dienstleistungen, die nach allgemeiner Ansicht von der Privatwirtschaft bereitgestellt, betrieben und finanziert werden sollten, durch die Existenz einer wichtigen Externalität.


  Externalitäten können unterschiedliche Formen annehmen und unterschiedliche staatliche Reaktionen erfordern. Bei manchen handelt es sich um natürliche Monopole. Es wäre beispielsweise kaum sinnvoll, in jeder Straße mehrere Beleuchtungssysteme zu unterhalten, an einem See mehr als einen Damm zu bauen, jedes Haus an mehr als ein Hauptstromkabel anzuschließen oder auf ein und derselben Bahnstrecke mehr als ein Gleis zu legen. Das wäre |76|entweder physisch unmöglich oder aber höchst ineffizient, weil es hier um stark steigende Skalenerträge geht – entweder auf der Angebotsseite wie in den beschriebenen Beispielen oder auf der der Nachfrage, wie im Fall der Netzwerkexternalitäten des Telefonsystems: Ein Telefon wird umso nützlicher, an je mehr andere Apparate es angeschlossen ist.


  Bei manchen öffentlichen Gütern und Dienstleistungen ist der Konsum nicht rivalisierend: Wenn ich im Park spazieren gehe, hindert das einen andern nicht, es ebenfalls zu tun, was bedeutet, dass die zusätzlichen Kosten für einen weiteren Besucher null sind. Bei solchen Grenzkosten von null ist der ökonomisch effiziente Preis null, und für den Parkinhaber wäre es – immer vorausgesetzt, der Park ist nicht irgendwann überfüllt – nicht effizient, bei jedem Besuch ein Eintrittsgeld zu verlangen. Die Fixkosten wie zum Beispiel der Kauf von Pflanzen oder die Bezahlung des Parkwächters lassen sich am effizientesten durch einen fixen Jahresbeitrag oder eine Kommunalsteuer decken. Wie viele mit dem Park verbundene Dienstleistungen bereitgestellt werden, hängt von allen potenziellen Parkbenutzern ab. Parks sind ein Beispiel für öffentliche Güter.


  Bei anderen Gütern und Dienstleistungen hat die Nutzung durch den Einzelnen Auswirkungen auf die Nutzung durch andere, ohne dass sich dies verhindern ließe. Straßen und öffentliche Verkehrsmittel sind das klassische Beispiel für Nichtausschließbarke i t. Sie sind oft überfüllt, was bedeutet, dass jeder zusätzliche Nutzer die Kosten für alle anderen – Zeit, Ärger, Benzin – erhöht. Dazu kommen Umwelt-Externalitäten wie Verschmutzung. Die »übermäßigen« Nutzer können jedoch zumeist nicht ausgeschlossen werden. Differenzierte Preisstrukturen in Spitzenoder Nebenzeiten unterscheiden zwischen Menschen, denen Zeit und Platz am wichtigsten sind, wie zum Beispiel Geschäftsreisenden, und Touristen oder zwischen gewerblichen Nutzern der Elektrizität und Privathaushalten. Neue Technologien ermöglichen es, von Pendlern, die während der Rushhour in die City fahren, mehr Geld zu verlangen. Doch abgesehen von solchen groben Strategien (die mit |77|Hilfe der Technik immer weiter verfeinert werden) gibt es keinerlei Möglichkeit festzustellen, wie viel jedem Nutzer eine schnelle Fahrt wert ist. Folglich kann man auch nicht davon ausgehen, dass der Markt die gesellschaftlich effiziente Menge dieser Dienstleistung bereitstellt.


  Wie diese Beispiele zeigen, bestehen zahlreiche und vielfältige Externalitäten. Die Technologie sorgt für ständig neue Lösungen in unterschiedlichen Ländern.


  Drei Prinzipien allerdings gelten überall:


  Erstens kommt der Staat fast immer billiger an große Mengen Geld als private Unternehmer. Unabhängig davon, ob das durch Steuererhöhungen oder durch Anleihen auf dem Kapitalmarkt geschieht: Die Finanzierungskosten sind bei einem Staatsprojekt auf jeden Fall niedriger als bei einem privaten. Das liegt daran, dass das Risiko, dem Staat etwas zu leihen, geringer ist, weil die Investoren sich darauf verlassen, dass er notfalls mithilfe von Steuererhöhungen seinen Zinszahlungen nachkommen kann. Staat oder Bund gehen selten bankrott, eine Kommune schon eher. Dem geringen Risiko bei Staatsanleihen tragen die Anleger Rechnung, indem sie sich mit einem relativ geringen Zinssatz zufrieden geben. Somit ist die staatliche Finanzierung eines Großprojekts, das der Gemeinschaft mehr Nutzen bringt als dem Einzelunternehmer Gewinn, oft die attraktivste Lösung.


  Zweitens ist der staatliche Betrieb fast immer schlechter geführt als der private. Den »Kunden« des Staates (häufig drückt ihre Benennung ihre Machtlosigkeit aus: Patient, Schüler, Benutzer, Antragsteller) steht gewöhnlich keine Alternative zum Staatsmonopol zur Verfügung. Außerdem fehlt bei staatlichen Bediensteten der Leistungsanreiz des Gewinnstrebens. Sie erhalten weniger Geld als Angestellte der Privatwirtschaft und sind folglich oft weniger qualifiziert und motiviert als diese. Staatlichen Betrieben fehlt des Weiteren der differenzierte, schnelle Informationsfluss eines den allgemeinen Marktgesetzen unterliegenden Betriebs; sie haben nicht die Fähigkeit, auf positive Entwicklungen durch Ausweitung ihrer Aktivitäten |78|zu reagieren oder andere, die nichts einbringen, einzustellen. Fehlereingeständnisse ersticken meist im bürokratischen Sumpf. Außerdem ist auch in vielen westlichen Demokratien im öffentlichen Sektor die Korruption verbreiteter als in der Privatwirtschaft.


  Drittens muss der Staat in jedem Fall eingreifen, sobald signifikante gesellschaftliche Externalitäten bestehen, indem er die betreffende Dienstleistung entweder selbst bereitstellt oder die Regulierung dessen übernimmt, der es tut. Ein gutes Beispiel ist das gemischte öffentlich-private Schulsystem. Die demokratische Regierungsform ist mit Abstand der beste Mechanismus, der uns zur Lösung durch ökonomische Externalitäten geschaffener sozialer Konflikte – zwischen Auto- und Radfahrern, Eltern und Rentnern – zur Verfügung steht. Die Existenz gesellschaftlicher Externalitäten erklärt, warum es weltweit so wenige Beispiele für privat finanzierte und betriebene Infrastrukturprojekte gibt. (Jedoch lassen sich zahlreiche sowohl vom privaten als auch vom öffentlichen Sektor erfolgreich angebotene Dienstleistungen finden, und der Staat sucht sich oft private Subunternehmer.) Es gibt keinen offensichtlichen Mindestgrad an Staatseigentum, aber wer glaubt, der Staat könnte auch mit deutlich weniger Eingriffen in die Wirtschaft auskommen, ignoriert die Notwendigkeit, unterschiedliche Interessen durch Regulierung auszugleichen.


  Optimale Regulierung ist überaus schwierig, das hat die kalifornische Stromknappheit des Jahres 2000 sehr deutlich gezeigt. Die Stromversorger konnten auf der Höhe des Internet-Booms die gewaltige Nachfrage nicht befriedigen, und Abschaltungen waren die Folge. Die Elektrizitätsgesellschaften versuchten, so viel wie möglich aus den Regulatoren herauszuholen; gleichzeitig bemühte die Regierung sich, das Unmögliche zu schaffen, indem sie die Strompreise zu einer Zeit immens gewachsener Nachfrage und sprunghaft gestiegener Ölpreise einfror. Den Stromgesellschaften wurde untersagt, ihre Kostenzuwächse an den Verbraucher weiterzugeben, also auf die stärkere Nachfrage bei vorgegebener Kapazität mit höheren Preisen zu reagieren. Diese Episode illustriert anschaulich, dass |79|Regulatoren eine Menge unterschiedlicher und oft widersprüchlicher Interessen ausgleichen müssen, so zum Beispiel die der Stromverbraucher (also der kalifornischen Wähler) und diejenigen der Investoren in die Stromgesellschaften.


  Es gibt gute Argumente für staatlich regulierte Versorgungsbetriebe in Privatbesitz, zum Beispiel in den Bereichen Elektrizität oder Telekommunikation. Dass staatliche, von Bürokraten geleitete Betriebe sehr schlechte Serviceleistungen anbieten, war einer der Gründe, warum Margaret Thatchers konservative Regierung im Großbritannien der achtziger Jahre auf Privatisierung setzte. In vielen Fällen führte diese tatsächlich zu einem besseren Service und zu Innovationen. Das Telefonsystem ist ein gutes Beispiel: Früher mussten Briten Wochen oder Monate auf einen Telefonanschluss warten, ihn sich mit Nachbarn teilen und zudem noch hohe Gebühren zahlen. (Nun, ganz so schlimm wie in Ghana, wo die Wartezeit auf einen Apparat der staatlichen Telefongesellschaft 75 Jahre beträgt, war es allerdings nicht.)


  Die ersten zehn Jahre der British Telecom (BT) in privater Hand waren ausgesprochen erfolgreich und trugen möglicherweise zu einem verbesserten Wachstumspotenzial der Gesamtwirtschaft bei. Ganz ähnlich hatte die Einführung des Wettbewerbs in der privatisierten Elektroindustrie eine Senkung der Verbraucherpreise und höhere Investitionen sowie eine bessere Servicequalität zur Folge.


  In anderen Branchen brachte die Privatisierung kaum Verbesserungen mit sich: Manche Wasserversorger waren in heißen Sommern nicht in der Lage, genug Wasser zu liefern oder die Sauberkeit von Flüssen und Bächen zu gewährleisten. Bahnkunden wurden zwar fortan höflicher behandelt, aber die Investitionen in Gleis- und Signalanlagen fielen auf ein so katastrophal niedriges Niveau, dass sich in den Neunzigern mehrere schwere Unfälle ereigneten.


  Selbst die Erfolge sind nicht unumstritten; immer häufiger wird in diesem Zusammenhang gefragt, wie effektiv die Regulierungsmaßnahmen waren. Die Gebühren für Ortsgespräche beispielsweise sind in Großbritannien im Vergleich zu den USA weiter hoch geblieben|80|, weil der frühere Staatsmonopolist BT nicht gezwungen wurde, die Ortsnetze, genauer gesagt den letzten Teil der Anschlüsse in die Privathaushalte, zu kommerziell vertretbaren Bedingungen für andere Anbieter zu öffnen.


  Der Vorschlag, die Bahn wieder zu verstaatlichen, würde wohl nur sehr wenige britische Wähler schockieren oder alarmieren, und wer weiß? Vielleicht kommt es ja tatsächlich noch dazu. Interessanterweise beginnen manche Wasser- und Energieversorger nun, die regulierten Teile ihrer Aktivitäten von den nicht regulierten zu trennen, um für erstere billigeres Kapital anlocken zu können und letzteren breiter gefächerte kommerzielle Optionen zu eröffnen. So hat Welsh Water ein Nonprofit-Wasserversorgungsunternehmen gegründet und British Gas die Gasversorgung sowie die anderen Bereiche in einzelne Unternehmen ausgegliedert. Erst vor kurzem hat BT ähnliche Pläne verlauten lassen.


  Die Privatisierung ist ein interessantes Thema, weil sie dem Versuch gleichkommt, die Grenze zwischen öffentlicher und privater Hand zu verschieben. Doch diese Grenze bewegt sich in gewisser Hinsicht wieder dorthin zurück, wo sie sich früher befand. Die Verlagerung des Besitzes oder der Leitung von Versorgungs- und Infrastrukturunternehmen vom öffentlichen in den privaten Sektor scheint bisweilen nur einen kosmetischen Effekt gehabt zu haben. Diese Unternehmen sind so singulär, dass sie sich einfach nicht wie andere des privaten Sektors führen lassen.


  Die Bahn ist ein gutes Studienobjekt, weil sie im privaten Sektor entstand und zumindest in den Vereinigten Staaten immer dort verblieb – wenn auch unter massiver Einmischung des Staates. In Großbritannien wurde das Bahnnetz Mitte des 19. Jahrhunderts aufgebaut, dann erst folgte der Rest der Welt, was einen Boom nicht nur der britischen, sondern auch der amerikanischen Bahnaktien zur Folge hatte. An der Londoner Börse generiertes Kapital bildete die Grundlage für einen großen Teil des ersten Bahnnetzes. Die Blase zerplatzte allerdings 1848, und viele Investoren erzielten nie eine Rendite mit dem Geld, das sie in diese neue heiße Technologie steckten|81|. Eine gewisse Ähnlichkeit besteht zu dem Internet-Aktienboom von 1999/2000. Viele Anleger setzten seinerzeit großes Vertrauen in die Zukunft, und der Aktienmarkt tat genau das, was von ihm erwartet wurde: Er beschaffte einem Sektor mit großem Wachstumspotenzial, der versprach, hohe Gewinne abzuwerfen, Kapital.


  Die Bahn brachte mehr Nutzen für die Allgemeinheit als für den einzelnen Anleger. Zum Beispiel trug sie zur Entstehung großer urbaner Märkte bei, weil jetzt frische Nahrungsmittel über größere Strecken in die Stadt transportiert werden konnten. London benötigte für die Milchversorgung nun nicht mehr zahlreiche Kühe in unmittelbarer Nähe zur Stadt, sondern konnte sich die Milch mit der Bahn liefern lassen. Allerdings schlugen sich diese Vorteile für die Gemeinschaft nicht voll in den Preisen für Zugfahrten nieder. Der Gewinn der Bahngesellschaften fiel enttäuschend gering aus, und so stürzten die Aktienkurse ab.


  Nach dem Zweiten Weltkrieg verstaatlichte die Labour-Regierung das ausgedehnte, aber nicht sonderlich profitable britische Bahnsystem. Unter staatlicher Leitung ging der Gewinn noch weiter zurück, und schließlich musste die Bahn mit hohen Beträgen subventioniert werden. Insbesondere die Modernisierung der Gleis und Fahrzeuganlagen verschlang Steuergelder. Irgendwann wurde es unausweichlich, die Kosten zu reduzieren, und so legte man 1968 viele der Nebenstrecken still, weil sich immer mehr Leute ein Auto leisten konnten.


  Als die Konservativen 1996 die Privatisierung von British Rail beschlossen, hatte sich bereits ein verkrustetes System aus unablässigen Ausgabenreduktionen, zu niedrigen Investitionen und schlechtem Management herausgebildet. Der Verkauf an den privaten Sektor brachte dem Staat keinen Erlös. Vielmehr musste er privaten Anlegern hohe Summen anbieten, damit diese überhaupt Anteile der neuen Bahngesellschaft erwarben. Gleichzeitig wurde eine separate Gesellschaft namens Railtrack für Gleiswartung und Investition gegründet. Auch heute noch muss der Staat der Bahn mit hohen Summen unter die Arme greifen, denn ohne eine solche |82|Unterstützung wären die privaten Unternehmen nicht bereit, genug Geld für die Erhaltung des Servicestandards zu investieren.


  In den Vereinigten Staaten verlief die Entwicklung anders. Die Bahngesellschaften wurden von privaten Investoren aufgebaut, allerdings mit kaum verhohlener Unterstützung des Staates in Form von günstigen Grundstücksangeboten und Darlehen. Sie sind immer in privater Hand geblieben. Die heutige Organisation ergab sich durch eine Reihe von Fusionen, die zu mehreren geografischen Monopolen führten; diese konkurrieren lediglich mit den Highways. Amerikas ausgeprägte Automobilkultur, der niedrige Benzinpreis und das gut ausgebaute Highway-System sowie das sehr dichte Flugnetz haben die Bahn immer auf die hinteren Ränge verwiesen. Das heißt, dass eine monopolistische Stellung dort nie so viel Gewicht hat wie in den kleineren, dichter besiedelten Ländern Europas. Der gesellschaftliche Nutzen der amerikanischen Bahn ist viel geringer als der der europäischen. Wäre die Technologie des Verbrennungsmotors vor derjenigen der Dampflokomotive entwickelt worden, hätte es die amerikanischen Bahnlinien womöglich nie gegeben.


  Auch in Kontinentaleuropa stellt sich die Situation anders dar: Hier ist bislang keine einzige Regierung auf die Idee gekommen, die Bahn nicht zu subventionieren. Da hier weniger Land zur Verfügung steht, die städtischen Straßen im Regelfalle verstopft sind und die Leute nicht so viel verdienen, wäre vermutlich auf jeden Fall ein Bahnstreckennetz aufgebaut worden, auch wenn es zur Zeit der ersten Dampflokomotive bereits ein dichtes Straßensystem gegeben hätte. Heute verfügen die meisten europäischen Länder über saubere, schnelle Züge, ausreichend Investitionen und ein gutes Streckennetz, das zwar niemals Gewinn abwerfen wird, aber dafür sorgt, dass die meisten Bürger zu vernünftigen Preisen von halbwegs erreichbaren Bahnhöfen aus verreisen können. Die vollständige Privatisierung der Bahn hat in Kontinentaleuropa nie wirklich zur Debatte gestanden.


  Die geografische Lage wirft für Großbritannien Fragen auf: Soll es sich an Amerika orientieren und sich für ein schlankeres, aber vielleicht |83|irgendwann einmal profitables privates Bahnsystem entscheiden? Doch das wäre wahrscheinlich kleiner als das heutige Streckennetz und würde nicht alle Landesteile abdecken. Die gewinnträchtigsten Strecken sind schließlich diejenigen, die die Pendler in die Städte bringen, und jene, die die Städte miteinander verbinden. Ein Teil der Passagiere wie auch der Güter, die heutzutage mit der Bahn transportiert werden, würde auf die Straße verlagert.


  Oder soll Großbritannien in Richtung Kontinentaleuropa schauen? Dann müsste man sich eingestehen, dass ein größeres und flächendeckenderes Streckennetz nie ohne staatliche Subventionen auskommt, weil der individuelle Gewinn des Unternehmers geringer ist als der Nutzen für die Allgemeinheit, und das würde entweder die Verstaatlichung oder eine genaue Reglementierung der Servicequalität durch den Staat erforderlich machen.


  Die Unzufriedenheit der Öffentlichkeit mit der gegenwärtigen Situation deutet vermutlich darauf hin, dass dem britischen Wähler die kontinentaleuropäische Lösung lieber wäre. Das entspräche meiner Argumentation, dass der gesellschaftliche Nutzen eines Bahnsystems höher ist, wenn Alternativen wie die Straße aufgrund unveränderlicher geografischer oder historischer Gegebenheiten nicht in direkten Wettbewerb mit der Bahn treten. Großbritannien ist ein kleines, dicht besiedeltes Land, in dem nicht mehr allzu viele neue Straßen gebaut werden können. Das heißt, dass das Autofahren hohe Kosten für das Individuum und die Allgemeinheit mit sich bringt.


  Die Grenze zwischen öffentlichem und privatem Sektor wird immer flexibel bleiben, auch wenn sie ihre historischen Wurzeln nicht verleugnen kann; man bezeichnet das als Pfadabhängigkeit. Im Laufe der Zeit verschieben auch technologische Veränderungen diese Grenze. Handys zum Beispiel lassen Festanschlüsse nicht mehr unbedingt als natürliches Monopol erscheinen. In Afrika gibt es seit 2001 mehr Mobiltelefone als Festanschlüsse, weil die neue Technologie es den Leuten ermöglicht, ohne die Dienste der schwerfälligen staatlichen Telefongesellschaften auszukommen. SmartCards und elektronische Überwachung helfen, bestimmte Fahrer |84|zu bestimmten Zeiten von den Straßen fernzuhalten. Fax und E-Mail sind zu einer Konkurrenz für das alte Postmonopol geworden. Der gesellschaftliche Nutzen eines Dienstes könnte sich auch aus anderen Gründen ändern, zum Beispiel weil er umwelttechnische Aspekte in den Vordergrund rückt oder die Entstehung einer qualitativ besseren Alternative fördert.


  Die Grenze zwischen rein privaten Aktivitäten und solchen, bei denen der Staat mitmischt, zu ziehen, ist die eine Sache. Wie sich staatliche Dienstleistungen managen oder private, auf die externe Effekte einwirken, regulieren lassen, eine andere. Ganz gleich, ob es um die Stromversorgung in Kalifornien geht oder um die Telekommunikation in Großbritannien: Die Planung einer regulativen Struktur steckt voller Fallstricke. Vielleicht existiert gar keine optimale Lösung des Problems, denn die Bereitstellung von Diensten, auf die starke externe Effekte einwirken, hat nolens volens mit vielfältigen Zielen und unausweichlichen Zwickmühlen zu tun. Außerdem können wir bis jetzt nicht systematisch beurteilen, welche staatlichen Eingriffe bei staatlich geführten und regulierten Dienstleistungen besser und welche weniger gut funktionieren.


  Es hat auch schon deutliche Privatisierungserfolge gegeben, die dazu führen, dass die Verbraucher nun weniger Geld für bessere Qualität zahlen. Beispiele sind die Telekommunikation in vielen Ländern, Gas und Strom in Großbritannien und Schweden oder die Wasserversorgung in Frankreich. Der Erfolg hing mit der guten staatlichen Regulierung der betreffenden Industrie zusammen.


  Das britische Privatisierungsexperiment versuchte die Frage, wie sich Versorgungsbetriebe gut führen lassen, durch die Lösung eines anderen Problems – wo die Grenze zwischen öffentlichem und privatem Sektor zu ziehen sei – zu beantworten. Im Großen und Ganzen kann man dieses Experiment nur als teilweise geglückt bezeichnen. Die Lehre daraus dürfte sein, dass manche Externalitäten einfach zu groß sind für den privaten Sektor und immer staatliche Unterstützung für die Bereitstellung von Infrastruktur und Dienstleistungen erfordern werden.
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  |85|KAPITEL 8


  Ökosteuer: Fünf zu eins für die Industrie


  Die Ökonomie wird oft als die düstere Wissenschaft bezeichnet, aber noch düsterer sind wohl die Umweltschützer. Wenn sie keine Katastrophen vorhersagen würden, hätten sie ja keine Daseinsberechtigung. Im Vergleich zu ihnen sind Ökonomen fast schon krankhaft optimistisch. Sie glauben, dass metaphorische Zeitbomben, seien sie nun umwelttechnischer, demografischer oder sonstiger Natur, nie explodieren, weil Gesellschaft und Wirtschaft sich an die Gegebenheiten anpassen.


  Ein berühmtes Beispiel für den Pessimismus der Umweltschützer und den Optimismus der Ökonomen ist eine Wette zwischen dem Biologen und leidenschaftlichen Umweltschützer Paul Ehrlich und Julian Simon, einem bekannten Verfechter der freien Marktwirtschaft. Die Ursprünge der modernen Umweltschutzbewegung sind vermutlich in einem Bericht des Club of Rome zur Lage der Menschheit von 1972 mit dem Titel Die Grenzen des Wachstums zu suchen, der prophezeite, dass die Welt beim gegenwärtigen Tempo der Ausbeutung innerhalb eines Jahrhunderts keine nicht erneuerbaren Rohstoffe mehr haben würde. Daraufhin würde das Wirtschaftssystem kollabieren; es käme zu Massenarbeitslosigkeit, Hungersnöten und zahllosen Toten. Selbst wenn sich zuvor neue Ressourcen fänden, die die bekannten verdoppelten, würde das daraus resultierende Wachstum zu einer nicht zu bewältigenden Verschmutzung der Erde, zum wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zusammenbruch, |86|zu Massenarbeitslosigkeit und so weiter führen. Diese Argumentation schien durch den drastischen Anstieg des Ölpreises Anfang und Mitte der siebziger Jahre erhärtet zu werden. Am Ende jenes Jahrzehnts wurde allgemein angenommen, dass die globalen Ölreserven innerhalb von 50 Jahren erschöpft sein würden.


  Ehrlich war sich daher ziemlich sicher, die Wette, in der er 1980 vorhersagte, dass der Preis von fünf Metallen zehn Jahre später inflationsbereinigt höher liegen würde, zu gewinnen. Er entschied sich für Metalle im Gesamtwert von 1000 US-Dollar mit 200-Dollar-Teilmengen Kupfer, Chrom, Nickel, Zinn und Wolfram. Doch die Preise sanken zwischen 1980 und 1990 um mehr als die Hälfte, und die 1000-Dollar-Kombination hätte 1990 sogar ohne Berücksichtigung der Inflation weniger gekostet als zehn Jahre zuvor. Der Wert der 200-Dollar-Teilmengen lag nun zwischen 56 und 193 Dollar. Ehrlich schickte Simon daraufhin einen Scheck über 576,07 Dollar und dazu eine Notiz, dass eine so spezielle Wette keine allgemeinen Rückschlüsse zulasse, weil die Nachfrage nach einigen der Metalle gefallen sei – genau davon war Simon von Anfang an ausgegangen.


  Die beiden Männer hatten sich auf die Prämisse geeinigt, dass der Preis für ein Gut steigt, wenn die Nachfrage deutlich stärker wächst als das Angebot. Der Umweltschützer führte den Gedanken nicht weiter. Der Ökonom hingegen ging davon aus – und wurde bestätigt –, dass der Mensch sein Verhalten an die Gegebenheiten anpasst. Die höheren Preise würden die Nachfrage dämpfen und Anbieter dazu bringen, mehr abzubauen oder neue Reserven aufzuspüren, weil nun die bis dahin unrentable Produktion profitabel würde. Andere nach Gewinn strebende Unternehmer würden angelockt, die sich auf die Suche nach einem Ersatz für den knapper werdenden Rohstoff machten und neue Technologien entwickelten. Entsprechend dieser Argumentation wurde das Kupfer in Telefonkabeln durch Glasfaser ersetzt, Autos wurden fortan ohne üppige Chromverzierungen hergestellt und so weiter und so fort. Natürlich ist der Vorrat mancher Ressourcen kurzfristig gesehen begrenzt|87|, aber auf lange Sicht gelingt es dem Menschen mit Hilfe seiner Anpassungsfähigkeit und Findigkeit, ihn fast unerschöpflich zu machen.


  Was bedeutet, dass Umweltschützer nicht immer Recht haben. Ich würde sogar behaupten, dass sie sich im Regelfall täuschen. Die meisten haben keine Ahnung von ökonomischen Prinzipien und scheren sich auch nicht darum, was viele ihrer politischen Vorschläge von vornherein zum Scheitern verurteilt.


  Doch sie täuschen sich nicht immer. Beispielsweise besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass die Klimaveränderungen tatsächlich eine Folge menschlicher Aktivitäten, besonders des Ausstoßes von CO2, sind. Außerdem gibt es zu viele Umweltgifte, die dem Menschen schaden. Oft hat die Industrie einfach neue Technologien entwickelt, ohne einen Gedanken an die Umwelt zu verschwenden. Mit anderen Worten: Ökonomen haben wichtige, durch die Wirtschaft verursachte externe Umwelteffekte übersehen, auf die erst die Umweltbewegung aufmerksam machte.


  Umweltverschmutzung ist ein klassisches Beispiel für eine Externalität. Eine Fabrik, die bei der Produktion Umweltgifte ausstößt, erlegt anderen Menschen Kosten auf. Verschmutzte Luft beispielsweise, die bei vielen Menschen Asthma verursacht, führt zu einem Rückgang der Grundstückspreise im Gebiet rund um die Fabrik, was natürlich für die Immobilienbesitzer der Gegend ein Nachteil ist. Die Reinigung von verschmutzten Gewässern bringt Kosten mit sich, an denen der Verursacher einen vergleichsweise geringen Anteil trägt, und so produziert er weiter Verschmutzung und wälzt die daraus entstehenden Kosten auf die Verbraucher ab.


  Doch nicht nur Fabriken und Stromerzeuger verschmutzen die Umwelt, sondern auch Privathaushalte und Autofahrer. Flugzeuge sind genauso für Lärmbelästigung verantwortlich wie Bauarbeiter. Die Einwohner von Tucson, Arizona haben sich über Lichtbelästigung durch die nächtliche Straßenbeleuchtung beschwert. Jeder von uns kann anderen externe Kosten auferlegen, indem er überfüllte Orte aufsucht, also einen Verkehrsstau noch verschlimmert oder |88|andere Besucher einer Kunstausstellung bei der Betrachtung der Werke behindert.


  Dann wäre da noch eine weitere wohlbekannte Situation des Marktversagens, die der Umwelt schadet, nämlich die Tragödie vom Gemeinschaftseigentum. Warum zum Beispiel ist der Bestand bestimmter Meeresfische gefährdet, während es keinen Mangel an Hühnchen gibt? Weil die Fische allen gehören, die Hühnchen aber Einzelnen. Wenn der gesamte Fischbestand der Erde Eigentum eines Weltdiktators wäre, würde dieser eine Überfischung verhindern, um auch künftig Bestände für den Verkauf zu besitzen. Der Preis würde sich angesichts der Investitionen zur Sicherung der Ressource erhöhen, für die kein vollkommen elastisches Angebot existiert.


  Einzelne Fischer hingegen haben keinerlei Motivation, der Überfischung entgegenzusteuern, weil ihr jeweiliger Beitrag zu dem Problem gering ist. Würden einige von ihnen freiwillig ihre Fänge reduzieren, hätte das kaum Auswirkungen, und sie hätten obendrein noch den Schaden durch andere Tr ittbrett fahrende Fischer, die ihre Zurückhaltung für sich nutzen.


  Deshalb muss der Staat eingreifen und Fangquoten für die Fischer seines Landes festsetzen. Doch nicht einmal das ist letztlich wirksam, weil die Einzelstaaten um nationale Vorteile kämpfen, nicht für das globale Interesse. Engpässe in der Fischversorgung führen irgendwann dazu, dass höhere Preise die Verbrauchernachfrage senken. Im Idealfall jedoch wären die Preise von Anfang an höher gewesen, um die sozialen Kosten, die die Ausbeutung der Fischvorräte mit sich bringt, zu reflektieren.


  Es besteht kein Markt für saubere Luft, freie Straßen oder Artenvielfalt. (Wie viel Geld wäre Ihnen die Erhaltung einer bestimmten Insektenart im Regenwald wert?) Nur wenige Staaten sammeln Daten über externe Effekte. Großbritannien veröffentlicht immerhin einen jährlichen Satellitenbericht über das Ausmaß der Umweltschäden, aber das reicht bei weitem nicht. Die Umweltpolitik wird durch den Mangel an verlässlichen und aussagekräftigen Daten behindert.


  |89|Wie also sollte ein Staat mit solchen Externalitäten umgehen? Er könnte den Ausstoß bestimmter Schadstoffe begrenzen. Aber diese Grenze richtig festzulegen ist schwierig. Ein völliges Verbot würde wirtschaftliche Kosten verursachen, die in keinem Verhältnis stünden zu den ökologischen – beispielsweise können gegenwärtig nur Atomkraftwerke vollkommen emissionsfreien Strom zu einem Preis produzieren, den die meisten Verbraucher für akzeptabel halten.


  Ökonomen befürworten im Allgemeinen eine Alternative, die die Marktkräfte nutzt und den Verursacher dazu zwingt, die externen Kosten selbst zu tragen. Dabei handelt es sich um so genannte wirtschaftspolitische Instrumente, anders ausgedrückt, um Steuern, Subventionen und handelbare Rechte.


  Nehmen wir das Beispiel eines Staates, der den Ausstoß von Treibhausgasen durch seine Industrie senken möchte, wie es das Kyoto-Protokoll vom Dezember 1997 fordert. In dieser Vereinbarung verpflichteten sich die Unterzeichnerländer zu einer Minderung des Kohlendioxidausstoßes von bis zu 30 Prozent gegenüber dem Niveau, das sich aus den damals bestehenden Trends ergäbe. (Die durchschnittliche Reduktion betrug Ende 2000 in der EU 11,5 Prozent im Vergleich zu 24,5 Prozent in den Vereinigten Staaten. Kein Wunder, dass George W. Bush sich mit einer seiner ersten Amtsentscheidungen zur Verärgerung der Europäer aus der Vereinbarung verabschiedete.)


  Die Unterzeichnerländer einigten sich auf ein innovatives Emissionsrechtesystem. Die Staaten legten gesetzliche Grenzen fest, die unter dem bisherigen Emissionsniveau lagen, und wenn es Unternehmen gelang, diese Grenzen zu unterschreiten, konnten sie ihren Bonus an Unternehmen verkaufen, die das Ziel verfehlt hatten. Der Preis für die Emissionsrechte richtete sich nach dem Markt. Die größte Schadstoffminderung würde sich logischerweise dort ergeben, wo sie am billigsten wäre, was heißt, dass man das globale Ziel auf kosteneffektivste Weise verwirklichen würde. Der Plan des Kyoto-Protokolls orientierte sich am erfolgreichen Modell eines in Amerika seit 1995 als Teil des Acid Rain Program bestehenden |90|Schwefeldioxid-Handelsplans sowie einem südkalifornischen Modell zum Handel von Emissionsrechten bei Nitrogen und Schwefeloxid.


  Die Vereinigten Staaten nahmen beim Handel mit Emissionsrechten eine Vorreiterrolle ein. Die europäischen Regierungen haben in der Vergangenheit eher auf Steuern gesetzt. In den neunziger Jahren führten neun von ihnen eine Form der Ökosteuer ein, die zu einer Erhöhung des Energiepreises führen und somit die Kosten für den Ausstoß von CO2 und anderen Treibhausgasen reflektieren sollte, oder schlugen sie doch zumindest vor. Norwegen, Schweden, Finnland, Dänemark, Österreich und die Niederlande entschieden sich als erste für eine Energiesteuer, dann folgten Großbritannien, Italien und Deutschland.


  Die Einführung einer solchen Steuer hat drei Vorteile: Erstens wirkt sie gemäß dem Preismechanismus und ist deshalb effektiver, weniger verzerrend und leichter zu handhaben als die direkte Regulierung, obwohl die Festsetzung der Höhe schwierig sein kann. Zweitens ermutigt sie Unternehmen, sich im Laufe der Zeit auf energiesparendere Herstellungsmethoden umzustellen. Drittens soll sie Unternehmen signalisieren, dass sie die Umwelt im Rahmen ihrer langfristigen Investitionsplanungen ernst nehmen müssen.


  Es gibt zwei Möglichkeiten der Besteuerung: Die Steuer kann sich auf den Energieverbrauch von Unternehmen und Privathaushalten beziehen, wobei ein bestimmter Betrag pro verbrauchter Kilowattstunde Strom erhoben wird. Alternativ kann sie den Energieanbietern aufgebürdet werden, die sie dann indirekt an den Endverbraucher weitergeben – ein geeignetes Verfahren für Politiker, die davor zurückschrecken, die Stromrechnung aller Wähler so offensichtlich zu erhöhen. Der zweite Typ, eine so genannte indirekte Steuer, lässt sich leichter durchsetzen, weil es weniger Anbieter als Endverbraucher von Elektrizität gibt. Da diese Steuer jedoch nicht auf den ersten Blick erkennbar ist, trägt sie möglicherweise weniger zur Veränderung des Verbraucherverhaltens bei. Ihre Höhe ließe sich je nach den bei der Stromerzeugung verwendeten Ressourcen |91|variieren. Beispielsweise könnte so dem unterschiedlichen Karbongehalt Rechnung getragen werden, weil ja das Kohlendioxid der Hauptverursacher des Treibhauseffekts ist.


  Die britische Variante bezog sich nur auf die Unternehmen und klammerte den Energieverbrauch der Privathaushalte aus, weil seine Besteuerung sich politisch nicht hätte durchsetzen lassen. Die Labour-Regierung hatte ja ihrer konservativen Vorgängerin vorgeworfen, eine solche Steuer sei ungerecht. Arme Haushalte verwenden einen viel höheren Anteil ihres Budgets auf Energie als reiche, und eine Energiesteuer auf Privathaushalte ist stark reg re s s i v.


  Die britische Lösung rief Verbitterung bei den Unternehmen hervor, obwohl die Besteuerung des Energieverbrauchs durch die Senkung anderer Unternehmenssteuern ausgeglichen wurde. Sie argumentierten, dass schließlich der Energieverbrauch der Privathaushalte ihren eigenen übertreffe und etwa ein Drittel des gesamten nationalen Energieverbrauchs ausmache. Die größten industriellen Verbraucher fanden es ungerecht, dass sie am meisten zahlen sollten, und forderten Ausnahmeregelungen. Ihnen war offenbar nicht bewusst, dass es bei dieser Steuer ja gerade darum ging, einen hohen Energieverbrauch unattraktiver zu machen. Auf der Verliererseite stand auch ein örtliches Museum, das fortan von Besuchern Geld für die Vorführung seiner phantastischen Dampfmaschinen aus dem 18. und 19. Jahrhundert verlangen musste.


  Der britischen Energieindustrie wäre wohl ein Rechtehandelssystem US-amerikanischen Stils lieber gewesen. Ähnliches gilt für die Banken in der Londoner City, die sich über einen neuen Markt gefreut hätten. Doch weil die meisten europäischen Regierungen keine Erfahrung mit solchen Systemen haben und die Lösung von Problemen nicht wie die Amerikaner am liebsten dem Markt überlassen, zögern sie, einen Rechtehandel einzuführen.


  Ein weiteres Beispiel für eine Energiesteuer ist diejenige auf Benzin. Die Steuerhöhe unterscheidet sich im internationalen Vergleich erheblich. In den USA beträgt sie 22 Prozent des Großhandelspreises, in Irland (das Land mit dem nächstniedrigeren Satz aller Industrieländer|92|) 58 Prozent, in Großbritannien 76 Prozent. Im Oktober 2000 brachten Lastwagenfahrer das öffentliche Leben in Großbritannien durch Blockaden von Großtankstellen zum Erliegen, um gegen weitere Erhöhungen der Kraftstoffsteuer zu protestieren. Daraufhin wurde die Höhe im folgenden Jahr eingefroren. Dem Staat steht noch eine weitere regulative Maßnahme zur Verfügung: die Einführung niedrigerer Steuern auf »sauberere« Lösungen. Im Augenblick beträgt die Differenz zwischen der Steuer auf schwefelarmen Dieselkraftstoff und normales Diesel drei Pence pro Liter. Der im Jahr 1997 festgesetzte Unterschied von einem Pence pro Liter erwies sich als zu geringer Anreiz für die Ölgesellschaften, sich dem saubereren Kraftstoff zuzuwenden, doch kurz nach der Erhöhung auf drei Pence 1999 stieg der Anteil des schwefelarmen Diesel am Dieselmarkt von deutlich unter 20 Prozent auf 100 Prozent. Das ermutigte die Regierung, die Steuerdifferenz auch bei anderen Kraftstoffarten, darunter Flüssiggas und Erdgas, zu erhöhen. Dieser Schritt wird zu einem Umschwenken auf schwefelarme Kraftstoffe auch bei Benzinern führen, weil seit 2002 Autos mit der neuen Technik ausgestattet werden.


  Die wirkungsvollsten Steuerungsinstrumente des Staates sind die, mit denen sich ein externer Effekt direkt beeinflussen lässt. Indirekte Ansätze sind selten erfolgreich. Viele Gegner des Freihandels argumentieren beispielsweise, dass dieser seinen guten Ruf nicht verdiene, weil er eine Vielzahl von Kosten für die Umwelt, besonders den Energieverbrauch beim Gütertransport rund um den Globus, nicht berücksichtige. Außerdem ermutige der Freihandel Unternehmen, ihre Produktion in Entwicklungsländer zu verlagern, wo der Schutz der Umwelt noch viel geringer ausgeprägt sei als in den Industrieländern. Manchmal werden multinationale Gesellschaften, die bei niedrigerem Standard im Ausland produzieren, tatsächlich Opfer schwerer Unfälle. Ein Beispiel dafür ist die Union-Carbide-Fabrik in Bhopal.


  Umweltschützer plädieren daher für weniger Handel oder doch zumindest für Handelsvereinbarungen mit einem Minimum an |93|Umweltschutzbestimmungen. Aber Handel nützt den Verbrauchern, und seine Beschränkung würde bedeuten, dass ein Teil des Nutzens für sie verloren ginge. Das heißt, ein solches Vorgehen brächte hohe Opportunitätskosten mit sich. Außerdem neigt der freie Handel dazu, die Produktion an die ressourceneffektivsten Standorte zu verlagern, was weltwirtschaftlich betrachtet zur produktivsten, kostengünstigsten Verwendung von Rohstoffen führt. Wenn der Transport durch die Emission von Treibhausgasen Kosten für die Gemeinschaft erzeugt, die sich nicht in den Kosten dieses Transports niederschlagen, muss man den Preis der Energie durch Steuern erhöhen. So lässt sich der externe Effekt meistern, ohne dass man durch die Beschränkung des Handels zusätzliche Kosten in unbekannter Höhe verursacht.


  Im Allgemeinen erfordern Umweltprobleme umwelttechnische, aber keine Handels- oder Investitionslösungen. Wirtschaftspolitische Instrumente können beträchtlichen Einfluss auf Umweltprobleme haben.


  Doch nur selten fordern Umweltschützer lauthals höhere Energiesteuern, weil sie wissen, wie unpopulär diese beim Wähler sind. In den USA halten die Menschen billige Energie für noch selbstverständlicher als in Europa. Kalifornische Politiker erlaubten den Stromgesellschaften nicht einmal beim drastischen Anstieg der Ölpreise im Jahr 2000, einen den erhöhten Produktionskosten angepassten Strompreis zu verlangen. Im selben Jahr, als der Ölpreis die Aufmerksamkeit auf die hohe Besteuerung des Benzins lenkte, initiierten europäische Lastwagenfahrer eine Tankstellenblockade. Umweltschützer schießen sich im Regelfall eher auf weniger heikle politische Themen ein, bei denen sie sich der Unterstützung der Gewerkschaften wie auch industrieller Lobbys gewiss sein können. Es scheint ihnen bisher nicht wirklich gelungen zu sein, die Öffentlichkeit davon zu überzeugen, dass die Menschheit zu viel Energie verbraucht.


  Leider macht man sich mit ökonomischen Argumenten nicht immer Freunde, weil sie den Finger in die offene Wunde legen. Ein |94|Stolperstein bei den Verhandlungen über das Kyoto-Protokoll war die Frage, wie viel die Entwicklungsländer zur Senkung der Emissionen beitragen müssen. Diese argumentieren, dass die reichen Industrieländer den höchsten Ausstoß von Treibhausgasen hätten und folglich auch den größten Anteil an ihrer Reduzierung tragen sollten. Denn zwänge man die Entwicklungsländer, ihre gegenwärtigen Emissionen zu reduzieren, würde sie das an der Industrialisierung und somit auch daran hindern, jemals den Lebensstandard der westlichen Welt zu erlangen. Aus Sicht der Industrieländer jedoch muss man dafür sorgen, dass die Milliarden von Armen in den kommenden Jahren den Treibhausgasausstoß in ihren Ländern nicht dem der westlichen Welt angleichen.


  Es gibt eine ökonomische Lösung für dieses offenbar unlösbare Dilemma: handelbare Emissionsrechte. Man weist im Rahmen eines internationalen Abkommens jedem Land eine bestimmte erlaubte Emissionshöhe zu, und die individuellen Emissionshöhen summieren sich zu einem Jahr für Jahr sinkenden globalen Gesamtbetrag – dieser Weg stößt diplomatisch auf einige Hürden, ist aber durchaus realisierbar. Dann steht es den Entwicklungsländern frei, sich für eine Ausweitung verschmutzender Industrien zu entscheiden oder ihre Emissionsrechte an ein reiches Land zu verkaufen, das nun nicht mehr so große Mühe hätte, die Grenzwerte einzuhalten. Das Entwicklungsland gewinnt auf jeden Fall, und obendrein gehen die Schadstoffemissionen weltweit zurück.


  Viele Umweltschützer scheinen jedoch zu glauben, dass jede Nutzung des Marktmechanismus unmoralisch ist. Als ein Forschungspapier der Weltbank vorschlug, die die Umwelt am stärksten belastenden Industrien in die Entwicklungsländer umzusiedeln, war seitens der Umweltschützer ein Aufschrei des Entsetzens zu hören.


  Doch genau das geschieht gegenwärtig bereits, wenn westliche Hersteller ihre Produktion nach Ostasien oder Lateinamerika verlagern, hauptsächlich deshalb, weil es in diesen Ländern billige Arbeitskräfte gibt, aber auch, weil es dort kostengünstiger ist, die Umwelt zu verschmutzen, denn in den Entwicklungsländern werden |95|die Emissionen für gewöhnlich nicht so streng reguliert wie in den westlichen. So erhalten die Staaten, denen saubere Luft wichtig ist, dieses Gut, und die Länder, denen das industrielle Wachstum am Herzen liegt, jenes.


  Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen Pro-Kopf-BIP und Indikatoren für Luft- und Wasserqualität sowie dem Grad der allgemeinen Umweltverschmutzung. Reiche Länder sind sauberer. Das hat damit zu tun, dass das öffentliche Interesse an der Umwelt normalerweise wächst, wenn die Mehrheit der Einwohner ein Dach über dem Kopf und etwas zu essen hat. In den Entwicklungsländern gibt es einen Mangel an sauberem Wasser, hinzu kommen Bodenerosionen, extreme Witterungsbedingungen und schließlich Industrien, die alles andere als energieeffizient und mit bedeutend höheren Emissionen produzieren als die in der westlichen Welt. Möglicherweise nimmt die Qualität der Umwelt in Ländern, die gerade erst beginnen, den Pfad des wirtschaftlichen Wachstums zu beschreiten, zunächst einmal ab, bevor sie irgendwann zunimmt. Der Umweltschutz scheint ein »superiores« Gut zu sein, nach dem umso mehr Nachfrage besteht, je mehr die Einkommen steigen. In den Entwicklungsländern ist offenbar das wirtschaftliche Wachstum – und damit einhergehend ein breiterer Wohlstand – Voraussetzung für strengere Umweltschutzbestimmungen. Wenn dem so ist, werden Umweltschützer aus den Industrieländern mit ihren Versuchen, die Erlaubnis zum wirtschaftlichen Wachstum von besserem Umweltschutz abhängig zu machen, scheitern.


  Aber lassen Grüne sich durch solche Argumente belehren? Ich bezweifle es. Die Grundphilosophien von Wirtschaft und Umweltschutz scheinen zu unterschiedlich zu sein.


  Die Ökonomie ist empirisch und sucht nach politischen Vorgaben, die zu messbarem Nutzen führen. Nur der Nutzen zählt. Natürlich ist das ein höchst ideologischer Ansatz, aber er wurzelt nun mal im skeptischen, alles hinterfragenden aufklärerischen Denken des 18. Jahrhunderts. Ein guter Ökonom versucht, für alles offen zu sein. John Maynard Keynes, dem einmal Wankelmut vorgeworfen wurde, |96|antwortete: »Wenn die Fakten sich verändern, ändere ich meine Einstellung. Und was tun Sie, Sir?«


  Der Umweltschutz entspringt der romantisch-idealistischen Reaktion des 19. Jahrhunderts auf diesen rationalistisch-skeptischen Ansatz. Folglich sind manche seiner Ansichten dogmatisch (jedenfalls empfindet der Ökonom sie so). Da wäre beispielsweise die Überzeugung des Umweltschützers, die Verwendung von Pestiziden sei immer schlecht. Warum? Weil Pestizide Obst, Boden und Grundwasser mit karzinogenen Stoffen belasten. Aber sie machen Früchte auch billiger, sodass die Menschen mehr davon kaufen können, und das reduziert wiederum möglicherweise das Krebsrisiko. Für einen Ökonomen ist das alles am Ende eine empirische Frage. Steigen die relevanten Zahlen der Krebserkrankungen oder fallen sie, und lässt sich ein direkter Bezug zur Verwendung von Pestiziden herstellen? Gibt es auch andere potenzielle Verursacher dieser Krebsarten? Wie sehen die Zahlen aus? Möglicherweise haben Umweltschützer oft Recht, aber sie sollten ihre Behauptungen mit epidemiologischen Beweisen belegen. Die Wiederverwertung von Papier und Glas ist nach Ansicht der Umweltschützer immer gut. Mag sein, aber ein großer Vorrat an billigem Recycling-Material bedeutet auch, dass Papier- und Glashersteller einen geringeren Anreiz zum Pflanzen von Bäumen oder zur Entwicklung alternativer Verpackungsmethoden haben.


  Es ist unvermeidlich, dass die Aktivitäten des Menschen sich auf unseren Planeten auswirken. Dafür zu sorgen, dass diese Auswirkungen so vorteilhaft wie möglich ausfallen, gestaltet sich ziemlich schwierig. Die Ansicht fundamentalistischer Umweltschützer, jeder menschliche Einfluss bringe nicht akzeptable Kosten für die Natur mit sich, kommt einer Forderung nach null wirtschaftlicher Aktivität gleich.


  Jedes Handeln verursacht Opportunitätskosten. Natürlich ignorieren wirtschaftliche Aktivitäten oft die Kosten für die Umwelt, aber umgekehrt schenken auch Umweltschützer den wirtschaftlichen Kosten ihrer Vorschläge nicht genug Beachtung. Selbst die|97| harmlosesten Entscheidungen ziehen solche Kosten nach sich. Soll ich mit dem Rad fahren oder zu Fuß gehen, statt den Wagen zu nehmen? Wenn ja, verliere ich Zeit für andere Dinge.


  Romantische Ideale kontra rationale Entscheidungen? Ich kann mir nicht vorstellen, dass es einer der beiden Seiten je gelingen wird, die andere zu bekehren. Aber wie viele Ökonomen mache ich mir Gedanken über die Umwelt, und ich hoffe, dass der Staat seiner Umweltpolitik eine gesunde wirtschaftliche Basis verleiht. Dafür zahle ich gern Ökosteuer.


  
    
      98
    


    
      107
    


    
      98
    


    
      107
    


    
      false
    

  


  |98|KAPITEL 9


  Auktionen: Der große Bluff


  1990, gerade als der Boom der späten Achtziger sich seinem Ende zuneigte, erzielte das Gemälde »Porträt des Dr. Gachet« von Vincent van Gogh den höchsten jemals bei einer Auktion für ein Bild gezahlten Preis von 82,5 Millionen US-Dollar. Wenn solche Beträge Sie nicht abschrecken, sollten Sie bei einer Auktion von Christie’s oder Sotheby’s mitbieten. Auktionen sind eine althergebrachte Form des Verkaufs von seltenen Dingen an miteinander konkurrierende Interessenten.


  Auch Staaten führen Auktionen zum Verkauf von Staatsanleihen durch, die zur staatlichen Kreditaufnahme ausgegeben werden. Dabei geht es längst nicht so spannend zu wie bei Kunstauktionen – oft werden nur ein paar Dokumente hin und her gefaxt. Trotzdem sind Versteigerungen wegen der neuen Möglichkeiten bei Fernsehen und Mobilfunk heute in der Wirtschaft groß in Mode. Sendefrequenzen sind ein gutes Beispiel für ein wertvolles Gut, für das nur ein begrenztes Angebot besteht, ähnlich wie bei impressionistischen Gemälden.


  Manche Länder begannen bereits 1989 mit der Auktion von Sendefrequenzen – Großbritannien, Neuseeland, Griechenland und Indien waren in dieser Hinsicht Pioniere. Heraus kamen dabei jedoch nur bescheidene Erfolge oder sogar politisch peinliche Flops. Versteigerungen wurden erst im Juli 1994 zum Renner, als die U.S. Federal Communications Commission (FCC) in einer von Ökonomen organisierten |99|Auktion zehn nationale Schmalband-PCS-Lizenzen anbot. Die Versteigerung von 99 Breitband-PCS-Lizenzen zwischen dem 5. Dezember 1994 und dem 13. März 1995 war mit Einnahmen von 7 Milliarden US-Dollar ein gewaltiger Erfolg. 2001 hatte die FCC durch insgesamt 32 Auktionen von Sendefrequenzen bereits mehr als 32 Milliarden US-Dollar für die Regierung erzielt. Inzwischen folgen immer mehr Staaten dem amerikanischen Beispiel. Bei der Organisation der Versteigerungen lassen sie sich eingehend von Ökonomen beraten.


  Dennoch kann man nicht von einem garantierten Erfolg solcher Auktionen ausgehen. Durch manche wurde ein erstaunlich hoher Betrag in die Kassen des Staates gespült, durch andere kaum etwas. Manche haben zu regem Wettbewerb geführt, andere zu monopolistischen Märkten, die dem Verbraucherinteresse schaden. Regierungen ist die erste Sorte lieber, Unternehmen die zweite. Es kommt unweigerlich zu Kontroversen, weil der Anspruch auf Einkünfte verkauft wird, die sich aus dem Besitz des nur begrenzt verfügbaren Gutes ergeben. Man nennt das »Rente«, vergleichbar der Pacht, die Grundstückseigner für die Nutzung ihres Grundes erhalten.


  Eine der kontroversesten Auktionen in letzter Zeit war der Verkauf von Sendefrequenz-Lizenzen für Mobilfunkdienstleistungen der dritten Generation durch die britische Regierung von März bis April 2000. In allen europäischen Versteigerungen jenes Jahres ging es um diesen 3G- oder UMTS-Standard. Die Regierungen der einzelnen Länder streben einen gemeinsamen Standard in ganz Europa an, der sich schon bei früheren Mobilfunkgenerationen als vorteilhaft erwiesen hat.


  Für den britischen Steuerzahler war die Auktion von fünf Lizenzen zweifellos ein großer Erfolg. Sie brachte 22,5 Milliarden Pfund ein, also mehr als 5 Prozent der gesamten Staatsausgaben eines Jahres, genug, um 400 neue Krankenhäuser zu bauen. Die beiden Ökonomen, die zusammen mit einem Team die Versteigerung organisiert hatten, wurden von der Presse gefeiert – was in unserer Zunft gar nicht so häufig vorkommt.


  |100|Diese Auktion fand auf dem Höhepunkt des Aktienbooms in der Technologiebranche statt. Bald schon jedoch kam es zur Gegenreaktion, weil die Unternehmen sich darüber zu beklagen begannen, dass sie so viel für den Erwerb der Lizenzen ausgegeben hatten und kein Geld mehr für die Investition in die neue Technologie zur Verfügung stand. Auch die Erben von Ryoei Saito, des japanischen Magnaten, der den van Gogh auf dem Höhepunkt eines anderen Investitionsbooms erworben hatte, waren nach seinem Tod gezwungen, ihn zu einem niedrigeren Preis zu verkaufen. Die Telekommunikationsunternehmen warnten, dass die Preise für Handy-Gespräche wegen der hohen Kosten für die Lizenzen steigen würden. Außerdem wiesen Experten auf Mängel der 3G-Technologie hin und sagten voraus, dass sie von einer besseren Technik überflügelt werden würde, bevor die Unternehmen in der Lage wären, die nötige Infrastruktur aufzubauen. Einer dieser Experten (der lange Zeit für die British Telecom, Großbritanniens ehemalige staatsmonopolistische Telefongesellschaft, gearbeitet hatte) beschrieb die Versteigerung als »wirklich gute Lektion in Sachen Wahnsinn«. Nun, die Unternehmen dürften nicht umsonst so viel Geld für die neue Technologie ausgegeben haben, und so sind ihre Klagen mit Vorsicht zu genießen. Vielleicht werden sich 3G-Handys tatsächlich nie durchsetzen, aber wenn, liegt das an der Technologie selbst, nicht an der Ökonomie. Um das zu verstehen, müssen wir uns einen kurzen Überblick über die Auktionstheorie verschaffen.


  Wenn der Staat Lizenzen vergeben möchte, kann er Unternehmen bitten, Vorschläge und Geschäftspläne einzureichen, und sich dann für das entscheiden, das ihm in den kommenden Jahren als das Beste für die Kunden erscheint und nach gegenwärtiger Beurteilung Wirtschaftlichkeit verspricht. Man nennt das eine Ausschreib u n g. Oder er kann eine Auktion veranstalten, die offenbart, wie die rivalisierenden Unternehmen den Wert des Geschäfts einschätzen. Die meisten Politiker lieben Ausschreibungen, weil sie ihnen größere Entscheidungsfreiheit lassen, aber genau deshalb bevorzugen skeptische Ökonomen zumeist Auktionen.


  |101|Es gibt viele unterschiedliche Methoden, eine Versteigerung zu gestalten, darunter zwei klassische: Bei der an Kunstauktionen angelehnten werden ansteigende Gebote in sukzessiven Runden abgegeben, wobei die Bieter alle früheren Gebote kennen. Die britische Versteigerung der 3G-Lizenzen vollzog sich nach diesem Muster. Bei der anderen Form reicht jeder ein unwiderrufliches geheimes Gebot ein. Daneben bestehen zahlreiche Varianten – etwa abhängig davon, ob die Bieter unterschiedliche Preise zahlen oder einen einheitlichen. Bei vielen Auktionen von Staatsanleihen zahlen alle erfolgreichen Bieter die Preise, die sie geboten haben. Bei anderen Formen zahlen alle Bieter den durch das niedrigste erfolgreiche Gebot vorgegebenen Preis. So verfährt man gern auf Märkten, wo viele Einheiten eines standardisierten Guts wie Strom zur Versteigerung kommen.


  Die verschiedenen Formen haben alle ihre Vor- und Nachteile. Eine Auktion mit sukzessiven offenen Geboten erleichtert eine Absprache der Unternehmen untereinander, die in den Anfangsrunden die Möglichkeit haben, ihre Absichten zu signalisieren. So brachte eine Auktion amerikanischer Sendelizenzen im Jahr 1997, von der der Staat sich Einnahmen von 1,8 Milliarden US-Dollar erhofft hatte, nur 14 Millionen ein. Die Bieter hatten einfach die letzten drei Stellen ihrer Gebote so gewählt, dass sie den Kennnummern der Gebiete entsprachen, für die sie die Lizenz erwerben wollten. Solche Absprachen sind in Auktionen mit geheimen Geboten unmöglich.


  Versteigerungen mit sukzessiven Gebotsrunden haben noch einen weiteren Nachteil. Man kann faktisch davon ausgehen, dass das Unternehmen, das dem Geschäft den höchsten Wert beimisst, gewinnt – dies ist ja der große Vorzug einer solchen Auktion, weil sie nicht nur hohe Einkünfte für den Staat verspricht (solange keine Absprachen bestehen), sondern auch produktive Effizienz. Aber das macht das Mietbieten für andere Interessenten weniger attraktiv, möglicherweise sogar für den wahrscheinlichen Gewinner, weil dieser den Verdacht haben könnte, dass er zu viel Geld für etwas |102|bezahlt hat, das niemandem sonst so wichtig war. Und was ist, wenn er hinsichtlich seiner Erwartung künftiger Erträge falsch liegt? Das ist der berühmt-berüchtigte »winner’s curse«, der Fluch des Siegers.


  In der Praxis jedoch scheint dieser Fluch des Siegers keine allzu große Rolle zu spielen, denn alle Bieter sind sich der eben beschriebenen Möglichkeit bewusst. Allerdings kann der Fluch des Siegers dazu führen, dass die Teilnehmer an einer Auktion sehr vorsichtig bieten, was in einem niedrigen Verkaufspreis resultiert. Das trifft besonders dann zu, wenn einer der Bieter bekanntermaßen einen deutlichen Vorteil hat. In der Versteigerung der Breitbandlizenzen für den Mobilfunk 1995 in Los Angeles beispielsweise besaß Pacific Telephone wegen seiner örtlichen Festnetzgesellschaft bereits zahlreiche Daten potenzieller Kunden. Es gab zwar Mitbieter, aber sie zogen sich früh zurück, weil alle wussten, dass das Geschäft für Pacific am meisten wert war, und so blieb der Verkaufspreis niedrig.


  Der Fluch des Siegers gilt auch für Versteigerungen mit geheimen Geboten. Die Unsicherheit bei dieser speziellen Form der Auktion führt zu größeren Chancen für schwächere Bieter – kleinere Unternehmen, Neuanbieter, ausländische Gesellschaften. Der Anreiz zur Teilnahme an einer solchen Versteigerung liegt also höher, was gut ist für eine Regierung, die den Wettbewerb in einer Industrie beleben möchte.


  Auktionen mit ansteigenden Geboten bringen im Regelfall mehr Geld ein, und den Zuschlag erhält der Bieter, der dem Geschäft den höchsten Wert beimisst. Andererseits ist bei dieser Form die Gefahr von Absprachen größer, und sie ist für Neubieter weniger attraktiv. Bei Versteigerungen mit geheimen Geboten gelten die gegenteiligen Aussagen. Auktionen, die Elemente aus beiden Formen in sich vereinen, genießen auch die Vorteile beider. Hier wird in sukzessiven Runden ansteigend geboten, bis nur noch zwei Bieter übrig sind. Dann folgt die Entscheidung durch geheimes Gebot, das nicht niedriger sein darf als die Höchstgebote der vorangegangenen Runde. Das bringt hohe Erlöse und ermutigt zur Teilnahme an der Versteigerung|103|, da die interessierten Unternehmen wissen, dass die letzte Runde einem von ihnen die Chance eröffnet, den am besten gerüsteten Konkurrenten zu überbieten.


  Der Staat hat noch weitere Möglichkeiten, die Wettbewerbsstruktur einer Branche zu beeinflussen. Im Fall der Telekommunikation beispielsweise ist die Anzahl der zu vergebenden Lizenzen von zentraler Bedeutung. Eine Möglichkeit besteht darin, kleine Teile eines Spektrums zu versteigern, mit denen die Gewinner dann handeln können, um größere Anteile zu kumulieren. Das hat den Vorteil, dass es sich um eine Marktlösung handelt. Doch leider neigt diese Marktlösung in einer Branche mit hohen Netzwerkkosten wie der Telekommunikation dazu, aus Sicht des Verbrauchers zu monopolistisch auszufallen. Eine Alternative, für die die britische Regierung sich bei der 3G-Auktion des Jahres 2000 entschied, war die Vergabe von mehr Lizenzen, als bereits Anbieter existierten. Zusätzlich begrenzte sie die Höchstzahl der zu ersteigernden Lizenzen pro Bieter auf eine. Dieses Vorgehen führt unweigerlich zum Auftritt von Neuanbietern in der Branche.


  Doch keine Situation gleicht der anderen, und so müssen Auktionen maßgeschneidert sein. Die holländische Regierung, die dieselbe Art von Lizenzen einen Monat nach der britischen versteigerte, ahmte die Auktionsstruktur in den wichtigen Details nach und bot fünf Lizenzen an. Leider gab es in den Niederlanden bereits fünf Anbieter, nicht vier wie in Großbritannien. Die potenziellen Neuanbieter wussten, dass sie allein wahrscheinlich nicht gewinnen konnten, und schlossen deshalb Allianzen mit den bereits existierenden. Die Versteigerung brachte lediglich 1,65 Milliarden Pfund ein, nicht 6 Milliarden, wie die holländische Regierung es sich angesichts des erfolgreichen britischen Experiments erhofft hatte.


  Die deutsche Regierung entschied sich dafür, kleinere Spektrumsanteile zu versteigern und dem Markt die Entscheidung über die industrielle Struktur zu überlassen. Die sieben Bieter hatten die Wahl: Die Starken konnten die Preise in die Höhe treiben, was zu hohen Einnahmen für den Staat, aber auch zu einer größeren Konzentration |104|innerhalb der Branche führen würde, oder sie konnten sich für kleinere Lizenzen zu einem geringeren Preis, aber auch mit mehr Konkurrenz entscheiden. Der Staat hatte Glück, weil die Unternehmen einen Fehler machten: Er erzielte nicht nur hohe Einnahmen, sondern hat nun auch sechs Anbieter auf dem Mobilfunkmarkt. Die dominanten Bieter trieben die Preise bei der Auktion in die Höhe, machten sich dann jedoch nicht die Mühe, die Schwächeren hinauszudrängen. Wie einer der Organisatoren der britischen Versteigerung bemerkte: »Es fällt schwer, Gegner zu beurteilen, die so etwas als rationales Verhalten erachten.« Wie andere Bereiche der Ökonomie geht auch die Auktionsorganisation von rationalem Verhalten aus, aber offenbar wird das immer wieder überschätzt.


  Zurück zur Ausgangsfrage: War die britische 3G-Versteigerung nun ein Erfolg oder nicht? Die Regierung erzielte hohe Einnahmen und schuf einen Markt mit fünf starken Konkurrenten. Wurde das Ergebnis jedoch vom Fluch des Siegers beeinträchtigt?


  Für eine Auktion und gegen eine Ausschreibung sprach, dass die Regierung und ihre Expertenkommissionen den Wert der 3G-Lizenz nicht kannten, die Unternehmen, die diese Dienstleistung anbieten wollten, aber vermutlich in der Lage waren, ihren Wert zu beurteilen. Allerdings kann man in einer sich mit rasender Geschwindigkeit entwickelnden Branche nicht unbedingt davon ausgehen, dass Manager klar umrissene Vorstellungen haben. Im besten Fall haben sie eine Ahnung vom relativen Wert der angebotenen Lizenzen.


  Eine Ausschreibung in Kombination mit einem System der Versteuerung künftiger Gewinne hätte vielleicht stärkere Investitionsanreize geschaffen und gleichzeitig dem Staat höhere Einnahmen verschafft. Er wäre nicht nur in der glücklichen Lage gewesen, sich die Unternehmen aussuchen zu können, sondern hätte sich durch die Besteuerung hoher Gewinne in den folgenden Jahren zusätzlich gegen ein zu geringes Angebot abgesichert. So trug es sich bei den Lizenzen für Öl- und Gasbohrungen in der Nordsee in den letzten 25 Jahren zu, ein Beispiel, das Anhänger einer Gewinnsteuer immer wieder gern anführen. Diese Lizenzen wurden mittels einer Ausschreibung |105|relativ billig vergeben, aber die Steuereinnahmen daraus belaufen sich inzwischen auf 250 Milliarden Pfund, das entspricht nach heutigem Wert 4 000 neuen Krankenhäusern.


  Allerdings besteht ein Unterschied zwischen Lizenzen für Ölbohrungen und Lizenzen für Sendefrequenzen: Der Ölpreis wird vom Weltmarkt bestimmt, und das Steuersystem für Nordseeöl beeinflusst den Preis, den die Fördergesellschaften für das dortige Öl verlangen können, nicht. Der Weltpreis erleichtert es, die Gewinne zu kalkulieren, die der Steuer unterliegen. Das gilt nicht für einen nationalen Telekommunikationsmarkt, wo die Unternehmen die Preise bestimmen und die steuerliche Belastung bis zu einem gewissen Grad einfach an den Verbraucher weitergeben können.


  Zweifelsohne hätten die Telekommunikationsgesellschaften genauso laut gejammert, wenn es nicht zu einer Versteigerung der Lizenzen, sondern zu einer Gewinnbesteuerung des 3G-Mobilfunks gekommen wäre. Aus politischer Sicht ist nicht der Vergleich zwischen Auktion und Ausschreibung relevant, sondern eher der zwischen Versteigerung und Ausschreibung in Kombination mit Gewinnsteuer. Und wie gesagt: Die Klagen wären ganz ähnlich gewesen, nämlich dass die Kosten für den Endverbraucher steigen und der Investitionsanreiz in einer Branche, deren Lebenselixier nun mal Investitionen sind, sinken würden.


  Es drängt sich der Schluss auf, dass die Telekommunikationsgesellschaften von der staatlichen Entscheidung, einen Teil der »Rente« von den Unternehmen in Richtung Steuerzahler zu verlagern, nicht sonderlich begeistert sind. In Großbritannien mussten diese Unternehmen bis dahin für die Nutzung von Sendefrequenzen nicht viel bezahlen. In den Vereinigten Staaten hingegen haben bereits zahlreiche Auktionen dem Staat Einkünfte in einer Größenordnung eingebracht, die sich durchaus mit derjenigen der 3G-Versteigerung vergleichen lassen, sodass die Unternehmen inzwischen an ein solches Vorgehen gewöhnt sind.


  Bei fünf Anbietern auf dem britischen Markt ist es nur schwer vorstellbar, dass es den Telekommunikationsgesellschaften gelingen |106|wird, ihre Drohungen wahr zu machen und die hohen Kosten für den Erwerb der Lizenzen in Form höherer Preise an die Kunden weiterzugeben beziehungsweise tatsächlich die Investitionen zurückzufahren. Wie die FCC im Hinblick auf die amerikanischen Erfahrungen feststellt: Wenn eine solche Investition wirtschaftlich erfolgversprechend ist, wird sie auf jeden Fall getätigt. Ein Risiko entsteht nur dann, wenn der Erwerber der Lizenz Pleite geht, denn dann dauert es eine Weile, bis ein anderer Anbieter die Investitionskosten übernimmt. Der britische Telekommunikationsmarkt ist von starkem Wettbewerb geprägt; zudem tritt die 3G-Mobilfunktechnologie in Konkurrenz zu den Festanschlüssen, den Mobilfunkdiensten früherer Generationen sowie neuen Technologien wie zum Beispiel 4G oder Bluetooth.


  Ähnlich ist es auch dem Tunnel unter dem Ärmelkanal bis jetzt nicht gelungen, die hohen Baukosten wieder hereinzubringen, weil er in direkter Konkurrenz zu den Fähren steht. Der Markt erlegt der Betreibergesellschaft Preisobergrenzen für die Nutzung auf. So blieben die Aktionäre von Eurotunnel, der Erbauerin des Tunnels, auf den Verlusten sitzen. Oder ein bescheideneres Beispiel: Die Miete für eine Wohnung ist von Angebot und Nachfrage im betreffenden Viertel abhängig, nicht davon, was der Eigentümer beim Erwerb dafür bezahlt hat.


  Wenn das 3G-Projekt sich als Fehler erweist, werden die Aktionäre der Telekommunikationsgesellschaften dafür bezahlen. Ob es Erfolg haben wird oder nicht, ist noch unsicher. Mich persönlich macht es misstrauisch, dass die ersten Pressezweifel an der 3G-Technologie schon wenige Wochen nach der Versteigerung und unmittelbar vor allgemeinen Wahlen laut wurden, formuliert von genau den Gesellschaften, die kurz zuvor ein Vermögen dafür gezahlt hatten. Wenn dahinter nicht der geschickte Versuch der Industrie steckt, die Bedingungen des Lizenzerwerbs nachzubessern, bin ich eine impressionistische Malerin.


  Hightech-Unternehmen wie die Telekommunikationsgesellschaften müssen technische und finanzielle Risiken in Kauf nehmen. Risiken |107|sind etwas für Unternehmen und Investoren, nicht für den Steuerzahler. Vielleicht haben die Mobilfunkbetreiber das nicht richtig verstanden. Es besteht keinerlei Grund dafür, dass der Steuerzahler das nächste Risiko, das sie eingehen, subventionieren sollte. Insofern hat der Staat Recht, wenn er die Unternehmen in Auktionen dazu zwingt, für gewinnträchtige Lizenzen zu zahlen. Wenn diese richtig organisiert sind, sorgen sie auf Märkten, die der Gefahr der Monopolisierung unterliegen, zum Nutzen des Verbrauchers für Wettbewerb.
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  |108|KAPITEL 10


  Steuern: Nur Menschen zahlen Steuern


  Steuern sind nie populär. Niemandem gefällt es, wenn der Staat ihm einen Teil seines Einkommens aus dem Geldbeutel zieht oder der Preis der gekauften Güter sich um eine Verbrauchssteuer erhöht. Also bemühen sich Politiker, die bittere Pille ein wenig zu versüßen. Die Einkommensteuer ist so offensichtlich, dass sie kaum jemals erhöht wird. Auch Verbrauchs- und Grundsteuern sind für Konsumenten und Immobilieneigentümer klar ersichtlich. Da ist es viel einfacher, jene Steuern zu erhöhen, die nicht von den einzelnen Steuerpflichtigen bezahlt werden, zum Beispiel die Körperschaftsoder die Gewerbesteuer. Diese politische Logik hat zur Folge, dass die Unternehmerlobby sich heftig gegen Erhöhungen ihrer Steuerlast wehrt. Das zeugt von einem Mangel an ökonomischem Sachverstand, denn Unternehmen zahlen keine Steuern, nur Menschen. Je nach Steuerart werden unterschiedliche Menschen belastet, auch wenn es manchmal gar nicht so leicht ist herauszufinden, wer genau das im Einzelfall ist. Der Ökonom spricht hier von Steuerinzidenz.


  Es gibt zahllose Beispiele dafür, wie Unternehmenssteuern fast unbemerkt völlig unerwartete Gruppen von Menschen treffen. 1997 nahm die britische Regierung beispielsweise eine Menge Geld ein, indem sie Steuererleichterungen für Pensionsfonds abschaffte, die diesen für die einbehaltene Steuer aus Dividendenzahlungen von Unternehmen, an denen sie Anteile hielten, gewährt worden war. Sie |109|sehen, wie schwierig es ist, diesen Sachverhalt in Worte zu fassen. Vermutlich können Sie sich auch vorstellen, wie wenig Wirbel es folglich um die Abschaffung gab. Wer macht sich schon Gedanken über Steuerregelungen für große Investmentfonds? Effektiv bedeutete die Änderung jedoch, dass die Ersparnisse, die die Menschen in Pensionsfonds anlegten, plötzlich einer 23-prozentigen Steuer unterlagen. Erst einige Jahre später, als ihre Steuerberater ihnen empfahlen, die entstandene Versorgungslücke durch eine Erhöhung des zurückgelegten Betrags auszugleichen, fiel der Groschen.


  Die Inzidenz vieler Unternehmenssteuern hängt vom betreffenden Markt ab. Entscheidend ist, wie sensibel Produktnachfrage und -angebot auf Preisveränderungen reagieren. Anders ausgedrückt: Elastizität des Angebots und Elastizität der Nachfrage bestimmen, um wie viel sich Preise und verkaufte Mengen verändern, wenn eine Steuer erhoben wird. Unternehmen gelingt es im Allgemeinen, einen Teil der Steuer an die Verbraucher weiterzugeben (im Ökonomenjargon: auf sie zu überwälzen), genau wie bei ihren anderen Kosten. Bei einer sehr elastischen Nachfrage, das heißt wenn die Verkäufe drastisch zurückgehen, sobald der Preis steigt, können sie nur einen deutlich kleineren Teil der Steuer an die Verbraucher weitergeben als bei einer unelastischen Nachfrage. Die Nachfrage nach Zigaretten ist unelastisch, weil Raucher süchtig sind, die nach Äpfeln aber elastisch, weil Apfelesser eben Birnen kaufen, wenn der Preis für Äpfel steigt. Unternehmen können auch dann nur einen kleineren Teil der Steuer an den Verbraucher weitergeben, wenn das Angebot hoch elastisch ist, das heißt sich bei steigenden Preisen stark erhöht. Das ist in sehr kompetitiven Märkten der Fall, zum Beispiel bei Friseursalons, von denen viele die Gunst der Kunden gewinnen wollen. Auf Märkten mit geringerem Wettbewerbsdruck hingegen gelingt es Unternehmen eher, das Angebot zu begrenzen, um die Preise hoch zu halten, sodass sie einen größeren Teil der Steuern an die Kunden weitergeben können.


  Folglich wären Monopolisten in der Lage, eine Steuer auf ihre Einkünfte ohne weiteres vollständig auf ihre Kunden zu überwälzen, |110|die dann vielleicht weniger kaufen würden, die Produkte aber auch nirgends sonst erwerben könnten. Auf einem Markt mit vielen Wettbewerbern fällt es Unternehmen schwer, Steuererhöhungen in Form von Preisanstiegen an die Verbraucher weiterzugeben, weil das neue Konkurrenten anlocken würde. Das wiederum bedeutet niedrigere Dividendenzahlungen an die Aktionäre, weil der Gewinn zurückgeht. Das Unternehmen könnte auch versuchen, andere Kosten zu senken und die Steuerlast durch Kündigungen oder Lohnkürzungen den Angestellten aufzubürden beziehungsweise durch Preisverhandlungen mit den Zulieferern auf diese zu überwälzen. Immer zahlen Kunden, Aktionäre oder Arbeiter – also Menschen.


  Das mangelnde Wissen um die Steuerinzidenz hat zu manchen spektakulären politischen Fehlentscheidungen geführt. Ein Beispiel ist eine Vereinbarung des Jahres 1998 zwischen den amerikanischen Bundesstaaten und der Zigarettenindustrie, die als Riesenerfolg für die amerikanischen Nichtraucher und die gesundheitsgefährdeten Raucher sowie als gerechte Strafe für die Unternehmen gewertet wurde.


  Auf den ersten Blick scheint diese Vereinbarung nichts mit Steuern zu tun zu haben, sondern damit, den großen bösen Krebsverursachern eine Schlappe beizubringen. Aber weit gefehlt! Der Glaube, dass Unternehmen Steuern zahlen können, verschleiert in Wirklichkeit die Identität der eigentlichen Verlierer. Besagte Vereinbarung ist ein hervorragendes Beispiel dafür, wie wichtig es ist, jede Nachricht genau zu durchleuchten und zu ihrer eigentlichen Bedeutung vorzudringen.


  Euphemistisch wird das, was eigentlich einer Steuererhöhung von etwa 35 Cents pro Packung Zigaretten gleichkommt, als »Schadens-« oder »Schlichtungszahlung« bezeichnet. Die Vereinbarung, die den Zigarettenherstellern eine auf den ersten Blick gigantisch erscheinende Summe von 206 Milliarden US-Dollar aufbürdete, entpuppte sich am Ende als Steuer, die die Raucher zahlen mussten – also genau die Gruppe, der diese Vereinbarung nutzen sollte. Lediglich 2,4 Milliarden Dollar wurden von den Tabakfirmen sofort |111|gezahlt (anteilig nach Maßgabe ihres jeweiligen Börsenwerts, nicht nach der Einschätzung ihrer relativen Schuld an Gesundheitsschäden der Raucher).


  Wie ist das möglich? Nun, natürlich hatte niemand Interesse daran, die Wahrheit zuzugeben. Vielmehr wollten die Bundesstaaten gegenüber den Tabakfirmen hartes Durchgreifen demonstrieren. Und die Unternehmen konnten so tun, als hätten sie tatsächlich an der Entscheidung zu knabbern, obwohl sie in Wahrheit ihre Kunden verrieten und sich um Milliardenklagen der staatlichen Krankenversicherung Medicaid herumdrückten. Die beteiligten Anwälte verdienten fünf Jahre lang bis zu 750 Millionen US-Dollar jährlich sowie 500 Millionen US-Dollar jährlich auf unbestimmte Zeit, Zahlungen mit einem geschätzten Gegenwartswert von 8 Milliarden Dollar. (Zur Ermittlung des Gegenwartswerts werden alle Zahlungen addiert, wobei die Einzelzahlungen umso höher bewertet werden, je früher sie dem Empfänger zugehen, denn den Menschen ist Geld, das sie jetzt erhalten, mehr wert als solches, das ihnen erst später zufließt). Der Senat setzte im Jahr 1997 die Obergrenze für die Anwaltskosten in später gescheiterten Schlichtungsverhandlungen mit der Tabakindustrie auf 4 000 US-Dollar die Stunde fest, aber diese Grenze wurde schon bald wieder gekippt.


  Tatsächlich sanktionierte die Vereinbarung eine abgesprochene Preiserhöhung durch die Zigarettenhersteller, sodass die Raucher letztlich die Prozesskosten trugen. Das war möglich, weil der Zigarettenmarkt ein von vier Unternehmen beherrschtes Oligopol ist, das 98,6 Prozent der Verkäufe unter sich ausmacht. Dann folgen ein fünftes mit 1,3 Prozent und etwa hundert mit 0,1 Prozent Marktanteil. Auf diesem Markt ist es recht schwierig, sich ein Stück vom Kuchen zu sichern. Die Werbung ist streng reglementiert, seit 1971 ganz aus Rundfunk und Fernsehen verbannt, und Sie können sich vermutlich vorstellen, was passieren würde, wenn ein potenzieller Konkurrent, der bisher Kuchenmischungen oder Softdrinks produzierte, auf die Idee käme, fortan auch Zigaretten ins Programm aufzunehmen. Folglich handelt es sich um eine fast |112|schon obszön gewinnträchtige Branche, obwohl sowohl der amerikanische als auch der europäische Markt schrumpfen. Der Gewinn als Anteil vom Umsatz betrug bei den großen Vier (Philip Morris, RJR, Brown & Williamson und Lorillard) 1997, dem Jahr vor der Schlichtungsvereinbarung, zwischen 26 und 45 Prozent.


  Außerdem leiden Raucher an einer Sucht, was heißt, dass die Preiselastizität der Nachfrage für Zigaretten gering ist. Höhere Preise reduzieren die Nachfrage etwas, aber nicht viel. Raucher bleiben im Regelfall sogar ihrer Marke treu, sofern diese ihrem Selbstbild entspricht. Lediglich einer von zehn wechselt die Marke jedes Jahr.


  Angesichts einer so unelastischen Nachfrage wäre die Branche noch gewinnträchtiger, wenn es ihr gelingen würde, den Preis gänzlich selbst zu bestimmen. Von den 1,90 US-Dollar pro Päckchen im Jahr 1997, also vor der Schlichtung, waren 34 Cents Staats-, 24 Cents Bundessteuer, 46 Cents Handelsspanne, 23 Cents Marketingkosten, 20 Cents Produktionskosten, 10 Cents andere Kosten und 33 Cents Gewinn. Die zusätzliche in der Vereinbarung festgesetzte Steuer von etwa 35 Cents brachte den Preis näher an denjenigen heran, den ein Monopolist verlangen könnte. Ein daraus resultierendes niedrigeres Verkaufsvolumen würde die Unternehmensgewinne zwar beeinträchtigen, aber das konnte die Branche verkraften – die Rede war von etwa 1 Milliarde Dollar weniger jährlich bei insgesamt 8 Milliarden. Angesichts der Alternative, dem Bankrott durch eine Prozesslawine, erschien diese Lösung durchaus vernünftig. Gleichzeitig versprachen die höheren Verkaufspreise geschätzte 13 Milliarden Dollar Steuereinnahmen in die Kassen zu spülen, mit denen sich die Anwälte bezahlen ließen. Fast hätte ich’s vergessen: Die Kosten für die Gesundheitsschäden der Raucher sollten ja auch noch aus diesem Topf beglichen werden.


  Der Verbraucher trägt die Last dieser Steuererhöhung aus der Vereinbarung, der arme Verbraucher sogar im Besonderen. Zigaretten sind ein inferiores G u t, das heißt, Menschen rauchen weniger, wenn ihr Einkommen steigt. Steuern auf Zigaretten sind stark |113|regressiv, belasten also niedrige Einkommen im Verhältnis viel stärker als höhere. Menschen, die im Jahr weniger als 30 000 US-Dollar verdienen, müssen aufgrund der Vereinbarung mit den Zigarettenherstellern mit einer um geschätzte 9 Prozent höheren Steuerlast rechnen.


  Noch einmal zurück zu unserer Geschichte: Der fünfte Anbieter auf diesem Markt – Liggett – kommt aufgrund der Vereinbarung vermutlich um 400 Millionen Dollar im Jahr besser weg. Das Unternehmen überließ den Klägeranwälten geheime Industriedokumente und argumentierte erfolgreich, dass die Aushändigung von Beweismaterial an den Staat durch eine Regelung, die Liggett von der Steuererhöhung ausnehme, belohnt werden müsse. Einem Unternehmen von fünfen einen Kostenvorteil von 35 Cents bei einem Produkt, dessen Herstellung 20 Cents kostet, einzuräumen, ist problematisch, und so bezog die Ausnahmeregelung sich lediglich auf einen Marktanteil von bis zu 3 Prozent. Doch das entsprach mehr als dem Doppelten von Liggetts Marktanteil im Jahr 1998. Vielleicht war eine Belohnung gerechtfertigt, aber eine, die viermal dem Aktienwert des Unternehmens vor der Vereinbarung entsprach, erscheint mir ziemlich großzügig.


  Jeremy Bulow und Paul Klemperer, zwei Ökonomen, die sich intensiv mit dieser Vereinbarung befasst haben, unterbreiten eine Reihe von Vorschlägen, die ihrer Ansicht nach nicht nur ökonomisch sinnvoller, sondern auch besser für die Gesundheit der Raucher gewesen wären. Der eine lautet, Lizenzen für die Herstellung von Zigaretten zu verkaufen und gleichzeitig die erlaubte jährliche Produktion zu senken, womit sichergestellt wäre, dass die Zahl der gerauchten Glimmstängel zurückgeht. Der Gesamtkonsum von Zigaretten in den USA erreichte 1981 seinen Spitzenwert, der Pro-Kopf-Verbrauch bereits 1963, aber der Rückgang vollzieht sich nur sehr langsam. Lizenzen für die Produktion kämen einer staatlichen Reglementierung der Quantität gleich, was als ungerechtfertigte Einschränkung der Entscheidungsfreiheit des Einzelnen erscheinen mag. Doch auch die beschriebene Vereinbarung reguliert die Preise |114|deutlich nach oben. Ein großer philosophischer Unterschied besteht da nicht.


  Der zweite Vorschlag wäre, dass der Staat die amerikanische Tabakindustrie aufkauft, sie also verstaatlicht, und diesen Erwerb durch die Einnahmen aus der Tabakbesteuerung finanziert. Der Vorteil läge darin, dass Tabaklobbyisten und Aktionäre aus der Gleichung herausgenommen würden. Stattdessen fiele der Nutzen der gigantischen Gewinne, die diese Branche erzielt, den Steuerzahlern einschließlich den Rauchern zu. Die beiden Ökonomen gehen des Weiteren davon aus, dass eine solche Lösung die Gesundheit aller fördern könnte, weil eine verstaatlichte Zigarettenindustrie ihrer Ansicht nach schneller Kunden verlieren würde: »Eines können Staatsmonopole seit jeher: Sie nehmen ihren Produkten den Glamour und machen sie so verbraucherunfreundlich wie möglich.«


  Doch leider ist es zu spät für derart radikale Lösungen. Die Politiker sind nicht gewillt, eine Vereinbarung rückgängig zu machen, an der sie jahrelang gearbeitet haben. Auch die Anwälte hätten bei einem solchen Vorgehen nichts zu gewinnen, und das spricht, wie wir gesehen haben, definitiv gegen ein Wiederaufrollen des Verfahrens, denn falls wir überhaupt eine Lehre aus dieser Vereinbarung ziehen können, dann die, dass amerikanische Juristen gewaltigen Einfluss besitzen. Nun, vielleicht ist das die einzige Ausnahme zu der Regel, die ich zu Beginn dieses Kapitels formuliert habe: Nicht nur Menschen zahlen Steuern, sondern auch Anwälte.
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  |115|KAPITEL 11


  Kriegsspiele: Was bleibt dem Staat anderes übrig?


  Seit dem 11. September 2001 gehört die Landesverteidigung zu den obersten Prioritäten der Politik. Sie ist ein klassisches Beispiel für ein öffentliches Gut, das vom Staat bereitgestellt wird. Auch der leidenschaftlichste Verfechter des freien Marktes – ja, besonders er – findet, dass der Staat genügend Steuern erheben muss, um das Militär finanzieren zu können. Doch für die Sicherheit eines Landes zu sorgen ist gar nicht so leicht.


  Denn in puncto Verteidigung kollidieren Außenpolitik und ökonomische Analyse. Nutzer von Waffen benötigen nicht nur eine militärische, sondern auch eine finanzielle Strategie zur Beschaffung der teuren Ausstattung. Und wo Strategie eine Rolle spielt, ist die Spieltheorie hilfreich. Sie trägt zum Verständnis unseres Verhaltens in Situationen bei, in denen die »Spieler« nicht auf den statischen Märkten der grundlegenden ökonomischen Theorie agieren, auf denen vollkommener Wettbewerb herrscht.


  Eines der simpelsten Beispiele ist das »Gefangenendilemma« der beiden Gauner, die einzeln verhört werden und denen eine Minderung ihrer Haftstrafe angeboten wird, wenn sie ihren Genossen verraten. Wenn keiner den andern verrät, erhalten sie beide eine fünfjährige Strafe. Wenn einer gesteht, muss er nur ein Jahr absitzen, sein Partner aber zehn, und wenn beide reden, landen beide zehn Jahre im Knast. Wenn sie in Wettbewerb zueinander treten und einander verraten, tritt das schlechtestmögliche Ergebnis ein.


  |116|Im realen Leben sind Spiele sehr viel komplexer. Die Spieltheorie hilft bei der Analyse vielfältiger strategischer Probleme, auch dem der Verteidigung. Es gibt kaum eine bessere Methode, die Handlungen des Gegners vorherzusagen. Wie es ganz am Anfang des Films A Beautiful Mind. Genie und Wahnsinn so schön heißt: »Die Mathematik hat den Krieg gewonnen.«


  Aber wenden wir uns zunächst den grundlegenden Fragen der nationalen Verteidigung zu: Soll man beispielsweise seine Waffen alle selbst herstellen oder sie importieren? Eine nationale Rüstungsindustrie bietet wichtige Vorteile: ein gesichertes Angebot und die Kontrolle über die Technologie, ganz zu schweigen von den potenziellen kommerziell nutzbaren Nebenprodukten.


  Doch komplexe Waffensysteme sind sehr teuer in der Herstellung und erfordern einen hohen Forschungsaufwand. Die fixen Kosten für die Entwicklung und den Test von Prototypen haben einen so großen Anteil an den Gesamtkosten, dass die Waffenherstellung stark steigende Skalenerträge aufweist. Damit Sie eine Vorstellung von den Zahlen bekommen: Die Entwicklung einer neuen Luft-Luft-Rakete verschlingt zwischen 1,5 und 2 Milliarden US-Dollar. Die Vereinigten Staaten, die einzige noch verbliebene Supermacht der Erde, entwickeln ihre Waffen tatsächlich selbst, aber für die europäischen Länder erscheint es bedeutend sinnvoller, auf Zusammenarbeit zu setzen oder einfach zu importieren.


  Falls ein Land beschließt, seine Waffen selbst herzustellen, muss es als nächstes entscheiden, ob diese in Länder der Dritten Welt exportiert werden sollen, weil es bedeutend effektiver und profitabler ist, die Waffen in großem Umfang zu produzieren. Regierungen und ihre Partner in der Industrie, die teure Waffensysteme entwickelt haben, befinden sich in einer monopolistischen Position und könnten einen ordentlichen Gewinn erwirtschaften – solange sie diese Waffen und die dazugehörige Technologie auch anderen Ländern überlassen. Die Entscheidung wird immer schwieriger, weil viele der militärischen Technologien lukrative zivile Nutzungsmöglichkeiten bieten, so zum Beispiel das Global Positioning System, |117|kurz GPS, das zur Feststellung genauer Standorte auf der Erdoberfläche Satelliteninformationen verarbeitet. Darauf haben sich die Autohersteller sofort gestürzt. Sogar E-Mail-Software wäre einmal fast unter die Exportbeschränkungen der amerikanischen Regierung gefallen, weil Ausländer nach dem Willen der National Security Agency NSA nicht in der Lage sein sollten, ihre Botschaften mit Hilfe der von amerikanischen Unternehmen entwickelten, (seinerzeit) spionagesicheren Methoden zu verschlüsseln.


  Die Entscheidungskriterien sind je nach Waffenart unterschiedlich. Bei Massenvernichtungswaffen oder als »inhuman« klassifizierten (als gäbe es humane!), wie etwa Landminen, sind moralische und Sicherheitserwägungen im Regelfall wichtiger als ökonomische Argumente. Die Atommächte wollen anderen Ländern aus offensichtlichen Gründen nicht bei der Entwicklung von Nuklearwaffen helfen, und nur wenige Staaten, die biologische Waffen produzieren, betrachten diese Branche als vielversprechende Exportindustrie. Außerdem besteht die sehr reale Angst, dass chemische und biologische Waffen in die Hände von Terroristen gelangen könnten. Deshalb gilt hier normalerweise ein striktes Exportverbot. (Manchmal ist es gar nicht so leicht festzustellen, was darunter fällt, wie das Beispiel dreier britischer Geschäftsleute beweist, die dem Irak ein großes Rohr verkauft hatten. Die Regierung war der Ansicht, dass es sich um ein Geschützteil handelte. Die Geschäftsleute konnten beweisen, dass das Ding tatsächlich ein Rohr war, und gewannen den Prozess.)


  Andererseits lässt sich der Handel mit kleineren Waffen wie Gewehren und Maschinenpistolen, die in Konflikten die meisten Todesfälle verursachen, ausgesprochen schwer kontrollieren. Es existiert ein großer legaler und illegaler Markt, und viele Länder stellen diese Kleinwaffen selbst her, weil das relativ einfach und billig ist. Bei manchen Konflikten werden auch andere, ebenfalls nicht importierte Waffen eingesetzt, so zum Beispiel Macheten bei den ruandischen Massakern.


  Der ökonomisch interessante Teil des Handels betrifft Waffensysteme zwischen den beiden erwähnten Kategorien wie zum Beispiel |118|Flugzeuge, Kriegsschiffe, Raketen, Panzer, schwere Artillerie und so weiter. Oft werden sie im Paket mit Dienstleistungen wie Ausbildung oder Wartung verkauft, was manchmal sogar der lukrativste Teil des Vertrags ist. Der hohe Grad an Geheimhaltung erklärt, warum es in dieser Branche keine verlässlichen Statistiken gibt. Allerdings existieren Schätzungen, wonach die fünf ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates – die Vereinigten Staaten, China, Russland, Frankreich und Großbritannien – etwa 85 Prozent des Weltwaffenarsenals ihr Eigen nennen. Die Vereinigten Staaten exportieren etwa 15 Prozent ihrer Produktion, Großbritannien hat einen Exportanteil von 25 Prozent und Frankreich von 20 Prozent. Etwa 80 Prozent der Verkäufe gehen an kleinere und ärmere Länder, hauptsächlich in Krisengebieten der Dritten Welt.


  Daraus lässt sich schließen, dass es auch von der Geopolitik abhängt, ob ein Land Waffen aus- oder einführt. Sogar sehr arme Länder produzieren leichte Waffen und Munition für die heimische Armee. Sehr reiche und sehr große Länder sind in puncto Waffen autark; manche von ihnen exportieren größere Mengen an schwerem Kriegsgerät. Die Hauptnachfrage nach Importen besteht folglich in Ländern mit mittelhohem BIP, die zwar nicht groß genug für die Eigenproduktion ihrer Waffen, aber immerhin so groß (oder schlecht regiert) sind, dass sie Ambitionen verfolgen, die schwereres Geschütz als Maschinenpistolen erforderlich machen.


  Die verfügbaren Statistiken weisen darauf hin, dass die Nachfrage nach Waffenimporten seit dem Ende des Kalten Krieges stark rückläufig ist; abgesehen von einigen wenigen Gebieten wie Ostasien und Naher Osten ist sie sogar zu vernachlässigen. Fallende Preise und ein heftiger Wettbewerb um Verträge scheinen auf eine Überkapazität hinzudeuten. Angesichts massiver Regierungssubventionen an manche Waffenhersteller, die mit dem Gewinn des Produzenten verrechnet werden müssen, stellt sich die Frage, ob das Waffengeschäft überhaupt rentabel ist. Es erinnert vielmehr an marode Branchen wie die Stahlindustrie oder den Schiffsbau, ist aber viel stärker mit politischen und strategischen Erwägungen |119|überfrachtet. In der US-amerikanischen und europäischen Industrie ist es in letzter Zeit zu zahlreichen Fusionen gekommen, um das überschüssige Angebot einzudämmen. Die Gewinnerzielung wird erschwert durch die Tatsache, dass der Verkauf größerer Waffensysteme an bestimmte Interessenten verboten ist.


  Für die Produzenten liegt das Problem auf der Hand: Wie lässt sich angesichts der starken Konkurrenz und staatlicher Restriktionen einerseits, aber eines Kunden, der »Staat« heißt, sowie möglicherweise ansehnlicher Subventionen in Form von billigen Exportkrediten, Darlehen für Forschung und Entwicklung andererseits ein Gewinn erwirtschaften? Für den Staat sieht die Sache anders aus, denn der will durch den Waffenhandel mehrere potenziell widersprüchliche Ziele verwirklichen.


  Eines dieser Ziele ist die nationale Sicherheit. Doch die ist teuer. Wenn ein Land viel Geld in Waffen investiert, kann das militärische Instabilität erzeugen, weil die Nachbarn und Feinde verunsichert werden – mit anderen Worten: Es besteht ein externer Effekt. Wenn jedes Land im Rahmen eines Wettrüstens hohe Beträge in Waffen investiert, führt das militärisch gesehen möglicherweise zu einer stabileren Situation, bringt aber deutlich zu hohe Ausgaben von Finanzmitteln mit sich, die dann für Krankenhäuser oder Schulen fehlen. Deshalb empfinden viele Politiker es als lohnend, sich aktiv für Waffenbegrenzungsabkommen einzusetzen. Nicht nur, weil das Leben retten kann, sondern auch, weil niedrigere Ausgaben für die Verteidigung ökonomisch effizienter sind.


  Wenn eine Gruppe benachbarter Staaten sich zu einer Allianz zusammenschließt wie die westeuropäischen Nationen nach dem Zweiten Weltkrieg, versorgen die Mitglieder mit hohem Verteidigungsbudget die anderen, die sich sozusagen hinter ihren Schutzschild scharen, mit einem öffentlichen Gut. Das könnte manche Staaten zum Trittbrettfahren verführen. Sie sparen bei der eigenen Verteidigung und exportieren die Waffen, die sie produzieren. Das politische Zusammenwachsen Europas scheint diesem Impuls jedoch entgegenzuwirken.


  |120|Ein anderes Ziel des Staates entspricht dem der Waffenhersteller: Er wünscht sich ein profitables Waffenexportgeschäft, damit er geringere Subventionen zur Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen, meist in bestimmten Regionen des Landes, zahlen muss. Die Waffenindustrie wird von einigen wenigen großen Unternehmen beherrscht, und sie operiert, wie bereits beschrieben, mit stark steigenden Skalenerträgen. Das heißt, es handelt sich um ein Oligopol, in manchen Teilbranchen möglicherweise sogar um ein Monopol. Es gibt einfach nicht sehr viele Unternehmen, die Panzer, Atom-U-Boote oder Kampfflugzeuge herstellen. In einer solchen Industrie maximiert die Begrenzung der Produktion und die Erhöhung der Preise die Gewinne. Der Output an Waffen ist kleiner, als er bei vollkommenem Wettbewerb wäre.


  Leider beweist die Historie, dass es schwierig ist, dauerhafte Waffenbegrenzungsabkommen zu schließen. Besonders Oligopole sind nicht sonderlich stabil. Die OPEC, das Kartell Erdöl exportierender Länder, ist ein Beispiel. Von Beginn der siebziger Jahre an sicherte sie etwa ein Jahrzehnt lang durch die Begrenzung der Produktion einen starken Anstieg des Ölpreises. 2000 wurde diese erfolgreiche Politik kurzfristig reanimiert. Doch obwohl die Mitgliedsländer der OPEC wissen, dass ein solches Vorgehen ihre Einkünfte erhöht, gelingt es der Organisation überwiegend nicht, die Fördermengen ihrer Mitgliedsstaaten zu begrenzen. Die Verlockung zum Trittbrettfahren scheint zu groß zu sein: Während die anderen Länder ihren Output begrenzen, steigert man den eigenen, um den hohen Marktpreis auszunutzen. Aber sobald die Trittbrettfahrer das Angebot erhöhen, fällt der Preis, und die Disziplin bricht zusammen.


  Waffenhersteller haben denselben Anreiz, ihre Konkurrenten, besonders auf einem schrumpfenden Markt mit üblicherweise geheimen Vereinbarungen, auszustechen. (Der Ölpreis flimmert über alle Bildschirme der Welt. Hier lassen sich Änderungen von Angebot und Nachfrage nur schwer verbergen.)


  Waffenkäufer und -anbieter sehen sich auf wirtschaftlicher Ebene schwierigen strategischen Erwägungen gegenüber. Wie relevant die |121|Spieltheorie hier ist, wird noch deutlicher, wenn wir uns den militärischen Überlegungen zuwenden. In der Spieltheorie geht es um komplexe Mathematik. Allgemein ausgedrückt könnte man sagen, dass alle beteiligten Parteien profitieren, wenn sie zusammenarbeiten, statt in Konkurrenz zueinander zu treten (manchmal muss einer den anderen entschädigen), auch wenn es klare Anreize für eine Nichtkooperation gibt. Aber sogar ein nichtkooperatives Spiel kann zu einem stabilen Gleichgewicht führen.


  Das Abkommen über Anti-Raketen-Raketen, das dafür sorgte, dass der Kalte Krieg kalt blieb, war stabil, weil es auf der Annahme der gegenseitigen Zerstörung gründete. Wenn die eine Seite Atomwaffen auf die andere abfeuerte, konnte sie sicher sein, dass die andere zurückschoss. Die Kosten – die atomare Verseuchung großer Städte und zahlloser Menschen sowie die Zerstörung der Wirtschaft – waren abschreckend genug, um sowohl die Vereinigten Staaten als auch die Sowjetunion vom nuklearen Erstschlag abzuhalten. Damit jedoch das Bedrohungsszenario glaubwürdig blieb, mussten in beiden Ländern riesige Summen für die atomare Aufrüstung aufgewandt werden. Das Gleichgewicht war wie bei anderen Wettrüsten stabil, aber ineffizient. Die Sorgen des Auslands über George W. Bushs Pläne für ein Nationales Raketenabwehrsystem (NMD) dürften allerdings weniger mit möglicherweise zu hohen Verteidigungsausgaben zu tun haben als mit der Angst vor einer Instabilität des neuen Gleichgewichts.


  Die bisherige Argumentation ist davon ausgegangen, dass Nationen Krieg gegeneinander führen, doch bei den meisten Konflikten heute handelt es sich um Bürgerkriege – 25 von 27 größeren Auseinandersetzungen des Jahres 1999 beispielsweise fielen laut Aussage des Stockholmer Peace Research Institute in diese Kategorie. Die meisten Bürgerkriege ereignen sich in Entwicklungsländern. Das überrascht nicht, wenn man berücksichtigt, welche Staaten Waffen exportieren und welche sie einführen. In einem Bürgerkrieg muss die Analyse des »Spiels« unterschiedliche ethnische oder religiöse Gruppen mit einschließen.


  |122|Wieso vergeuden ausgerechnet die ärmsten Länder der Welt Geld für die Kriegführung? Warum herrscht in diesen Regionen erhöhte Instabilität? Vielleicht liegt es daran, dass von hier keine wirkliche Gefahr nuklearer Verwüstungen für die ganze Welt droht.


  Große Vorkommen wertvoller Rohstoffe wie Diamanten, Öl oder Wasser bergen ein hohes Konfliktpotenzial in sich. Doch das gilt auch für extreme Armut, weil sie die direkten Kosten für die Kriegführung reduziert. Wenn es weder eine gut ausgebaute Infrastruktur noch ertragreiches Farmland zu zerstören gibt, und wenn Soldaten in anderen Berufen nur wenig verdienen, dann sind die Opportunitätskosten des Krieges gering. Opportunitätskosten vergleichen das wirkliche Ergebnis mit dem vormals möglichen. Im Fall der armen Länder ist das ökonomische Potenzial des Friedens auch nicht wesentlich höher als das der Wirtschaft in einem Krieg. Wenig Hoffnung auf die Zukunft führt deshalb zu zahlreicheren Konflikten, als sie in Ländern auftreten, die viel mehr zu verlieren haben. Aktuelle Studien der Weltbank deuten darauf hin, dass wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie Armut, langsames oder nachlassendes Wachstum und die Abhängigkeit von Rohstoffen sich besser als Vorhersageindikatoren für einen Krieg eignen als politische oder ethnische Variablen. Umgekehrt scheint ein enger Bezug zwischen Wachstum und Wohlstand einerseits und Frieden und Achtung der Menschen und demokratischen Rechte andererseits zu bestehen.


  Die Spieltheorie lässt sich auch auf ethnische oder andere bürgerkriegsähnliche Auseinandersetzungen anwenden. In einem geteilten Land gibt es zwei Strategien, die zum Frieden beziehungsweise einem stabilen Gleichgewicht führen. Die eine sind hohe staatliche Ausgaben für Waffen, damit die Rebellen selbst viel Geld investieren müssen, um den Krieg zu gewinnen. Auf diese Weise können Militärregierungen sogar dann stabil sein, wenn sie sich einen großen Teil der nationalen Ressourcen aneignen, was die Motivation, sie zu stürzen, erhöht. Doch das ist mit einiger Sicherheit nicht der effektivste Weg. Die Alternative besteht darin, dass die Regierung trotz Umsturzgefahr beschließt, weniger für die Verteidigung |123|auszugeben und stattdessen verspricht, einen Teil der nationalen Ressourcen den Aufständischen zu überlassen. Wenn es ihr gelingt, dieses Versprechen glaubwürdig zu formulieren, kann ein Bürgerkrieg abgewendet werden. Allerdings weist die hohe Zahl solcher Auseinandersetzungen weltweit darauf hin, dass diese Art der Glaubwürdigkeit innerhalb eines geteilten Volkes normalerweise nicht existiert.


  Die Neigung zu Bürgerkriegen hat seit dem Ende des Kalten Krieges 1989 stark zugenommen. Fast könnte man meinen, dass der Wegfall der atomaren Bedrohung die potenziellen Kosten einer kleineren Auseinandersetzung reduziert hat. Während die Ausgaben für die Rüstung also weltweit sinken, ist die Stabilität im neuen Umfeld geringerer Kriegsinvestitionen alles andere als gesichert. Der amerikanische Plan, eine nationale Raketenabwehr einzurichten, ist bei den anderen NATO-Staaten nicht gerade populär, aber vielleicht liegt Präsident Bush doch gar nicht so falsch.


  Ökonomen sind jedoch letztlich nicht in der Lage, derart komplexe Fragen geopolitischer Strategie zu beantworten. Sie können zur Erklärung des Verhaltens von Regierungen und Waffenherstellern nur Werkzeuge wie die Spieltheorie oder die Analyse der Industriestruktur bei steigenden Skalenerträgen anbieten. Der gesunde Menschenverstand sagt, dass wir alle in Frieden und Eintracht leben sollten, aber da wir das nicht tun, ist jeder Aufschluss darüber, aus welchen Gründen und von wem hohe Geldbeträge in Waffen investiert werden, nützlich.


  
    
      125
    


    
      146
    


    
      125
    


    
      146
    


    
      false
    

  


  |125|TEIL III


  Alles im Fluss: Neue Technologien


  In diesem Teil wollen wir uns auf die Wirtschaft in Zeiten großer Veränderungen konzentrieren. Neue Technologien führen zu einem Wandel der Rahmenbedingungen, innerhalb derer Politiker, Geschäftsleute und private Verbraucher agieren. Auch ohne technische Umwälzungen wie die Entdeckung der Dampfkraft oder die Entwicklung des Computers befindet sich jede Wirtschaft in einem Prozess der ständigen Wandlung und Entwicklung, oft als »schöpferische Zerstörung« bezeichnet. Alte Industrien verschwinden, neue entstehen an anderen Orten und beschäftigen andere Menschen; es gibt Gewinner und Verlierer. Ökonomische Prinzipien und Emotionen prallen daher oft aufeinander. Welcher dieser beiden Kontrahenten aus solchen Auseinandersetzungen zumeist siegreich hervorgeht, dürfte auf der Hand liegen.
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  |127|KAPITEL 12


  Netzwerke: System abgestürzt


  Dass der Computer abstürzt, ist Ihnen sicher auch schon passiert, das gehört zum Alltagsfrust. Aber warum? Warum verwenden wir weiterhin Software, die so große Zeitverluste und immer wieder Ärger mit sich bringt?


  Die Antwort ist einfach: Ich verwende sie, weil alle anderen sie auch verwenden. Die größte kommerzielle Leistung von Microsoft bestand darin, seine Software faktisch als Standard durchzusetzen. Zudem versuchte das Unternehmen immer wieder, zum Leidwesen von Netscape, auch den Markt für Internet-Browser für sich zu erobern, bis die amerikanische Justiz einschritt.


  Die Dominanz von Microsoft ist das klassische Ergebnis eines Phänomens, das in der Wirtschaft immer häufiger auftritt: jenes der so genannten Netzwerkexternalitäten. Ein Netzwerk ist eine Gruppe von Verbindungen zwischen Menschen und Ausstattung. Das Internet fällt genauso in diese Kategorie wie das Bahnoder Telefonnetz. Anderes ist nicht auf den ersten Blick als Netzwerk erkennbar, Geldautomaten beispielsweise, die in den Banken eine Verbindung zwischen Mensch und Geld herstellen. Geld ist ein weiteres Beispiel – es nützt mir nicht allzu viel, wenn ich mit Muscheln zahlen will, der andere aber nur Kühe als Zahlungsmittel akzeptiert.


  Netzwerkgüter, wie sie von der IT-, Telekommunikations-, Unterhaltungs- oder Finanzbranche bereitgestellt werden, spielen eine |128|immer wichtigere Rolle in der Wirtschaft der Industrieländer. Ihr Anteil am BIP ist im letzten Vierteljahrhundert deutlich gestiegen. Netzwerkgüter unterscheiden sich von herkömmlichen Gütern und Dienstleistungen wie zum Beispiel Gebäck oder Haarschnitt. Niemand möchte ein Telefon nur um des Geräts willen. Der Wert des Telefons liegt für den Verbraucher in dessen Verbindung zu einem beziehungsweise vielen anderen Apparaten. Je mehr Menschen an das Netzwerk angeschlossen sind, desto nützlicher ist es und desto mehr Verbraucher wollen daran teilhaben. Das bezeichnet man als Netzwerkexternalität. Nehmen wir an, es gäbe zehn Telefone mit 90 potenziellen Verbindungen zwischen unterschiedlichen Nutzern. Kommt ein Nutzer hinzu, bedeutet das weitere 20 potenzielle Verbindungen. Ein Anstieg von 100 auf 101 Nutzer bringt zusätzlich 200 Verbindungen.


  Bei herkömmlichen Gütern handelt es sich um Substitutionsgüter: Wenn ich bei vorgegebenem Einkommen ein weiteres Stück kaufe, erhalte ich eine geringere Menge anderer Güter. Netzwerkgüter hingegen sind Komplementärgüter, sie ergänzen sich: Das Telefon nützt ohne das Netz und die anderen Nutzer nichts. Das Gleiche gilt für den PC ohne Drucker, Zip-Laufwerk oder Internet-Anschluss. Der Wert des Netzwerkgutes erhöht sich mit der Anzahl der verkauften Einheiten. Eine Netzwerkexternalität bedeutet somit steigende Skalenerträge auf der Nachfrageseite.


  Außerdem sinken die Kosten von Netzwerkgütern umso mehr, je mehr gekauft werden, weil auch auf der Produktionsseite steigende Skalenerträge vorliegen. Bei der Entwicklung von Software beispielsweise entstehen fast die gesamten Kosten durch Programmierung und Vermarktung. Die Herstellung zusätzlicher Exemplare und ihr Vertrieb sind vergleichsweise billig. Wenn es dem Entwickler also gelingt, 1 Million Exemplare statt 100 000 abzusetzen, sinken Durchschnittskosten und -preis. Dasselbe gilt für alle Hightech-Netzwerke mit hohem Forschungs- und Entwicklungsaufwand.


  Steigende Skalenerträge auf der Nachfrage- und oft auch auf der Angebotsseite bedeuten, dass die betreffende Netzwerkindustrie |129|zur Monopolbildung neigt. Sie erschwert es neuen Konkurrenten, in den Markt einzudringen – Beispiele hierfür sind die Luftfahrtindustrie und die Petrochemie.


  Wie bei jeder Externalität weicht die hergestellte Menge des Gutes vermutlich von der gesellschaftlich wünschenswerten ab. Wenn es den Produzenten nicht gelingt, die Vorteile eines größeren Netzwerks für sich zu nutzen, kommt es zu Unterkapazitäten, gleich ob vollkommener Wettbewerb zwischen den Herstellern herrscht oder ein Monopol. Im Fall eines Monopols ist das Netzwerk normalerweise sogar kleiner, weil der Monopolist die Gewinne durch Begrenzung seines Angebots erhöhen kann. Auch hier ist Wettbewerb für die Verbraucher besser.


  Der Monopolist hat die Möglichkeit, die Netzwerkvorteile zurückzuerobern, indem er zum Beispiel unterschiedliche Preise für unterschiedliche Kunden festsetzt. Wenn vielfältige Verbindungsmöglichkeiten Geschäftskunden wichtiger sind als privaten, kann das Unternehmen versuchen, ihnen höhere Preise abzuverlangen als Einzelpersonen. Unabhängig von der Industriestruktur neigen Netzwerke unter Monopolbedingungen jedoch immer dazu, unangemessen klein zu sein.


  Bei vielen Netzwerken wäre der Idealfall die Teilnahme aller. Telefone beispielsweise sind dann am nützlichsten, wenn man mit ihnen jeden erreichen kann. Unser Bedarf scheint keine Grenzen zu kennen, wie die Zunahme von Zweit-, Dritt-, ISDN-, DSL- und Mobilfunkanschlüssen belegt.


  In den meisten Kommunikationsnetzwerken ist das Ideal die Allgegenwart. Doch die tritt selten ein. Sogar Microsoft mit seiner großen monopolistischen Macht und seinem Streben nach Weltdominanz möchte nur dann eine Allgegenwart von Windows und Office, wenn jeder Nutzer genug dafür zahlt.


  Viele Anbieter der telefonischen Grundversorgung (oft frühere Staatsmonopolisten) müssen ihre Leitungen denen zur Verfügung stellen, die dafür zahlen. In den meisten anderen Fällen mischt der Staat sich nicht ein; seine Aufgabe beschränkt sich normalerweise |130|darauf sicherzustellen, dass die Netzwerke den Kunden den maximal möglichen Nutzen bringen.


  Eine Methode ist die Festsetzung des technischen Standards bei neuen Produkten. Sie entscheidet über hohe Gewinne oder finanziellen Ruin. Die Schaffung technologischer Industriestandards nutzte Microsoft und schadete Apple. Bei Videokassetten setzte sich das VHS-System gegenüber dem von Betamax durch (wer erinnert sich heute überhaupt noch daran?). Ähnlich lief es beim Benzinmotor, der Spannung, mit der Strom in unsere Haushalte geliefert wird, der Form von Steckern, der Anordnung der Tasten auf dem Computer-Keyboard, der Größe von Schraubengewinden und so weiter und so fort.


  Diese Beispiele verdeutlichen, dass der Zufall wesentlichen Einfluss darauf hat, welche Technologien und Unternehmen sich durchsetzen. Es kann entscheidend sein, die kritische Masse für ein Produkt sehr schnell zu erreichen. Die Kombination aus Startvorteil und Konsolidierung dieses Vorteils durch genug Kunden erklärt, warum so viele Unternehmen der Internet-Branche so lange bereit waren, so viel Geld zu verlieren. Dabei geht es um besondere Einführungsangebote, wie sie bei vielen neuen Produkten, zum Beispiel Keksen mit Teegeschmack oder Käsedips, üblich sind. Eine noch größere Rolle spielen sie bei Technologieunternehmen. Es stellte sich jedoch heraus, dass sich viele Dotcom-Unternehmen mit ihrer Strategie, viel Geld zu investieren, um zahlreiche Kunden an sich zu binden, verkalkuliert hatten. Bei manchen der Überlebenden ist das letzte Wort noch nicht gesprochen (man denke an Amazon).


  Die Strategie, sich als Erster auf den Markt zu wagen, hat in der Vergangenheit oft bei Unternehmen funktioniert, die eine wirklich neue Technologie entwickelten und nicht nur eine bereits bestehende wie das Internet nutzten. In den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts zum Beispiel verschenkten viele Stromgesellschaften Elektrizität, um Kunden anzulocken. Das half Westinghouse, den Wechselstrom als Standard zu etablieren. Die daraus resultierende Fähigkeit, Strom sicher über weite Distanzen zu übertragen|131|, war wiederum eine wichtige Voraussetzung für die Ausbreitung der Elektrizität.


  Manchmal kooperieren Länder bei der Festsetzung eines internationalen Standards, so zum Beispiel in der Telekommunikation. Die europäischen Staaten entschieden sich für den GSM-Standard bei Mobiltelefonen, um einen großen, europaweiten Markt für das neue Produkt zu sichern, die USA wählten einen anderen. Manche sehen diesen Sachverhalt als Erklärung für den größeren Erfolg der europäischen Mobilfunkbetreiber, doch die hohen, immer noch regulierten Preisstrukturen für Festnetzanschlüsse (ein Erbe der Staatsmonopole) haben wohl auch eine wichtige Rolle gespielt.


  Der Anreiz für die einzelnen Unternehmen, sich auf kompatible Standards zu einigen, besteht darin, dass solche Vereinbarungen den potenziellen Markt beträchtlich vergrößern, wovon alle profitieren. Wo es Netzwerkeffekte gibt, kann die Kooperation zwischen den Unternehmen dem Verbraucher nützen, sofern diese Kooperation zur Schaffung eines größeren Marktes führt, innerhalb dessen die Unternehmen weiterhin in der bekannten Form miteinander konkurrieren.


  Wenn sie jedoch groß genug sind, kann es vorteilhafter für sie sein, einen eigenen Standard durchzusetzen und die Monopolherrschaft über den Markt zu erlangen. Diese gegenläufigen Bewegungen sind besonders in der Software-Branche deutlich geworden, wo die Entwicklung für alle zugänglicher, in Konkurrenz zu Microsoft tretender Software wie Linux schon fast eine philosophische Dimension angenommen hat.


  Für den Verbraucher wäre natürlich die vollständige Kompatibilität am besten. Es gibt kaum etwas Frustrierenderes, als eine E-Mail nicht öffnen oder eine CD-ROM nicht nutzen zu können, weil sie im eigenen System nicht funktioniert. Vielleicht sollte der Staat sich allmählich daran machen, auch hier international gültige Standards festzusetzen.


  Manche Ökonomen glauben, dass der Zwang zur Lizenzierung von Software und anderem technischem Know-how der beste Weg |132|zur Sicherung des Wettbewerbs in Netzwerkindustrien ist. Andere wiederum halten das für unnötig, weil es in der Hightech-Industrie bereits Kräfte gibt, die den Wettbewerb erzwingen, wie wir später noch sehen werden.


  Ohne Zwang durch den Gesetzgeber kommt es manchmal zu Inkompatibilität. Wie bereits ausgeführt, kann es große Vorzüge haben, den Startvorteil für die Festsetzung des Standards zu nutzen. Das erste Unternehmen in einer Netzwerkindustrie (oft später auch das größte, wenn stark steigende Skalenerträge bei der Produktion gelten) ist natürlich kaum motiviert, einem kompatiblen Standard zuzustimmen – immer vorausgesetzt, sein eigener ist gut. Wenn seine Technologie schlecht ist, geht der Vorteil an den zweiten Anbieter, der aus den Fehlern des ersten lernen konnte. Doch bei guter Technologie würde der erste sich auf seine dominante Position verlassen und möglicherweise seinen eigenen Standard an potenzielle Konkurrenten in Lizenz vergeben.


  Noch besser wäre es, die Konkurrenz ganz auszuschalten. Das macht Netzwerkindustrien, die oft auch als natürliche Monopole bezeichnet werden, so interessant für die Kartellbehörden.


  Zum Beispiel Microsoft. Seine Verteidiger argumentierten, dass die Vorherrschaft des Unternehmens den Verbrauchern nicht wirklich schade. Schließlich habe es ein phantastisches Produkt entwickelt, das den Verbrauchern genau deshalb nütze, weil sie es alle verwendeten. Das Unternehmen habe einen Markt geschaffen, der 1980 noch nicht existierte. Außerdem seien die Preise im Laufe der Zeit gesunken. Und durch Innovationen, die PCs irgendwann vielleicht sogar ganz verdrängen würden, bestehe durchaus ein Wettbewerbsdruck.


  Die Gegenseite argumentierte, dass die Produktqualität höher und der Preis niedriger gewesen wären, wenn es Konkurrenz auf dem Markt gegeben hätte, doch die habe das Verhalten von Microsoft verhindert. Dass Verbraucher in der Lage gewesen seien, gute Software zu erwerben, bedeute nicht, dass sie bei einer anderen Marktstruktur nicht noch bessere hätten kaufen können.


  |133|Das Wettbewerbsdilemma in Netzwerkindustrien ist schwer zu lösen. Der Verbraucher profitiert von einem gemeinsamen Standard, gleich ob dieser vom Staat oder vom marktbeherrschenden Unternehmen festgesetzt wird, weil er Größe und Wert des Netzwerks für ihn erhöht und ihn vor dem Risiko schützt, sich für den Verliererstandard zu entscheiden.


  Allerdings gibt es auch keine Beweise dafür, dass ein gemeinsamer Standard zu wirklichem Wettbewerb führt. Das würde nur geschehen, wenn keines der konkurrierenden Unternehmen glaubte, den anderen in puncto Geschwindigkeit, Produktqualität oder anfänglichem Marktsegment überlegen zu sein. In der Praxis geschieht das nicht allzu oft.


  Das legt den Schluss nahe, dass die Dominanz eines Unternehmens mit eigenem Standard den Verbrauchern signifikante Netzwerkvorteile ermöglicht. Wieder liefert der Strommarkt ein gutes Beispiel: 1896 schlossen Westinghouse und GE einen 15-Jahres-Vertrag über die gemeinsame Nutzung von Patenten, sodass ein Duopol entstand. Da die beiden Unternehmen jedoch gleichzeitig Elektrizität verschenkten, um den für ihre Geräte benötigten Markt zu schaffen, und so den Aufbau des Stromnetzes förderten, lässt sich schwer behaupten, dass ihr Duopol dem öffentlichen Interesse zuwiderlief.


  Trotzdem wird das Netzwerk, das ein Monopol oder ein kleines Oligopol aufbaut, nicht die eigentlich wünschenswerte Größe erreichen, weil das monopolistische Unternehmen den Absatz durch hohe Preise begrenzt. In diesem Fall wäre es im öffentlichen Interesse, wenn die Kartellbehörde dem Monopolisten vorschriebe, seine Technologie in Lizenz an Konkurrenten zu vergeben (wie viel er dafür verlangen darf, lässt sich allerdings nicht so leicht feststellen). Das hätte die Entstehung eines größeren Netzwerks zur Folge. Das Monopol zu zerschlagen – wie es bei Microsoft vorgeschlagen wurde – kann den Verbrauchern nützen oder auch nicht. Das würde davon abhängen, welchen Unternehmen welche Teile des Netzwerks gehören. Im Fall der Telefonfestnetzanschlüsse hat die Abspaltung der Fern- von den Ortsgesprächen und die Einführung des Wettbewerbs |134|bei Ferngesprächen den Verbrauchern mit Sicherheit genützt. Das wesentliche letzte Stück der Leitung zum Endverbraucher ist ein natürlicher Engpass, weil die Kosten für eine völlig neue Verkabelung für einen Konkurrenten viel zu hoch wären. Daher ist der Markt bei Ortsgesprächen auch überall so streng reguliert, und die Gebühren für das besagte letzte Stück sind nach wie vor ein Zankapfel.


  In den letzten Jahren hat das Festnetzsystem Konkurrenz durch den Mobilfunk bekommen, besonders in Europa und auch in vielen Teilen der Dritten Welt, wo es nur wenige und schlecht funktionierende Festnetzanschlüsse gibt. Die Geschwindigkeit technologischer Innovation kann bereits genügen, um die Marktmacht dominanter Unternehmen zu unterminieren.


  Genau dies, das Schreckgespenst der schöpferischen Zerstörung in einer Zeit rascher technologischer Umwälzungen, wird nach Meinung mancher Ökonomen den Wettbewerb in Netzwerkindustrien effektiver sichern als alles andere. Selbst Bill Gates wurde fast vom Internet überrascht.


  Und auch den PC wird es nicht ewig in der heutigen Form geben. Manche Technologieexperten vergleichen ihn mit den Allzweckelektromotoren, die Anfang des 20. Jahrhunderts verkauft wurden. Die moderne Hausfrau erwarb einen solchen Motor und betrieb damit eine ganze Reihe von Haushaltsgeräten. Doch irgendwann wurden diese Geräte mit eigenem Motor ausgestattet, und fortan musste der Verbraucher nicht mehr wissen, wie man Elektromotoren bedient. Dieser Entwicklung vergleichbar wären heute vielleicht kombinierte Personal Organizers, Mobiltelefone und E-Mail-Geräte auf der einen Seite, Fernseher mit DVD- und CD-ROM-Abspielmöglichkeit auf der anderen. Die Fähigkeiten des Computers werden sich auf Kommunikations-, Unterhaltungs- und Haushaltsgeräte verteilen. Mit anderen Worten: Sie werden jeweils für einen bestimmten Zweck genutzt und machen den Allzweck-PC überflüssig.


  Leider können die Kartellbehörden sich nicht immer darauf verlassen, dass die technologische Innovation ihnen die Arbeit abnimmt|135|. Die Zeitdauer, die ein Unternehmen eine monopolistische Stellung innehat, liefert wertvolle Hinweise darauf, ob es seine monopolistische Macht missbraucht hat oder nicht. Bell, später AT&T, beherrschte das US-amerikanische Telefonsystem mehr als ein halbes Jahrhundert lang. Die Gesellschaft hatte mit überlegener Technologie im Ferngesprächbereich begonnen und sich starker Konkurrenz bei den Ortsgesprächen gegenüber gesehen. Ihre Taktik bestand darin, keine Verbindungen zu den Ortsgesprächrivalen herzustellen und sie vom Markt zu verdrängen, indem sie den Kunden einen besseren Service offerierte, wenn diese sowohl das Orts- als auch das Ferngesprächangebot von Bell in Anspruch nahmen. Bei Telefonen ebnete die staatlich betriebene Zerschlagung der Monopole dem Handymarkt den Weg. Solange der Staat für die Rentabilität der Festnetzanschlüsse sorgte, besaßen die Unternehmen keinen Anreiz, Mobiltelefone zu entwickeln, obwohl die technischen Voraussetzungen vorhanden waren. Wettbewerb in jeder Industrie ist nicht nur ein Ergebnis kommerziellen und technischen Drucks, sondern auch politischen Willens, weil Regierungen für das reibungslose Funktionieren von Märkten sorgen. Das gilt umso mehr für Netzwerkindustrien, die eher zu natürlichen Monopolen und dem Setzen von Industriestandards durch die jeweiligen Marktpioniere neigen als andere.


  Netzwerkindustrien scheinen immer mehr an Bedeutung zu gewinnen. Das hat zum Teil mit der Art der technologischen Neuerungen zu tun. Diese haben sich in den letzten Jahren auf die Computer- und Kommunikationsbranche konzentriert, die beide Netzwerkexternalitäten unterliegen. Es gibt genügend Beispiele für die Herausbildung von Netzwerken, zum Beispiel Instant Messaging unter AOL-Nutzern oder eBay, das umso beliebter bei Verkäufern wird, je mehr Käufer es anlockt, und umgekehrt.


  Zudem geben wir bei steigendem Wohlstand einen immer größeren Teil unseres Einkommens für Netzwerkgüter wie Finanzdienstleistungen, Kabelfernsehen oder Software aus. Dieser Trend wird sich mit der wachsenden Bedeutung internationaler Verbindungen |136|fortsetzen. Je mehr Menschen beispielsweise berufsbedingt ins Ausland reisen, desto wahrscheinlicher wird es, dass Bildungsqualifikationen eine Netzwerkexternalität in Form einer gemeinsamen Ideenwährung schaffen. Diese Entwicklung könnte sich meiner Meinung nach auch auf wirkliches Geld übertragen und in die Richtung eines natürlichen Monopols einer globalen Währung weisen. Wir können nur hoffen, dass Bill Gates nicht auf die Idee kommt, mit Microsoft diesen Markt zu erobern.
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  |137|KAPITEL 13


  Industrielle Veränderung: Schöpferische Zerstörung


  In Großbritanniens marodem Bahnsystem drohen den Betreibergesellschaften der Züge und Railtrack, das für Gleise und Signalanlagen verantwortlich ist, für jede Minute Verspätung hohe Strafen. Anfang 2001 kam es nach mehreren schweren Unfällen zu großen Verspätungen. Das führte zur Entstehung eines völlig neuen Berufszweigs, dem des »Verspätungsmanagers«, dessen Aufgabe darin besteht, herauszufinden, wer an einer Verspätung schuld ist. Mitte 2001 beschäftigte Railtrack 180 Angestellte in der dafür zuständigen Abteilung, und die Betreiber- und Ingenieurgesellschaften zusammen noch einmal mindestens 120. Dies ist nur ein Beispiel für die Fähigkeit der Wirtschaft, gänzlich neue Jobs zu schaffen, um einen bislang nicht vorhandenen Bedarf zu befriedigen.


  Es gibt zahllose weitere. Ich selbst erhielt Mitte der achtziger Jahre vom Finanzministerium den Auftrag, eine kurze, simple Abhandlung über Derivate zu verfassen, so kurz und simpel, dass die Politiker sie verstehen würden.


  Der Derivatemarkt war seinerzeit noch ziemlich klein, aber die Finanzmärkte in der Londoner City standen kurz vor der Deregulierung, und man rechnete allgemein damit, dass der Derivatehandel sich als Wachstumsmarkt erweisen würde, wie in New York bereits geschehen. In Großbritannien gab es damals lediglich eine Hand voll Derivatehändler. Schon zehn Jahre später waren es mehrere Tausend. Allerdings wird ihre Zahl ein weiteres Jahrzehnt später wahrscheinlich |138|wegen der zunehmenden Automatisierung wieder deutlich sinken.


  Die fortlaufende Entstehung neuer und die Zerstörung alter Arbeitsplätze sind grundlegende Merkmale einer kapitalistischen Wirtschaft. Jedes Jahr wechselt in den Vereinigten Staaten mindestens einer von zwölf Menschen den Arbeitsplatz; in Europa ist die Rate vergleichbar. Großbritannien ist das einzige europäische Land, in dem sie etwas niedriger liegt, doch selbst hier wenden sich von 25 Millionen Beschäftigten jährlich zwei Millionen einer anderen Tätigkeit zu. In manchen Jahren wechselt bis zu einem Fünftel aller Werktätigen den Job.


  Und das ist durchaus erklärlich. Die Strukturen aller fortgeschrittenen Ökonomien haben sich im Laufe der Zeit radikal verändert. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts brauchen wir keine Telegrafisten, Leierkastenmänner oder Fortran-Programmierer mehr, aber ohne Call-Center-Beschäftigte, Britney Spears und Web-Page-Designer scheinen wir derzeit nicht auszukommen.


  In allen Ländern ist die produzierende Industrie im Rückzug begriffen, während sich die Dienstleistungen auf dem Vormarsch befinden. (Dem ging ein Wechsel von der Agrarwirtschaft zur industriellen Produktion voran. In den ärmeren OECD-Ländern arbeiten immer noch vergleichsweise viele Menschen in der Landwirtschaft, in der Türkei beispielsweise 25 Prozent aller Werktätigen. In Großbritannien sind es nur 1,2 Prozent, in den Vereinigten Staaten 1,9 Prozent und in Frankreich 2,6 Prozent.)


  Die Expansion des Dienstleistungssektors ist ein lang anhaltender Trend. Der Anteil der produzierenden Industrie am BIP und der Gesamtbeschäftigung war in den USA Mitte der sechziger Jahre am höchsten, in noch stärker industriell ausgerichteten Ländern wie Japan und Deutschland Anfang der Siebziger. Heutzutage beträgt der Anteil der in der Industrie beschäftigten Erwerbsfähigen zwischen 14 und 24 Prozent in den wohlhabenden OECD-Ländern, allen voran Japan.


  Laut Informationen einer im Internet zugänglichen Datenbank |139|des Bureau of Labor Statistics hat sich die Zahl der Beschäftigten in den Vereinigten Staaten von 47 230 000 Anfang 1951 auf 132 167 000 50 Jahre später erhöht. Von dieser Gesamtzahl arbeiteten am Anfang jenes halben Jahrhunderts 34,5 Prozent in der Produktion, am Ende nur noch 13,8 Prozent. (Die absolute Zahl der in der amerikanischen Industrie Tätigen hatte sich leicht von 16,3 Millionen auf 18,2 Millionen erhöht, während in vielen anderen Ländern sowohl ein absoluter als auch ein relativer Rückgang zu verzeichnen war.) Der Anteil der im Dienstleistungssektor Beschäftigten erhöhte sich in vergleichbarem Umfang – von 14,6 auf 17,6 Prozent im Einzelhandel; von 4,1 auf 5,8 Prozent im Finanz-, Versicherungs- und Immobilienwesen; von 11,6 auf 31,0 Prozent bei einer ganzen Reihe anderer Dienstleistungen, die gesammelt betrachtet wurden: Bildung und Gesundheit, Kinderpflege, Film- und Computerindustrie. In einem einzigen dieser Bereiche, dem Gesundheitswesen, waren Anfang 2001 mehr als halb so viele Menschen beschäftigt wie in der gesamten industriellen Produktion. Ach ja, fast hätte ich’s vergessen: Heutzutage arbeiten natürlich auch mehr Menschen für den Staat – 20,5 Millionen oder 15,5 Prozent aller Beschäftigten im Januar 2001 verglichen mit 6,2 Millionen oder 13,2 Prozent im Januar 1951.


  Auch bei der Produktion ist es zu deutlichen strukturellen Veränderungen gekommen. Vor allem die Computer- und Elektronikindustrie ist gewachsen. 1951 war weniger als 1 Prozent der Werktätigen an der Herstellung von Computern und anderen Bürogeräten beteiligt. Ein halbes Jahrhundert später waren es 363 000 oder 2 Prozent aller in der Produktion Beschäftigten. Bei der Erzeugung von elektronischen Bauteilen sieht es ganz ähnlich aus: Die Zahl erhöhte sich von 170 000 auf 697 000, das heißt von 1,0 auf 3,8 Prozent aller in der Herstellung Tätigen.


  Dennoch besitzen auch einige traditionelle Branchen nach wie vor große Bedeutung in der amerikanischen Produktion, obwohl ihr Anteil an der Gesamtwirtschaft weitaus geringer ist. 1951 arbeiteten 5,5 Prozent aller in der Industrie Beschäftigten, also 893 000 Menschen|140|, in der Autobranche. 2001 waren es 942 000 oder 5,1 Prozent. Nach einem starken Rückgang Anfang der achtziger Jahre ist die amerikanische Autoindustrie wieder in der Expansion begriffen. 1951 beschäftigte die Textilindustrie 15,5 Prozent der in der Produktion Tätigen, im Jahr 2001 waren es 6,2 Prozent. Das bedeutet eine gewaltige Schrumpfung, aber in dieser Branche sind immer noch mehr Menschen beschäftigt als in der Autoproduktion und fast doppelt so viele wie in der Herstellung elektronischer Bauteile.


  Anders betrachtet, hatte 1951 einer von drei amerikanischen Werktätigen einen Job in der Industrie; jetzt ist es noch etwa einer von acht. In den Vereinigten Staaten wie in den meisten anderen hoch entwickelten Ländern arbeiten mehr Menschen im Einzelhandel.


  Was bedeutet all dies? Dass wir Pressemitteilungen über den Verlust von Arbeitsplätzen etwas differenzierter sehen müssen. Erstens ist der Saldo von verschwindenden und neu entstehenden Jobs im Vergleich zur Gesamtfluktuation winzig. In einem typischen Jahr einer typischen Wirtschaft beträgt die Nettoerhöhung beziehungsweise -abnahme der Gesamtbeschäftigung etwa ein Fünfzigstel aller Beschäftigten, das entspricht in den Vereinigten Staaten etwa 2,6 Millionen Menschen. In einem vergleichbaren Jahr wechseln aber 11–12 Millionen Amerikaner, ein Zehntel bis ein Zwölftel aller Werktätigen, den Job.


  Natürlich gibt es so etwas wie ein typisches Jahr nicht. Durchschnittswerte wie diese verstellen den Blick auf das Auf und Ab der Konjunkturzyklen. Fast alle Arbeitsplatzverluste ereignen sich in Jahren der Rezession. 2001 fiel die Zahl der amerikanischen Beschäftigten bis November beispielsweise um 1,5 Millionen; hier machten sich nicht nur die Auswirkungen der Rezession bemerkbar, sondern auch der Angriff auf das World Trade Center. Außerdem gehen oft viele Arbeitsplätze gleichzeitig verloren, wenn ein Unternehmen beispielsweise eine ganze Fabrik schließt oder 10 Prozent seiner Stellen streicht. Die Entstehung neuer Jobs vollzieht sich gleichmäßiger, mit Spitzen in Jahren wirtschaftlicher Expansion|141|. Zwischen 1991 und Anfang 2001 wurden in den Vereinigten Staaten netto 25 Millionen Arbeitsplätze geschaffen.


  Joseph Schumpeter nennt dieses Phänomen »schöpferische Zerstörung«. Manche Arbeitsplätze und Unternehmen geraten unter die Räder, andere – im Laufe der Zeit immer mehr – entstehen. Die Zahl der amerikanischen Werktätigen hat sich von knapp unter 30 Millionen 1939 über 47,2 Millionen 1951 auf über 132 Millionen im Jahre 2001 erhöht, das entspricht einer Verdreifachung in einem halben Jahrhundert. Und das trotz wiederholter Warnungen, Jobs würden durch neue Technologien, Handel mit dem Ausland, den Staat, was auch immer, vernichtet. Solche Unkenrufe widersprechen mehr als 200 Jahren Erfahrung wirtschaftlicher Expansion in der industrialisierten Welt. Natürlich gibt es auch Gegenbeispiele wie die Depression der dreißiger Jahre in den USA (in Europa waren die Zwanziger schlimmer), den amerikanischen Bürgerkrieg, die beiden Weltkriege oder das misslungene Wirtschaftsexperiment des Kommunismus. Außerdem darf man die andauernd hohe Arbeitslosenrate bei bestimmten Personengruppen – junge schwarze Männer in den innerstädtischen Gebieten der USA und anderswo oder junge Menschen in Frankreich – nicht vergessen, die gesellschaftliche und institutionelle Barrieren reflektiert. Trotzdem sind Prophezeiungen über das Ende der Arbeit mit hoher Wahrscheinlichkeit ungerechtfertigt.


  Natürlich hat die heutige Arbeit nicht mehr viel mit dem zu tun, was meine Eltern darunter verstanden. Sie begannen ihr Berufsleben beide in den heißen, lauten Baumwollspinnereien Nordenglands, wo die Arbeitszeiten lang, die Schichten dem geselligen Leben nicht gerade zuträglich, die Arbeit monoton und hart und der Lohn gering waren. Doch beiden gelang es irgendwann, andere Jobs zu finden – meine Mutter als Angestellte beim Sozialamt, mein Vater als Stromgeräteableser beim Elektrizitätswerk –, sodass es ihnen besser ging als ihren Eltern. Und ihre Kinder sind auf der gesellschaftlichen Leiter noch weiter nach oben geklettert. Wir sitzen alle in klimatisierten Räumen, hacken in unsere Computer und erhalten dafür ein |142|anständiges mittelständisches Einkommen. Wenn wir nicht studiert hätten, wären wir jetzt vielleicht Bürokräfte, Verkäufer, Handwerker oder besäßen unser eigenes kleines Geschäft. Es gibt noch immer ziemlich üble Jobs, aber ihre Zahl geht zurück. Diese Verbesserung der Arbeitsbedingungen von Generation zu Generation ist ein Muster unserer Zeit. Wenn ich höre, dass wieder eine Spinnerei wegen der Konkurrenz ausländischer Anbieter geschlossen werden muss oder dass aufgrund von Neuinvestitionen die Hälfte der Arbeitskräfte überflüssig wird, freue ich mich auch ein wenig, das muss ich zugeben. Langweilige, monotone und körperlich anstrengende Tätigkeiten sollte man Maschinen überlassen.


  Wenn es der Wirtschaft gelingt, unseren Lebensstandard im Laufe der Zeit zu heben und die Tätigkeiten, mit denen wir unser Geld verdienen, angenehmer zu machen als früher, soll mir das recht sein.


  Das ist der große Rahmen. In der Praxis sind die Auswirkungen auf den Einzelnen natürlich schmerzlicher. Konjunkturzyklen stellen sich nicht als Abfolge von glatten und regelmäßigen Ausdehnungen und Schrumpfungen dar, wie ihr Name suggeriert. Phasen des Aufschwungs zeigen zumeist einen langen und gleichmäßigen Verlauf, doch eine Rezession ist immer ein abrupter Schock. Viele Menschen verlieren ihren Arbeitsplatz gleichzeitig und tragen natürlich an der Ungewissheit hinsichtlich ihrer beruflichen Zukunft. Oft müssen sie in einer solchen Zeit zu schlechteren Bedingungen eine geringer bezahlte Arbeit annehmen, falls es ihnen überhaupt gelingt, eine neue Stelle zu finden. Da Freisetzungen im Allgemeinen geografisch geballt auftreten, kann die Zahl der Arbeitslosen gebietsweise deutlich höher liegen, als es die nationalen Statistiken vermuten lassen. Außerdem entwickeln Menschen spezifische Fähigkeiten, und diese lassen sich unter Umständen nicht so leicht transferieren. Man kann nicht am einen Tag an einem Webstuhl arbeiten und am nächsten Haare schneiden. Selbst wenn man bereit ist, in einen anderen Teil des Landes zu ziehen, um Arbeit zu finden, kann es gut sein, dass alle Unternehmen einer bestimmten Industrie zur selben Zeit in Schwierigkeiten stecken.


  |143|Zudem sind die Menschen, die ihren Job verlieren, und die, die im Laufe der Zeit einen besseren finden, oft nicht dieselben. Der große Trend bietet somit demjenigen, der feststellen muss, dass er dem Anforderungsprofil der gegenwärtigen Wirtschaft nicht entspricht, nicht viel Trost. Wenn die Industriestruktur sich schnell verändert, wie es im vergangenen Jahrzehnt der Fall gewesen zu sein scheint, kann sich bei den Werktätigen ein Gefühl der Unsicherheit breit machen, für das nicht unbedingt ein objektiver Grund besteht.


  Hieraus lässt sich eine eindeutige politische Lehre ziehen: Nicht Jobs, sondern Menschen sind wichtig. Regierungen sollten es nicht auf Biegen oder Brechen darauf anlegen, bestimmte Arbeitsplätze in spezifischen Branchen und Unternehmen zu erhalten, weil sie damit über kurz oder lang Schiffbruch erleiden. Hätte eine Regierung beispielsweise den Kutschenbau und alle damit verbundenen Arbeitsplätze retten können? Hätte sie es überhaupt versuchen sollen? Schließlich wissen wir jetzt, dass die Autoindustrie Hunderttausende von Jobs schuf. Selbstverständlich kann eine Regierung nicht mit Sicherheit vorhersagen, welche Technologien sich durchsetzen, wie die Handelsbedingungen sich verändern, welche Fähigkeiten in der Zukunft benötigt und welche Arbeitsplätze entstehen werden. Wir Ökonomen geben bereitwillig zu, dass wir es auch nicht wissen – wir sind ja nicht einmal in der Lage, den Anstieg des BIP im nächsten Jahr oder Vierteljahr genau vorherzusagen.


  Könnten und sollten politische Maßnahmen Individuen in Perioden der strukturellen Veränderung unterstützen? Das ist eine ganz andere Frage. Meiner Ansicht nach sollten staatliche Bildungs- und Sozialsysteme den Menschen dabei helfen, sich gegen Rezessionen und industrielle Umstrukturierungen zu wappnen. Wenn eine Regierung zuerst an den Menschen denken würde, könnte sie auf umwälzende neue Ideen kommen: Beihilfen für Leute, die aus wirtschaftlich benachteiligten Regionen wegziehen möchten; Ausbildungspläne für ältere Arbeitnehmer, die umschulen müssen; Jobgarantien und so weiter. Die Beschäftigten sind wichtig, nicht die Fabriken, die |144|Bürogebäude, die Industrie (hierbei handelt es sich ohnehin um eine fast bedeutungslose Abstraktion) und auch nicht die Aktionäre.


  Die meisten Regierungen betreiben jedoch keine gute Politik zur Unterstützung der Menschen. Die Situation variiert von Land zu Land, aber im Allgemeinen sind Lebenseinkommens- und Beschäftigungsmobilität gering. Mit anderen Worten: Jemand, der nur wenige Fähigkeiten besitzt und einen schlechten oder unsicheren Job hat, entrinnt nur selten dem Pfad geringen Lohns und wiederholter Arbeitslosigkeit. Und leider wird das von Generation zu Generation weitervererbt. Ein Beispiel: In Regionen, in denen große Stahlwerke oder Werften geschlossen wurden und eine ganze Generation von Männern auf der Straße landete, sind auch bei den Kindern Arbeitslosigkeit und Armut weit verbreitet.


  Diese Aussagen gelten für die Vereinigten Staaten, in denen die gesellschaftliche und geografische Mobilität viel höher ist als in den europäischen Ländern oder in Japan. Doch in den europäischen Staaten, in denen während der achtziger und neunziger Jahre hohe Arbeitslosigkeit und außerhalb des öffentlichen Sektors nur geringes Beschäftigungswachstum herrschten, präsentiert sich ein noch düstereres Bild. So wenig den Europäern dieser Gedanke gefallen wird, aber langfristige Arbeitslosenquoten von 10 Prozent und mehr in manchen Ländern sind der Preis, den sie für das dichte soziale Netz (beispielsweise Renten und Leistungen im Krankheitsfall) bezahlen müssen, von dem die 90 Prozent, die einen Job haben, profitieren. In manchen Teilen Europas ist es sehr teuer, Leute einzustellen, und auch teuer und schwierig, Jobs zu vernichten, also werden von vornherein weniger geschaffen.


  Besonders hartnäckig halten sich Arbeitslosigkeit und Armut in Gegenden mit schlechten Wohnverhältnissen, hoher Kriminalitätsrate, insbesondere in Bezug auf Drogenhandel, vielen chronisch Kranken oder Behinderten und einem hohen Anteil von Einwanderern oder Angehörigen ethnischer Minderheiten. Anders ausgedrückt: Die Betroffenen haben es im Regelfall nicht nur mit einem oder zwei Problemen wie der Jobsuche, sondern mit einer ganzen |145|Reihe zu tun. Dieses Paket aus mangelhafter Verkehrsanbindung, schlechten Schulen und Krankenhäusern und fehlenden Vorbildern würde auch den fähigsten und energiegeladensten Menschen bremsen. Kein Wunder, dass es den wenigsten Regierungen gelingt, in solchen Gebieten echte Fortschritte zu erzielen.


  Das ist darauf zurückzuführen, dass nur wenige Politiker an den Menschen als primäres Ziel ihrer Maßnahmen denken. Vielmehr geht es in politischen Debatten immer noch hauptsächlich um Abstraktionen wie Jobs oder Industrien. Unternehmen schließen sich zu Lobbys zusammen, die die Politiker überreden, ihre Branchen vor der Konkurrenz aus dem Ausland zu schützen oder ihnen steuerliche Ausnahmeregelungen zu gewähren.


  Oft führen Lobbyisten, deren erstes Ziel die Rentabilität ihrer Unternehmen ist, die Erhaltung von Arbeitsplätzen als Argument an, was tatsächlich ein positiver Nebeneffekt der Maßnahmen sein kann, zu denen die Regierung sich überreden lässt. Die amerikanische Textilindustrie beispielsweise beschäftigt mehr Menschen, als der Fall wäre, wenn sie nicht so erfolgreich für den Schutz vor Importen eingetreten wäre. (Von den insgesamt 20 Milliarden US-Dollar Zöllen auf Einfuhren in die USA im Jahr 2000 machten die auf Kleidung und Schuhe 9 Milliarden aus.) Als Folge wurden jedoch weniger andere Jobs geschaffen – vielleicht sogar in der amerikanischen Bekleidungsindustrie selbst, weil die Verbraucher höhere Preise für Kleidung und Schuhe zahlen. Bei den erhaltenen Arbeitsplätzen könnte es sich also durchaus um die der Manager in den betroffenen Unternehmen handeln.


  Natürlich benötigt eine florierende Wirtschaft profitable Industrien, aber nichts verrät uns, welche das sein werden. Vermutlich taten die Kutschenhersteller vor einem Jahrhundert alles in ihrer Macht Stehende, um von der Regierung Unterstützung zu erhalten, aber leider erwies ihre Branche sich als unprofitabel, weil den Verbrauchern fortan Züge, Automobile und Flugzeuge lieber waren. Die Erzeugung von Glasfaserkabeln wird womöglich noch eine Zeitlang eine Wachstumsindustrie bleiben, doch genau deshalb muss man |146|hier bei der Schaffung von Arbeitsplätzen nicht nachhelfen. Wenn Politiker herauszufinden versuchen, auf welches Pferd sie in der Zukunft setzen sollen, geht das fast immer schief, und es entstehen zahlreiche unsichere Jobs. Wenn es tatsächlich gut läuft, gelingt es der Industrie, besagte Arbeitsplätze auch ohne Unterstützung der Regierung zu schaffen.


  Folglich sollte es nicht Ziel der Politik sein, bestimmte Jobs zu erhalten. Sinnvoller wäre es, das richtige Klima für die Entstehung vieler neuer Arbeitsplätze zu schaffen, am besten in schnell wachsenden Sektoren, in denen Einkommen und Arbeitsbedingungen gut sind, und die Menschen mit den für diese Jobs nötigen Qualifikationen auszustatten. Genau diesem Vorgehen ist der Erfolg der amerikanischen Regierungen in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts zuzuschreiben. Weil viele europäische Regierungen nicht so handelten, werden sie sich noch lange mit hohen Arbeitslosenzahlen herumschlagen müssen.


  Allerdings hoffe ich, dass der Job des Verspätungsmanagers bei der britischen Bahn sich nicht zu lange hält. Hier könnte die Regierung mit der Vernichtung von Arbeitsplätzen beginnen.
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  |147|TEIL IV


  Die große weite Welt: Globalisierung ist kein leeres Gerede


  Kein Buch über Ökonomie kann den Haupttrend der neueren Geschichte außer Acht lassen: die Globalisierung, das heißt die Ausdehnung und Intensivierung wirtschaftlicher Beziehungen zwischen Menschen in unterschiedlichen Ländern. Auch in der Vergangenheit hat es schon Globalisierungstendenzen gegeben, doch diejenigen der letzten Jahre sind mit neuen Herausforderungen verbunden, die neuartige Lösungen erfordern. Die Globalisierung ist mitverantwortlich für den Beginn einer Ära politischer Instabilität.
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  |149|KAPITEL 14


  Krankheit: Kein Mensch ist eine Insel


  
    Kein Mensch ist eine Insel ganz für sich; jeder Mensch ist Teil des Kontinents, Teil des Ganzen ... Der Tod eines jeden Menschen macht mich kleiner, weil ich der Menschheit angehöre. Deshalb frage nie, wem die Stunde schlägt; sie schlägt dir.

  


  In dieser berühmten Passage aus John Donnes Meditations betont jener Dichter des 17. Jahrhunderts die Verbindung eines jeden Menschen mit allen anderen, weil wir alle Teil der Menschheit sind. Seine Argumentation lässt sich ohne weiteres auf die heutige Zeit übertragen, in der der Prozess der Globalisierung uns immer enger zusammenschweißt. Wie Adam Smith, einer der Begründer der Ökonomie, feststellte, kann »keine Gemeinschaft (. . .) blühen und gedeihen, wenn der größere Teil ihrer Mitglieder in Armut und Elend lebt«. Das gilt für die Weltwirtschaft genauso wie für einen Einzelstaat.


  Die Globalisierung hat zu einem sprunghaften Anstieg des Massentourismus und damit zu einer leichteren Ausbreitung aller möglichen Krankheiten geführt. In westlichen Großstädten taucht plötzlich die Tuberkulose wieder auf, auch Cholera-Epidemien erscheinen nicht mehr unmöglich. Dann wäre da noch AIDS, das seinen Ursprung in Zentralafrika hatte und Anfang der achtziger Jahre auf die ganze Welt übergriff. Selbst Tierkrankheiten breiten sich heutzutage leichter aus. Der Ausbruch der Maul-und-Klauen-Seuche, die in |150|vielen Teilen der Welt endemisch ist und 2001 zur Schlachtung von Millionen von britischen Schafen und Kühen führte, ließ sich zu illegalen Fleischimporten zurückverfolgen. Der Erreger der Lungenkrankheit SARS, die 2003 in Teilen Chinas sowie gebietsweise in anderen Ländern Südostasiens und in Kanada auftrat, wurde nach heutigem Erkenntnisstand von Tieren – vermutlich von der Zibetkatze – auf den Menschen übertragen.


  Alle Krankheiten treten in den Entwicklungsländern häufiger auf und führen öfter zum Tod als in den Industrienationen, weil jene Länder nur über eine unzureichende Gesundheitsfürsorge verfügen. Außerdem sind die Menschen dort weniger gut ernährt und deshalb nicht so resistent gegen Infektionen. Sie können sich keine Arzneimittel leisten, und das Klima erschwert die Kontrolle von Krankheiten. Was hat die Ökonomie zum Thema Krankheit und Epidemie zu sagen? Nun, als Erstes muss man sich bewusst machen, dass eine gesunde Bevölkerung ein öffentliches Gut ist.


  Ein öffentliches Gut ist etwas, das allen nützt, bei dem aber der Einzelne keinen Anreiz verspürt, es zu erwerben. Eine saubere Umwelt ist ein klassisches Beispiel. Jeder profitiert davon, doch wenn es dem einzelnen Bürger oder Unternehmen überlassen bleibt, Luft und Gewässer sauber zu halten, steigt die Verschmutzung. Warum soll ich mir die Mühe machen, die Emissionen meiner Fabrik zu drosseln, wenn meine Konkurrenten möglicherweise darauf verzichten? Sie könnten auf meine Kosten Trittbrett fahren und sich selbst das Geld sparen. Deshalb muss der Staat alle Unternehmen zwingen, einen bestimmten Minimalstandard einzuhalten. Die nationale Verteidigung ist ein weiteres Beispiel. Wir wollen alle in dem Wissen, dass wir keinen Angriff irgendeines Schurkenstaates zu befürchten haben, ruhig schlafen können, aber wie viel würden wir wohl ausgeben, wenn die Verteidigung von freiwilligen Spenden abhinge? So viel wie für einen Kinobesuch einmal wöchentlich? Mit ziemlicher Sicherheit nicht genug, um eine nationale Raketenabwehr aufzubauen.


  Zurück zu den Krankheiten. Die Gesundheit aller ist ein öffentliches |151|Gut. Die Bekämpfung von Krankheiten nützt nicht nur den bereits Erkrankten, sondern reduziert auch die Gefahr von Neuansteckungen. Dennoch wären wir als Individuen nicht bereit, genug Geld für die Gesundheit aller auszugeben. Warum sollte ich für die Gesundheit eines anderen zahlen, wenn ich das nicht unbedingt muss? Der unmittelbare Nutzen für mich selbst ist nicht offensichtlich, und zudem könnte ich mir nicht sicher sein, dass die anderen ihren Anteil an der Erhaltung meiner eigenen Gesundheit leisten.


  In einer globalisierten Welt mit internationalem Tourismus und Handel ist die Gesundheit aller ein globales öffentliches Gut. Es nützt den Menschen in den Städten der Industrieländer, wenn weniger Arme in Afrika oder Asien unter Tuberkulose leiden, weil das auch ihr eigenes Ansteckungsrisiko mindert. In mehreren britischen und US-amerikanischen Städten sind in den letzten Jahren Tuberkulosefälle aufgetreten, manche in Schulen. Je gesünder und wohlhabender die Bevölkerung der Entwicklungsländer ist, desto größer auch der Markt für unsere Exporte – das ist Adam Smiths Feststellung vom Anfang des Kapitels auf die globale Dimension übertragen.


  Das Konzept der Krankheitsprävention als globales öffentliches Gut ist etwas völlig Neues und der Bedarf an schnellen und wirkungsvollen politischen Maßnahmen groß. In den vier Jahren zwischen der Publikation eines Vorschlags zur Entwicklung von Impfstoffen gegen entwicklungsländertypische Krankheiten und der Entstehung des vorliegenden Kapitels starben fast 20 Millionen Menschen. Ein anderes Beispiel: Im Jahr 2000 einigten sich die Vereinten Nationen darauf, einen Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria einzurichten, doch das Konzept wurde erst im April 2002 in die Tat umgesetzt und auch da nur mit einem geringen Teil der Finanzmittel, die für die erfolgreiche Umsetzung eigentlich benötigt würden. Da sind private Geldgeber wie Ted Turner oder Bill und Melinda Gates viel schneller.


  Dabei wäre die Idee ziemlich einfach: Staaten, entweder einzeln in Form von Hilfsbudgets oder zusammen über die Weltbank beziehungsweise |152|die Vereinten Nationen, verpflichten sich, eine bestimmte Menge wirksamer Impfstoffe gegen eine der drei Hauptplagen in den Entwicklungsländern – Malaria, Tuberkulose und, besonders in Afrika, AIDS – zu erwerben. Natürlich müsste erst einmal Geld in die Prävention investiert werden, aber sobald ein wirksamer Impfstoff entwickelt wäre, sähe man sich nicht mehr den finanziellen und wirtschaftlichen Lasten ausgesetzt, die Krankheit und vorzeitiger Tod mit sich bringen.


  Wenn man Krankheiten an der Ausbreitung hindern könnte, wäre der wirtschaftliche Vorteil beispielsweise einer wirksamen Malaria-Impfung für die armen Länder erheblich. Laut Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation WHO treten jährlich etwa 300 Millionen klinische Fälle von Malaria auf; 1,1 Millionen führen zum Tod. Die Auswirkungen auf Arbeitskraft und Produktivität schwächen die Wirtschaft und binden wertvolle Ressourcen für die Behandlung dieser Krankheit. Schätzungen der Vereinten Nationen und der Weltbank zufolge drosselt allein die Malaria das Wachstum um mehr als 1 Prozent jährlich. Wenn das stimmt, hätte Afrika, die Ausrottung dieser Krankheit vor 35 Jahren vorausgesetzt, heute ein um 100 Milliarden US-Dollar höheres BIP als das tatsächliche in Höhe von 440 Millionen US-Dollar. Fast alle Malaria-Fälle treten in den Entwicklungsländern auf, 90 Prozent davon in Afrika, obwohl die globale Klimaerwärmung für die Ausbreitung der Krankheit auf neue Regionen sorgt. Besonders gefährdet sind Kinder und schwangere Frauen. Die Erreger werden immer resistenter gegen die gängigen Medikamente.


  Auch andere Krankheiten schwächen die betroffenen Ökonomien. HIV-positiv beziehungsweise AIDS-krank sind hauptsächlich Personen zwischen 15 und 49 Jahren, also Vertreter der produktivsten Altersgruppe, von denen die meisten Familienangehörigen abhängen. Schätzungen von Gold Fields, einer südafrikanischen Goldminengesellschaft, zufolge erhöht die HIV/AIDS-Infektionsrate von 26,5 Prozent unter ihren Arbeitern die Produktionskosten für eine Unze Gold um 10 US-Dollar. Deshalb verkündete sie Anfang 2002, sie |153|werde die Kosten für die Behandlung der Krankheit trotz der teuren Medikamente übernehmen, um den oben genannten Betrag von 10 Dollar auf 4 Dollar zu senken. Laut Veröffentlichungen der Vereinten Nationen waren bis Ende 2001 weltweit 17 Millionen Menschen AIDS zum Opfer gefallen, und 60 Millionen hatten sich infiziert. Solche Krankheiten und die Kosten, die sie mit sich bringen, gehören heute zu den wichtigsten Themen der internationalen Entwicklung.


  Auf den ersten Blick erscheint der Impfstoffmarkt für Unternehmen also ausgesprochen attraktiv, aber er unterliegt beträchtlichen Risiken: Die Motivation des Einzelnen, sich impfen zu lassen, ist nicht sehr hoch, weil lediglich eine geringe individuelle Gefahr der Ansteckung besteht. Doch die Zahl der Infizierten sinkt nur, wenn die meisten Menschen in der Bevölkerung geimpft sind. Das heißt, der Nutzen für die Gemeinschaft ist größer als der für das Individuum. Das Marktpotenzial ist – ohne staatliche Intervention – wahrscheinlich viel geringer, als die Zahl der auftretenden Fälle vermuten lässt. Diese Aussage gilt für alle Impfstoffe, weshalb Regierungen die Bürger ermutigen und bisweilen auch durch Vorschriften zwingen, ihre Kinder impfen zu lassen.


  Die Hauptnutznießer von Impfungen sind Kinder. Sie können als gesunde Erwachsene Geld verdienen, aber ihr künftiges Einkommen taugt nicht zur Finanzierung des Impfstoffs, den sie als Fünfjährige benötigen. Eltern sind gute, wenn auch nicht hundert Prozent sichere Stellvertreter; normalerweise liegt ihnen am Wohl des Kindes, doch im Regelfall sind sie ärmer, als ihre Kinder es als gesunde Erwachsene sein werden. Die meisten Bewohner Zentralafrikas besitzen nicht einmal genug Geld, um ein mit Insektiziden behandeltes Moskitonetz für ihre Kinder zu kaufen (oft hängt das mit den hohen Einfuhrzöllen ihrer Staaten zusammen), da fehlen ihnen vermutlich auch die finanziellen Möglichkeiten für eine Impfung.


  Außerdem sind Verbraucher oft eher dazu zu bewegen, für die Behandlung einer Krankheit zu zahlen als für die Prävention. Impfstoffe brauchen Zeit, um sich zu bewähren, und bis dahin ist Vertrauen nötig.


  |154|Ein Impfstoff gegen HIV wäre eindeutig ein globales öffentliches Gut. Sein Nutzen für die Gemeinschaft würde denjenigen für den Einzelnen übersteigen. Das bedeutet, dass private Unternehmen ohne Beteiligung des Staates zu wenig in seine Entwicklung investieren. 1998 betrugen die globalen Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung von möglichen Impfstoffen gegen HIV lediglich 300 Millionen US-Dollar; der größte Teil davon floss in die öffentlich subventionierte Grundlagenforschung, nicht in die eigentliche Entwicklung von Impfstoffen. Für die speziell auf die Entwicklungsländer ausgerichtete Forschung waren nur 5 Millionen US-Dollar dieser Gesamtsumme vorgesehen. Ohne zusätzlichen Anreiz für die Pharmaindustrie werden auch die reichen Länder mit Sicherheit noch mehrere Jahrzehnte auf einen wirksamen Impfstoff warten müssen.


  Warum die Pharmaindustrie bisher nicht sonderlich interessiert war, liegt auf der Hand: Die Entwicklung eines neuen Medikaments ist wegen der ausgedehnten Erprobungsphase und der langen Zeitspanne zwischen Entdeckung des Mittels und erstem Verkauf sehr teuer. Hinzu treten Unsicherheiten hinsichtlich der Anti-AIDS-Politik einzelner Staaten sowie die Schwierigkeiten, die es mit sich bringt, Medikamente in Länder mit rückständigen Gesundheitssystemen zu liefern. Der Impfstoffmarkt in den Entwicklungsländern hat im Augenblick lediglich einen Wert von jährlich 200 Millionen Dollar – das reicht nicht, um irgendein Pharmaunternehmen zur Entwicklung eines neuen Produkts zu motivieren. Dazu kommt, dass hauptsächlich Staaten oder staatliche Gesundheitsdienste Impfstoffe erwerben. Und sie zwingen Pharmaunternehmen mit ihrer Macht, diese Stoffe zu einem Preis zu verkaufen, der unter den Kosten für Forschung und Entwicklung liegt. Viele Entwicklungsländer haben sich in der Vergangenheit die Urheberrechte von Unternehmen angeeignet, die eigentlich durch Patente geschützt sind.


  Dies erklärt, warum die großen Pharmaunternehmen im Jahr 2000 gegen ein südafrikanisches Gesetz vorgingen, das es dem Staat erlaubt hätte, billige Nachahmerpräparate bewährter Medikamente zur Behandlung von AIDS zu erwerben. Nach einer öffentlich geführten |155|Kampagne von Oxfam und Médecins sans Frontières zogen sie die Klage zurück. Zu spät hatten sie begriffen, dass es sehr schlechte Werbung war, sozusagen Nelson Mandela vor Gericht zu bringen und Südafrika in seiner Kampagne gegen AIDS zu behindern.


  Ein weiterer Aspekt ist die Patentproblematik. Ein Patent verleiht dem Entwickler eines Medikaments ein vorübergehendes Monopol, auch wenn die Verbraucher durch Wettbewerb und, daraus resultierend, niedrigere Preise besser gestellt wären – jedenfalls kurzfristig gesehen. Langfristig wäre ohne Patent kein Pharmaunternehmen bereit, viel Geld in die Entwicklung neuer Medikamente zu investieren. Patente sind also ein notwendiger Anreiz für langfristige Investitionen in die Innovation.


  Dennoch besteht keinerlei Grund dafür, Pharmaunternehmen auf allen neuen Märkten einen Monopolstatus einzuräumen. Das Phänomen der Globalisierung führt zu einer Ausdehnung ihrer Märkte, also zu wirtschaftlichen Vorteilen, die sie in Form niedrigerer Arzneimittelpreise an die Entwicklungsländer weitergeben sollten. Ihre einzige verständliche Sorge könnte sein, dass die Medikamente zu dem niedrigeren Preis wieder auf dem Markt des Heimatlandes landen, doch mit dieser Problematik müssen sich heutzutage viele Branchen auseinandersetzen.


  Der Durchschnittspreis für eine Dosis eines patentierten Impfstoffs beträgt in den Entwicklungsländern 2 US-Dollar. Kalkulationen von Harvard-Ökonomen haben ergeben, dass eine flächendeckende Malaria-Impfung noch bei 41 US-Dollar pro Dosis wirtschaftlich sein könnte – wenn man die Kosten für das Gesundheitswesen und die wirtschaftlichen Verluste einrechnet, die die Krankheit verursacht. Die Differenz von 39 US-Dollar reflektiert den Nutzen für die Gemeinschaft, den man in ein Programm investieren könnte, das Forscher motiviert, wirksame Malaria-Impfstoffe zu entwickeln; dieser Nutzen entspricht einem Gegenwert von 1,7 Milliarden Dollar jährlich bis in alle Ewigkeit.


  Die Sicherung der Impfstoffentwicklung durch ein internationales Abkommen unterschiedlicher Staaten hätte den Vorteil, dass ein |156|ausreichend großer Markt für private Investoren garantiert wäre, die immer noch die Forschungsarbeit finanzieren würden. Dass die öffentliche Hand nur bei der Entwicklung eines wirksamen Impfstoffs zahlt, gibt Forschern die Motivation, sich auf diese Arbeit zu konzentrieren, nicht auf Tätigkeiten, die der Förderung ihrer akademischen Karriere dienen. Außerdem gelangen die Impfstoffe so tatsächlich zu den Menschen, die sie brauchen. Da ein solches Impfstoff-Garantie-Programm nur im Erfolgsfall öffentliche Gelder verschlingt, zieht es auch keine von laufenden Hilfsprogrammen ab, wie dies zum Beispiel bei der direkten staatlichen Subventionierung von Grundlagenforschung der Fall ist.


  1999 gründeten die Weltgesundheitsorganisation WHO, die Unicef und die Weltbank zusammen mit mehreren wohltätigen Organisationen und Forschungseinrichtungen eine Global Alliance for Vaccines and Immunizations. 2001 einigten sich die wohlhabenden Länder grundsätzlich, die Entwicklung von Impfstoffen durch die Weltbank zu fördern.


  Der Gedanke lässt sich jedoch nicht nur auf Entwicklungsländer und auch nicht nur auf Krankheiten anwenden. In vielen Bereichen öffentlicher Ausgaben hätte der Staat die Möglichkeit, den privaten Sektor für innovative Entwicklungen zu belohnen. So könnte man das klassische Problem der Projektleitung durch den Staat umgehen. Wenn der Staat bekanntermaßen schlecht bei der Wahl vielversprechender Technologien und ineffizient in der Durchführung von Projekten ist, warum überlässt man dann die Lösung des Problems nicht dem privaten Sektor? Das ist gar nicht so schwierig, wenn man einen angemessenen wirtschaftlichen Anreiz schafft. Der Staat muss bei öffentlichen Gütern die Hand im Spiel haben, weil der ausschließlich private Einsatz sich finanziell nicht lohnt. Aber wenn die Belohnung für den Erfolg staatlich garantiert und die für den Misserfolg gleich null ist, kommt das Projekt mit ziemlicher Sicherheit zu einem erfolgreichen Abschluss.


  Dieses Beispiel für die Macht von Anreizen erklärt, warum Ökonomen so gern Marktlösungen für Umweltprobleme vorschlagen. |157|Eine saubere Umwelt und ein ausreichender Rohstoffvorrat sind öffentliche Güter, deren Nutzen grenzüberschreitend ist: Diejenigen, die die Kosten für die Beseitigung von Verschmutzungen tragen müssen, befinden sich oft in einem anderen Land als die, die den Nutzen haben. Global gesehen sind auch finanzielle Stabilität, freier Handel und Wissen öffentliche Güter mit Spill-over-Effekten, deren Nutzen für die Gemeinschaft größer ist als für das Individuum und nicht an nationalen Grenzen Halt macht.


  Das Konzept globaler öffentlicher Güter erleichtert es herauszufinden, wo staatliche Eingriffe auf globaler Ebene erforderlich sind, um sicherzustellen, dass von einem bestimmten Nutzen genug erzeugt wird. Beispiele für diesen »Nutzen« wären die Gesundheit aller, reduzierte Emissionen, internationale Post- und Telekommunikationsverbindungen, Schifffahrtsvorschriften oder finanzielle Stabilität. Dass manche dieser Güter schon lange stillschweigend von supranationalen Einrichtungen bereitgestellt werden, wogegen es über andere hitzige Debatten gibt, lässt erahnen, wie komplex die Problematik in manchen Fällen sein kann. Wie viel von einem öffentlichen Gut ist die richtige Menge? In der Telekommunikation besteht das Ziel ganz eindeutig darin, Verbrauchern das Telefonieren ins Ausland zu ermöglichen und die Kosten für den Zugang zu unterschiedlichen nationalen Märkten festzusetzen. Aber wie sieht es mit der Gesundheit der Menschen aus? Selbstverständlich sollte mehr Geld für die Entwicklung neuer Impfstoffe ausgegeben werden, aber wie viel mehr? Und wer soll die Kosten dafür tragen? Soll man Gelder von anderen staatlichen Programmen abziehen? Da es keine Weltregierung gibt, gestaltet sich die Einrichtung von Institutionen, die das Geld eintreiben und dafür eine Leistung erbringen, nicht nur auf politischer, sondern auch auf wirtschaftlicher Ebene ausgesprochen schwierig.
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  |158|KAPITEL 15


  Multinationale Unternehmen: Ausbeuterbetrieb Erde?


  Es ist leicht, multinationale Unternehmen zu verdammen – aber letztlich falsch.


  Im Frühjahr 2001 stellte sich heraus, dass Süßigkeiten ziemlich bitter schmecken können, denn ein Großteil der von großen Konzernen hergestellten und bei uns angebotenen Schokolade wird aus Kakao von westafrikanischen Plantagen gemacht, auf denen Kindersklaven arbeiten. Die Kinder werden in armen Ländern wie Benin von ihren Eltern an Händler verkauft und zu den Plantagen in andere arme Staaten wie die Elfenbeinküste gebracht. Einen solchen Sklaventransport entdeckte der Children’s Fund der Vereinten Nationen. Hier in den Industrieländern kann man sich wohl kaum vorstellen, unter welchen Bedingungen diese verängstigten Kinder ohne elterlichen Schutz in einem fremden Land schuften müssen.


  Dies ist leider nur ein Beispiel für die Arbeitsbedingungen in Entwicklungsländern, wo die Menschen entweder unmittelbar von in den Industrieländern ansässigen multinationalen Unternehmen beschäftigt werden oder von örtlichen Subunternehmern: Auf dem indischen Subkontinent nähen Kinder Fußbälle zusammen; in Indonesien und auf den Philippinen fertigen junge Frauen Turnschuhe und Kleidung; an der mexikanisch-amerikanischen Grenze arbeiten zahlreiche Menschen in Auto- und Elektronikfabriken. Vielen von uns ist inzwischen bei dem Gedanken daran, wie sehr unser Warenangebot von billigen Arbeitskräften im Ausland abhängt, nicht mehr |159|sehr wohl. Verbraucherproteste haben die meisten multinationalen Unternehmen dazu gebracht, die Arbeitsbedingungen im Ausland menschlicher zu gestalten.


  Riesige internationale Konzerne haben sich noch nie großer Beliebtheit erfreut, aber im Augenblick stehen ihre Aktien besonders schlecht. Die kanadische Journalistin Naomi Klein kam mit ihrer leidenschaftlichen Tirade gegen multinationale Unternehmen in die Bestsellerlisten. Ihr Buch fasst das Gefühl der meisten Menschen in Worte, dass die Großen die Weltwirtschaft an sich reißen, um ihre eigenen egoistischen Ziele zu verwirklichen.


  Leider lässt sich diese ein wenig linkslastige Verschwörungstheorie nicht immer durch Fakten untermauern. Mit Hilfe von Informationen, die die Vereinten Nationen und die OECD ins Internet stellen, begreift man schnell, dass man das Phänomen der Globalisierung etwas differenzierter betrachten muss.


  Dass die Macht der Unternehmen immer mehr wächst und die der Regierungen immer weiter abnimmt, ist nicht unbedingt richtig, auch wenn Margaret Thatcher als britische Premierministerin die Privatisierung zahlreicher vormals staatlicher Einrichtungen einleitete; viele Länder folgten diesem Beispiel und überführten große staatliche Telefon- und Stromgesellschaften in Privatbesitz. Es gibt keinerlei Anzeichen dafür, dass sich die Rolle des Staates in Bezug auf Unternehmen und Branchen aufgrund dieser Entwicklung grundlegend geändert hätte. Im Gegenteil: In den meisten Ländern ist sein Einfluss auf die Wirtschaft größer denn je.


  In den USA beispielsweise betrug 1995 der Anteil der Staatsausgaben am Bruttoinlandsprodukt 34 Prozent, etwas mehr als 1980, kurz vor dem Amtsantritt Ronald Reagans als Präsident. In Großbritannien stabilisierte Margaret Thatcher den Anteil des Staates an der Wirtschaft bei etwa 40 Prozent. In beiden Ländern, in denen politische Umwälzungen angeblich den Einfluss des Staates drastisch verminderten, ist er immer noch deutlich höher als Mitte der sechziger Jahre, als die Regierung mit der Umsetzung umfangreicher Sozialprogramme begann.


  |160|In anderen Industrieländern ist der Anteil der Staatsausgaben am BIP in den vergangenen zwei bis drei Jahrzehnten sogar deutlich gestiegen. In den letzten Jahren mehren sich die Hinweise darauf, dass einige der skandinavischen Länder mit traditionell gewichtigem Staatssektor beginnen, diesen Trend zu drosseln. In vielen Entwicklungsländern, besonders denen mit mittlerem Einkommen, hingegen hat sich der staatliche Anteil an der Wirtschaft aufgrund staatlich finanzierter Ausbildungs- und Sozialprogramme erhöht. Größerer Wohlstand bedeutet, dass die Bürger ihrem Staat mehr soziales Engagement abfordern.


  Die einzigen Länder, in denen der staatliche Einfluss heute eindeutig geringer ist als vor 20 Jahren, sind die des früheren Ostblocks. 1979 waren die dortigen Ökonomien fast vollständig in Staatshand. 1999 gehörten 40–80 Prozent dem privaten Sektor. Obwohl der Übergang vom Kommunismus zum Kapitalismus in den meisten Fällen alles andere als reibungslos verläuft, würden wohl nur wenige behaupten wollen, dass es falsch war, dem privaten Sektor in den betroffenen Ländern einen stärkeren Einfluss einzuräumen.


  Private Unternehmen spielen grundsätzlich keine größere Rolle in der Weltwirtschaft als früher. Sie zahlen nicht einmal weniger Steuern – die Behauptung, dass multinationale Unternehmen in der Lage seien, Staaten gegeneinander auszuspielen und sich um einen Teil ihrer Steuern herumzudrücken, lässt sich nicht durch Fakten belegen.


  Wie sieht die Realität dann aus? Die Antwort lautet nicht Privatisierung, sondern Globalisierung. Zwei Aspekte spielen eine Rolle bei der Erklärung, warum multinationale Unternehmen verteufelt werden. Der erste sind die steigenden internationalen Investitionen und Verkäufe solcher Konzerne. Der zweite ist der Einfluss einer offeneren Weltwirtschaft auf die Politik einzelner Regierungen.


  Unternehmen verkaufen heutzutage nicht nur immer mehr von ihren Gütern über nationale Grenzen hinweg, was sich im fortdauernden Anstieg von Importen und Exporten ausdrückt, sondern produzieren auch stärker international. Das spiegeln die Zahlen für die |161|Direktinvestitionen, das heißt die Investitionen in Unternehmen und Fabriken im Ausland, wider. Direktinvestitionen sind von Portfolio-Investitionen in Immobilien, Aktien und andere Kapitalwerte, oft als »hot money« bezeichnet, zu unterscheiden.


  Der weltweite Strom solcher zwischenstaatlicher Direktinvestitionen hat sich von knapp 30 Milliarden US-Dollar jährlich Anfang der Achtziger auf 800 Milliarden US-Dollar 1999 erhöht. Als Anteil am Welt-BIP ausgedrückt, entspricht das einem Anstieg von 2,3 auf 11,1 Prozent. Die Verkäufe der Tochterunternehmen von Multis sind von 2,4 Billionen US-Dollar 1982 auf 13,6 Billionen 1999 gestiegen.


  Die meisten grenzüberschreitenden Investitionen, nämlich rund zwei Drittel bis vier Fünftel des Gesamtvolumens, finden zwischen den Industrieländern statt. Die Niederlande, Großbritannien, Irland und Australien stehen Investitionen von ausländischen Unternehmen am offensten gegenüber. Bei den Schwellen- und Entwicklungsländern sind es Singapur, Hongkong, Panama, Trinidad und Tobago. Etwa zwei Dutzend Länder sind für fast alle Investitionen von den reichen in weniger reiche Staaten verantwortlich. In die ärmsten Länder der Erde fließen kaum Direktinvestitionen.


  Diejenigen ausländischen Tochtergesellschaften in Ländern wie Indonesien, China, Malaysia oder Honduras jedoch, in die die multinationalen Unternehmen große Beträge investieren, produzieren Güter, die in wachsendem Maß in die reichen Länder exportiert werden. Dies kennzeichnet einen signifikanten Wandel ihrer Handelsstruktur. Noch 1990 waren nur 40 Prozent aller Exporte der Entwicklungsländer Industriegüter. Beim Rest handelte es sich zum größten Teil um landwirtschaftliche Produkte oder Rohstoffe. Bereits 1998 jedoch machten Industriegüter fast zwei Drittel der Exporte aus, und ihr Anteil soll, so wird prognostiziert, innerhalb von fünf Jahren auf 80 Prozent steigen. Besonders deutlich wird diese Verschiebung in den Vereinigten Staaten, deren multinationale Unternehmen als erste die Chancen der Produktion auf globaler Basis erkannt haben. Der Anteil der Industriegüter an den Exporten der Entwicklungsländer |162|in die Vereinigten Staaten – die von Unternehmen in amerikanischer Hand eingeschlossen – ist von 47 Prozent 1990 auf 75 Prozent 1998 gestiegen.


  Vielleicht ist dies die eigentliche Ursache für das Unbehagen der Verbraucher in den reichen Staaten: Unternehmen verlagern ihre Produktion ins Ausland, weil das durch die neue Kommunikations und Computertechnologie einerseits und die langsame, aber stetige Senkung der Importzölle auf Industriegüter andererseits immer billiger wird. Warum sonst sollten sie sich die Mühe machen? Dazu kommen ausbeuterisch niedrige Löhne. Oder geht es doch um etwas anderes?


  Die Lohnkosten machen etwa zwei Drittel der Gesamtherstellungskosten eines Lowtech-Gutes (bei anderen deutlich weniger) aus, also liegt es auf der Hand, dass niedrige Löhne in den Entwicklungsländern für große Unternehmen attraktiv sind, ebenso wie die weniger strikten Umweltschutzauflagen.


  Aber die Konzerne investieren nicht in die allerbilligsten Länder, sondern entscheiden sich für die mittleren wie Mexiko oder Malaysia. In den meisten Fällen nutzen die Investitionen multinationaler Unternehmen in Niedriglohnländer sowohl diesen Unternehmen als auch ihren Beschäftigten. Eine Untersuchung der OECD belegt, dass Löhne und Arbeitsbedingungen in Fabriken der Entwicklungsländer, die multinationalen Unternehmen mit Hauptsitz in den Industrieländern gehören oder für sie produzieren, besser sind als die örtlichen. Auch die kontroversen Exportförderzonen, die manche Länder wie Mauritius und die Philippinen eingerichtet haben, um ausländische Investoren mit speziellen juristischen und steuerlichen Vorteilen anzulocken, weisen einen besseren Standard auf – höhere Löhne, größeres gewerkschaftliches Engagement, kürzere Arbeitszeiten – als die meisten örtlichen Jobalternativen.


  Oft werden die von ausländischen Unternehmen geschaffenen Arbeitsplätze hauptsächlich mit Frauen besetzt. Weibliche Beschäftigte sind billiger als männliche und besitzen zusätzliche Fähigkeiten, wie zum Beispiel größeres Geschick bei der Montage von elektronischen |163|Bauteilen, beim Schneiden von Stoffen oder Nähen von Kleidungsstücken. Kein Wunder, dass Männer in Ländern mit traditioneller Gesellschaftsstruktur es voller Argwohn beobachten, wenn ihre Frauen manchmal mehr Geld verdienen als alle anderen Angehörigen des Haushalts. Für junge Frauen im ländlichen China oder auch in Mexiko ist ein Job in einem ausländischen Unternehmen eine Form der Befreiung.


  Sogar mit der kategorischen Verurteilung von Kinderarbeit in armen Ländern sollte man vorsichtig sein. Die Weigerung westlicher Verbraucher, Fußbälle zu erwerben, die von Kindern in Bangladesch oder Pakistan gefertigt wurden, führt dazu, dass diese Kinder ihre Arbeit verlieren. Ihre Eltern schicken sie nun keineswegs in die Schule, sondern wieder zum Arbeiten, allerdings in noch schlechter bezahlten Jobs. Manche enden sogar als Prostituierte. Die Ächtung von Kinderarbeit ist wünschenswert, allerdings erst, wenn andere Einkommensmöglichkeiten für die Familien erschlossen und Schulen gebaut sind.


  Wenn das Familieneinkommen steigt, hören die Eltern auf, ihre Kinder zum Arbeiten zu schicken (oder sie als Sklaven zu verkaufen). In den ärmsten Ländern mit einem Pro-Kopf-Einkommen von unter 300 Dollar arbeiten 10–12 Prozent der Kinder, in Ländern, in denen das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen über 5 000 Dollar liegt, weniger als 2 Prozent. (Natürlich habe ich nichts dagegen, wenn Jugendliche Zeitungen austragen oder am Samstagnachmittag in einem Laden aushelfen.) Die meisten Kinder sind in der Landwirtschaft tätig, nicht in Fabriken, oft im Familienbetrieb. Die Fabrikjobs sichern sich im Allgemeinen die Erwachsenen, weil sie lukrativ sind.


  Ein Pilotprojekt der Weltbank, das die Bereitstellung von Nahrungsmitteln bei Schulbesuch der Kinder vorsieht, könnte den Weg weisen, wie sich Kinderarbeit kurzfristig reduzieren lässt, aber die beste Lösung wären höhere Einkommen, das heißt wirtschaftliches Wachstum in den ärmsten Ländern. Und Exporte sind die beste, vielleicht sogar die einzige Möglichkeit, um dieses Wirtschaftswachstum auszulösen.


  |164|Damit will ich nicht sagen, dass die Bedingungen in Fabriken multinationaler, für den Export produzierender Unternehmen immer großartig oder auch nur stets besser wären als die örtliche Norm. (Am wenigsten gilt das für traditionell ausbeuterische Branchen wie die Bekleidungsindustrie oder die Schmuckherstellung.) Es verwundert nicht, dass die örtlichen Arbeiter auf höhere Löhne und bessere Bedingungen drängen; darin unterscheiden sie sich nicht von denen in den Industrieländern. Je schneller nur noch Roboter in den Fabriken arbeiten, desto besser für den Menschen, denn die meisten Jobs dort sind monoton, gesundheitsschädlich und manchmal sogar gefährlich. Der Anstieg ausländischer Investitionen im letzten Jahrzehnt sowie der Aufbau von Produktionsstätten bilden die Basis größeren Wohlstands in den Entwicklungsländern. Die so oft kritisierten Manager multinationaler Unternehmen haben den Entwicklungsländern – anders als deren meist korrupte und unfähige Regierungen – mehr Jobs, mehr Geld, mehr Technologie, mehr Exporte und einen besseren Lebensstandard gebracht.


  Größere Uneinigkeit besteht unter Ökonomen hinsichtlich der Frage, welche Auswirkungen die Auslandsinvestitionen der multinationalen Unternehmen auf ihr Heimatland haben. Die Verlagerung der Produktion in Niedriglohnländer hat den Verlust von Arbeitsplätzen in Hochlohnländern zur Folge. Den steigenden Exporten von Industriegütern aus den Entwicklungsländern entspricht die nachlassende Bedeutung der Erzeugung in den Industrieländern. Es fällt schwer zu glauben, dass die Globalisierung der Produktion keine Arbeitsplatzverluste und Lohnkürzungen in der heimischen Industrie bewirkt haben soll. Eine der Hauptbefürchtungen bei Gründung der NAFTA lautete, dass Mexikaner US-Amerikaner aus ihren Jobs verdrängen würden, doch es gibt keinerlei Hinweise darauf, dass es tatsächlich dazu kam. Gerade die Neunziger waren ein Jahrzehnt hoher Beschäftigung in der amerikanischen Industrie.


  Wahrscheinlich haben Direktinvestitionen und Außenhandel zu einem Nettoabbau von Arbeitsplätzen in manchen Industrieländern beigetragen, aber vermutlich ist die Globalisierung nicht die einzige |165|Erklärung, die sich für den beträchtlichen Verlust von Arbeitsplätzen in der Produktion und das Sinken der relativen Löhne von Fabrikarbeitern heranziehen lässt. Der Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der amerikanischen und britischen Wirtschaft erreichte seinen Spitzenwert Ende der sechziger Jahre, in stärker industriell geprägten Ländern wie Deutschland Anfang der Siebziger. Der Wendepunkt ist deutlich früher zu datieren als irgendwelche wahrnehmbaren Veränderungen des Exportvolumens von Industriegütern aus den Entwicklungsländern. Selbst die asiatischen Tigerstaaten wie Korea oder Malaysia, die nun eine große Zahl von Industriegütern ausführen, hatten vor den neunziger Jahren nur einen winzigen Anteil am Welthandelsvolumen von Produktionsgütern. In seinem Buch Der Mythos vom globalen Wirtschaftskrieg weist Paul Krugman darauf hin, dass 1990 die Importe aus Niedriglohnländern 2,8 Prozent des amerikanischen BIP ausmachten, verglichen mit 2,2 Prozent im Jahr 1960. Wie soll eine Erhöhung von wenig mehr als einem halben Prozent des BIP einen zehnprozentigen Rückgang des Produktionsanteils an der Gesamtwirtschaft (von 29 auf 19 Prozent des BIP) bewirkt haben?


  Viele andere Studien stützen seinen Schluss, dass das Ausmaß des Handels mit den Entwicklungsländern zu gering ist, um für sich genommen die wirtschaftlichen Veränderungen in den Industrieländern zu erklären. Die meisten Ökonomen sind der Meinung, dass Direktinvestitionen zwar eine wichtige Rolle spielen, die Entwicklung neuer Informationstechnologien aber weit mehr zur Abwendung der Industrieländer von der Produktion beigetragen hat. Die Verlagerung der Erzeugung ins Ausland scheint eher ein Symptom der wirtschaftlichen Veränderung zu sein als eine Ursache.


  Aber ganz gleich, ob Ursache oder Symptom, Ausbeutung oder nicht, gleich auch, wo Sie leben – heutzutage ist es viel wahrscheinlicher als noch vor zehn oder 20 Jahren, dass Sie Produkte eines ausländischen Unternehmens erwerben oder für ein solches arbeiten. Im Zuge der Globalisierung haben die ausländischen Konzerne nicht den Staat ersetzt, sondern die heimischen Unternehmen.


  |166|In einer Hinsicht jedoch hat die Globalisierung tatsächlich Einfluss auf den Staat. Sie setzt manchen politischen Maßnahmen Grenzen, nicht aber, wie wir bereits gesehen haben, dem Staatsanteil an der Wirtschaft. Schweden, wo der Staat für fast 60 Prozent des BIP verantwortlich zeichnet, hat beispielsweise keinerlei Probleme, Investoren anzulocken oder sich auf den Finanzmärkten Geld zu beschaffen. Die Notwendigkeit, für ausländische Investoren attraktiv zu sein, die skeptischer sind als einheimische, schränkt die Höhe des staatlichen Haushaltsdefizits ein. Für Länder mit hoher Inflation, hohem staatlichem Haushaltsdefizit und hohem Handelsdefizit ist es teurer, ausländische Geldquellen zu erschließen oder Direktinvestoren anzulocken. Im Extremfall erlebt ein Land mit schlechten makroökonomischen Daten eine finanzielle Krise, wenn jeder Ausländer oder Einheimische, der Geld abziehen kann, dies auch tut. Wie Argentinien feststellen musste, lässt die Globalisierung schlechte Politik im makroökonomischen Bereich nicht durchgehen.


  Die Asienkrise 1997/98 scheint darauf hinzudeuten, dass die Globalisierung auch keine wirklich schlechte Politik im mikroökonomischen Bereich duldet. Damals reagierten die ausländischen Investoren auf labile Bankensysteme und ein nicht genau bekanntes Maß an Korruption, nicht auf zu hohe Inflation oder Staatsverschuldung. Wenn ausländische Investoren in der Lage sind, ihr Veto bei wirtschaftspolitischen Entscheidungen einzulegen oder die ortstypischen Geschäftsgepflogenheiten zu beeinflussen, sieht es leicht so aus, als würden die multinationalen Unternehmen versuchen, die Rolle des Staates an sich zu reißen. Da ich persönlich nicht glaube, dass Politiker und Beamte es immer am besten wissen, wäre ich froh und glücklich, wenn es der Wirtschaft gelänge, den Staat an unsinnigen politischen Maßnahmen zu hindern. Ich habe nichts gegen Politik, aber gute ist mir nun einmal lieber als schlechte.


  Es ist nichts Neues, dass mächtige Unternehmen versuchen, die Politik zu beeinflussen, sei es durch Parteispenden oder mit Hilfe von Lobbyisten. Vielleicht bin ich naiv, aber ich habe den Eindruck, dass dieses Phänomen inzwischen etwas seltener auftritt, weil die |167|Allgegenwart der Medien und des Internets es schwieriger macht, solche Vorgänge zu verheimlichen.


  Die größere Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit führt dazu, dass die Vertreter multinationaler Unternehmen glauben, eher weniger als mehr Einfluss zu haben. Manche legen letztlich nur Lippenbekenntnisse zur Umweltpolitik oder den Arbeitsbedingungen in ihren Dritte-Welt-Fabriken ab, weil sie das Ganze für eine PR-Aktion halten. Andere wiederum nehmen die Klagen von Aktivisten und Verbrauchern ernst, weil ihnen bewusst ist, dass eine Imageschädigung Gewinn und Aktienwert negativ beeinflusst.


  Die Globalisierung ist für die multinationalen Unternehmen und den Staat – also für uns alle – ein zweischneidiges Schwert. Die Unternehmen haben die Chance, billiger und effektiver zu produzieren, müssen jedoch auch mit zunehmendem Wettbewerb und komplizierteren Geschäftspraktiken zurechtkommen. Und die Staaten haben in mancher Hinsicht weniger Macht, in anderer mehr. Es ist nicht allzu schwierig, ein moralisches Urteil darüber zu fällen, wenn ein Schiff voll Kindersklaven an der afrikanischen Küste entlangfährt, aber wie sich das Ideal einer Welt ohne solche Schiffe verwirklichen lässt, kann im Augenblick wohl kaum jemand sagen.
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  |168|KAPITEL 16


  Einwanderung: Das fehlende Glied


  Fast jede Woche werden wir mit neuen erschütternden Meldungen konfrontiert: 300 junge Albaner ertrinken in einem abgewrackten Schiff vor der italienischen Küste. In El Paso, Texas werden in einem Laster die Leichen von 41 jungen Menschen, darunter ein Baby, gefunden. In einem Containerschiff in Dover, England entdecken die Zollbeamten neben der Tomatenladung 58 erstickte Chinesen. Daneben gibt es zahllose Einzelschicksale, zum Beispiel den Afrikaner, der versuchte, zu Fuß die Sahara zu durchqueren, um die spanische Enklave Ceuta in Nordafrika und von dort aus Europa zu erreichen, oder den Mann, der sich am Bauch eines Flugzeugs festhielt und erfror, oder den Kosovaren, der nach England zu gelangen versuchte, indem er sich an den Hochgeschwindigkeitszug Eurostar klammerte, und auf die Gleise stürzte.


  Was treibt all diese Menschen zu solchen Aktionen, und was für ein Licht wirft das auf unsere gegenwärtigen Einwanderungsgesetze?


  In den letzten Jahren des 20. Jahrhunderts erhöhte sich die Zahl der Menschen, die in ein anderes Land umsiedelten, beträchtlich. Eine langsame Intensivierung der Migrationsbewegungen war bereits seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu erkennen. Hauptsächlich handelt es sich dabei um Menschen, die von den Entwicklungsländern in die Industrieländer abwandern, das heißt von Asien, Lateinamerika und Afrika in die USA und Westeuropa.


  |169|Es ist gar nicht so leicht, die Statistiken einzelner Länder miteinander zu vergleichen, weil sie unterschiedlich erhoben werden. Mit diesem Vorbehalt im Hinterkopf hier ein paar Daten: Die Zahl der legal nach Frankreich umsiedelnden Ausländer kletterte beispielsweise von 44 000 im Jahr 1988 auf 102 400 im Jahr 1997, in Großbritannien stieg die entsprechende Zahl von 220 000 im Jahr 1988 auf 330 000 im Jahr 1998. Der Zustrom von Ausländern in die USA war während der gesamten neunziger Jahre stark; er erreichte 1991 eine Spitze von 1,8 Millionen Menschen, sank jedoch in keinem Jahr auf unter 800 000.


  Das übertrifft bei weitem die Zahl der Einwanderer im 19. Jahrhundert, die seinerzeit einen geringeren Prozentsatz der Gesamtbevölkerung ausmachten: In den USA waren damals weniger als 10 Prozent der Bevölkerung im Ausland geboren, 1900 bereits 15 Prozent. Auch die Zahl illegaler Einwanderer hat sich erhöht, aber natürlich gibt es hier keine verlässlichen Statistiken. Vermutlich handelt es sich weltweit um Millionen von Menschen.


  In manchen Ländern ist auch die Zahl der Asylanträge deutlich gestiegen, so zum Beispiel in Australien, Belgien, der Tschechischen Republik, den Niederlanden, der Schweiz und Großbritannien. Menschen auf der Flucht vor Kriegen oder Hungersnöten sind die Ärmsten der Armen und benötigen unsere Hilfe am dringendsten, aber sie sind auch das Ziel besonders erbitterter politischer Debatten. In Großbritannien haben einige Politiker sogar vorgeschlagen, Asylbewerber in Lagern unterzubringen, bis ihr Antrag bearbeitet ist – eine Forderung, die im Widerspruch zur Genfer Konvention und den europäischen Menschenrechtsbestimmungen steht. Trotzdem scheint dieser Vorschlag sich laut Umfragen in der Bevölkerung großer Beliebtheit zu erfreuen.


  Um ein vollständiges Bild von den Migrationsbewegungen zu erhalten, bräuchte man regelmäßig Daten sowohl über die Zu- als auch die Abwanderung von Menschen in allen Ländern, doch die lassen sich in dieser Form nicht erheben. Man kann sich lediglich einen groben Eindruck verschaffen. Eine der Hauptinformationsquellen |170|für Großbritannien ist eine Statistik der ein- und ausreisenden Personen an Häfen und Flughäfen – dank der Insellage lassen sich die Daten hier leichter ermitteln als anderswo. Die Anzahl der auswandernden Briten erreichte ihr Hoch Anfang der achtziger Jahre, was einem effektiven Bevölkerungsrückgang gleichkam. Die Neunziger hingegen brachten einen Nettozustrom von Einwanderern – in abnehmender Größenordnung – aus dem übrigen Europa, den alten Commonwealth-Ländern (das heißt überwiegend von Weißen besiedelten Staaten wie Australien und Kanada), den neuen Commonwealth-Ländern (hauptsächlich Asien und die Westindischen Inseln) und von anderswo (hauptsächlich aus den Vereinigten Staaten und China). Wie in den anderen überwiegend weißen Ländern hat die Debatte auch in Großbritannien einen rassistischen Beigeschmack. Wenn populistische Politiker und Kommentatoren von einer »Flut« von Einwanderern und Asylbewerbern sprechen, meinen sie für gewöhnlich nicht die jungen australischen Lehrer an britischen Schulen oder die Amerikaner und Franzosen, die im Finanzwesen tätig sind.


  In anderen Ländern gelten geografisch und historisch bedingt andere Muster. Die größte Anzahl von Einwanderern in die USA, die seit jeher eine beträchtliche Nettozuwanderung aufweisen, stammt aus Südamerika und der Karibik; dann folgt Asien. Europa nimmt den dritten Platz ein. Hier ist ein deutlicher Unterschied zur Einwanderung im 19. und frühen 20. Jahrhundert festzustellen, als hauptsächlich Europäer ins Land kamen, die die ethnische Zusammensetzung der amerikanischen Bevölkerung sichtlich veränderten.


  Trotz der stärkeren räumlichen Mobilität allgemein lässt sich die Entwicklung der letzten 20 Jahre kaum mit der Migrationsbewegung zwischen 1850 und 1914 vergleichen. Im Jahr 1913 beispielsweise schnürten bei einer Weltbevölkerung von 1,8 Milliarden Menschen 50 Millionen ihr Ränzlein, das entspricht fast 3 Prozent. 1912–1913 kamen 3,3 Millionen Einwanderer in die USA, als diese insgesamt 97,6 Millionen Einwohner zählten, das heißt, die Bevölkerungszahl erhöhte sich aufgrund der Einwanderung innerhalb von zwei Jahren |171|um 3,4 Prozent. Die 4,3 Millionen Einwanderer zwischen 1989 und 1991, dem Dreijahreshoch in den USA, sind vor dem Hintergrund einer Gesamtbevölkerung von 248,8 Millionen zu sehen und entsprechen einem einwanderungsbedingten Anstieg dieser Zahl von 1,7 Prozent im besagten Zeitraum. Die Vereinigten Staaten gehören zu den Ländern der Welt, die legalen Einwanderern nicht zuletzt ihrer eigenen Geschichte wegen am offensten gegenüberstehen.


  Auslandsinvestitionen, Außenhandel und Auslandsproduktion multinationaler Konzerne haben im Vergleich zum späten 19. und frühen 20. Jahrhundert deutlich zugenommen; für die Einwanderung gilt das Gegenteil. Die Migration von Menschen ist das fehlende Glied, das die moderne Globalisierung vervollständigen würde. Globalisierungsbefürworter stören sich nicht an dem Gedanken, dass Güter, Dienstleistungen und Kapital sich über Grenzen hinweg bewegen, aber merkwürdigerweise gilt dieses Prinzip im Allgemeinen nicht für Menschen.


  Die Globalisierung erhöht die Mobilität von Menschen. Die Kosten für Reise und Informationen sind gesunken. Potenzielle Migranten sind sich der Möglichkeiten, die eine Umsiedelung mit sich bringt, eher bewusst als andere, weil sie wissen, wie es Freunden und Angehörigen ergangen ist, die den Sprung bereits gewagt haben. Je mehr Menschen in andere Länder ziehen, desto mehr folgen ihnen. Die Kluft zwischen reichen und armen Ländern wird immer tiefer, das zeigen die Medien Auswanderungswilligen tagtäglich.


  Auch die wachsende militärische und politische Instabilität in vielen Teilen der Welt seit Ende des Kalten Kriegs trägt zur stärkeren Migration bei. Die steigende Zahl gewalttätiger Konflikte in Osteuropa und Zentralafrika hat Millionen von Flüchtlingen zur Folge.


  Attraktiv für potenzielle Einwanderer ist die erhöhte Flexibilität des internationalen Arbeitsmarktes in vielen Branchen, wie zum Beispiel der Computerindustrie oder dem Finanzwesen. Außerdem erfreuten sich Länder wie die USA und Großbritannien in den neunziger Jahren einer langen Periode wirtschaftlichen Wachstums, sodass |172|ein hoher Bedarf an Beschäftigten entstand. In manchen Gegenden wie dem Silicon Valley oder der Londoner City kam es in den Neunzigern zu einem drastischen Anstieg des Anteils im Ausland Geborener an der werktätigen Bevölkerung. Dabei handelte es sich nicht nur um Broker und Programmierer, sondern auch um Kellner und Reinigungspersonal. Der Bedarf an ausländischen Beschäftigten blieb trotz der danach einsetzenden wirtschaftlichen Flaute hoch, weil die Bevölkerung mancher westlicher Nationen immer älter wird und somit das Angebot einheimischer Arbeiter sinkt. Zwar verändert sich die Zahl der Einwanderer parallel zum Konjunkturzyklus, aber dass der steigende Trend sich langfristig abschwächen wird, ist nicht abzusehen. Einer der Hauptgründe dürfte sein, dass die Bevölkerungszahlen in vielen der reichen Länder stagnieren oder sogar abnehmen, weil nicht mehr genug Kinder auf die Welt kommen.


  Wirtschaftliche Faktoren bieten Anreize für die Auswanderung, staatliche Beschränkungen sorgen dafür, dass sie in neuerer Zeit nicht mehr das Ausmaß wie noch vor einem Jahrhundert annimmt. Wird es solchen regulativen Maßnahmen gelingen, den wirtschaftlichen Anreizen entgegenzuwirken? Und sollten sie das überhaupt?


  Die meisten Migranten sind im arbeitsfähigen Alter und suchen Arbeit. Folglich erhöht ihre Ankunft das verfügbare Angebot an Arbeitskräften. Das führt zu einem der Hauptargumente gegen die Einwanderung: »Sie nehmen uns die Jobs weg.« Hier unterscheidet sich die Sicht des Ökonomen am deutlichsten von der anderer Leute. Man bezeichnet das Phänomen als Irrglauben von der festen Arbeitsmenge. Der Fehler liegt in der Annahme, dass es nur eine begrenzte Anzahl von Arbeitsplätzen gibt. Wenn ein Teil von ihnen also an Ausländer (oder Maschinen) geht, sind weniger für die Einheimischen (oder Menschen) übrig. In der Realität trifft das nicht zu. Träfe es zu, so wären – eingedenk der Tatsache, dass die Bevölkerung bis vor kurzem stetig gewachsen ist – irgendwann fast alle arbeitslos. Die hohe Arbeitslosenrate in bestimmten Gruppen, zum Beispiel bei Schwarzen in den amerikanischen Großstädten, wird nicht primär durch die Konkurrenz ausländischer Arbeiter verursacht|173|, sondern durch die zu hohen Erwartungen und zu geringen Fähigkeiten dieser Gruppen.


  Tatsächlich passiert Folgendes: Unternehmen stellen mehr Leute ein; die Anzahl der Beschäftigten steigt, dafür sinkt der Lohn. Einwanderer nehmen also keine Jobs weg, tragen aber kurzfristig betrachtet womöglich zu einem Rückgang der Einkommen bei.


  Auf längere Sicht jedoch wächst die Wirtschaft aufgrund höherer Nachfrage durch eine größere Bevölkerung; neue Arbeitsplätze und Unternehmen entstehen. Die Fakten deuten darauf hin, dass Einwanderung die Löhne in der Praxis nur selten senkt, weil Migranten im Regelfall in Regionen mit Wirtschaftswachstum und steigendem Angebot an Arbeitsplätzen ziehen. Außerdem nehmen Einheimische nur ungern Jobs am unteren Ende der Hackordnung – Posten als Hausmeister, Babysitter oder im Pflegedienst – zu einem für den Arbeitgeber attraktiven Lohn an. Somit tragen Einwanderer manchmal überhaupt erst zur Entstehung solch schlecht bezahlter Tätigkeiten bei.


  Einwanderung bringt Vor- und Nachteile. Der Nutzen für die Volkswirtschaft lässt sich nur mit Hilfe empirischer Studien ermitteln. Die Kosten werden von den Beschäftigten getragen, die im direkten Wettbewerb um Arbeitsplätze stehen, wobei es sich hauptsächlich um die am unteren und am oberen Ende der Skala handelt, wenn wir die neueren Muster zugrunde legen. Länder sind im Regelfall am offensten für die qualifiziertesten ausländischen Bewerber, während die illegale Einwanderung die Menge ungelernter Arbeiter erhöht. Die Kosten lassen sich folglich nicht durch den Verlust von Jobs, sondern durch die potenziell niedrigeren Reallöhne für eine unbekannte Zeitspanne ausdrücken.


  Anfangs entsteht Nutzen nur für die Arbeitgeber, doch später, wenn der Nachfrageanstieg einsetzt, weitet er sich auf alle aus, weil die betroffenen Löhne wieder anziehen. Die Fakten lassen vermuten, dass Einwanderung in der Praxis nur wenig oder gar keinen Druck auf die Löhne verursacht. Der Zustrom von ausländischen IT-Fachkräften beispielsweise hat die Löhne in der Branche nicht |174|gesenkt, was darauf hinweist, dass diese Industrie im Verhältnis zum Rest der Wirtschaft stärker gewachsen ist, als wenn das Angebot von Arbeitskräften auf die Einheimischen beschränkt geblieben wäre.


  Ein weiterer unmittelbarer Vorteil ergibt sich aus der Tatsache, dass die Gesamtwirtschaft schneller wachsen kann, ohne steigende Inflation zu verursachen, wenn das Angebot von Arbeitskräften deutlich größer wird. Die Zentralbank kann die Zinssätze damit auf einem niedrigeren Niveau belassen, als es ihr sonst vielleicht möglich wäre. Dies scheint bei den ausgedehnten Wachstumsphasen der neunziger Jahre in den USA und Großbritannien eine wichtige Rolle gespielt zu haben – wie wichtig, weiß noch niemand. Der Arbeitsmarkt in Kalifornien und London hätte sich ohne den Zustrom neuer Arbeitskräfte aus dem Ausland viel schneller überhitzt.


  Zahlreiche Studien belegen, dass Einwanderer im Allgemeinen anfangs weniger verdienen als die Einheimischen, diese aber irgendwann ein- und in manchen Gruppen sogar überholen. Man nennt das Assimilationshypothese. Sie gilt für die USA und Großbritannien, wie sich anhand früherer Einwanderungswellen belegen lässt. Heimat, Freunde, Familie, alles Vertraute zurückzulassen und sich in die unbekannte Ferne aufzumachen, erfordert Verzweiflung oder Abenteuerlust oder beides. Wenn der Betreffende sich dann ein neues Zuhause aufgebaut und einen Job gefunden hat, setzt er alles daran, seinen Kindern die Vorteile mitzugeben, die er selbst nicht hatte. Solche Menschen beginnen möglicherweise mit weniger Fähigkeiten als vergleichbare Werktätige ihres Gastgeberlandes und müssen obendrein oft die Sprache lernen, sind aber später in der Lage, die durchschnittliche Qualität der dort geleisteten Arbeit zu verbessern. Bereits in der nächsten Generation wird es zunehmend schwieriger, zwischen den Kindern der Einheimischen und denen der Einwanderer zu unterscheiden, was ihren durchschnittlichen Erfolg auf dem Arbeitsmarkt betrifft.


  Jedenfalls gibt es keinerlei Belege dafür, dass Einwanderer dem Staat schwerer auf der Tasche liegen als Einheimische. Während Flüchtlinge zumindest für eine bestimmte Zeit intensive Unterstützung |175|bei Wohnungssuche, Gesundheitsfürsorge und in anderen Bereichen benötigen, sind Wirtschaftsmigranten im Regelfall genügsamer als die Einheimischen. Sie wollen einen Job, sind meist jung und nehmen deshalb nur vergleichsweise geringe Leistungen der Krankenversicherungen in Anspruch, und sie zahlen Steuern wie jeder andere auch, der einkauft oder (legal) arbeitet. Normalerweise haben Neuankömmlinge keine allzu hohen Ansprüche auf Sozialleistungen. Nur bei Einwanderern mit hohen Geburtenraten, deren Kindern der Schulbesuch ermöglicht werden muss, ist es anders. Britische Statistiken belegen, dass Einwanderer mehr Unterstützung für Kinder und Wohnung erhalten als Einheimische, aber weniger bei Arbeitslosigkeit und im Ruhestand. Eine detaillierte Studie des britischen Home Office kam zu dem Schluss: »Im Allgemeinen sind Einwanderer keine Belastung für die öffentliche Hand.« Berichte aus den Vereinigten Staaten und Deutschland bestätigen das.


  In zwei Bereichen der Kosten-Nutzen-Analyse scheint sich also herauszukristallisieren, dass Einwanderung keine Kosten, dafür vielleicht aber sogar Nutzen für das Gastgeberland bringt. Die Waagschale neigt sich noch eindeutiger in Richtung Nutzen, wenn Einwanderer Arbeiten annehmen, für die ein deutlicher Mangel an einheimischen Interessenten besteht. Das trifft auf zahlreiche, im Vergleich zum privaten Sektor relativ schlecht bezahlte Jobs im öffentlichen Bereich zu. Daraus erklärt sich, warum so viele Beschäftigte des europäischen Gesundheits- und Bildungswesens im Ausland geboren sind. Das Gleiche gilt für hoch qualifizierte Arbeitskräfte in Branchen wie der Software-Industrie oder dem Finanzwesen.


  Doch wir sind noch nicht am Ende unserer Bewertung angelangt. Viele Einheimische glauben, dass Einwanderer heimische Ressourcen abschöpfen; irgendeinen realen Hintergrund muss dieser Glaube ja haben. Er entsteht, weil Neuankömmlinge sich im Regelfall in armen Vierteln, wo die Wohnungen billig sind, konzentrieren. So werden nicht nur ihre fremden Sitten auf den ersten Blick ersichtlich|176|, was manchen Einheimischen Unbehagen bereitet, sondern die Last, Unterkünfte und Schulen für die Betroffenen zu finden, fällt relativ wenigen Kommunen und den dort ansässigen Steuerzahlern zu. In manchen Fällen sind in diesen Gegenden außerdem eine höhere Verbrechensrate und stärkerer Drogenkonsum festzustellen. Und mehr Menschen – egal, welcher Bevölkerungsgruppe sie angehören – belasten öffentliche Verkehrsmittel, Krankenhäuser, Polizei, Sozialdienste und andere Teile der Infrastruktur. Diese so genannten Überfüllungskosten bestehen tatsächlich.


  Andererseits haben Einwanderer einen immensen positiven Einfluss auf Gesellschaft und Kultur. Als Britin kann ich bezeugen, dass Inder, Südostasiaten, Europäer (besonders Italiener) und Japaner im letzten Vierteljahrhundert die englische Küche sehr bereichert haben, deren fester Bestandteil Curry heutzutage praktisch ist. 1996 gab es im Vereinigten Königreich 10 000 indische Restaurants und Imbissbuden, in denen 70 000 Menschen arbeiteten und die einen Umsatz von 1,5 Milliarden Pfund erwirtschafteten – mehr als Stahlindustrie, Kohlebergbau und Werften zusammengenommen. Mehr Auswahl ist einfach gut für die Wirtschaft.


  Die Vielfalt, die Einwanderer erzeugen, hat auch andere Auswirkungen: Sie leisten oft einen wichtigen Beitrag in Musik, Mode, Kunst, Wissenschaft, Sport und Medizin. Mit anderen Worten: Sie spielen eine große Rolle in genau den Branchen, die in hoch entwickelten Wirtschaften immer mehr Bedeutung gewinnen. Dafür gibt es zahlreiche historische Beispiele. Wäre die Londoner City ohne die Einwanderer des 19. Jahrhunderts heute ein so bedeutendes Finanzzentrum? Würden amerikanische Universitäten die Forschung heute so sehr dominieren, wenn nicht so viele Europäer wegen der Nazis emigriert wären? Hätte Silicon Valley ohne die indischen und chinesischen Computerfachleute seine beherrschende Stellung erlangt? Vielfalt könnte für sich genommen wertvoll sein, weil sie neue Ideen erzeugt und neue Geschäftsmöglichkeiten eröffnet, was in einer Wirtschaft, deren Wachstum von Ideen abhängt, enorm große Bedeutung besitzt.


  |177|Kurz: Die Folgen der Einwanderung lassen sich nur abschätzen, wenn wir eine Kosten-Nutzen-Analyse anstellen. In der Praxis scheint die Wirtschaft mehr Nutzen – der in öffentlichen Debatten oft vernachlässigt wird – daraus zu ziehen, als sie Kosten in Kauf nehmen muss.


  Wenn das Gastgeberland von der Einwanderung profitiert, wie ich glaube, erleiden dann die Länder, aus denen die Betroffenen emigrieren, einen wirtschaftlichen Verlust? Im Zusammenhang mit der Auswanderung aus den Industrieländern ist oft von einer Gefahr der intellektuellen Ausblutung die Rede. Es scheint plausibel, auch im Falle der Entwicklungsländer von Nachteilen der Auswanderung auszugehen. Wenn es sich um Flüchtlinge handelt, ist der wirtschaftliche Verlust nicht sehr hoch, aber für Länder wie Indien, die Philippinen, Marokko oder Mexiko könnte die Abwanderung vieler ehrgeiziger junger Arbeitskräfte, besonders hoch qualifizierter in den Bereichen Medizin und Informationstechnologie, hohe wirtschaftliche Kosten mit sich bringen.


  Allerdings ziehen die Heimatländer der Auswanderer auch Nutzen aus deren Emigration. So überweisen diese Geld an ihre zu Hause gebliebenen Familien, und manche kehren mit wertvollen neuen Fähigkeiten, Erfahrung und Kapital zurück. Viele von ihnen investieren selbst dann in ihr Heimatland, wenn sie nicht mehr zurückgehen, zum Beispiel in gemeinnützige Projekte wie den Bau von Schulen oder Universitäten. Außerdem tragen Auswanderer oft dazu bei, neue Handels-, Investitions- und Informationsverbindungen zur Wirtschaft der reicheren Nation zu knüpfen.


  Wieder geht es um eine Kosten-Nutzen-Analyse. Mit Blick auf die Ökonomien der armen Mittelmeerländer Italien und Spanien in den fünfziger und sechziger Jahren erscheint es mir möglich, dass der Nutzen auch für die Auswanderungsländer die Kosten überwiegt, aber zu diesem Punkt gibt es kaum empirische Studien. Bis jetzt haben sich westliche Ökonomen eher auf die Auswirkungen der Einwanderung auf die Wirtschaft ihrer jeweiligen Heimatländer konzentriert.


  |178|Vielleicht muss die Bewertung auch außerwirtschaftliche Kriterien miteinbeziehen. In einer Welt, in der wir so großen Wert auf Freiheit legen, geht es nicht an, dass Maschinen und Geld sich freier über nationale Grenzen hinweg bewegen können als Menschen. Wieso sollte man Menschen, die das Pech haben, irgendwo in Zentralafrika auf die Welt gekommen zu sein, die Chance auf ein besseres Leben verwehren? Auch wenn Sie mich eines idealistischen Liberalismus zeihen, ich bleibe dabei: Wenn Freiheit gut für mich, gut für Investmentbanker und Ölgesellschaften ist, dann ist sie gut für alle.
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  |179|TEIL V


  Das Leben, das Universum und der ganze Rest: Makroökonomie


  Bisher haben wir uns kaum mit dem beschäftigt, was viele Leser vermutlich unter »Wirtschaft« verstehen, nämlich mit der Makroökonomie. Von ihr ist tagtäglich in Fernsehen und Presse die Rede – man fragt sich, ob die Wirtschaft an einer Rezession leidet, wie sich die Arbeitslosenzahlen entwickelt haben, um wie viel die Zinssätze gefallen sind und welche Budgetentscheidungen von den Politikern getroffen wurden. Die Makroökonomie ist und bleibt der kontroverseste Teil der Ökonomie, weil Wirtschaftswissenschaftler noch immer so wenig darüber wissen, wie die individuellen Entscheidungen von Millionen von Menschen sich gegenseitig beeinflussen.
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  |181|KAPITEL 17


  Japan: Kogaru kontra one-kei, oder Warum die Tokioter Teenager-Mode wichtig ist


  Seit James Dean in den fünfziger Jahren zum Teenageridol wurde, ist eine Modewelle nach der anderen über die jungen Leute in Amerika und Europa geschwappt, darunter auch ein paar besonders denkwürdige Beispiele wie der Punk im London der Endsiebziger. Den größten Teil dieser Modeströmungen scheinen die japanischen Teenager verschlafen zu haben; sie lernten lieber, als zu rebellieren.


  Aber das hat sich geändert. Die Vielfalt der Teenagermode in den japanischen Großstädten ist beeindruckend. Zur Entstehungszeit dieses Buches waren gerade kogaru, ein Stil, der sich an der Figur Sailor Girl orientiert – Teenie-Röckchen, Ziehharmonikasocken und klobige Schuhe –, und one-kei, der eher damenhafte »Große-Schwester-Look«, in. Davor hatten sich alle für yamanba begeistert und mit ihren weißen Haaren ausgesehen wie Hexen. Die Modeleidenschaft sorgt dafür, dass in den Tokioter Geschäften immer etwas los ist. Auch die Vorliebe der Japaner für superteure westliche Designerklamotten scheint trotz eines Jahrzehnts wirtschaftlicher Krise nicht nachzulassen.


  Was ist das wohl für eine Krise, in der manche Verbraucher, darunter auch Teenager, immer noch wie wild kaufen können? Sailor Girl bietet wichtige Hinweise, wie wir sehen werden.


  Es besteht kaum ein Zweifel daran, dass Japan seit einigen Jahren eine wirtschaftliche Katastrophe erlebt. Das reale BIP des Jahres 2000 entspricht in etwa dem von 1991. Der Internationale Währungsfonds |182|sagt für 2003 erneut einen Rückgang voraus. Das bedeutet insgesamt mehr als zwölf Jahre Stagnation für die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, von der man eigentlich erwarten würde, dass sie um mindestens 2 Prozent pro Jahr wächst. Auf die Zeit seit 1990 umgerechnet bedeutet dies, dass ihr ein Wachstum von etwa 25 Prozent entgangen ist. Da es sich bei Japan trotz seiner Probleme immer noch um eine Wirtschaft mit einem BIP von rund 3,8 Billionen US-Dollar handelt, bedeutet das einen gewaltigen Output-Verlust. Das entgangene Potenzial entspricht dem Verlust einer vollständigen nationalen Wirtschaft von der Größe derjenigen Italiens.


  Gleichzeitig hat die Arbeitslosigkeit in Japan ein Nachkriegshoch erreicht. Zwar ist sie verglichen mit Amerika und Europa immer noch niedrig, aber ein japanischer Werktätiger kann heute nicht mehr wie früher davon ausgehen, dass er die erste Stelle, die er nach dem Schulabschluss antritt, sein Leben lang behalten wird (die meisten japanischen Frauen hören immer noch zu arbeiten auf, wenn sie heiraten). Auch gibt es kein nennenswertes soziales Netz, das den Betroffenen auffangen würde, weil so etwas in der Vergangenheit einfach nicht erforderlich war.


  Parallel zum Nullwachstum sind die Preise seit mehreren Jahren stabil geblieben oder sogar gefallen. Deflation bedeutet, dass die Wirtschaft in aktuellen Preisen gemessen schrumpft. Es gibt keine historisch bekannte Ausnahme zu der Regel, dass eine Wirtschaft nur dann wächst, wenn die Preise ein wenig steigen. Folglich wird eine Erholung in Japan erst dann wahrscheinlich, wenn die Preise nicht mehr weiter fallen. Ein Schrumpfen der Wirtschaft haben wir sonst seit den dreißiger Jahren nirgends mehr erlebt. Japan geht es heute wegen der wirtschaftlichen Gewinne in den vorangegangenen 50 Jahren natürlich längst nicht so schlecht wie den Vereinigten Staaten in der Depression, aber makroökonomisch gesehen ist die japanische Krise der Neunziger genauso außergewöhnlich.


  Erst ganz allmählich wurde Ökonomen bewusst, wie ernst die Situation war. Viele Länder erlebten nach dem Boom der späten |183|Achtziger Anfang der neunziger Jahre eine Rezession, und das schien in Japan nicht anders zu sein, denn dort war der Boom gigantisch ausgefallen. Doch anders als Großbritannien und die Vereinigten Staaten erholte Japan sich nicht von dieser Rezession. Lediglich in ein oder zwei Jahren Mitte der Dekade erlebte die japanische Wirtschaft ein reales Wachstum, das sich jedoch als trügerisch entpuppte.


  Viel zu spät erkannte die Zunft der Ökonomen, dass die konventionellen wirtschaftspolitischen Maßnahmen nicht griffen. Außerhalb Japans gab es während der neunziger Jahre einen bemerkenswerten Konsens darüber, wie man die Volkswirtschaft lenken müsse, um stabile und niedrige Inflationsraten und stetes Wachstum zu erreichen: durch eine Kombination aus einem Überschuss oder nicht zu hohen Defizit im Staatshaushalt mit einer stabilitätsorientierten Politik der Zentralbank, die die Zinssätze so festsetzt, dass die Inflationsrate niedrig bleibt.


  Besonders bemerkenswert war dieser Konsens, weil er auf eine hitzige Auseinandersetzung zwischen monetaristischen und keynesianischen Theorien in den Achtzigern folgte. Die Keynesianer, Anhänger des bedeutenden britischen Ökonomen John Maynard Keynes, glaubten an die Macht des Staates, die Wirtschaft über den Konjunkturzyklus hinweg entweder durch Geldpolitik (Erhöhung oder Senkung von Zinssätzen) oder durch Fiskalpolitik (Veränderung der Steuersätze und der Staatsausgaben) beeinflussen zu können. Man bezeichnete das als Nachfragesteuerung, weil sich so die Gesamtnachfrage anheizen oder dämpfen ließ.


  Die Monetaristen argumentierten, selbst wenn solche Maßnahmen kurzfristig funktionierten, hätten sie doch keinerlei Einfluss auf den langfristigen wirtschaftlichen Output, weil dieser vom »Gesamtangebot« bestimmt werde – dem Potenzial der Wirtschaft, Güter und Dienstleistungen bereitzustellen. Wenn der Staat versuche, das Wachstum anzuschieben, indem er die Nachfrage steigere, resultiere das nur in höheren Preisen.


  Von dieser Debatte geblieben ist lediglich die Tatsache, dass sich |184|hinsichtlich der Diskussion, ob die Nachfrage sich kurzfristig erfolgreich steuern lässt, letztlich die Monetaristen durchsetzten. Feinabstimmung beeinflusst Erwartungen und Verhalten der Menschen auf eine Weise, die der Maßnahme zuwiderläuft. Der monetaristische Ansatz begeisterte manche Regierungen so sehr, dass sie grobe Fehler bei seiner Umsetzung begingen. (Margaret Thatcher beispielsweise stürzte Großbritannien in eine Rezession, die ein Fünftel der produzierenden Industrie des Landes auslöschte, weil sie sich sklavisch an festgesetzte Ziele für das Geldmengenwachstum hielt. Diese Ziele verloren aufgrund der gleichzeitigen Deregulierung der Kreditvergabe durch die Banken ihre wirtschaftspolitische Aussagekraft, und jene Politik drückte der Wirtschaft die Luft ab.) Nach solchen frühen Versuchen hat eine weit gemäßigtere Version des Monetarismus in den neunziger Jahren zu viel besseren wirtschaftlichen Ergebnissen geführt als in den vorangegangenen zweieinhalb Jahrzehnten.


  Außer, wie gesagt, in Japan. Was zu der Frage führt, wie fundiert der gegenwärtige makroökonomische Konsens tatsächlich ist. Wenn der Standardansatz dort nicht funktioniert, liegt das an der einzigartigen Beschaffenheit Japans, an der Kultur oder dem Verhalten der Menschen dort, oder daran, dass die wirtschaftspolitischen Maßnahmen nur unter bestimmten Bedingungen greifen? Und dürfen wir uns, falls die zweite Annahme zutrifft, mit Blick auf die außerjapanische Konsenspolitik weiter so zufrieden zurücklehnen? Könnte sich beispielsweise auch die amerikanische Rezession, die im März 2001 einsetzte, als eine zehn Jahre währende Stagnation entpuppen?


  Laut Keynes wird die Wirtschaft am stärksten von dem beeinflusst, was er »animal spirits« nennt, vom allgemeinen Optimismus hinsichtlich der Zukunft also, der eher von psychologischen und politischen als von wirtschaftlichen Faktoren abhängt. Ökonomen besitzen keinerlei Handhabe, den Optimismus eines Landes zu steuern. Der konventionelle Ansatz sah zwei wirtschaftspolitische Standardmaßnahmen zur Stimulierung der Wirtschaft vor, als deutlich |185|wurde, dass Japan sich nicht von der Rezession erholte: Wenn die Gesamtnachfrage in einer Wirtschaft im Konjunkturabschwung immer hinter der Produktionskapazität zurückbleibt, kann man es mit einer Lockerung der Geld- oder der Fiskalpolitik versuchen.


  Eine andauernde Geldmengenerhöhung lässt auf lange Sicht nur die Preise ansteigen, nicht den Output, aber eine vorübergehende Geldmengenerhöhung ist kurzfristig durchaus in der Lage, Nachfrage und Wachstum anzukurbeln, weil sie zu mehr Verbrauch und Investitionen ermutigt. In der Praxis entspricht expansive Geldpolitik der Senkung der Zinssätze. Zentralbanken bewirken die Senkung von Zinssätzen normalerweise durch Intervention auf dem Geldmarkt, wo der Zins dem Preis für die Geschäfte der Zentralbank mit den Geschäftsbanken entspricht.


  Doch die japanischen Zinssätze stehen seit Ende 1995 fast bei null. Im März 2001 reduzierte die Bank von Japan den Leitzinssatz nach einer kontroversen Erhöhung auf 0,25 Prozent im vorangegangenen August wieder auf null. Diese Kehrtwende kam dem Versprechen gleich, so viel Geld auf den Geldmärkten bereitzustellen, wie nötig war, um den Satz bei null zu halten.


  An mehreren Tagen des Sommers 2001 jedoch fragten die japanischen Banken in einer bisher nie da gewesenen Situation nicht einmal zu einem Preis von null Geld nach, weil sie nicht wussten, was sie damit anfangen sollten. Der japanische Künstler Akasegawa Genpei machte sich 1967 über die Macht des Geldes lustig, indem er Null-Yen-Scheine druckte und die Öffentlichkeit aufforderte, ihm dafür echte Yen-Noten zu schicken, um die Staatswährung irgendwann aus dem Umlauf zu bringen. 34 Jahre später wurde die Kunst auf unerwartete Weise von der Realität eingeholt.


  Es gibt eine Situation, in der geldpolitische Maßnahmen ihren Sinn verlieren, weil man den Zinssatz nicht unter null senken kann. Diese so genannte Liquiditätsfalle haben Keynes und sein Anhänger John Hicks bereits im Zusammenhang mit der Depression der zwanziger und dreißiger Jahre entdeckt. In jener Falle wäre der reale Zinssatz (das heißt der nominale Zins minus die erwartete |186|Inflationsrate), der erforderlich ist, um die Investitionen auf das Niveau der Ersparnisse zu bringen, negativ. Ein negativer realer Zinssatz ist nur möglich, wenn die Inflation den Nominalzins übersteigt (ein realer Zinssatz von –1 Prozent ergibt sich beispielsweise aus einem Zinssatz von 2 Prozent und einer Inflation von 3 Prozent). Bei Deflation ist der reale Zins höher als der nominale (ein nominaler Zinssatz von 0 Prozent ergibt bei um 2 Prozent jährlich fallenden Preisen einen realen Zinssatz von plus 2 Prozent) und kann niemals negativ sein.


  Warum? Wenn der Verbraucher für das folgende Jahr mit niedrigeren Preisen rechnet, lohnt sich das Sparen für ihn selbst dann, wenn er keinen Zins erhält, weil er im nächsten Jahr mit seinem Geld mehr kaufen kann. Für Unternehmen entstehen reale Kosten, wenn sie zu null Zinsen Geld für Investitionen aufnehmen, weil sie im nächsten Jahr einen Betrag zurückzahlen müssen, für den sie mehr Ausstattung erhalten würden, als sie für das Darlehen in diesem Jahr bekommen können.


  Keynes’ Weg aus der Liquiditätsfalle waren fiskalpolitische Maßnahmen. Wenn die geldpolitischen Instrumente nicht funktionieren, sollte der Staat in der Lage sein, die Wirtschaft durch deficit spending – kreditfinanzierte Ausgaben – anzukurbeln. Dabei lässt man die Steuern unverändert oder senkt sie, um Verbraucher zu mehr privaten Investitionen anzuregen. Außerdem erhöht man die staatlichen Ausgaben für öffentliche Projekte wie den Brücken- oder Schulbau. Das kurbelt die Nachfrage an und befreit die Wirtschaft aus der Liquiditätsfalle. Keynes argumentierte, wie allgemein bekannt, dass sogar überflüssige Ausgaben zum Beispiel für Menschen, die Löcher graben und sie dann wieder auffüllen, helfen, die Nachfrage zu steigern, weil diejenigen, die in solchen staatlichen Projekten tätig sind, ihre Löhne zur Konsumfinanzierung verwenden. Diese Philosophie inspirierte Franklin D. Roosevelt zu seinem New Deal, und sie schien zu funktionieren. Die amerikanische Wirtschaft begann gerade, sich von ihrem langen Abschwung zu erholen, als der Zweite Weltkrieg die Nachfrage noch einmal deutlich ankurbelte.


  |187|Heutzutage wird jedoch allgemein akzeptiert, dass das Staatsdefizit nicht zu hoch ausfallen sollte. Die Begründung für diese These fällt je nach ökonomischer Schule unterschiedlich aus: Erstens wäre da das Argument, dass der Staat, wenn er einen größeren Anteil der gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse in Anspruch nimmt, die Zinssätze für private Darlehensnehmer in die Höhe treibt und manche von ihnen verdrängt (»crowding-out«). Dies fällt nicht so sehr ins Gewicht, wenn der Staat relativ kleine Beträge auf den riesigen internationalen Finanzmärkten leiht.


  Zweitens: Wenn der Staat so hohe Anleihen aufnimmt, dass der langfristige Zinssatz höher ist als die langfristige Wachstumsrate der Wirtschaft, könnte seine Verschuldung riskant werden. Unter bestimmten Umständen wächst die Wirtschaft nie schnell genug, um ausreichende Einnahmen zur Begleichung der Schuldzinsen zu generieren. Hierbei handelt es sich um eine reale, keine theoretische Gefahr. Manche Staaten haben so hohe Schulden, dass ihr gesamtes Haushaltsdefizit aus Zinszahlungen besteht.


  Ein Argument gegen zu hohe Schulden lautet, dass Steuerzahler nicht dumm sind. Manchmal ist in diesem Zusammenhang von rationalen Erwartungen die Rede, was bedeutet, dass das, was Menschen sich von der Zukunft erwarten, mit der Realität konform geht, zumindest so weit, dass man sie weder systematisch noch dauerhaft hinters Licht führen kann. Der Steuerzahler weiß, dass eine Erhöhung der Staatsverschuldung in der Gegenwart höhere Steuern in der Zukunft nach sich zieht. Also reduziert er seine eigenen Ausgaben, um diesen Sachverhalt zu kompensieren. Im Extremfall werden höhere kreditfinanzierte Staatsausgaben vollkommen durch geringere private Ausgaben ausgeglichen, weil die Steuerzahler einen Teil ihres gegenwärtigen Einkommens für künftige Steuern zurücklegen.


  Trotz all dieser Argumente sind Ökonomen der Meinung, dass das Staatsbudget zur Ankurbelung der Nachfrage beitragen kann; Japan hat dieses Instrument angewandt – wieder und wieder. Ende der neunziger Jahre betrug das Hauhaltsdefizit 3–4 Prozent des BIP. |188|Jahrelange hohe Defizite haben das Verhältnis der Staatsverschuldung zum BIP von 60 Prozent Anfang der Neunziger auf 130 Prozent im Jahr 2000 hochgetrieben, Tendenz steigend. Vermutlich liegt dem kleinen Wachstum von 1996–1997 die expansive Fiskalpolitik zugrunde, die das BIP zweifelsohne über das sonst erreichbare Maß steigerte.


  Doch auch dieser fiskalpolitische Anreiz reichte nicht, um der Wirtschaft wieder auf die Sprünge zu helfen. Inzwischen hat die aufgelaufene Schuldenlast ein so beängstigendes Niveau erreicht, dass ernsthafte Bedenken gegen die fortdauernden Staatsdefizite bestehen. Die japanischen Steuerzahler haben erkannt, dass in der Zukunft die Steuern steigen werden und der Staat möglicherweise die Renten nicht zahlen kann. Folglich steht eine höhere Staatsverschuldung nun einer höheren privaten Ersparnis gegenüber. Vergleicht man beides in einem Diagramm, erkennt man, dass sich beide Größen fast spiegelbildlich verhalten. (Das Gleiche gilt übrigens auch für den umgekehrten Sachverhalt in den Vereinigten Staaten, wo große Staatsüberschüsse in den neunziger Jahren hohen privaten Defiziten gegenüberstanden.) Manche Ökonomen sind mittlerweile der Ansicht, dass Japan seine fiskalpolitischen Maßnahmen revidieren sollte, um zur Auflösung privater Spareinlagen zu ermutigen. Andere befürchten, dass eine strengere Fiskalpolitik die anhaltende Krise verschärfen würde und deshalb im Moment fehl am Platz wäre.


  Wenn weder die geld- noch die fiskalpolitischen Maßnahmen funktionieren, was dann? Nun, vielleicht liegen Japans Probleme eher im mikro- als im makroökonomischen Bereich. In den letzten Jahren haben Ökonomen sich von der Beeinflussung der Nachfrage in der japanischen Wirtschaft ab- und so genannten strukturpolitischen Maßnahmen zugewandt.


  Dazu gehören die Reform des Bankensystems, um Unternehmensdarlehen zu erleichtern und die Aufnahme von Risikokapital anzuregen; Arbeitsmarktreformen, die es den Unternehmen leichter machen, alte Jobs zu streichen und dafür neue zu schaffen, und die |189|die Beschäftigten ermutigen, auch einmal den Arbeitsplatz zu wechseln; die Aufgabe der Tradition kooperativer Unternehmensnetzwerke (keiretsu) zugunsten von dynamischem Wettbewerb. Kurzum: Das Rezept sieht eine Annäherung der japanischen Wirtschaft an die amerikanische der neunziger Jahre vor. Was in Japan früher funktionierte, nämlich die großen vom Staat gesteuerten bürokratischen Konzerne, passt nicht mehr in eine Zeit, in der technische Veränderungen Flexibilität und Risikofreude erforderlich machen.


  Viele japanische Politiker und Ökonomen sind der Meinung, dass das Wirtschaftssystem sich ändern muss. Besonders die Reform des Bankenwesens wird als wesentlich angesehen. Mehrere Banken gingen Pleite, weil sie hohe Beträge an Unternehmen, mit denen sie eine traditionelle keiretsu-Beziehung pflegten, verliehen hatten, ohne vor der Kreditvergabe grundlegende Fragen zu klären: Sollte das Geld für Produktionsinvestitionen verwendet werden? Würden die Unternehmen in der Lage sein, es zurückzuzahlen? Das Damoklesschwert fauler Kredite schwebt immer noch drohend über den Banken und hindert sie daran, Geld an neue Kunden zu verleihen. Gleichzeitig ist das Konzept der Verbraucherkredite in Japan im Vergleich zu den Vereinigten Staaten oder Europa stark unterentwickelt. In Japan gibt es nach wie vor kaum Kreditkarten.


  Strukturreformen sind tatsächlich zu empfehlen und führen mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Verbesserung des japanischen Wirtschaftspotenzials, aber das Problem, dass die Nachfrage ihrem Potenzial hinterherhinkt, bleibt bestehen. Strukturreformen vertiefen also möglicherweise die Kluft zwischen Nachfrage und Angebot. Die Schwierigkeiten liegen im mikro- wie im makroökonomischen Bereich.


  Maßnahmen zur Ankurbelung der Wirtschaft müssen Verbraucher und Unternehmen dazu bringen, mehr auszugeben, und die Preise daran hindern, weiter zu fallen. Diese Argumentation veranlasste den Ökonomen Paul Krugman, 1998 einen höchst einflussreichen Artikel zu veröffentlichen, in dem er sich mit Keynes’ Gedanken der Liquiditätsfalle befasste.


  |190|Krugman zufolge gibt es, abgesehen von den fallenden Preisen und den ineffektiven Nullzinsen, gute Gründe für die Annahme, dass Japan sich in einer Liquiditätsfalle befindet. Zur Erinnerung: Das Problem bei der Liquiditätsfalle besteht darin, dass trotz der sehr niedrigen Zinsen zu viel Geld gespart und zu wenig investiert wird (das entspricht zu viel Angebot und zu wenig Nachfrage in der Gesamtwirtschaft). In der Vergangenheit gab es in Japan hohe Spar- und Investitionsquoten. Man könnte argumentieren, dass es in den japanischen Boomjahren der späten Achtziger zu hohen Investitionen kam, die in einigen Branchen zu Überkapazitäten führten, als das Wachstum sich verlangsamte. Dabei handelt es sich um ein klassisches Muster des Konjunkturzyklus, der im Falle Japans eine extreme Ausprägung erfuhr. Manche Ökonomen sind der Ansicht, dass Ende der Neunziger in den Vereinigten Staaten das Gleiche passierte, und beurteilen die wirtschaftlichen Perspektiven dieses Landes für die nächsten Jahre eher düster (obwohl in den USA, wie bereits beschrieben, offenbar die Anfänge eines Wirtschaftsaufschwungs zu beobachten sind).


  Das langfristige japanische Wachstumspotenzial scheint jetzt geringer zu sein als in den siebziger und achtziger Jahren. Der Hauptgrund dafür ist das zu hohe Alter der Gesamtbevölkerung. Die Tokioter Teenager mögen zwar jede Menge Geld für Plateauschuhe, Handys, Louis-Vuitton-Handtaschen und Haarfärbemittel ausgeben, aber es gibt einfach nicht genug von ihnen. Stattdessen wächst die Zahl der Menschen, die das mittlere Alter bereits überschritten haben, und die Älteren horten ihr Erspartes aus Angst davor, dass sie ihren Ruhestand nicht finanzieren können, der möglicherweise länger ausfällt als bei früheren Generationen. Das Phänomen der Überalterung ist in allen Industrieländern aufgrund einer Kombination höherer Lebenserwartung und niedrigerer Geburtenraten anzutreffen. Am stärksten ausgeprägt jedoch ist es in Japan, wo die Zahl der Geburten längst nicht ausreicht, um ein Gegengewicht zu den Alten zu schaffen, und wo praktisch keine Einwanderung stattfindet. In Zukunft wird es weniger Japaner geben, und das Durchschnittsalter |191|dieser wenigen wird steigen. Da lässt sich leicht nachvollziehen, warum die Erwartung geringeren künftigen Wachstums aufgrund demografischer Trends die Menschen dazu bringt, höhere Rücklagen zu bilden und so notwendigen Investitionen das Geld zu entziehen. Vielleicht sollte die Regierung ein spezielles Bonussystem für konsumfreudige Einwanderer unter 25 Jahren einführen.


  Krugman empfahl der Bank von Japan des Weiteren, die Sparquote durch negative Zinssätze zu reduzieren. Das brächte eine garantierte Inflation mit sich. Sein Vorschlag war ein dauerhaftes Inflationsziel von beispielsweise 4 Prozent verglichen mit einer gegenwärtigen Inflationsrate von –1 Prozent. Das würde nicht nur eine expansive Geldpolitik jetzt, sondern auch dauerhaft für die Zukunft bedeuten. Denn letztlich erhöht eine langfristig angelegte Lockerung der Geldpolitik die Preise.


  Der Trick besteht nicht nur darin, die Dauerhaftigkeit der wirtschaftspolitischen Maßnahmen sicherzustellen, sondern auch dafür zu sorgen, dass alle an diese Dauerhaftigkeit glauben. Ein besonders kreativer Vorschlag sieht folgendermaßen aus: Man könnte Geld mit einem Verfallsdatum versehen, was einer erzwungenen schnellen Inflation entspräche; bei normaler Inflation dauert es sehr lange, bis eine Währung vollkommen wertlos wird.


  Vielleicht steckt die japanische Wirtschaft nun lange genug in der Liquiditätsfalle, um sich wieder daraus zu befreien. Irgendwann wird die Wirtschaft sich an das herrschende Nachfrageniveau angepasst haben, sodass die Preise nicht mehr weiter fallen müssen, und wenn die Preise nicht mehr sinken, entspricht ein nominaler Zinssatz von null einem realen von null und gibt möglicherweise der Wirtschaft auf konventionelle Weise einen Anstoß. Dieses Szenario erscheint für ein Land, das bis vor zehn Jahren noch zu den dynamischsten und mächtigsten der Welt gehörte, ziemlich pessimistisch. Gibt es auch ein optimistisches?


  Wenn Krugman mit seiner Analyse der Gründe, warum Japan in die Liquiditätsfalle geraten ist, Recht hat, sparen die Verbraucher zu viel und investieren die Unternehmen zu wenig, weil alle glauben, |192|dass das künftige Wachstumspotenzial des Landes geringer ist als das in der Vergangenheit. Die Vereinigten Staaten haben während der neunziger Jahre aufgrund neuer Technologien, möglicherweise auch wegen der keynesianischen »animal spirits«, eine Steigerung ihres Wachstumspotenzials erlebt. Wenn es den Japanern gelänge, diese New-Economy-Erfahrung auf ihr Land zu übertragen und günstige langfristige Wachstumsperspektiven in ihrer eigenen Zukunft zu sehen, könnte der reale Zinssatz, der Sparen und Investition ins Gleichgewicht bringt, steigen und die Liquiditätsfalle würde sich öffnen. Dieses Argument rückt die Angebotsseite der Wirtschaft wieder in den Vordergrund.


  Japans ungewöhnlich ungünstige demografische Trends könnten die positiven Auswirkungen des technologischen Fortschritts aufheben oder auch nicht. Es ist nicht das einzige Land, in dem der Alterungsprozess so schnell voranschreitet. Manche europäischen Staaten wie Italien haben ebenfalls sehr niedrige Geburtenraten und steigende Durchschnittsalter, zu denen sich weitere Bedingungen gesellen, die der Verbesserung der Produktivität entgegenstehen. So besitzen sie beispielsweise nicht die Forschungsgrundlagen und die technologisch führenden multinationalen Unternehmen Japans. Dafür hat etwa Italien viele Einwanderer sowie eine völlig andere Finanz- und Industriestruktur.


  Außerdem handelt es sich bei dieser Diskussion über Angebot und Nachfrage in einer Gesamtwirtschaft um ein Gedankenspiel. Das Konzept eines Preisniveaus für eine »Einheit« des BIP ist höchst abstrakt. Wie abstrakt, enthüllt die Sprache der Makroökonomie. Es ist viel einfacher, über individuelle Branchen oder Verbraucherentscheidungen zu schreiben, ohne Jargon bemühen zu müssen. Nichtfachleute bekommen vermutlich einen glasigen Blick, wenn sie einen Satz lesen, in dem von »negativen realen Zinssätzen«, »produktivem Potenzial« oder »Liquiditätsfalle« die Rede ist.


  Wir Ökonomen betrachten Angebot, Nachfrage und Preis in der Gesamtwirtschaft gern auf die gleiche Weise wie auf dem Markt für ein einzelnes Gut, aber das kann irreführend sein, weil es der Komplexität |193|der Gegebenheiten nicht immer gerecht wird. Gerade diese Unbestimmtheit macht die Makroökonomie jedoch so interessant und kontrovers.


  Der pragmatische Konsens über die makroökonomischen Maßnahmen, von dem bereits die Rede war, hat sich ergeben, weil die neunziger Jahre für die meisten reichen OECD-Länder gut liefen. Probleme des realen Lebens führen auch zu Kontroversen und Veränderungen der ökonomischen Theorie. Die Debatte zwischen Monetaristen und Keynesianern entwickelte sich aus der Stagflation der siebziger Jahre, als eine hohe und weiter zunehmende Inflation sich mit einer Rezession oder Stagnation verband.


  Japans Erfahrungen des letzten Jahrzehnts, besonders die Liquiditätsfalle, erinnern an die Probleme der dreißiger Jahre und die Lösungsvorschläge von Keynes. Gleiches Problem, gleiche Lösung? Leider nein. Und es gibt auch keinen Konsens der Ökonomen darüber, dass die Umsetzung von Krugmans Vorschlägen in der Realität etwas bewirken würde. Wir wissen einfach immer noch viel zu wenig darüber, was den Ausschlag für eine gute oder schlechte Wirtschaftsentwicklung gibt.
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  |194|KAPITEL 18


  Inflation: Das schlafende Ungeheuer


  Inflation ist schon lange kein wirkliches Problem mehr für Zentralbanken und Regierungen in den USA, Japan oder den großen europäischen Ländern. Während der ganzen neunziger Jahre blieb die Inflation – der Prozentsatz, um den sich das allgemeine Preisniveau erhöht – trotz eines beispiellosen Booms in den Vereinigten Staaten und Großbritannien sehr niedrig.


  Das war nicht immer so und gilt auch heute noch nicht für alle Staaten der Erde. In den führenden Industrienationen kletterte die Inflation Ende der Achtziger auf fast 10 Prozent, und die siebziger und frühen achtziger Jahre waren von Inflationsraten von bis zu 25 Prozent gekennzeichnet.


  In zahlreichen anderen Ländern, unter ihnen Griechenland, die Türkei, Brasilien, Argentinien, die Philippinen und Thailand, war es über die Jahre hinweg noch schlimmer. Viele von ihnen litten unter einer Hyperinflation, das heißt, das Preisniveau stieg jährlich um Hunderte oder Tausende von Prozent. In den Statistiken des Internationalen Währungsfonds aus den siebziger Jahren reichten die Diagramme nicht mehr für die Darstellung der steil ansteigenden Inflationskurve, die sich über die ganze Seite erstreckte.


  Der weltweite Anstieg der Inflation kurz vor 1970, der sich durch den Ölpreisschock des folgenden Jahrzehnts verstärkte, kam völlig unerwartet. Den größten Teil der Nachkriegszeit waren die Politiker damit beschäftigt gewesen sicherzustellen, dass die jeweilige Volkswirtschaft |195|schnell genug wuchs, um die Arbeitslosigkeit niedrig zu halten.


  Die Verantwortlichen in Regierung und Zentralbank erinnerten sich nur zu deutlich an die Vorkriegsdepression und die aus der hohen Arbeitslosigkeit resultierenden politischen Spannungen. Das Versagen der Wirtschaft ebnete den Weg für die politischen und diplomatischen Katastrophen, die schließlich zum Zweiten Weltkrieg führten. John Maynard Keynes und andere führende Ökonomen, die ein Jahrzehnt lang versucht hatten, die Ursachen der Depression und Arbeitslosigkeit festzustellen und Lösungen dafür zu erarbeiten, entwickelten Instrumente der Nachfragesteuerung, die es ihnen erlauben würden, Produktion und Beschäftigungsgrad abzustimmen.


  Ihrer Theorie zufolge spülen Steuersenkungen und steigende Staatsausgaben – beides fiskalpolitische Maßnahmen – mehr Geld in die Taschen der Verbraucher und Unternehmen, die dann mehr ausgeben und die Gesamtnachfrage erhöhen. Zinssenkungen oder die Erhöhung der umlaufenden Geldmenge durch Eingriffe der Zentralbank, wie zum Beispiel den Aufkauf von Staatsanleihen – man nennt das geldpolitische Maßnahmen – haben denselben Effekt. Bei vorgegebenem aggregiertem Angebot einer Wirtschaft führt ein Ansteigen der Nachfrage zu höheren Preisen und vermutlich auch höherer Inflation. Doch viele Jahre lang glaubte man an einen Zielkonflikt zwischen Produktion (oder Beschäftigung beziehungsweise Arbeitslosigkeit) und Inflation. Die geometrisch ausgedrückte Beziehung zwischen Arbeitslosigkeit und Inflation hat sogar einen Namen, nämlich Phillips-Kur v e. Sie ist abwärts geneigt und zeigt hohe Inflation bei einem sehr niedrigen Grad an Arbeitslosigkeit sowie geringe Inflation bei hoher Arbeitslosigkeit. Politiker können sich ihr Wunschziel demnach aussuchen und ihre fiskal- und geldpolitischen Maßnahmen entsprechend ausrichten.


  Doch die Praxis sieht immer anders aus als die Theorie. Die beschriebene Beziehung erwies sich als nicht stabil und ließ sich nur kurzfristig beeinflussen. Denn angenommen, der Staat kurbelt das |196|Wachstum an und reduziert die Arbeitslosigkeit zum Preis einer höheren Inflation: Schon bald gleichen die Menschen ihr Verhalten der neuen Inflationsrate an und fordern höhere Löhne oder Zinsen auf ihre Sparkonten oder erhöhen die Preise der Produkte, die sie anbieten. Effektiv ändert sich also, sobald die Inflationserwartungen der Menschen sich anpassen, nichts außer der Tatsache, dass die Inflationsrate nun höher ist, als sie es vorher war. Die mechanistische Phillips-Kurve ignorierte, dass Erwartungen sich ändern können. (Der Ingenieur Phillips, nach dem sie benannt wurde, konstruierte übrigens eine Maschine, durch die sich das Wirken der Wirtschaft optisch darstellen ließ.) Im Laufe der Zeit verschärfte sich der Zielkonflikt insofern, als die Unterschreitung einer bestimmten Arbeitslosenzahl die Inflation weiter in die Höhe trieb. Man nennt diese Zahl die natürliche Arbeitslosigkeit oder Nairu; sie variiert je nach Land. Außerdem verändert sie sich im Laufe der Jahre aus Gründen, die mit der jeweiligen Wirtschaftsstruktur zu tun haben.


  Die Erprobung der hier in wenigen Absätzen dargestellten makroökonomischen Maßnahmen dauerte in der Praxis mehrere Jahrzehnte und führte zu schmerzlichen Erfahrungen. Viele Länder mussten sich in der Folge mit hoher Inflation und Arbeitslosigkeit herumschlagen, einer politisch explosiven Mischung mit der Bezeichnung Stagflation.


  Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit hat – so stünde jedenfalls zu vermuten – oberste Priorität, denn sie nimmt dem Menschen nicht nur die Würde, sondern auch die Fähigkeit, für sich und seine Familie zu sorgen.


  Doch Wähler strafen Regierungen, die ihnen eine hohe Inflation bescheren, noch erbarmungsloser ab. Hohe Inflation erschwert die Zukunftsplanung, weil niemand mit Sicherheit weiß, wie viel weniger das Geld in drei oder zehn Jahren wert sein wird. Sie verteilt es von den Sparern auf die Kreditnehmer um, weil sie die reale Kaufkraft der Ersparnisse und die reale Schuldenlast senkt. Sie bestraft Menschen mit geringem oder fixem Einkommen wie Rentner, weil |197|bei Niedrigverdienern das Einkommen nie mit der Inflation Schritt hält. Ihre Fähigkeit, Güter und Dienstleistungen zu erwerben, wird kontinuierlich ausgehöhlt, wenn ihr Einkommen nicht im selben Maß steigt wie die Preise. Ich erinnere mich gut an die Überlegungen meiner Familie in den siebziger Jahren, was wir uns angesichts der hohen Inflationsrate noch leisten könnten. Meine Mutter hortete damals Kaffee und Zucker, weil die Preise dafür ständig stiegen.


  Mervyn King, der Vizepräsident der Bank of England, bezeichnete die Mitte der sechziger Jahre geborenen Briten als »Inflationsgeneration«. Für sie war Inflation die Norm und beeinflusste jede ihrer Entscheidungen von der Berufswahl (war die Altersversorgung indexgebunden?) bis zum Hauskauf (lohnte es sich, eine hohe Hypothek aufzunehmen, weil die Inflation den effektiven Rückzahlungsbetrag verringern würde?). Die Kaufkraft eines Bargeldgeschenks von 100 Pfund zu ihrer Geburt hatte sich an ihrem 30. Geburtstag auf 1 Pfund verringert.


  Zwischen 1945 und 1995 hat sich das Preisniveau in Großbritannien verzwanzigfacht. Vor dem Zweiten Weltkrieg war das Phänomen der Inflation (bis auf eine oder zwei schwerwiegende Ausnahmen) faktisch unbekannt. Wenn man sich das britische Preisniveau als die Tiefe der Themse vorstellt, die 1800 etwa 2,50 Meter betrug, variierte sie bis 1914 zwischen 1,50 Meter und etwas über 2 Meter und bis 1945 (nicht gerade eine stabile Epoche der Weltwirtschaft) zwischen circa 1,80 Meter und rund 4 Meter. Doch seit 1945 hat sich der Pegel auf über 600 Meter erhöht.


  Nach dieser lehrreichen Erfahrung des Versagens makroökonomischer Maßnahmen wäre es trotzdem leichtsinnig zu glauben, dass es nie wieder zu einer Inflation kommen wird. Inflation stellt durchaus eine Gefahr dar, besonders dann, wenn sie lange anhält, denn sie dämpft den Anreiz zu investieren, verzerrt die individuellen Entscheidungen und reduziert im Laufe der Zeit das potenzielle Angebot der Wirtschaft.


  Im Moment allerdings tritt dieses Phänomen in der Weltwirtschaft eher selten auf. Größere Sorgen muss man sich da schon über |198|eine Deflation machen, das heißt eine negative Inflation oder ein fallendes Preisniveau. Reales Wachstum und Produktionserhöhungen lassen sich nur sehr schwer realisieren, wenn die Wirtschaft aufgrund großflächiger Preisrückgänge in nominalen Beträgen schrumpft. Eine geringe Inflationsrate scheint eine wichtige Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum zu sein; allerdings sollte sie durch wirtschaftspolitische Maßnahmen kontrolliert werden. Im letzten Jahrzehnt hat sich die Festsetzung von Inflationszielen – wenn auch zugegebenermaßen unter günstigen Umständen – als solche Maßnahme bewährt.


  Großbritannien setzte als eines der ersten Länder ein Inflationsziel fest, ohne genau zu bestimmen, wie es erreicht werden soll. Seit 1993 ist die Inflationsrate aufgrund dieser Methode stabil niedrig. Seitdem hat es nicht einmal ein Vierteljahr negativen Wachstums gegeben.


  Die Methode funktioniert folgendermaßen: Die Regierung setzt der Bank of England ein Inflationsziel – im Augenblick 2,5 Prozent – sowie einen Schwankungskorridor – gegenwärtig 1,5 – 3,5 Prozent. Die Bank ist für die Realisierung dieses Ziels verantwortlich und legt den Zinssatz in regelmäßigen monatlichen Sitzungen fest. Die Details unterscheiden sich in den einzelnen Ländern. Manche optieren für eine Inflationsobergrenze, ohne einen Schwankungskorridor vorzugeben. Inflationsziele können sich auf unterschiedliche Zeithorizonte beziehen.


  Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit spielt eine wichtige Rolle. Das Protokoll wird zwei Wochen nach der jeweiligen Sitzung veröffentlicht, und die Mitglieder des Ausschusses (fünf Vertreter der Bank of England sowie vier externe, von der Regierung berufene Experten) erklären ihre Entscheidungen dem Parlament. Hier geht es nicht allein um einen demokratischen Prozess, sondern um Glaubwürdigkeit, die selbst ein gutes Instrument zur Bekämpfung der Inflation ist. Wenn alle davon überzeugt sind, dass die Inflation bei etwa 2,5 Prozent bleiben wird, verhalten sie sich entsprechend, indem sie beispielsweise keine Forderung nach einer |199|zehnprozentigen Lohnerhöhung stellen, und tragen zum Erreichen des Inflationsziels bei. Erwartungen verhinderten die erfolgreiche Umsetzung der Phillips-Kurve, sind aber bei der Methode der Inflationszielfestsetzung hilfreich.


  Diese Methode scheint aus mehreren Gründen besser zu funktionieren als frühere Maßnahmen. In der Vergangenheit glaubten Ökonomen, bei der Geldpolitik müsse man sich entscheiden, ob man der Regierung beziehungsweise der Zentralbank völlig freie Hand lässt, was, wie wir gesehen haben, alles andere als anti-inflationär war, oder fixe Regeln festsetzt – man nennt das diskretionäre und regelgebundene Politik.


  Ende der siebziger Jahre setzten viele Länder zur Bekämpfung der hohen Inflation ein Geldmengenziel fest, also eine fixe Rate für das Anwachsen der Geldmenge, weil, so der Gedanke, die Inflation eine bestimmte Höhe nicht überschreiten könne, wenn nicht genug Geld im Umlauf sei.


  Diese Maßnahme senkte die Inflation tatsächlich, brachte jedoch in vielen Ländern eine schwere, anhaltende Rezession mit sich. Außerdem konnte man irgendwann diese Regel nicht mehr anwenden, weil die Deregulierung der Geldmärkte in vielen Ländern Anfang der achtziger Jahre es unmöglich machte, ein Geldmengenangebot festzustellen, das noch irgendeine stabile und aussagekräftige Verbindung zur ökonomischen Aktivität gehabt hätte.


  Es gibt noch andere Maßnahmen. Eine, die gern von Schwellen und Entwicklungsländern angewandt wird, ist die Festsetzung von Wechselkurszielen. Wenn man die eigene Währung dauerhaft fest an den US-Dollar koppelt, kann man selbst keine höhere Inflationsrate als die Vereinigten Staaten haben. Mit anderen Worten: Die Geldpolitik wird an eine Zentralbank delegiert, die es besser kann, nämlich die Federal Reserve. Auch das funktionierte eine Weile für viele Länder.


  Argentiniens Peso zum Beispiel war sehr eng an den Dollar gekoppelt, was die hohe Inflation etwas zügelte, doch leider auch eine Rezession mit sich brachte. Der Staat nahm zu hohe Kredite auf, |200|um die Haushaltslücke zu kompensieren, die dadurch entstand, dass er viel mehr ausgab, als er durch Steuern einnahm. Ende 2001 befand das Land sich dann schließlich in einer tiefen wirtschaftlichen Krise. Diese glich vielen früheren Währungskrisen in Schwellenländern: Wenn sich abzeichnet, dass das Wechselkursziel sich nicht halten lässt, wird verstärkt gegen die betroffene Währung spekuliert. Ökonomen überraschte es nicht, dass Argentinien die Anbindung an den Dollar aufgeben, den Peso abwerten und für die Schulden, die es mittlerweile angehäuft hatte, Stundung erbitten musste. Die Krise war eine wirtschaftliche Tragödie für das Land und seine Bürger, die sich hätte vermeiden lassen, wenn die Regierung nicht ein halbes Jahrzehnt lang eine Fiskalpolitik betrieben hätte, die der restriktiven Geldpolitik zuwiderlief.


  Kurz: Unter manchen Bedingungen funktioniert eine regelgebundene Geldpolitik, unter anderen nicht. Sie eignet sich nicht besonders, wenn andere politische Maßnahmen ihr entgegenwirken. Folglich ist es am besten, diskretionäre und regelgebundene Geldpolitik miteinander zu kombinieren, um den Menschen Vertrauen einzuflößen, dass diese die Inflation niedrig hält, und sie anzupassen, wenn die Bedingungen sich ändern.


  Verfechter von Inflationszielen behaupten, genau dies zu tun. Der Rahmen ist klar abgesteckt: Die Regierung macht das Notwendige, um die Inflation im Zaum zu halten, ist aber gleichzeitig flexibel genug, um auf sich verändernde Bedingungen zu reagieren.


  Bis jetzt hat die Methode der Inflationszielfestsetzung sich nicht unter so schwierigen Bedingungen wie in den siebziger Jahren bewähren müssen, als die Inflation im Gefolge der Ölpreisschocks hochschnellte. Sie ist auch nicht die einzig mögliche geldpolitische Strategie. Die amerikanische Federal Reserve als eine der effektivsten Notenbanken der Welt hat kein explizites Inflationsziel. Allerdings verhält sie sich so, als hätte sie eines. Es gibt eine stabile Verbindung zwischen dem Verhalten der Wirtschaft und der Veränderung der Zinssätze durch die Fed – überdurchschnittliches Wachstum führt zu einer Erhöhung der Sätze und umgekehrt. Diese vorhersagbare |201|Reaktion wird als Taylor-Regel bezeichnet (nach dem unter Präsident Bush im Finanzministerium tätigen Ökonomen John Taylor).


  Es gibt auch andere interessante Experimente: Die Türkei zum Beispiel setzte im Rahmen eines Programms des IWF zur Bekämpfung ihrer wirtschaftlichen Schwierigkeiten ein Inflationsziel fest. Inzwischen ist die anfängliche Inflation von 60 Prozent auf 25 Prozent im Jahre 2003 zurückgegangen, was eine Wirtschaftskrise jedoch nicht verhindern konnte. (Das im Zuge dieser Krise abgesetzte IWF-Programm wurde inzwischen neu aufgelegt.) Abgesehen von Großbritannien haben mehrere Länder, unter ihnen Kanada, Neuseeland, Schweden, Finnland, Israel, Spanien und Australien, in der einen oder anderen Form Inflationsziele festgesetzt.


  Ganz gleich wie die Maßnahmen zur Begrenzung der Inflation aussehen, sie sollten flexibel sein. Die Zeiten ändern sich, und wie schon Keynes sagte: Wir müssen uns mit ihnen ändern.
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  |202|KAPITEL 19


  Verteidigungsausgaben: Abschied von der Friedensdividende


  »Mein Haushalt beinhaltet den höchsten Anstieg der Verteidigungsausgaben seit zwei Jahrzehnten, denn der Preis von Freiheit und Sicherheit ist zwar hoch, aber nie zu hoch«, verkündete der amerikanische Präsident George W. Bush in seiner Rede zur Lage der Nation im Januar 2002. Ein paar Wochen später stellte sich heraus, dass besagter Anstieg 48 Milliarden Dollar betrug, was angesichts der Terrorangriffe vom 11. September fünf Monate zuvor und des folgenden Krieges in Afghanistan nicht verwunderte.


  Führende amerikanische Militärs hatten schon lange höhere Verteidigungsausgaben gefordert, und die Summe, an die sie dabei dachten, belief sich auf etwa 50 Milliarden Dollar im Jahr. Ende der neunziger Jahre hatten Vertreter von Armee, Marine, Luftwaffe und Marines immer wieder darauf hingewiesen, dass die Reduzierung der Ausgaben nach dem Ende des Kalten Krieges die Verteidigungsfähigkeit der Vereinigten Staaten mindere.


  Das Verteidigungsbudget der Vereinigten Staaten erreichte seinen Spitzenwert von 304 Milliarden Dollar 1989, als die Berliner Mauer fiel und der Kommunismus in Osteuropa zu bröckeln begann. Bis 1999 verringerte es sich auf 283 Milliarden Dollar, was einem Anteil am amerikanischen BIP von 3,2 Prozent entsprach, ein markanter Rückgang im Vergleich zu den früheren 6,5 Prozent. In den Monaten unmittelbar nach dem Ende des Kalten Kriegs kam man zu der Erkenntnis, dass man die Verteidigungsausgaben senken |203|konnte – dieser Sachverhalt erhielt die Bezeichnung Friedensdividende.


  Wie stark wirkt sich der Frieden und wie stark der Kampf gegen den Terrorismus, der in Zukunft steigende Verteidigungsausgaben mit sich bringen wird, auf die Wirtschaft aus? Einsparungen im Staatshaushalt von 3 Prozent des BIP über ein Jahrzehnt sind viel Geld – allein 1999 mehr als 250 Milliarden US-Dollar, also schätzungsweise 2 Billionen Dollar in zehn Jahren. Die genaue Zahl hängt davon ab, ob man vom Verteidigungsbudget auf dem Niveau von 1989 ausgeht oder nicht. Im Jahr 1990 ließ der damalige Präsident George Bush ein Verteidigungsbudget von 350 Milliarden Dollar für 1994 absegnen; sein Nachfolger gab davon nur 250 Milliarden aus. Zwei Billionen Ersparnis im Verlauf des Jahrzehnts halte ich folglich für keine allzu schlechte Schätzung.


  Der frei werdende Betrag lässt sich entweder für andere Staatsausgaben oder zur Senkung der Staatsverschuldung nutzen. Im Laufe der neunziger Jahre verwandelte sich ein riesiges Defizit in einen großen Überschuss. Das wäre ohne die Kürzung der Verteidigungsausgaben nicht möglich gewesen.


  Die Verwandlung des Defizits von 290 Milliarden Dollar im Jahre 1992 in einen Überschuss von 236 Milliarden Dollar im Jahre 2000 führte zu einem Rückgang der langfristigen Zinssätze auf dem amerikanischen Markt für Staatsanleihen – besonders Ende der Neunziger, als den Investoren endlich klar wurde, dass der Staat tatsächlich einen Teil seiner Außenstände beglich. Wie wir bereits gesehen haben, kann die Kreditaufnahme des Staates die Kreditnachfrage des privaten Sektors zurückdrängen, weil ein Wettbewerb um das Kapital der Investoren stattfindet. Dies hat gravierende Auswirkungen, weil andere Zinssätze von der Verzinsung der langfristigen Staatsanleihen abhängen. Beispielsweise wurde die Kreditaufnahme für Hauskäufer oder Unternehmer viel leichter und billiger, als der Haushaltsüberschuss des amerikanischen Staates in den neunziger Jahren stieg. Nach dem Ende des Kalten Krieges hatte es so lange Staatsdefizite gegeben, dass sich niemand mehr richtig daran erinnern |204|konnte, wie es auf dem Geldmarkt ohne nennenswerte Konkurrenz durch den Staat zugegangen war.


  Alan Greenspan, der Präsident der Federal Reserve, erkannte die Bedeutung des Verdrängungsphänomens. Wenn sich die Friedensdividende für die Reduzierung der Staatsverschuldung verwenden ließe statt zur Finanzierung anderer Programme, so seine Meinung, würden Investoren dafür sorgen, dass ihr Geld produktiven Zwecken zuflösse, und das würde der Wirtschaft hochgradig nutzen. Als Bill Clinton 1992 Präsident wurde, versprach Alan Greenspan ihm niedrigere Zinssätze, falls er anfinge, die Staatsverschuldung abzubauen. Daraufhin führte Clinton das Geld, das er durch die Kürzung des Verteidigungshaushalts sparen konnte, teilweise Medicare und Social Security zu und verringerte mit dem Differenzbetrag konsequent das staatliche Haushaltsdefizit. Der Anteil der Verteidigung an den gesamten Staatsausgaben fiel von 28 Prozent Ende der achtziger Jahre auf 16 Prozent im Jahre 1999.


  Viele Demokraten standen dem skeptisch gegenüber, weil sie fürchteten, dass weniger Geld für Sozialprogramme übrig bleiben würde, als sie gehofft hatten. Wieso besaßen die Finanzmärkte größere Bedeutung als die demokratisch gewählte Regierung? James Carville, der Wahlkampfleiter Clintons, meinte einmal: »Früher dachte ich, wenn es so etwas wie die Wiedergeburt tatsächlich gibt, würde ich gern als der amerikanische Präsident oder der Papst oder ein Top-Baseballer wieder auf die Welt kommen, aber jetzt wäre ich gern der Kapitalmarkt. Vor dem haben alle Respekt.«


  Auch andere Gruppen waren skeptisch. Bis dahin hatte der Staat Forschungs- und Entwicklungskosten für neue Technologien in Form von Militär- und Raumfahrtprogrammen übernommen – ein Ergebnis war beispielsweise das Internet. In den USA ist der zivile Anteil an diesen Kosten schon seit geraumer Zeit viel geringer als in anderen Industrienationen wie Deutschland oder Japan – 1,9 Prozent des BIP in den Vereinigten Staaten gegenüber 2,5–3 Prozent dort. Nun befürchteten viele, dass private Unternehmen die Reduktion der militärischen Forschung nicht ausgleichen würden (obwohl der Ökonom |205|William Baumol argumentiert, dass Amerikas militärische Stärke auf zivilem Know-how und unternehmerischer Innovationsbereitschaft gründet und nicht umgekehrt). Die Befürchtungen bewahrheiteten sich. Im Augenblick lässt sich noch nicht sagen, ob das langfristig die Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Wirtschaft deutlich beeinflussen wird, weil Innovation Zeit benötigt und alles andere als sichere Ergebnisse bringt. Allerdings brauchen sich die Amerikaner keine Sorgen zu machen, weil ihr Land weltweit noch immer auf fast allen Gebieten der Technologie der unangefochtene Spitzenreiter ist.


  Alan Greenspans Vorschlag bewährte sich in der Praxis. In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre blieben die Zinsen in den USA niedrig, die Investitionen in neue Unternehmen und Technologien stiegen, und die US-Wirtschaft erlebte ihren längsten Boom seit dem Beginn relevanter Aufzeichnungen. Natürlich fand auch dieser Aufschwung irgendwann ein Ende, aber man könnte den Investitionsboom der New Economy durchaus als unmittelbaren Effekt der Friedensdividende interpretieren.


  Nicht nur die Vereinigten Staaten profitierten von der Friedensdividende. Global gesehen, fielen die Verteidigungsausgaben von 3,6 Prozent des Welt-BIP im Jahre 1990 auf 2,4 Prozent im Jahre 1999, allerdings konzentriert auf die Industrienationen und die postkommunistischen Länder. In den Entwicklungsländern wurden die Ausgaben fürs Militär kaum gekürzt oder in einigen Fällen sogar erhöht. Die weltweite Friedensdividende des Jahres 1999 könnte 350 – 400 Milliarden US-Dollar betragen haben. Das entspricht dem Wert der niederländischen Wirtschaft. Nach Ansicht des Internationalen Währungsfonds waren jene ärmeren Länder, die sich für die Nutzung der Friedensdividende entschieden, in der Lage, sowohl die Ausgaben für Gesundheit und Bildung zu erhöhen als auch ihr Haushaltsdefizit zu reduzieren.


  Der britische Finanzminister orientierte sich an Clintons Vorbild und beschloss, zuerst die Kreditaufnahme des Staates zu reduzieren und dann erst die Ausgaben für Sozialprogramme zu erhöhen, was viele Labour-Abgeordnete als Priorität bevorzugt hätten. Gordon |206|Brown musste sich wegen seiner betonten »Umsicht« Spott gefallen lassen, doch seine Politik führte zu einem Haushaltsüberschuss. Er konnte einen Teil der Staatsverschuldung abtragen und bei einer jährlichen Zinslast von etwa 25 Milliarden Pfund 2 Milliarden einsparen. Genau wie in den Vereinigten Staaten fiel auch in Großbritannien das Niveau der langfristigen Zinsen auf den tiefsten Stand seit vielen Jahren.


  Regierungen steht es frei, die Ausgaben- und Steuerhöhe und das Verhältnis der beiden zueinander zu bestimmen. Der Konjunkturzyklus spielt dabei eine Rolle, weil eine Rezession immer die Steuereinnahmen verringert und automatisch die Ausgaben des Staates, zum Beispiel für die Arbeitslosenunterstützung, erhöht. So etwas nennt man automatische Stabilisatoren. Sie begrenzen die Auswirkungen einer Konjunkturabschwächung auf den privaten Sektor und ergeben sich, ohne dass der Staat eine Entscheidung treffen müsste.


  Doch zurück zur Friedensdividende: Durch sie wurden riesige Beträge frei. Das überrascht nicht, denn Krieg ist keine inhärent produktive Aktivität. Allgemeine Unsicherheit führt dazu, dass die Ausgaben für Investitionen niedriger ausfallen als sonst vielleicht möglich, weil die Risikobereitschaft von Unternehmen abnimmt und die Geschäftskosten steigen. Schon der geringste Anstieg der Kosten kann drastische Auswirkungen auf die individuellen Investitionsentscheidungen und den internationalen Handel haben. Manche Branchen – beispielsweise Fluggesellschaften und Touristikunternehmen – waren besonders stark von den Folgen der Terroranschläge betroffen. Parallel dazu sank die Zahl der Einwanderer in die Vereinigten Staaten, was einer Reduzierung des Zustroms von Fähigkeiten und Energie entspricht, die der Wirtschaft in den neunziger Jahren zu einem Boom verhalfen.


  Es liegt im Ermessen des Präsidenten zu entscheiden, ob weitere Erhöhungen des Verteidigungshaushalts nötig sind, oder auch, ob er das Haushaltsdefizit durch Steuererhöhungen oder durch die Kürzung anderer Ausgaben bekämpfen will. Fürs Erste hat er für Steuersenkungen |207|optiert, weil die Wirtschaft, die sich Anfang 2002 in einer Rezession befand, seiner Meinung nach angekurbelt werden musste. Die Republikaner lieben Steuersenkungen, aber Bush wird sich klar machen müssen, inwieweit die durch die Verteidigung verursachte Ausgabenlast sich direkt auf das Defizit und somit auch auf die langfristigen Zinssätze niederschlagen darf.


  Außerdem erhebt sich für Nichtamerikaner – selbst für die engsten Verbündeten – die Frage, ob die Vereinigten Staaten tatsächlich 350 Milliarden Dollar jährlich für die Verteidigung ausgeben müssen. Natürlich stützen auch diese Ausgaben die Wirtschaft. Neue Staatsaufträge helfen zum Beispiel vielen Hightech-Unternehmen, die seit der Krise der New Economy zu kämpfen haben. Ob sie militärisch gesehen tatsächlich unerlässlich sind, ist jedoch eine andere Frage. Vor Bush gaben die USA so viel für die Verteidigung aus wie die neun Länder mit den nächsthöchsten Militärausgaben zusammengenommen. Obwohl die Erhöhung des Verteidigungshaushalts unter Bush lediglich 0,1 Prozent des BIP ausmacht, übertreffen die amerikanischen Militärausgaben nun die der 15 nächstgrößten Länder. Die Erhöhung um jährlich 48 Milliarden Dollar allein entspricht dem doppelten Verteidigungshaushalt Italiens. Könnte es sein, dass die Supermacht ein bisschen übertreibt?


  Ist wirklich so viel Geld nötig, um die militärische und diplomatische Weltvormachtstellung zu erhalten? Es fällt schwer, sich vorzustellen, dass irgendein anderes Land – einschließlich China – in der Lage wäre, zu den Vereinigten Staaten aufzuschließen. Vielleicht in einer oder zwei Generationen, wenn Chinas Wirtschaft endlich die in sie gesetzten hohen Erwartungen erfüllt. Und die Ökonomie des alten Gegners aus dem Kalten Krieg, Russland, ist heute vernachlässigbar, auch wenn das Land Atomwaffen besitzt. Es steht vor wichtigeren Aufgaben, als seine Steuereinnahmen für die Rückgewinnung eines Supermachtstatus zu verwenden.


  Wird noch mehr Geld für Kriegsgerät den Sieg im Kampf gegen den Terrorismus sichern? Militärs beantworten diese Frage vermutlich mit ja, aber was sollen sie auch anderes sagen?
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  |208|KAPITEL 20


  Wetter: Warum Ökonomen sich für das Sexleben von Schweinen interessieren


  Das Wetter: das beliebteste Gesprächsthema der Briten. Entweder es ist schlecht (die meiste Zeit, weswegen man sich darüber beklagen muss) oder gut (das ist so ungewöhnlich, dass es Würdigung verdient). Beim Schreiben dieses Kapitels genieße ich – die Fenster sind weit geöffnet – einen der wärmsten Juni-Tage, an die ich mich erinnern kann. Die Bauarbeiter auf der anderen Straßenseite bohren vor sich hin, und aus ihrem Radio dröhnt laute Popmusik. Laster und Pkws brausen vorbei. Draußen unterhalten sich die Leute. Wie, um Himmels willen, soll man da arbeiten?


  Tja, eigentlich arbeitet kaum jemand. In vielen kontinentaleuropäischen Großstädten, wo der Sommer normalerweise sehr heiß ist, es aber nicht in allen Büros Klimaanlagen gibt, nehmen die meisten Werktätigen irgendwann ab Juli Urlaub. Paris, Rom und Barcelona bleiben in der staubigen Hitze des Sommers sich selbst und den Touristen überlassen, und die Wirtschaft kommt praktisch zum Erliegen.


  Normalerweise böte das Anlass zur Sorge. Doch über bestimmte Abweichungen vom typischen Konjunkturzyklus macht sich niemand Gedanken. Nehmen wir zum Beispiel die Weihnachtseinkäufe: Etwa ein Fünftel der Jahreseinnahmen rauscht in den vier Wochen vor dem Christfest in die Kassen des Einzelhandels. Der größte Teil des Rests kommt während der Schlussverkäufe herein. Hierzu ein paar Zahlen: Im Februar 2001 gaben die amerikanischen Verbraucher |209|219 Milliarden Dollar aus, verglichen mit 311 Milliarden im Dezember desselben Jahres, das entspricht einem Unterschied von 25 Prozent. Die durchschnittlichen Einnahmen des britischen Einzelhandels in einem ruhigen Monat wie Februar 2000 betrugen 3,6 Milliarden Pfund, im Dezember desselben Jahres 5,5 Milliarden – eine Differenz von mehr als 50 Prozent zwischen dem ruhigsten und dem lebhaftesten Monat.


  Das Wetter ist die Ursache vieler saisonaler Abweichungen in Wirtschaftsstatistiken, doch von den meisten Ökonomen wird es einfach ignoriert. Der Bedarf an Heizung oder Kühlung beeinflusst die Stromerzeugung und folglich auch die Ölförderung und den Kohlebergbau. Menschen kaufen am liebsten dann neue Kleidung, wenn eine deutliche Temperaturveränderung bevorsteht. Bauarbeiter müssen bei heftigem Regen oder Schneestürmen das Werkzeug beiseite legen. Außerdem wirkt das Wetter sich auf die Ernte und somit auf die Menge und den Preis landwirtschaftlicher Produkte aus.


  Selbst der Aktienmarkt ist betroffen. Das Handelsvolumen an der Londoner Börse geht immer an den Tagen zurück, an denen eine der großen Sommersportveranstaltungen wie zum Beispiel das Rennen in Ascot oder das Turnier in Wimbledon stattfindet. Viele Unternehmen stellen die aktuellen Ergebnisse in ihr betriebliches Intranet, damit nicht so viele Arbeitnehmer sich telefonisch erkundigen oder heimlich die Radioübertragung mitverfolgen.


  Auch an heißen Tagen wird – manchmal im Vergleich zum Durchschnitt um bis zu 20 Prozent – weniger gehandelt. Diesen Juni lagen die Temperaturen 25 Prozent über dem Durchschnitt, letztes Jahr im selben Monat 7 Prozent darunter. Schön, der Aktienmarkt ist in den vergangenen zwölf Monaten sowieso nicht gerade in einer Boomphase gewesen, aber die Anzahl der Aktiengeschäfte an der Londoner Börse lag diesen Juni an fast allen Tagen unter den Vorjahreswerten.


  Laut einer Studie des Jahres 1993 werden auch die Kurse an der Wall Street vom Wetter beeinflusst: Sonnenschein stimmt die Investoren optimistischer. In einem Artikel von 2001 heißt es, dass die |210|Aktien auf 26 Börsenplätzen von 1982 bis 1997 an besonders sonnigen Tagen überdurchschnittlich zulegten und an wolkigen weniger. An der New Yorker Börse stand ein 25-prozentiger Kursgewinn an einem sonnigen Tag einem Anstieg von weniger als 9 Prozent an einem wolkigen gegenüber.


  Die Erklärung für das geringere Handelsvolumen liegt auf der Hand: Wenn die Sonne scheint, verbringen die Broker ihre Mittagspause draußen im Freien. Es heißt, dass das Internet die Saisonalität im Handel noch verstärkt hat. Private Investoren sind besonders gern ein Stündchen online, wenn das Wetter schlecht ist, gehen bei gutem aber lieber auf den Golfplatz. Doch die Sonne ist nicht der einzige Faktor. Forscher fanden heraus, dass Aktien um den Neumond herum mehr zulegen als bei Vollmond – das gilt für 43 von 48 untersuchten Märkten.


  Statistiker versuchen, in ihren veröffentlichten Daten saisonale Schwankungen zu berücksichtigen, doch das ist gar nicht so leicht. Wenn die Dezember-Verkäufe im Einzelhandel zum Beispiel 20 Prozent über dem Durchschnitt der vergangenen zehn Jahre liegen, bereinigen sie den Dezember-Wert um 20 Prozent. (Klingt leicht, ist aber in der Praxis etwas komplizierter.) Obwohl viele der allgemein gebräuchlichen Methoden für die saisonale Bereinigung dazu neigen, solche Schwankungen überzubewerten, funktioniert der Ansatz recht gut, wenn sich saisonale Muster im Laufe der Jahre kaum verändern – bei unberechenbareren wie dem Wetter liegen die Dinge anders.


  Das kann zu sehr unterschiedlichen Interpretationen der wirtschaftlichen Lage führen, besonders dann, wenn es lediglich um ein paar Zehntelprozentpunkte geht. Veränderungen in dieser Größenordnung entstehen oft durch überdurchschnittliche saisonale Schwankungen. Viele Ökonomen beziehen diese leider nicht in ihre Überlegungen mit ein.


  Mein Lieblingsbeispiel ist die Fluktuation des Preises für Schweinefleisch über einige Jahre, als ein sehr feuchter auf einen heißen Sommer folgte. Laut Aussage der Regierungsstatistiker bekommen Schweine bei Sonnenschein viel mehr Lust auf Sex – nun, geht es uns |211|nicht allen so? Folglich gab es im oben beschriebenen Fall im einen Sommer jede Menge Ferkel, im nächsten einen Mangel mit den entsprechenden Konsequenzen für den Schweinefleischmarkt. Auf den ersten Blick sah es so aus, als triebe der Anstieg der Fleischpreise die Inflation in die Höhe, doch bei genauerem Hinsehen stellte der Vorgang sich als nicht besorgniserregend heraus.


  Manche Wetterphänomene haben einen sehr viel stärkeren Einfluss auf die Wirtschaft als saisonale Schwankungen; ein Beispiel ist der El Niño. In normalen Jahren herrscht vor der Westküste Südamerikas ein Hochdruck- und vor der Ostküste Australiens ein Tiefdrucksystem. Die vorherrschende Windströmung ist daher von Osten nach Westen gerichtet. Warmes Oberflächenwasser wird von Osten in Richtung Asien und Australien getrieben, was zum Nutzen der Landwirtschaft und Industrie in diesen Regionen zu Niederschlägen führt, während im östlichen Pazifik kaltes, aber nährstoffreiches Wasser aus den Tiefen des Ozeans an die Oberfläche tritt, was die Lebensbedingungen für tropische Fische ideal macht und vorteilhaft für die südamerikanische Fischerei ist.


  Leider gibt es periodische Abweichungen von diesem Muster. Während Las Niñas intensiviert es sich, sodass die Meerestemperatur sehr viel stärker absinkt. Bei Los Niños kehrt das Muster sich um: Die Meerestemperaturen steigen; warmes Wasser treibt auf die Pazifikküste des amerikanischen Kontinents zu.


  Los Niños ereignen sich für gewöhnlich in Drei- bis Sieben-Jahres-Intervallen, dauern zwei Jahre und variieren stark in ihrer Intensität. Besonders extreme Beispiele, durch die die Fischerei vor der amerikanischen Pazifikküste von Chile bis British Columbia stark beeinträchtigt wurde, trugen sich 1982–83 und 1997–98 zu. Zusätzlich veränderten globale atmosphärische Störungen den Jetstream und damit die Wetterstrukturen weltweit. Beide erwähnten Los Niños fielen mit Zeiten großer wirtschaftlicher Turbulenzen zusammen und trugen vielleicht zu ihrer Entstehung bei: mit der lateinamerikanischen Schuldenkrise im ersten und der südostasiatischen Finanzkrise im zweiten Fall.


  |212|Es gibt zahlreiche Berichte (also keine Statistiken) über die schädlichen Auswirkungen des Phänomens auf die Wirtschaft. Während des letzten El Niño wurden Ecuadors Reisernte weggespült, die Kupferminen in Chile und Peru überflutet, Australiens Weizenernte durch Trockenheit geschädigt, Indonesien von Waldbränden heimgesucht, die einen großen Teil Südostasiens in dichten Rauch hüllten, die hydroelektrische Produktion der Region durch Dürre reduziert sowie die kalifornische Gemüseernte durch Ungeziefer dezimiert, das Feuchtigkeit liebt. Außerdem konnten einige große Schiffe den Panamakanal nicht passieren, weil der Wasserstand zu niedrig war.


  Eine neuere, systematischere Studie des Internationalen Währungsfonds bestätigt, dass Los Niños zur weltweiten Erhöhung der Rohstoffpreise beitragen und somit verstärkend auf die weltweite Inflation sowie dämpfend auf das weltwirtschaftliche Wachstum wirken. Ein Fünftel der Schwankungen bei den Weltrohstoffpreisen innerhalb von Vier-Jahres-Intervallen wird der Variation von Wettermustern zugeschrieben. Nicht nur die Pazifik-Region, sondern auch die hauptsächlich der nördlichen Hemisphäre angehörenden G7-Länder spüren die negativen Auswirkungen. El Niño ist laut Aussage des IWF für 10–20 Prozent der Veränderung der Inflationsrate und der Wirtschaftsaktivität weltweit verantwortlich.


  Da wundert es nicht, dass manche Forscher sich nun den Auswirkungen der Klimaveränderung auf die Weltwirtschaft zuwenden. Die Klimaveränderung könnte unerwartet mittelfristig neue Wettersysteme schaffen und bereits bestehende zerstören.


  Ein Forschungszweig, der bereits 1884 entstand, beschäftigt sich mit einem anderen zyklischen Phänomen, den Sonnenflecken, das heißt erratischen Zonen ungewöhnlicher Aktivität auf der Sonnenoberfläche. Der Ökonom William Stanley Jevons fand heraus, dass eine starke Korrelation zwischen verstärkter Sonnenfleckenaktivität, die in Zyklen von elf- bis 100-jähriger Dauer variiert, und Finanzkrisen besteht. Jevons entdeckte diesen Zusammenhang, als er die Auswirkungen von Wetterschwankungen auf die Landwirtschaft, die |213|im ausgehenden 19. Jahrhundert noch eine viel wichtigere Rolle spielte als heute, untersuchte.


  Das Ende der Nasdaq-Hausse in den zwölf Monaten nach dem Höchststand im März 2001 fiel mit verstärkter Sonnenfleckenaktivität und so gewaltigen Solarstürmen zusammen, dass eine Weile befürchtet wurde, die Nachrichtensatelliten rund um die Erde könnten außer Gefecht gesetzt werden. Auch die Untersuchung der globalen Erwärmung steht in der Tradition von Jevons. Forscher sagen voraus, dass die Klimaveränderungen zu mehr Trockenheit in manchen Regionen und häufigeren Flutkatastrophen in anderen führen werden. Das wärmere, feuchtere Wetter würde die Ausbreitung von Moskitos und damit von Malaria bedeuten, die zusätzlich 290 Millionen Menschen bedrohen könnte.


  Manche Wissenschaftler sind der Meinung, dass das Klima nicht nur den Konjunkturzyklus beeinflusst. In seinem bemerkenswerten Buch Arm und Reich argumentiert Jared Diamond, Professor für Physiologie an der University of California Medical School, dass sich das wirtschaftliche Schicksal von Nationen durch Geografie und Klima erklären lässt. Das Klima spielte beispielsweise eine wesentliche Rolle beim erfolgreichen Aufbau der Landwirtschaft in manchen Regionen, wogegen er in anderen nicht möglich war. Es liefert Hinweise darauf, warum manche Völker von bestimmten Krankheiten hinweggerafft wurden oder noch immer davon heimgesucht werden.


  Afrika zum Beispiel hat keine heimischen Tiere und relativ wenige heimische Pflanzen, die sich leicht domestizieren lassen. In den Tropen gibt es gefährliche Krankheiten wie Malaria, Gelbfieber und Cholera, die alle die wirtschaftliche Entwicklung behindern. Spanischen Mikroben fielen weit mehr amerikanische Ureinwohner zum Opfer als den Konquistadoren. Schätzungen zufolge ging die Zahl der einheimischen Bevölkerung im Jahrhundert nach Kolumbus’ Ankunft in der Neuen Welt um 95 Prozent zurück. Während die europäischen Krankheiten sich als tödlich für die amerikanischen Ureinwohner erwiesen, starben nur wenige Spanier und Portugiesen an |214|Infektionen, die sie sich in Amerika holten. Diamond glaubt, dass ihr Umgang mit domestizierten Tieren in Europa eine größere Resistenz gegen Bakterien und Viren bewirkt hatte, während die Amerikaner nur wenige Haustiere hielten und deshalb kaum Resistenzen entwickeln konnten.


  Manche Entwicklungsökonomen (besonders Jeffrey Sachs von der Columbia University) argumentieren, dass die Bemühungen, die Armut in den ärmsten Ländern der Welt – besonders in Afrika – in den Griff zu bekommen, die spezifischen klimatischen Probleme nicht außer Acht lassen dürfen. Das Klima beeinflusst die Gesundheit und die landwirtschaftliche Produktivität, die in den tropischen Ländern um ein Drittel bis die Hälfte unter derjenigen der gemäßigten Zonen liegt. Sachs weist darauf hin, dass nur drei der 30 Länder mit dem höchsten Pro-Kopf-BIP zwischen 23,45 Grad nördlicher und südlicher Breite liegen. Dabei handelt es sich um das winzige, atypische Hongkong sowie um Singapur und Mauritius. Das Durchschnittseinkommen in den 72 tropischen Ländern mit einem Drittel der Weltbevölkerung beträgt lediglich ein Fünftel des Durchschnitts in (nichtsozialistischen) Ländern der gemäßigten Zonen. (Sachs fügt hinzu, dass auch Kapitalismus und Nichtteilnahme an Kriegen zur positiven wirtschaftlichen Entwicklung beitrugen.)


  Dieser Ansatz ist noch immer kontrovers. Umweltschützer nähern sich der Problematik aus der entgegengesetzten Richtung und treten (bisher erfolglos) für ein Verbot des Pestizids DDT ein, das über riesigen Tropengebieten versprüht wird, um die Moskitos auszurotten und die Malaria einzudämmen. Doch sie unterschätzen die Auswirkungen dieser Krankheit auf Mensch und Wirtschaft. Auch viele Ökonomen konzentrieren sich nach wie vor auf traditionelle Ansätze wie die Investition in infrastrukturelle Maßnahmen, zum Beispiel den Ausbau von Straßen und Stromnetzen, um armen Ländern zu wirtschaftlichem Wachstum zu verhelfen.


  Selbst Ökonomen, die fest an die Bedeutung geografischer Gegebenheiten für die Erklärung bereits bestehender wirtschaftlicher Aktivitäten – beispielsweise das Vorhandensein eines schiffbaren |215|Flusses oder die Ausbreitung bestimmter Krankheiten – glauben, wie Paul Krugman von der Princeton University, sind der Ansicht, dass die Geografie nicht das unabänderliche Schicksal des Menschen bleiben muss.


  Trotzdem sollten wir, die wir in den gemäßigten Zonen leben, dankbar sein. Sogar in London, wo wir höchstens einmal alle zehn Jahre einen warmen, sonnigen Juni genießen können.
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  |216|KAPITEL 21


  Arbeit: Warum?


  »Vergessen Sie nicht, dass Zeit Geld ist. Wer mit seiner Arbeit 10 Shilling am Tag verdienen kann, aber die Hälfte dieses Tages verbummelt, auch wenn er dabei nur Sixpence ausgibt, sollte das nicht als die einzigen Kosten betrachten; in Wirklichkeit hat er noch 5 Shilling ausgegeben oder besser weggeworfen.« Diese Mahnung gab Benjamin Franklin seinen Lesern 1736 mit, als am Horizont die ersten Ausläufer der Industriellen Revolution heraufdämmerten. Diese Einstellung veranlasste Max Weber, einen Ökonomen des frühen 20. Jahrhunderts, zu dem berühmten Schluss, dass die Arbeitsethik das Herz des Kapitalismus sei.


  Doch die Ökonomie beruht auf dem weit vernünftigeren Gedanken, dass den Menschen Freizeit lieber ist als Arbeit beziehungsweise dass sie hauptsächlich arbeiten, um das Geld zu verdienen, mit dem sie sich Dinge kaufen können, sei es Nahrung und ein Dach über dem Kopf oder Designerschuhe und Kinokarten.


  Sehr vieles scheint heute eher für die Freizeit- als für die Arbeitsethik zu sprechen. Die Menschen arbeiten immer weniger, je besser es ihnen geht. Mehr als ein Jahrhundert nach Benjamin Franklins Ermahnung, genauer gesagt 1870, absolvierte ein typischer Arbeiter in einer der führenden Ökonomien der Welt durchschnittlich 3 000 Arbeitsstunden im Jahr. Das entspricht fast 58 Wochenstunden je Woche ohne Urlaub oder sechs Arbeitstagen zu mehr als 9,5 Stunden in allen 52 Wochen des Jahres. Doch von 1870 bis 1990 erhöhte sich |217|die Menge der Freizeit stetig; der Anspruch auf Urlaub stieg; das Rentenalter sank; in den meisten Ländern wuchs der Anteil der Teilzeitbeschäftigten; die Durchschnittsarbeitszeit der normal Beschäftigten verringerte sich. Die Gründe für den Rückgang der Arbeitszeit variierten je nach Land und Zeit. Die durchschnittliche Anzahl der Jahresarbeitsstunden fiel 1990 in den Industrienationen auf 2 000. Diese kontinuierliche Entwicklung seit 1870 wurde in einigen Ländern nur kurzfristig während des Zweiten Weltkriegs unterbrochen.


  Allerdings schwächte sich der Trend vor etwa einem Jahrzehnt deutlich ab und kam in manchen Fällen sogar zum Stillstand. Ein oder zwei Länder, insbesondere die USA, erlebten den ersten Anstieg der Arbeitszeit seit über einem Jahrhundert. In Staaten mit weiter sinkenden Arbeitszeiten hängt das entweder mit der neuen Gesetzgebung – zum Beispiel die Einführung der 35-Stunden-Woche in Frankreich 1999 – oder, wie in Deutschland, mit Absprachen zwischen Regierung, Gewerkschaften und großen Unternehmen zusammen.


  In Entwicklungsländern mit niedrigem Einkommen, besonders jenen, in denen sich die Produktion am stärksten erhöht, arbeiten die Menschen länger. Das führt zu schnellem Wirtschaftswachstum, und der durchschnittliche Lebensstandard steigt. Doch irgendwann nimmt die Arbeitszeit wieder ab, und eine weitere Verbesserung des Lebensstandards muss sich ausschließlich aus höherer Produktivität speisen. Arbeiten die Menschen nicht länger, können sie nur wohlhabender werden, wenn sie ihre Arbeit besser machen. Das ist gar nicht so einfach: Die Wirtschaft wächst in reichen Ökonomien viel langsamer als in den Entwicklungsländern mit mittlerem Einkommen, wo nicht nur die Zahl der Arbeitsstunden steigt, sondern auch die Anstrengung der Beschäftigten.


  Ist das aus ökonomischer Sicht logisch nachvollziehbar? Wieso steigt die Zahl der Arbeitsstunden und fällt dann wieder, wenn das Land sich weiter entwickelt? Warum besteht in vielen Ländern ein Abwärtstrend? Und warum kommt dieser Trend zum Stillstand?


  Hier geht es um das Arbeitsangebot, darum, wie viel die Menschen arbeiten wollen und wie effektiv sie sind. Langfristige Trends |218|haben mit der Angebotsseite der Ökonomie zu tun, nicht mit Fluktuationen der Nachfrage. Menschen wollen arbeiten, um ein Einkommen zu haben, mit dem sie Güter und Dienstleistungen erwerben können. Andererseits ist den meisten Leuten – Ausnahmen sind Menschen, die sich über die Arbeit definieren oder schlicht und ergreifend nicht so viel Zeit mit ihrer Familie verbringen wollen – Freizeit wichtiger als Arbeit.


  In einem Diagramm zur Darstellung des Arbeitsmarktes steigt die Arbeitsangebotskurve an. Ein höherer Stundenlohn führt zu mehr Arbeit, weil Beschäftigte ein höheres Einkommen erzielen wollen.


  Doch bei sehr hohen Löhnen wird dieser Einkommenseffekt möglicherweise durch den Substitutionseffekt aufgehoben, wenn sich mehr Leute für die Freizeit entscheiden. Sie können dasselbe Einkommen bei geringerer Arbeitszeit halten, wenn der Stundensatz hoch genug ist, also ersetzen sie zusätzliches Einkommen durch Freizeit. Bei den sehr hohen Löhnen neigt sich die Arbeitsangebotskurve nach hinten beziehungsweise nach unten.


  Diesen Kurvenverlauf erhält man für viele Länder, wenn man die Kombination von Durchschnittslohn und Durchschnittsarbeitszeit aufzeichnet. Bei niedrigen bis mittleren Einkommen absolvieren Arbeiter mehr Stunden, und die Einkommen steigen. Auf einem höheren Niveau des Wohlstands entscheiden sich viele Beschäftigte für weniger Arbeitsstunden und einen geringeren Anstieg des Einkommens.


  Untersuchungen weisen darauf hin, dass je nach Land auch bei ähnlicher wirtschaftlicher Entwicklung unterschiedliche Präferenzen vorliegen. Der amerikanische oder japanische Durchschnittswerktätige beispielsweise hat zehn Tage Urlaub im Jahr (plus Feiertage), der britische 21 und der dänische 30. Erst auf der Höhe des Booms in den neunziger Jahren führten manche amerikanische Unternehmen Sonderurlaube oder Freizeitkonten für besonders begehrte Arbeitnehmer ein, doch dieses Experiment wurde wieder eingestellt, als der wirtschaftliche Abschwung begann.


  |219|Etwa 40 Prozent der europäischen Beschäftigten geben einer geringeren Arbeitszeit den Vorzug gegenüber einem höheren Einkommen; zwei Drittel der Teilzeitbeschäftigten sagen, ihnen sei diese Form der Tätigkeit lieber, und einer von acht normal Beschäftigten erklärt, auch er hätte gern eine Teilzeitbeschäftigung, obwohl der Stundenlohn durchschnittlich weniger als drei Viertel des bei normaler Beschäftigung erzielbaren Niveaus beträgt. Amerikanische Meinungsumfragen hingegen weisen auf eine starke Präferenz für ein höheres Einkommen, nicht für weniger Arbeitsstunden, und für normale, nicht Teilzeitbeschäftigung hin.


  Da überrascht es nicht, dass die Hälfte der neuen Arbeitsplätze, die in Europa zwischen 1987 und 1997 entstanden, Teilzeitjobs waren, während in den Vereinigten Staaten (wo insgesamt viel mehr neue Arbeitsplätze geschaffen wurden) der Anteil an Teilzeitbeschäftigung rückläufig ist. In Europa sind hauptsächlich Eltern kleiner Kinder auf Teilzeitbasis tätig, in den USA Studenten und ältere Beschäftigte. 1999 arbeiteten 13 Prozent der Amerikaner Teilzeit, in Frankreich 15, in Deutschland 17, in Großbritannien 23 und in den Niederlanden 30 Prozent.


  Es drängt sich also der Verdacht auf, dass Europäern Freizeit lieber ist als Amerikanern und Japanern. Zwar gilt der Zielkonflikt zwischen Einkommen und Freizeit für Arbeiter auf der ganzen Welt, aber differierende Präferenzen führen zu unterschiedlichen Entscheidungen. Wie sich das auf den tatsächlichen Lebensstandard auswirkt, hängt von der Zahl der Werktätigen und dem Produktivitätsniveau in jedem Land ab, mit anderen Worten: davon, wie viel Output die Wirtschaft pro Arbeitsstunde zu produzieren in der Lage ist. In den USA arbeiten die Werktätigen nicht nur mehr als anderswo, dort hat auch ein größerer Anteil der erwachsenen Bevölkerung einen Job.


  Die Beschäftigungsquote, das heißt der Anteil der Beschäftigten an der Bevölkerung zwischen 15 und 64 Jahren, liegt in den Vereinigten Staaten bei 74 Prozent. Großbritannien folgt mit 72 Prozent; in vielen anderen europäischen Ländern liegt sie lediglich bei |220|50 – 60 Prozent. Das lässt sich nicht nur auf hohe Arbeitslosigkeit zurückführen, sondern auch darauf, dass der Anteil bestimmter Gruppen (verheiratete Frauen, alleinerziehende Mütter oder Väter, ältere Menschen kurz vor dem Ruhestand, junge Leute unter 25 Jahren) an der arbeitenden Bevölkerung niedrig ist.


  Nicht nur die Zahl der werktätigen Amerikaner ist höher, nein, sie arbeiten auch länger und ausgesprochen produktiv. Das Durchschnittsniveau der Produktivität in den Vereinigten Staaten liegt mehr als 20 Prozent über dem britischen. Großbritannien hinkt allerdings im internationalen Vergleich ohnehin hinterher. Frankreich, Deutschland, Japan oder kleinere europäische Länder haben Produktivitätsniveaus, die dem amerikanischen sehr nahe kommen oder dieses in Teilaspekten sogar übertreffen.


  Folglich liegt das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen in Amerika höher als fast überall sonst auf der Welt. (Lediglich kleinere Länder wie Monaco oder Luxemburg haben ein noch höheres Niveau, aber sie kann man kaum als typisch erachten.) Der Durchschnittsamerikaner verdient im Jahr 32 000 US-Dollar, der Deutsche 26 000 US-Dollar und der Spanier 18 000 US-Dollar (in diesen Pro-Kopf-Durchschnittswerten sind auch Kinder erfasst).


  Das ist also der Lohn für die fleißigen Amerikaner. Aber ist Geld alles? Natürlich wird niemand behaupten wollen, dass Arbeitslosigkeit keine Belastung der Wirtschaft und Gesellschaft darstellt oder dass es nicht wichtig ist, ein hohes Produktivitätsniveau der Werktätigen zu haben, aber die meisten Europäer würden sich trotzdem für ihre vergleichsweise kurzen Arbeitszeiten und langen Ferien entscheiden. Schließlich wurden hier la dolce vita und das Kaffeehaus erfunden. Wenn die Europäer mit ihrem im Vergleich zu dem der Amerikaner niedrigeren Einkommen zufrieden und glücklicher sind als diese, soll das den Ökonomen recht sein.


  Es gibt Daten über das Ausmaß der Zufriedenheit (das sich eigentlich nur feststellen lässt, indem man Leute befragt). Armut und Arbeitslosigkeit machen Menschen eindeutig unglücklich; das Schlimmste an der Arbeitslosigkeit scheint allerdings zu sein, dass |221|die Betroffenen weniger Geld haben. Als französische Arbeitslose 1999 streikten, taten sie das nicht für Jobs, sondern für eine höhere Unterstützung.


  Seit 1970 gibt es auf beiden Seiten des Atlantiks einen leichten Aufwärtstrend, was die Zufriedenheit anbelangt, der jedoch nicht der Erhöhung der Pro-Kopf-Einkommen im selben Zeitraum entspricht. Daraus folgt, dass mehr Geld die Menschen in reichen Ländern nicht wesentlich glücklicher macht. Zudem sind Teilzeitbeschäftigte oder Selbstständige im Allgemeinen sehr zufrieden mit ihrem Job, während auf der anderen Seite bei Vollzeitbeschäftigten in Betrieben eine immer geringere Zufriedenheit mit ihrer Tätigkeit festzustellen ist.


  In Frankreich sollte die Senkung der gesetzlichen Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden nicht nur gegen diese Unzufriedenheit, sondern auch gegen die hohe Arbeitslosigkeit helfen. Die französischen Arbeiter und Wähler zeigten sich sehr erfreut. Möglicherweise hat die Maßnahme auch ein paar neue Jobs geschaffen, weil sie zu einer Zeit starken Wirtschaftswachstums beschlossen wurde, was bedeutete, dass die Arbeitgeber die Gesamtproduktion nicht zurückfuhren.


  Allerdings ist es noch zu früh, über den Erfolg des Experiments zu urteilen, denn die Regierung versprach des Weiteren, dass niemand wegen der Reduzierung der Arbeitszeit eine Lohnkürzung befürchten müsse. Um dieses Versprechen zu halten, greift sie Arbeitgebern mit Subventionen unter die Arme. Wenn sie es nicht täte, hätte die 35-Stunden-Woche zu einer gewaltigen Produktivitätssteigerung pro Arbeitsstunde führen müssen, damit der höhere Stundenlohn noch gerechtfertigt gewesen wäre. (Wenn die Reallöhne schneller steigen als die Produktivität, fallen Gewinn, Produktion und Beschäftigungsgrad.) Also muss in Frankreich jetzt entweder das Produktivitätsniveau deutlich steigen, damit der Staat die Subventionen irgendwann auslaufen lassen kann, ohne Beschäftigungsgrad und Produktion negativ zu beeinflussen, oder der Steuerzahler wird weiterhin gezwungen sein, tief in die Tasche zu greifen.


  |222|Geld kann zwar Glück nicht erkaufen, ist aber eine wichtige Voraussetzung dafür. Und ohne Arbeit kein Geld. Doch Ökonomen möchten, dass der Mensch glücklich ist, nicht nur reich, und er soll sich nicht überarbeiten.
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  |223|Epilog: Ein Lob der Ökonomie


  In Fernsehen und Radio, in Zeitungen und Zeitschriften wird ziemlich viel Unsinn über Wirtschaft verbreitet, und zwar für gewöhnlich von Leuten, die keine Ahnung davon haben. Das wird ihnen nachgesehen, weil die Wirtschaftswissenschaft einen so schlechten Leumund hat und im Ruf steht, nicht viel mit der Realität zu tun zu haben. Ökonomen wird vorgeworfen, dass sie sich eines Übermaßes an abstruser Mathematik bedienen. Wenn man eine der wichtigeren Wirtschaftszeitschriften aufschlägt, wimmelt es darin tatsächlich von furchteinflößender Algebra und Wirklichkeitsmodellen. Doch als Ökonomin empfinde ich die Kritik als ungerecht, denn Wirtschaftswissenschaftler sind sehr praxisorientiert und beschäftigen sich im Allgemeinen mehr mit Daten und Statistiken als die meisten anderen Sozialwissenschaftler.


  Der Realitätsbezug der Ökonomie wird sogar immer ausgeprägter. Partha Dasgupta von der Cambridge University hat sich die Mühe gemacht zu zählen, wie viele Artikel der American Economic Review innerhalb eines aktuellen Fünf-Jahres-Zeitraums theoretisch und wie viele praktisch und empirisch ausgerichtet waren. Folgendes kam dabei heraus: 25 waren rein theoretisch, 100 angewandte Theorie (sie versuchten, eine theoretische Erklärung für ein beobachtetes Phänomen zu finden), 156 empirisch oder experimentell. Das heißt, mehr als 90 Prozent beschäftigten sich mit der Realität. Paul Krugman von der Princeton University argumentiert ähnlich: Unter den |224|zehn mit der John-Bates-Clark-Medaille der American Economic Association ausgezeichneten jungen Ökonomen, so betont er, befanden sich lediglich zwei Theoretiker, beide Spezialisten auf den Gebieten Information und Unsicherheit. Drei wandten sich der Politik zu (im Council of Economic Advisers, bei der Weltbank und im Finanzministerium), die anderen konzentrierten sich auf die angewandte Forschung in unterschiedlichen Bereichen.


  Bei der Ökonomie handelt es sich nicht um ein fest umrissenes Wissensgebiet oder Faktengebäude. Sie lässt sich nicht über die Fragen, die sie stellt, definieren. Sie ist eine Sozialwissenschaft; die zu lösenden Probleme ergeben sich aus Ereignissen und Veränderungen in der Gesellschaft. Sie beschäftigt sich mit Geld und Jobs und Handel, aber auf ganz spezifische Weise, wie die Kapitel im vorderen Teil dieses Buches gezeigt haben. Der bedeutende Ökonom Lionel Robbins hat sie als Studie darüber definiert, wie Menschen versuchen, ihre Ziele angesichts knapper Ressourcen, die alternative Verwendungsmöglichkeiten haben, zu verwirklichen.


  Mit anderen Worten: In der Ökonomie geht es darum, wie und warum Menschen Entscheidungen treffen. Im selben Maß, wie sie sich verändern, wandelt sich auch die Ökonomie. John Maynard Keynes fasste das folgendermaßen zusammen: »Wenn die Fakten sich verändern, ändere ich meine Meinung. Und was tun Sie, Sir?« Die Schlussfolgerungen sind nicht ein für allemal festgeschrieben. Ökonomie ist eher eine skeptische Grundeinstellung als ein Faktengebäude. Ihre wichtigste Frage lautet »Warum?«.


  Warum also steht eine Disziplin, die von den Vorgängen in der Realität abhängt, versucht, diese zu begreifen, und immer empirischer wird, im Ruf, weltfremd zu sein? Meiner Ansicht nach gibt es drei Antworten auf diese Frage:


  Erstens beherrschen nicht wenige der Kritiker die Mathematik nicht (in den Zeitschriften geht es nun mal oft um Statistiken, empirische Daten und sonstige Zahlenwerke) und stören sich an ihrem Einsatz in einer Sozialwissenschaft, über die sie auch gern etwas zu sagen hätten.


  |225|Zweitens widersprechen die Schlussfolgerungen der Ökonomie oft dem gesunden Menschenverstand und den Erkenntnissen der anderen Sozialwissenschaften. Ihre Vertreter mögen einfach nicht wahrhaben, dass sich die ökonomische Methode auch auf die Analyse von Macht oder Kultur anwenden lässt. Allerdings tun Ökonomen sich keinen Gefallen, wenn sie unverständlichen Jargon benutzen.


  Drittens übertreibt die Makroökonomie, also die Beschäftigung mit der Gesamtwirtschaft, was die meisten Menschen unter »Ökonomie« verstehen, bisweilen, wenn sie die komplexen Vorgänge der Welt auf elegante Theorien reduziert.


  Auf den zweiten und dritten Punkt werde ich nachfolgend noch genauer eingehen. Zum ersten lässt sich eigentlich nur sagen, dass manche Journalisten offenbar stolz darauf sind, keine Ahnung von Mathematik zu haben. Einige behaupten gar, die heutige Welt habe viel zu viel Ehrfurcht vor Zahlen. Tja, schön wär’s. Das genaue Gegenteil ist der Fall. Dieselben Leute wären vermutlich entsetzt über Wissenschaftler, die sich damit brüsten, noch nie einen Roman gelesen oder noch nie etwas von Beethoven gehört zu haben. Sie sollten sich schämen.


  Die Tyrannei des gesunden Menschenverstands


  Die Kritiker der Ökonomie erreichen für gewöhnlich ein viel größeres Publikum als die Ökonomen, und das, was sie sagen, klingt vernünftig, auch wenn sie es in einem Tonfall vortragen, der andeuten soll, dass noch kein Ökonom ähnliche Gedanken gehabt hat.


  Andere Kritiker, manche von ihnen höchst einflussreich, veröffentlichen ihre oft irreführenden Artikel in Literatur- oder Kulturzeitschriften wie The New York Review of Books oder The New Yorker. Leider erreichen solche Magazine ein wichtiges intellektuelles Publikum, das die Ökonomie aufgrund solcher Artikel immer wieder |226|herabwürdigt. Es besteht eine tiefe Kluft zwischen Ökonomen und anderen Sozialwissenschaftlern und Intellektuellen. Feuilletonredakteure kennen natürlich Leute aus der Kultur, nicht aus der Wirtschaft, und der Mangel an Kommunikation zwischen ihnen wird verschärft durch die Tatsache, dass so viele Ökonomen sich schwer tun, einfache, klare Prosa zu schreiben. Da geht es ihnen ganz ähnlich wie anderen Akademikern, die sich eher in Fachzeitschriften in obskurem Jargon ergehen, als allgemein verständliche Beiträge in Zeitungen oder Büchern zu veröffentlichen. Werfen Sie nur mal einen Blick in einen Aufsatz über Literaturkritik oder Geschichte!


  Die Kritiker scheinen sich in einem Punkt einig zu sein: Die professionelle Ökonomie sei »zu mathematisch«, reduziere menschliches Verhalten auf reine Algebra, versuche, wissenschaftliche Methoden auf das Alltagsleben anzuwenden. Ich werde den Verdacht nicht los, dass vielen dieser Kritiker die Mathematik einfach zu schwierig ist. Gleichzeitig wagen sie es nicht, einer Naturwissenschaft wie der Biologie oder der Physik vorzuwerfen, sie sei zu mathematisch, weil sie offenbar Angst haben, als unwissend dazustehen. Bei einer Sozialwissenschaft jedoch können sie sich so etwas erlauben.


  Ist etwas dran an der Klage? Ist es sinnvoll, die Komplexität menschlichen Verhaltens in Gleichungen einfangen zu wollen? Manche sind einfach unerlässlich. Paul Krugman, einer der besten und zugänglichsten Ökonomen unserer Zeit, betont, solche Gleichungen drückten die fundamentale logische Wahrheit aus, dass Dinge, die einen mathematischen Sinn ergeben, eben einen Sinn ergeben müssen.


  Kritiker der Globalisierung argumentieren beispielsweise, dass multinationale Unternehmen Arbeitsplätze in Entwicklungsländer verlagern und dort für Ausbeuterlöhne billige Güter herstellen, die sie in die Heimat exportieren. Auf den ersten Blick wirkt das absolut logisch. Aber es kann nicht sein, dass Entwicklungsländer einen großen Zufluss an Direktinvestitionen verzeichnen und große Handelsbilanzüberschüsse erzielen, weil sie mehr an die reichen Länder ausführen|227|, als sie einführen. Die Logik der Zahlungsbilanz liegt ja gerade darin, dass sie ausgeglichen sein muss. Ein Teil davon ist die Kapitalbilanz, der Zu- oder Abfluss von Kapital, ein anderer die Leistungsbilanz, der Zu- oder Abfluss von Gütern und Dienstleistungen. Ein Land, das mehr Güter und Dienstleistungen aus dem Ausland erwirbt, als es ins Ausland verkauft (wie zum Beispiel die USA) muss dieses Defizit dadurch ausgleichen, dass es Geld in unterschiedlichen Formen, zum Beispiel als Wertpapier, vom Ausland aufnimmt. Technischer ausgedrückt: Der Nettozufluss in der Kapitalbilanz muss mit den Abflüssen – das heißt den Handelsdefiziten – in der Leistungsbilanz korrespondieren. In Ländern, die sich schnell entwickeln, kommen sie zum Ausgleich, weil der Zufluss von Investitionen Arbeitsplätze schafft sowie Löhne und Lebensstandard erhöht, und somit importieren sie mehr Kapitalausstattung (Investoren bauen Fabriken) und Konsumgüter, als sie exportieren. Ökonomen wie Krugman – nicht alle sind so gut oder intellektuell aufrichtig wie er – überprüfen die Fakten und entdecken, dass die Reallöhne in vielen Entwicklungsländern im Gefolge der Globalisierung sich stark erhöht haben. Und die Empfänger von Direktinvestitionen – übrigens nicht nur Entwicklungsländer, sondern in den letzten Jahren auch die Vereinigten Staaten und Großbritannien – haben Handelsbilanzdefizite.


  Es stimmt zwar, dass vieles von dem, was Ökonomen sagen, auf Ideologie, nicht auf Wissenschaft, beruht, aber manche der Gleichungen, mit denen sie alle beeindrucken, sind wirklich wichtig. So mancher Kritiker beklagt sich über die Verwendung der Mathematik in der Ökonomie, weil er sich nur ungern durch Fakten und Logik von seinen eigenen ideologisch gefärbten Ansichten abbringen lässt. Dies ist vermutlich einer der Hauptgründe für die mangelnde Popularität der Ökonomen. Viele der ökonomischen Wahrheiten widersprechen einfach dem gesunden Menschenverstand.


  Der Ökonom David Henderson bezeichnet solche inkorrekten Schlüsse des so genannten gesunden Menschenverstands als »Do-ityourself-Ökonomie«. Er hat sie in einer Liste zusammengestellt.


  |228|Sehen wir sie uns an:


  
    	
      Exporte sind gut für ein Land, Importe schlecht. In Wahrheit liegt der Hauptvorteil des Handels in billigeren Importen und einer größeren Auswahl für den Verbraucher. Man exportiert, um für die Importe zu zahlen.

    


    	
      Industrien lassen sich nach der nationalen Bedeutung oder Priorität klassifizieren, und die wichtigsten verdienen staatliche Unterstützung. Es liegt auf der Hand, dass Energie von nationaler Bedeutung ist, aber sollte die Energiequelle Kohle sein, die im Augenblick lediglich 6 Prozent der Weltenergieversorgung ausmacht, oder Öl? Oder das zunehmend bedeutendere Erdgas? Oder erneuerbare Rohstoffe? Nein, Sonnenenergie! Oder vielleicht Wasserstoffzellen? Ach ja, da wäre auch noch die Nahrungsmittelindustrie, mit Sicherheit eine sehr wichtige Branche. McDonald’s bietet sich als Ernährer so vieler Amerikaner geradezu für Subventionen an. Hat schon jemand die Telegrafie erwähnt? Niemand, nicht einmal der Staat – am wenigsten er –, kann beurteilen, welche Branchen wichtig sein werden. Bedarfsveränderungen und neue Technologien machen jede Liste schon zum Zeitpunkt der Zusammenstellung hinfällig.

    


    	
      Kürzere Wochenarbeitszeit senkt die Arbeitslosigkeit. Das tut sie nur, wenn sie mit geringerem Einkommen einhergeht. Andernfalls erhöht sie die Kosten des Arbeitgebers zur Produktion einer bestimmten Ausbringungsmenge und somit die Arbeitslosigkeit. Die französische 35-Stunden-Woche hat nur deshalb nicht zu diesem Ergebnis geführt, weil der Staat ein Vermögen an Steuergeldern für die Subventionierung von Löhnen ausgibt. Aber immerhin sind die französischen Wähler fürs Erste zufrieden.

    


    	
      Mehr Einwanderung reduziert die Anzahl der Arbeitsplätze für die Einheimischen. In Wahrheit führt ein zusätzliches Angebot von Arbeitern zu einer Senkung der Löhne in manchen Berufen und somit zu mehr Jobs. Der Nachteil der Einwanderung für die Einheimischen |229|sind möglicherweise niedrigere Löhne für bestimmte, im Regelfall von Ungelernten ausgeführte Arbeiten, doch in der Praxis lockt nur eine florierende Wirtschaft Einwanderer an, also scheint der oben beschriebene Fall kaum jemals einzutreten. Die Anzahl der Arbeitsplätze ist nicht unveränderlich – sie hängt vom Preis der Arbeit ab.

    


    	
      Arbeitssparende Maßnahmen vernichten Jobs. In Wahrheit reduzieren arbeitssparende Maßnahmen die Kosten, und wenn es dabei um neue Produkte geht, kurbeln sie auch die Nachfrage an. Folglich schaffen sie neue Jobs, solange die Wirtschaft wächst. Diese Annahme entspricht der vorangegangenen, dass es nur eine vorgegebene Menge an Arbeit gibt. Ökonomen nennen das den Irrglauben von der festen Arbeitsmenge.

    

  


  Annäherung an die Fakten


  Einer der wichtigsten Bereiche der Ökonomie, die Ökonometrie, beschäftigt sich mit Fakten. Sie analysiert Rohdaten mit Hilfe des Computers und statistischer Theorie, um herauszufinden, wie die Ökonomie funktioniert.


  Einer der Pioniere programmierbarer Computer war Charles Babbage, ein ausgesprochen kreativer und eigenwilliger Wissenschaftler, der von 1791 bis 1871 lebte. Zu seinem 200. Geburtstag konstruierte das Londoner Science Museum das erste funktionsfähige Modell von Babbages Second Difference Engine (auch der erste wurde nicht zu seinen Lebzeiten gebaut). Man kann die Maschine mit ihren glänzenden Messingteilen und nummerierten Rädchen noch immer in dem Museum bewundern.


  Junge Leute von heute würden die Computer, die Wissenschaftler noch in den achtziger Jahren verwendeten, vermutlich als ähnlich antiquiert empfinden. Erst Mitte dieses Jahrzehnts startete der Siegeszug |230|des PC, und weitere fünf oder zehn Jahre lang hatte er einfach nicht die nötige Kapazität, um viele Daten zu verarbeiten. Als ich studierte, mussten wir uns riesige Universitätscomputer teilen, an die zahlreiche Terminals angeschlossen waren. Es kostete weniger Geld, die Programme nachts laufen zu lassen, was hieß, dass man entweder aufblieb oder erst am nächsten Morgen feststellte, dass sie nicht funktioniert hatten. Dann wartete man wieder bis zum Abend, um den Fehler zu korrigieren. Die meisten Datensätze wurden auf Tapes geliefert, die von Spezialisten geladen werden mussten. Nur sie durften ins Allerheiligste.


  Es gab auch so gut wie keine fertige Software; für die Ökonometrie stand nur ein einziges Paket zur Verfügung, das lediglich die einfachsten Operationen durchführen konnte. Sobald es komplexer wurde, musste man sich selbst ein Programm in einer Computersprache wie Fortran zurechtzimmern.


  Heute ist alles viel leichter. Es gibt zahlreiche Software-Pakete für Ökonomen, über die man sich in Fachzeitschriften informieren kann. Nun muss man die Daten nur noch eingeben und ein paar Gleichungen ausprobieren. Wenn sie nicht funktionieren, versucht man’s eben mit anderen. Dann fügt man einige Variablen hinzu und sucht nach den Gleichungen, die die besten Ergebnisse liefern, und schon hat man’s. Ökonometrie auf Knopfdruck – so einfach ist das.


  Leider zu einfach. Eine Studie von 1996 ergab, dass in der großen Mehrzahl der in der American Economic Review, einer der führenden Fachzeitschriften, veröffentlichten Artikel des vorangegangenen Jahrzehnts statistische Erkenntnisse falsch verwendet worden waren. Folglich sehen die meisten Ökonomen einen großen Teil der publizierten empirischen Forschungen zurecht mit Skepsis. Viele, die sich mit Ökonometrie beschäftigen, verlassen sich zu sehr auf den Computer und vergessen, selbst zu denken. Doch Computer und menschlicher Geist ergänzen sich und lassen sich nicht beliebig austauschen.


  Also darf man bei der Anwendung ökonomischer Theorie auf Daten aus der Realität nicht vergessen, das Gehirn einzuschalten. |231|Daten kommen in unterschiedlichen Formen. Zeitreihen, bei denen ein Wert pro Zeiteinheit gemessen wird, sind beispielsweise die meisten makroökonomischen Variablen wie BIP oder Inflation. Querschnittsdaten beobachten eine Reihe von Variablen zum selben Zeitpunkt, so zum Beispiel Einkommen, beruflicher Status, Bildungsstand, Anzahl der Geschwister, ethnische Herkunft und Geschlecht für eine große Zahl von Menschen. Datenpanels kombinieren die Informationen von Querschnittsdaten und Zeitreihen, zum Beispiel BIP, arbeitsfähige Bevölkerung, Kapitalstock und Investitionen für 50 Länder über 25 Jahre hinweg.


  Theorien gehen im Allgemeinen von ziemlich groben Annahmen über die Wirklichkeit aus, und oft sieht man schon auf den ersten Blick, ob eine Theorie für die Praxis relevant ist oder nicht. Häufig ist es am sinnvollsten, die Daten in ein Diagramm oder eine Tabelle einzutragen. So erkennt man grobe Schnitzer wie zusätzliche Nullen oder fehlende Dezimalstellen. Außerdem führen wesentliche Ereignisse wie große Streiks oder Erdbeben oft zu massiven Ausschlägen in Zeitreihen, die in keinerlei Bezug zu der zu überprüfenden ökonomischen Theorie stehen, weshalb man sie neutralisieren muss (indem man eine Platzhaltervariable in die Gleichung einführt).


  Am wichtigsten ist es, ein Gefühl für die Daten zu bekommen. Wenn man keine Vorstellung von der Größe der betreffenden Wirtschaft – also des BIP – hat, kann man auch die Bedeutung von Ereignissen nicht abschätzen. Wenn die Einzelhandelsverkäufe dieses Jahres 100 Millionen Euro niedriger liegen als letztes Jahr, welche Aussagekraft hat das? Wie viel 100 Millionen Euro sind, hängt von der Höhe der gesamten Einzelhandelsverkäufe beziehungsweise der Größe der Gesamtwirtschaft ab. Wie soll man die Forderung der Bauern nach zusätzlichen Subventionen von 50 Milliarden Euro bewerten? Ähnlich hilft es, das Durchschnittseinkommen zu kennen, wenn man wissen möchte, ob eine Steuersenkung von 100 Euro im Jahr für jeden Steuerzahler die Wirtschaft ankurbelt.


  Die Analyse von Daten erfordert Intelligenz und Skepsis. »Kann das stimmen? Wie sehen die Belege aus? Wie wichtig ist das? Sinkt |232|das Niveau tatsächlich so stark ab?«, sind Fragen, die man sich immer stellen sollte.


  Das sieht man an so genannten »Fakten«, die in den Printmedien oder im Fernsehen veröffentlicht werden. Zum Beispiel wird oft behauptet, dass die Einkommen in Großbritannien ungleicher verteilt seien als in allen anderen Ländern Europas. Doch das stimmt nicht. Die Ungleichheit hat sich seit etwa 1980 schneller erhöht, aber ihr Ausmaß ist vergleichbar dem in Frankreich und Italien. Ein weiteres Beispiel ist die Behauptung, dass Privatisierung seit der Reagan-Ära einer Minderung des staatlichen Einflusses gleichkommt. Doch auch das stimmt nicht, jedenfalls nicht außerhalb der früheren kommunistischen Staaten. In den meisten Ländern ist der Anteil der Staatsausgaben am BIP gestiegen.


  Viele Leute, die es eigentlich besser wissen sollten, nämlich Experten und Journalisten, Politiker und sogar manche Akademiker, jonglieren mit Fakten oder schenken ihnen überhaupt keine Beachtung. Für einen guten Ökonomen jedoch sind Fakten das A und O. Sie machen die Ökonomie erst zur Wissenschaft. Anders als bei manchen Naturwissenschaften lassen sich die Erkenntnisse der Ökonomie nur selten widerlegen. Der wissenschaftliche Ansatz versucht zuerst, eine Theorie auseinander zu nehmen, denn wenn eine Aussage nicht von anderen Forschern als falsch (oder richtig) erwiesen werden kann, unterscheidet sie sich kaum von einer nichtwissenschaftlichen Annahme oder Intuition. Doch viele ökonomische Fakten sind zu grob, um, besonders in der Makroökonomie, zwischen widerstreitenden Theorien zu differenzieren. Außerdem lassen sich Experimente in der Ökonomie nur schwer durchführen.


  Der Zweck der Ökonomie besteht darin, Wahrheiten über die Welt herauszufinden. Natürlich ignorieren auch Volkswirte manchmal Fakten, die nicht in ihr ideologisches Gedankengebäude passen. Doch das ist schlechte Ökonomie.


  Ökonomen entwerfen oft ein mit groben Pinselstrichen gemaltes Bild von der Welt, mit dem eine stichhaltige Theorie übereinstimmen sollte. Reallöhne beispielsweise steigen normalerweise, wenn |233|eine Wirtschaft sich im Aufschwung befindet, und fallen im Zuge eines Abschwungs. Das widersprach dem rationalen Konjunkturzyklusmodell (das sich zu meiner Studienzeit kurzfristig großer Beliebtheit erfreute), wonach das wirtschaftliche Auf und Ab auf angebotsseitige Schocks zurückzuführen sei. Dies bedeutete, dass die Reallöhne in einer Periode wirtschaftlichen Wachstums fallen sollten, um die Arbeitgeber zur Einstellung neuer Arbeitskräfte zu motivieren. Dass die tatsächlichen Bewegungen genau gegenläufig waren, hatte zur Folge, dass diese Theorie zu Recht sehr schnell in Vergessenheit geriet.


  Manchmal jedoch trägt die Theorie auch dazu bei, angebliche Fakten als falsch zu entlarven. Es sei noch einmal an die Behauptung erinnert, dass Unternehmen Jobs exportierten, indem sie Fabriken in Niedriglohnländern bauten, und die dort erzeugten billigen Güter ins Heimatland importierten.


  Jeder, der sich intensiv mit Ökonomie beschäftigt, wird schon bald mit der statistischen Theorie der Ökonometrie zu tun haben. Dies ist der Bereich, den Nicht-Ökonomen oft als zu abstrakt kritisieren, obwohl er genau das Gegenteil erreichen möchte, nämlich das Skelett der Theorie mit dem Fleisch der Realität auszustatten.


  Die Schwächen der Makroökonomie


  Ein großer Teil der allgemeinen Kritik an der Ökonomie bezieht sich auf die Makroökonomie, die sich mit der Gesamtwirtschaft beschäftigt. Der Gegensatz dazu ist die Mikroökonomie, die Betrachtung bestimmter Teile der Wirtschaft. Die Vorsilben kommen aus dem Griechischen und bedeuten so viel wie »groß« und »klein«. Ökonomien bestehen aus Millionen von Individuen und Hunderttausenden unterschiedlicher Industrien. Im Prinzip entspricht die Summe aller individuellen Entscheidungen von Verbrauchern, Managern, Investoren oder Regierungsvertretern dem Gesamtbild.


  |234|Leider treffen die beiden Ansätze sich nicht in der Mitte; es klafft ein Abgrund zwischen Makro- und Mikroökonomie, und die Ökonomen müssen die Verbindung zwischen beiden noch finden. Viele der heutigen Volkswirte treffen nur ungern pauschale Vorhersagen über die Zukunft des Kapitalismus oder das Wesen des Klassenkampfes in der modernen Gesellschaft. Sie wissen, dass es keine empirischen Daten für solche Behauptungen gibt. Ganz anders ist es in der Mikroökonomie, wo sie sich auf eine solide Basis stützen können, durch die sich das menschliche Verhalten bis zu einem gewissen Grad erklären lässt.


  Das mangelnde Selbstvertrauen der Makroökonomen ist durchaus gerechtfertigt. Solange ich denken kann, gibt es konkurrierende Schulen, die die Funktionsweise der Makroökonomie unterschiedlich erklären – ein sicheres Zeichen dafür, dass niemand sie genau kennt.


  Im Rückblick wirken ihre hitzigen Debatten ziemlich kurios. Manche von ihnen sind inzwischen längst überholt, und nicht einmal Ökonomen wissen noch, worum es dabei ging. Die erste Auseinandersetzung, die ich bewusst wahrnahm, war die zwischen Keynesianern und Monetaristen. Sie lief auf die Frage hinaus, ob der Staat das Produktionsniveau oder die Wachstumsrate der Wirtschaft durch geld- und fiskalpolitische Maßnahmen fein steuern (das behaupteten die Keynesianer) oder lediglich die Inflationsrate durch die Beeinflussung der Geldmenge manipulieren kann (die Meinung der Monetaristen). Die Keynesianer mussten ihren Irrtum eingestehen, als deutlich wurde, dass sich Wachstum und Inflation nicht so lenken ließen, wie sie behauptet hatten. (Ich war als Studentin selbst Keynesianerin, wie so viele politisch Progressive in den siebziger Jahren.)


  Als Nächstes folgte ein Streit zwischen Neoklassikern oder Verfechtern der Theorie so genannter rationaler Erwartungen und Post-Keynesianern. Erstere argumentierten, da Menschen sich rational verhielten, müssten Fluktuationen des Nachfrageniveaus in der Wirtschaft angebotsseitige Veränderungen wie zum Beispiel eine plötzliche Verbesserung der Technologie reflektieren, auf die alle |235|rational reagierten. Die Post-Keynesianer lassen sich grob als Leute beschreiben, die so etwas Dummes nicht glaubten.


  Nun, völlig absurd war die Theorie der rationalen Erwartungen doch nicht. Die ihr zugrunde liegende Annahme, dass Menschen sich Chancen auf Gewinn oder eine Einkommenserhöhung nicht permanent durch die Lappen gehen lassen, beeinflusst die makroökonomische Forschung noch heute stark. Viele Nichtökonomen finden beispielsweise den Gedanken lustig, dass der Aktienmarkt rational oder effizient sein soll: Einerseits ist Irrationalität offenbar wichtig für das Verhalten von Investoren, andererseits gelingt es auch Investmentmanagern normalerweise nicht, den Markt zu überlisten. Das deutet darauf hin, dass es kaum noch Profitmöglichkeiten gibt, die nicht bereits ausgeschöpft wären.


  Doch ganz gleich, wie zutreffend die Annahmen der unterschiedlichen Schulen sind: Wenn es überhaupt konkurrierende Schulen geben kann, handelt es sich nicht um eine exakte Wissenschaft. Die Analyse einer ganzen Wirtschaft wird immer schwierig und kontrovers sein, weil nicht genügend Daten zur Verfügung stehen, um die konkurrierenden Theorien auf den Prüfstand zu stellen: Die Wirtschaft verändert sich so schnell, dass es sinnlos ist, die Ereignisse von 1980 als Grundlage für Voraussagen über das Jahr 2005 zu nehmen. Im besten Fall kann ein Ökonom auf Statistiken über vielleicht 20 Jahre zurückgreifen, manche davon monatlich, andere aktueller, wieder andere vierteljährlich oder jährlich. Wenn der Preis im einen Monat sich nicht wesentlich von dem im nächsten unterscheidet, besitzen die Einzeldaten keine allzu große Aussagekraft.


  Außerdem besteht eine Wirtschaft aus Abermillionen Menschen und Unternehmen. In einer globalen Ökonomie, die durch mannigfaltige Handels-, Investitions- und Migrationsströme verbunden ist, zeitigt jedes Ereignis irgendwo Millionen von Reaktionen.


  Folglich kann man zwar theoretische Feststellungen über eine Wirtschaft als Ganze treffen, aber diese lassen sich nicht in leicht verwendbare Prinzipien und politische Maßnahmen übersetzen. |236|Hier bewegt man sich im Bereich der in den Naturwissenschaften entwickelten Komplexitätstheorie.


  Sie besagt, dass Menschen (oder Ameisen oder Moleküle) einander hinsichtlich ihrer zahlreichen Entscheidungen beeinflussen. Diese Aussage steht im Widerspruch zur konventionellen Makroökonomie, die davon ausgeht, dass Menschen ihre Entscheidungen darüber, was sie ausgeben, in was sie investieren oder wie hart sie arbeiten wollen, unabhängig von Zinssätzen, Unternehmensgewinnen, Geschmack und Präferenzen treffen.


  Leider übertreiben die Anhänger der Komplexitätstheorie manchmal ein bisschen in ihrem Bestreben, die herkömmliche Ökonomie zu widerlegen, denn auch sie ist durchaus in der Lage, viele der von ihnen so geliebten Phänomene zu berücksichtigen. Die steigenden Skalenerträge in bestimmten Branchen zum Beispiel, die sich aus Netzwerkeffekten ergeben (der Preis, den ich zahle, hängt davon ab, wie viele andere das Produkt bereits erworben haben), wurden bereits in einem der vorangegangenen Kapitel beschrieben. Angesehene Ökonomen wählen einen breiteren Ansatz und beschäftigen sich mit Finanz- und Außenhandelstheorie, Wirtschaftsgeografie und Industrieökonomik.


  In der London School of Economics befindet sich die nach ihrem Schöpfer benannte Phillips-Maschine, die den Strom der Einkommen sowie die Geschwindigkeit der Verbraucherausgaben mittels gefärbtem, durch Röhren fließendem Wasser darstellt. Ventile symbolisieren die restriktive oder lockere Geldpolitik. Die Maschine vermittelt den falschen Eindruck, dass eine Feinabstimmung der Wirtschaft mit ein paar Schraubendrehungen möglich ist. Falsch deshalb, weil es keine feste Beziehung zwischen den Verbraucherausgaben und »Hebeln« wie Zinssätzen oder Staatsausgaben gibt, wenn man berücksichtigt, dass der einzelne Konsument durch Mode, Stimmung oder Massenpsychologie beeinflusst wird. Die Ökonomie lässt sich nicht kontrollieren, jedenfalls nicht auf mechanische Weise. Vielleicht eignete sich eine Maschine in der Zeit unmittelbar nach dem Krieg, als die Wirtschaft auch in den nichtkommunistischen |237|Ländern sehr viel stärker reguliert und kontrolliert wurde, noch zur Illustration. Aber in modernen Ökonomien ist das Bild nicht mehr zeitgemäß. Heute haben Politiker größere Ähnlichkeit mit Sporttrainern als mit Ingenieuren, und sie versuchen die Spieler – also uns – zu guten Leistungen zu motivieren.


  Wirtschaftliche Prognosen


  Besonders makroökonomische Vorhersagen sind höchst irreführend, im Wesentlichen deshalb, weil die Richtung, die die Wirtschaft in Zukunft nimmt, davon abhängt, was Millionen Menschen zwischen dem heutigen Tag und einem späteren tun. Das führt zu allen möglichen sich selbst erfüllenden Phänomenen.


  Dieser Gedanke ist Ökonomen nicht neu. In einem Abschnitt seines bekanntesten Buches Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes sagt John Maynard Keynes, die Investition in Aktien gleiche einem Schönheitswettbewerb. Man sucht sich den Teilnehmer aus, der den meisten Juroren am besten gefällt.


  
    Professionelles Anlagemanagement lässt sich mit einem Zeitungswettbewerb vergleichen, in dem die Teilnehmer die sechs hübschesten Gesichter aus hundert Fotos aussuchen sollen. Den Preis erhält derjenige, dessen Wahl am ehesten dem Durchschnittsgeschmack aller Teilnehmer entspricht. Folglich muss jeder nicht die Gesichter aussuchen, die er selbst am hübschesten findet, sondern die, die seiner Meinung nach den meisten Teilnehmern gefallen. Dabei gehen alle das Problem mit derselben Vorgabe an.

  


  Dies gilt nicht nur für die Aktienmärkte, sondern auch für Booms und Rezessionen in der Gesamtwirtschaft. Eine Rezession ist die |238|Folge kollektiver Prozesse, die sich unter Umständen selbst hochschaukeln. Sie taucht auf wie ein Sturm, wenn man eine Wetteranalogie bemühen möchte. Makroökonomische Prognosen ähneln tatsächlich ein wenig Wettervorhersagen. Man kann kurzfristige Tendenzen und Möglichkeiten erkennen, aber nichts Genaueres.


  Die einzige Kritik, die Makroökonomen sich nur ungern von Verfechtern der Komplexitätstheorie gefallen lassen, ist die, man könne die Ökonomie besonders in Krisen völlig vergessen, weil Volkswirte auf grob vereinfachenden formalen Modellen bestünden. Die meisten Ökonomen erachten diese Modelle als Werkzeug und sind sich ihrer Unzulänglichkeit angesichts der Komplexität des Lebens durchaus bewusst.


  Trotzdem kann die Makroökonomie nicht verbergen, dass sie auf solchen Modellen beruht – das sieht jeder, der ein Lehrbuch aufschlägt, auf den ersten Blick. Manche der verwendeten Gleichungen sind tatsächlich aufschlussreich, eignen sich jedoch nicht als Instrument zur Analyse oder Vorhersage gesamtwirtschaftlicher Vorgänge. Leider gibt es keine bessere Methode, das nicht immer rationale Verhalten von Millionen von Menschen zu erfassen, die über keine vollständigen Informationen verfügen, kurzsichtige Entscheidungen treffen, auf die Entscheidungen anderer reagieren und in Ökonomien leben, in denen der freie Wettbewerb auf unterschiedliche Art und Weise eingeschränkt wird.


  Seit den ideologischen Auseinandersetzungen der siebziger und achtziger Jahre sind Ökonomen sich darüber einig, dass es sinnvoll ist, bescheidenere Forderungen an die Makroökonomie zu stellen. Inzwischen besteht dank einiger unheilvoller Versuche der Vergangenheit, ehemals angesehene Wirtschaftstheorien in die Praxis umzusetzen, auch ein größerer Konsens darüber, wie schlechte Wirtschafts- und Finanzpolitik aussieht.


  Dieser Konsens lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: Mach keine dummen Fehler. Halte die Inflation niedrig, weil sie der Wirtschaft und den Menschen schadet und die Wähler sie hassen. Besorg dir Zentralbanker, die auch keine Inflation mögen und sie |239|deshalb niedrig halten. Genau dies geschieht seit inzwischen ungefähr einem Jahrzehnt mit recht gutem Erfolg (in Japan, wo die Preise, wie wir gesehen haben, immer noch fallen, sogar mit zu gutem).


  Eine hohe Wachstumsrate ist genauso gut wie eine stete. Wähler hassen Booms und Krisen, hauptsächlich Krisen. Also muss man dafür sorgen, dass weder die Kreditaufnahme des Staates noch der Haushaltsüberschuss ein vernünftiges Maß überschreitet, weil nicht der Staat im Mittelpunkt der Ökonomie steht, sondern die Unternehmen und die Verbraucher. Natürlich werden immer noch hitzige Debatten über die Höhe von Zinssätzen, Steuern und Ausgaben geführt, aber sie beschäftigen sich mit einem weit kleineren Spektrum von Optionen.


  Diese neue Bescheidenheit ist ein großer Fortschritt gegenüber den früher mit zu großem Selbstbewusstsein vorgetragenen, nur selten zutreffenden makroökonomischen Prognosen, die mit daran schuld sind, dass Nichtökonomen die Ökonomie heute noch immer nicht wirklich achten.


  Als die amerikanische Wirtschaft Ende der neunziger Jahre beständig wuchs, prognostizierte der Internationale Währungsfonds (für den eines der größten Makroökonomen-Teams weltweit arbeitet) mehrere Jahre lang zu Unrecht, dass das Wachstum sich im nächsten Jahr abschwächen würde. Bei einer Pressekonferenz fragte ein Journalist Michael Mussa, den damaligen Berater in volkswirtschaftlichen Fragen des IWF, warum er nach wie vor einen Rückgang des Wachstums im nächsten Jahr vorhersage. »Wir werden so lange prognostizieren, dass das Wachstum der amerikanischen Wirtschaft sich verlangsamt, bis die Wirtschaft es endlich kapiert«, antwortete Mussa. Im Oktober 2000 sagte der IWF für die Vereinigten Staaten ein BIP-Wachstum von 3,2 Prozent voraus. Im Mai 2001 korrigierte er diese Zahl nach unten, im April 2002 wieder ein Stück nach oben.


  Es ist schon merkwürdig, dass man von Ökonomen exakte Vorhersagen über die Welt fordert. Kein anderer Beruf muss sich mit so hohen Erwartungen herumschlagen. Außerdem gibt es einen guten Grund, warum Prognosen sich meist als falsch erweisen: Sie beruhen |240|auf Gleichungen in einem Computermodell der Gesamtwirtschaft. Diese Gleichungen, die unterschiedliche Indikatoren wie zum Beispiel Verbraucherausgaben, Einkommen nach Steuern und Aktienpreise zueinander in Beziehung setzen, entstehen aus einem Vorrat von Daten über einen Zeitraum von 20 Jahren und projizieren mit ihrer Hilfe das gesamte Modell in die Zukunft. Dabei erfassen sie einen 20-Jahres-Durchschnitt, was dazu führt, dass die Prognose hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung unweigerlich dem Durchschnitt der vergangenen 20 Jahre ähnelt, es sei denn, der betreffende Ökonom gelangt mit Hilfe seines Sachverstands und seines Urteilsvermögens zu einer anderen Erkenntnis. Modelle produzieren ein nichtssagendes Bild von der Zukunft. Sie eignen sich sehr schlecht zur Vorhersage extremer Ereignisse wie zum Beispiel Rezessionen. Sie sind überhaupt eher ungeeignet zur Prognose von neuen Entwicklungen, weil diese nicht in die Gleichungen einbezogen werden – denken Sie nur, wie unterschiedlich sich die amerikanische Wirtschaft in den Jahren 1980, 1990 und 2000 präsentierte.


  Da wundert es nicht, dass Fehler in makroökonomischen Prognosen für gewöhnlich groß ausfallen. Trotzdem besteht Bedarf an ihnen, weil Regierungen nur mit ihrer Hilfe vernünftige politische Maßnahmen ersinnen und umsetzen und Unternehmen gewinnträchtige Strategien entwickeln können. Die Makroökonometrie ist darauf ausgerichtet vorherzusagen, was mit Produktion, Preisen, Zinssätzen, Währungen, Arbeitslosigkeit, Armut und so weiter geschieht.


  Merkwürdigerweise sind die Erwartungen an ökonomische Prognosen gleichzeitig sehr hoch und sehr niedrig. Ökonomen sollen die Zukunft mit einer Genauigkeit vorhersagen, die wir von einem Meteorologen oder Biologen niemals fordern würden, doch sie werden belächelt, wenn sie sich – und das passiert ziemlich oft – täuschen. Viele Prognosen sind sehr schlecht, vielleicht lässt sich das, wie wir bereits gesehen haben, auch gar nicht vermeiden. Wie David Hendry, ein bekannter Ökonometriker in Oxford, klagt: »Wenn Wettervorhersagen danebengehen, bekommen die Meteorologen einen |241|neuen Supercomputer, aber wenn unsere Prognosen nicht stimmen, kürzt man uns das Budget.«


  Das Problem stellt sich wie folgt dar: Wer sich für ökonomische Vorhersagen interessiert, möchte genaue Zahlen, selbst wenn diese mit ziemlicher Sicherheit nicht stimmen. Wir wollen wissen, was die Zukunft bringt, und wir geben uns nicht mit der Aussage zufrieden, dass große Unsicherheiten darüber bestehen, wie die Wirtschaft in einem Jahr dastehen wird. Deshalb sollten Prognosen auf ihren Unsicherheitsgrad hinweisen. Viele offizielle Vorhersagen wie die des Federal Reserve Board der Bank of England machen dies auch. Die Prognosen der Fed beinhalten immer einen gewissen Spielraum, zum Beispiel wenn ein Wachstum zwischen 2 und 2,5 Prozent vorhergesagt wird.


  Leider bestehen nur ungenaue Vorstellungen über solche Unsicherheiten – sowohl auf der Seite derjenigen, die die Prognosen erstellen, als auch auf der, die sich dafür interessieren.


  Wie gesagt, die größte Schwierigkeit bei Vorhersagen über die Entwicklung der Gesamtwirtschaft besteht darin, dass Zukunft und Vergangenheit sich nie entsprechen. Die letzten 40–50 Jahre haben sich grundlegend von vorangegangenen Epochen menschlicher Geschichte unterschieden. Das reale Einkommen des Durchschnittsmenschen auf der Welt hat sich seit 1950 – wenn auch ungleichmäßig – mehr als verdoppelt. Mehr als die Hälfte der Menschen, die seit Anbeginn der Zeit das Licht der Welt erblickt haben, lebt jetzt. In den letzten beiden Jahrhunderten hat sich das Pro-Kopf-BIP der führenden Ökonomien um etwa 2 Prozent jährlich erhöht – doch der Unsicherheitsfaktor bei der Prognose des Wachstums beträgt etwa 2,5 Prozent, liegt also über dem Wert des Vorhergesagten. Das Problem ist, dass immer wieder strukturelle Sonderfälle auftauchen: Industrielle Revolution, Faschismus, Feminismus, Weltkriege oder Innovationen wie Elektrizität, der Verbrennungsmotor oder der Computer.


  Es lässt sich unmöglich vorhersagen, welche Phänomene der Gegenwart die Wirtschaft verändern werden, auch wenn viele |242|Experten behaupten, ziemlich genaue Vorstellungen darüber zu haben. Die Industrielle Revolution beispielsweise erachteten die meisten Zeitgenossen als etwas sehr Schlechtes, das die Gesellschaft aus dem Gleichgewicht bringen und das Land mit »dunklen, satanischen Fabriken« überziehen würde, nicht als etwas, das 50 oder 70 Jahre später zum ersten Mal in der Geschichte die meisten Menschen von Armut befreien und ihnen ein längeres, gesünderes Leben ermöglichen würde. Die Wirtschaft unterliegt permanent dem Einfluss von Technologie, Politik und Gesellschaft. Wie soll man da in die Zukunft blicken?


  Doch wir wollen es wissen. Um es mit Macbeths Worten auszudrücken:


  
    Wenn ihr durchschauen könnt die Saat der Zeit


    Und sagen: dies Korn sprosst und jenes nicht,


    So sprecht zu mir ...

  


  Das Problem in der Ökonometrie besteht darin, dass makroökonomische Daten normalerweise nicht statisch sind. Das heißt, der Mittel- und Durchschnittswert einer Variablen und ihre Schwankungen um diesen Mittelwert verändern sich im Zeitablauf. David Hendry führt das Wachstum der britischen Industrieproduktion seit 1715 als Beispiel an. Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate reichte von 0,86 Prozent zwischen 1715 und 1750 bis 2,86 Prozent zwischen 1801 und 1850. Die Standardabweichung (der Maßstab für die »typische« Schwankung) reichte von 3,5 Prozent in jener frühen Periode bis zu 6,3 Prozent zwischen 1901 und 1950, einer Zeitspanne, die den Börsencrash, die Depression und die beiden Weltkriege umfasst. Selbst die Veränderungen der Wachstumsrate, also ihre Beschleunigung oder Verlangsamung, variierten im Laufe der Zeit stark.


  Häufigkeit und Bedeutung von Strukturbrüchen bedeuten, dass die meisten konventionellen ökonometrischen Modelle mit unbekannten Fehlern behaftet sind und sich zusammen mit der Ökonomie |243|verändern. Es gibt Dinge, von denen wir wissen, dass wir sie nicht kennen, und andere, von denen wir nicht einmal das wissen. Schlimmer noch: Wir wissen, dass die meisten ökonomischen Variablen Messfehler beinhalten, sodass die verwendeten Daten zusätzliche Unsicherheiten in sich bergen. Doch die konventionelle Methode der Prognose geht davon aus, dass das verwendete Modell eine korrekte Beschreibung einer unveränderlichen Ökonomie ist, nicht die inkorrekte Beschreibung einer veränderlichen.


  Prognosen über die Prognose


  Zum Glück bietet die moderne Ökonometrie zur Eingrenzung des Unsicherheitsgrads einer Prognose verschiedene Techniken, die zum Teil gar nicht so kompliziert sind. Erste Regel: Prognostiziere Wachstumsraten, nicht -niveaus (erste Ableitung der Daten). Dann ist es nicht so wichtig, das absolute Niveau richtig vorherzusagen; jeder Fehler, den man dabei macht, zeigt sich nur als einmaliges Phänomen in der Prognose. Zweite Regel: In einem weiteren Schritt (zweite Ableitung der Daten) prognostiziere man die Beschleunigung und neutralisiere dadurch jeden linearen Trend in der Zeitreihe. Zwei einfache Schritte genügen also, um die grundlegenden Fehler einer ökonometrischen Gleichung zu beseitigen, nämlich den falschen Schnitt- oder Startpunkt und den falschen Trend.


  Des Weiteren empfiehlt es sich, die Gleichungen mit Hilfe der aktuellsten Daten öfter auf den neuesten Stand zu bringen. Viele Prognosen beruhen in der Praxis auf veralteten Computermodellen. Wer sie verwendet, versucht, die Fehler durch sein eigenes Urteil zu korrigieren. In der Zunft bezeichnet man das als Anpassung der Residual- oder Störfaktoren. Die prognostizierte Variable lässt sich in zwei Teile gliedern: den Teil, der tatsächlich durch die Gleichung für diese Variable ausgedrückt wird, und die Restgröße. In alten Modellen kann die Restgröße leicht zum wichtigsten Teil der Prognose |244|werden. Ökonomen, die Prognosen erstellen, können aus ihren Fehlern lernen. Wenn eine Gleichung im letzten Vierteljahr zu einem bedeutenden Fehler geführt hat, kann man diesen zu der Gleichung, die zur Prognose des nächsten Vierteljahres verwendet wird, hinzufügen.


  Prognosen sind oft deshalb falsch, weil sie menschliches Verhalten betreffen, und aus genau demselben Grund bewahrheiten sie sich auch manchmal. Wenn ein Wirtschaftsinstitut eine Rezession oder einen Währungsverfall vorhersagt, reagieren die Menschen darauf, reduzieren ihre Investitionen, kaufen sich erst einmal kein neues Auto, weil sie Angst haben, ihren Job zu verlieren, oder verkaufen als Spekulanten die betreffende Währung. Andererseits könnte auch die Zentralbank mit einer Senkung der Zinssätze reagieren, um der Gefahr einer konjunkturellen Abschwächung zu begegnen, und dann würde die Vorhersage sich als falsch erweisen, obwohl sie anfangs richtig war.


  Kurz: Ökonomen, die Prognosen aufstellen, müssen aufhören zu glauben – oder dem Rest der Welt diesen Glauben zu vermitteln –, dass sie eine vereinfachte, aber im Wesentlichen richtige Beschreibung der Wirtschaftsstruktur liefern. Makroökonomische Prognosen sind mittlerweile bedeutend pragmatischer geworden; sie führen einen Guerillakrieg gegen die Wechselfälle der Geschichte, die Zweideutigkeit von Daten und die Unberechenbarkeit der Millionen von Menschen, deren Verhalten vorhergesagt werden soll.


  Außerdem sind inzwischen die Details der Realität bedeutend wichtiger als abstrakte Theorien, und auch das ist eine positive Entwicklung. Das Interesse an Institutionen und Wirtschaftsgeschichte erlebt, hauptsächlich bedingt durch den Prozess der Globalisierung, eine Renaissance.


  Warum zum Beispiel ist ein und derselbe Mensch plötzlich viel produktiver, wenn er von Haiti in die Vereinigten Staaten zieht, um dort die gleiche Arbeit zu verrichten? Das kann nichts mit der Person zu tun haben, die sich nicht verändert hat, und auch nichts mit dem Wesen des Jobs, der ebenfalls der Gleiche geblieben ist; somit muss |245|es an den Rahmenbedingungen in den USA liegen, die die individuellen Fähigkeiten fördern. Warum haben Länder, die hinsichtlich Technologie und Qualifikation der Werktätigen vergleichbare Bedingungen aufweisen, wie die USA und Deutschland, ein unterschiedliches Produktivitätswachstum? Dies hängt offenbar mit einer ganzen Reihe von Details zusammen, zum Beispiel den unterschiedlichen Traditionen bei der Finanzierung, der Rechtssprechung, der Gesetzgebung, der Offenheit für Einwanderung und so weiter. Wieso bleiben Entwicklungsländer trotz der heute im Vergleich zum vergangenen Jahrhundert weltweit leichteren Verfügbarkeit von Technologien und Kapital weiterhin arm?


  Solche Fragen haben ein völlig neues Feld für die Forschung eröffnet, denn, wie gesagt: Der Mensch will’s genau wissen. Sowohl die erfolgreichen als auch die erfolglosen Ökonomien können viele Formen annehmen. Es gibt keine abstrakte Marktwirtschaft und keinen abstrakten Kapitalismus, nur spezifische Ausprägungen. Demzufolge müssen auch makroökonomische Prinzipien Verallgemeinerungen darstellen, die unter unterschiedlichen Umständen unterschiedlich funktionieren.


  Die Wirtschaftsgeschichte erfreut sich dank der Entstehung neuer Technologien wie beispielsweise des Internets und dank der Frage, ob dieses die Grundlage für eine erhöhte Produktivität in der Zukunft sein wird, ebenfalls neuen Interesses. Frühere Episoden technologischer Umwälzung liefern die einzigen verfügbaren Daten. Die Auswirkungen der Technologie auf die Wirtschaft sind auch vom historisch gewachsenen institutionellen und politischen Kontext abhängig. Die Vergangenheit formt die Zukunftsoptionen der Wirtschaft.


  |246|Die Erfolgsstory der Mikroökonomie


  Aus den bereits beschriebenen Gründen fehlt der Makroökonomie im Moment der rechte intellektuelle Schwung. Zwar ist die Materie so interessant wie eh und je, vielleicht angesichts von Globalisierung, Finanzkrisen und New Economy sogar noch interessanter, aber in ihrer Theorie gibt es keine neuen Moden, und die besten Studenten wenden sich auch nicht mehr in Scharen der Makroökonomie zu wie noch in den siebziger und achtziger Jahren.


  Die Mikroökonomie jedoch, also die Untersuchung wirtschaftlichen Verhaltens auf der Ebene des Individuums, des Einzelhaushalts, des Unternehmens oder vielleicht einer Branche, hat ausgesprochen anregende zehn bis 20 Jahre hinter sich. Sie liefert eine Menge von Antworten auf alle möglichen Fragen. Und die Entwicklung besserer Methoden bei der Erhebung und statistischen Auswertung von Daten hat den Ökonomen völlig neue Einsichten in das menschliche Verhalten verschafft. Die meisten Beispiele im Hauptteil dieses Buchs beruhen auf mikroökonomischer Analyse.


  Artikel in Fachzeitschriften beschäftigen sich mit Fragen wie den folgenden: Warum schließen Unternehmen einer Branche Exklusivverträge mit Zulieferern, andere jedoch nicht? Funktioniert Sozialhilfe am besten bar oder in Form von Gutscheinen? Welche Auswirkung hat das Aufwachsen in staatlichen Wohnsiedlungen auf das Verdienstpotenzial? Senkt die Bildung von Müttern in armen Ländern die hohe Geburtenrate, und wenn ja, um wie viel? Welche Charaktereigenschaften helfen Menschen bei der Arbeitssuche? Welche Gebühren in der Telekommunikationsbranche fördern die Verwendung des Internets?, und so weiter.


  Die wirkungsvollsten wirtschaftspolitischen Maßnahmen des Staates haben alle mit der Mikroökonomie, also der Angebotsseite, zu tun, wie sie in diesem Zusammenhang oft genannt wird (im Gegensatz zur Nachfrageseite, die traditionelle makroökonomische Maßnahmen zu beeinflussen versuchen). Die angebotsseitige Ökonomie hat sich einen schlechten Ruf erworben, weil Ronald Reagan |247|und Margaret Thatcher sie so sehr liebten und sie im Ruf steht, die großen Unternehmen und die Reichen zu bevorzugen. Doch zwei Jahrzehnte später haben sich die politischen Wogen geglättet, und es steht fest, dass auch die Angebotsseite sehr wichtig für die Gesundheit der Wirtschaft und eng an Aktivitäten des Staates gekoppelt ist. Ist die Regulierung einer bestimmten Branche streng genug, aber nicht zu streng? Ist es leicht, aber nicht zu leicht, ein neues Unternehmen zu gründen? Ist das Bankensystem sicher und mit genug Kapital ausgestattet? Kann man schädliche Monopole zwingen, Wettbewerb auf ihrem Markt zuzulassen? Sind bestimmte Steuersätze so hoch, dass sie Investitionen verhindern?


  Auf viele dieser Fragen gibt es konkrete Antworten ohne allzu großen Unsicherheitsfaktor.


  Die Anwendung ökonomischer Analyse auf zahlreiche Fragestellungen außerhalb der traditionellen Mikroökonomie zahlt sich aus. Die Liste der Forschungsgebiete junger vielversprechender Wirtschaftswissenschaftler, die meisten von ihnen Mikroökonomen, die The Economist 1998 veröffentlichte, umfasste folgendes Themenspektrum: Übertragungswege von AIDS, Wählerverhalten, Kosten urbaner Gettos, personelle Stärke der Polizei und deren Auswirkung auf die Kriminalitätsrate. Die Ausweitung der ökonomischen Analyse auf Bereiche wie Soziologie und Kriminologie könnte einen ausgesprochen positiven Effekt auf die Politik haben. Die Berücksichtigung ökonomischer Erkenntnisse in anderen Bereichen wird manchmal als auf Daten beruhende Politik bezeichnet. (Was das Vertrauen in frühere Ratschläge von Soziologen, Kriminologen, Politologen und anderen nicht gerade erhöht. Worauf gründeten ihre Äußerungen in der Vergangenheit? Auf Mutmaßungen? Auf Instinkt?)


  Besonders die Bereiche der Ökonomie, die sich mit anderen Sozialwissenschaften überschneiden, sind interessant. Die interdisziplinäre Arbeit erhellt Phänomene wie Ungleichheit, Bildung und ihre Auswirkungen, das allgemeine Wohlergehen und so weiter. Matthew Rabin, ein Pionier an der Grenze zwischen Ökonomie und Psychologie, weist darauf hin, dass die konventionelle Ökonomie von einer |248|psychologischen Annahme ausgeht, nämlich der einer egoistischen hundertprozentigen Rationalität. Doch manchmal gibt es dazu Alternativen wie Sucht, Zaudern oder riskantes Verhalten von Teenagern, die bisher alle außerhalb der analytischen Möglichkeiten der Ökonomie lagen. Rabin drückt es folgendermaßen aus: »In der fernen Vergangenheit, als die Sozialwissenschaft noch eins war, bestand ein engerer Bezug zwischen Psychologie und Ökonomie, aber irgendwann setzte eine Spezialisierung ein. Wir beschäftigen uns also nun nicht mit etwas völlig Neuem, sondern führen diese Dinge nur wieder zusammen.«


  Besonders der verstärkte Einsatz der Ökonometrie in der Mikroökonomie hat sich positiv ausgewirkt. Daniel McFadden und James Heckman erhielten 2000 den Nobelpreis für ihre bahnbrechenden Erkenntnisse bei der Anwendung statistischer Methoden auf das Verhalten von Individuen, die alltägliche Entscheidungen treffen, zum Beispiel darüber, wie viel sie ausgeben oder sparen, wie hart sie arbeiten, was sie kaufen, wie sie zur Arbeit fahren oder welche Berufsausbildung sie machen wollen.


  Zwei Entwicklungen haben die moderne Mikroökonometrie erst ermöglicht: erstens die größere Menge verfügbarer Daten seit den sechziger Jahren und zweitens die ständig wachsenden Computerkapazitäten sowie die sinkenden Kosten für deren Nutzung.


  Ein Großteil der ökonomischen Theorie beruht auf der Vorstellung von einem repräsentativen »Agenten« oder »Wirtschaftssubjekt«, das heißt einem typischen Menschen mit fixen Präferenzen, der darauf aus ist, seinen Nutzen durch seine Entscheidungen zu maximieren. Die Wirtschaft ist somit die Summe all dieser roboterähnlichen Klone. McFadden jedoch wandte sich 1960 der psychologischen Forschung darüber zu, wie Menschen Entscheidungen treffen, und führte dabei ein Modell ein, bei dem es bestimmte Wahrscheinlichkeiten dafür gibt, wie Menschen sich zwischen verschiedenen Optionen entscheiden. Dieses Modell ermöglicht es aufzuzeigen, wie die Nachfrage, zum Beispiel nach einem bestimmten Transportmittel, davon abhängt, welche Alternativen vorgegeben |249|sind. In großem Umfang wurde dieses »multinomiale Logit-Modell« zum ersten Mal beim Aufbau des öffentlichen Nahverkehrsystems Bay Area Rapid Transit in San Francisco angewendet. Obwohl es ursprünglich für den Verkehr entwickelt wurde, bietet es eine riesige Bandbreite von Anwendungsmöglichkeiten und ist zu einem der erfolgreichsten Instrumente der angewandten Ökonomie geworden.


  Das Modell geht davon aus, dass die Präferenz bei zwei Wahlmöglichkeiten gleich bleibt, unabhängig davon, welche anderen Wahlmöglichkeiten zur Verfügung stehen – die so genannte Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen. Das bedeutet zum Beispiel, dass die Wahrscheinlichkeit meiner Entscheidung für schwarze Schuhe zweimal so hoch wie diejenige für rote ist, gleich, ob die anderen Möglichkeiten Pink und Beige oder Marineblau und Beige sind, auch wenn mir in Wirklichkeit Marineblau vielleicht lieber ist als Schwarz. Also hat man sich in der Zwischenzeit daran gemacht, das Modell entsprechend anzupassen und auch zu berücksichtigen, dass Präferenzen und Erwartungen sich im Laufe der Zeit verändern können.


  Es besteht ein Widerspruch zwischen der ökonomischen Prämisse, dass Menschen vorgegebene Präferenzen besitzen, die indirekt durch Gene und Erziehung geprägt werden, und der psychologischen Annahme, dass die Einstellung des Menschen sich immer wieder verändert und vom Kontext abhängig ist, sodass das Konzept vorgegebener Präferenzen letztlich keinen Sinn ergibt. Hier ist die Methode des Ökonomen, das Verhalten des Einzelnen modellhaft so zu betrachten, dass er die egoistischen Entscheidungen trifft, die seinen Präferenzen am ehesten entgegenkommen, fehlerhaft.


  McFadden stellt einen Bezug zur Welt der Optik her: Optische Illusionen sagen uns, dass die Dinge oft nicht so sind, wie sie aussehen, und weil wir das wissen, können wir uns darauf einstellen. Systematische Illusionen beeinflussen unser Verhalten nur selten dergestalt, dass wir wieder und wieder gegen unsere eigenen Interessen handeln. Im Großen und Ganzen, so seine Argumentation, |250|lassen sich mittels eines verfeinerten ökonomischen Standardansatzes auch menschliches Verhalten vorhersagen und Alternativen abschätzen. Die Ergebnisse der modernen angewandten Mikroökonomie bestätigen ihn. Außerdem haben wir vorerst die Grenzen dessen erreicht, was auch mit Hilfe von Computern noch billig und einfach zu berechnen ist.


  Forschungsergebnisse belegen jedoch, dass Menschen manchmal durchaus Entscheidungen treffen, die systematisch vom ökonomischen Standardmodell abweichen. Experimente beispielsweise, bei denen die Kandidaten Fragen beantworten sollen, zeigen, dass die Antworten stark davon beeinflusst werden, welche Hinweise die Fragestellung beinhaltet.


  In einem solchen Experiment, das die Psychologen Amos Tverksy und Daniel Kahnemann durchführten, wurden Testpersonen gefragt, wie viele afrikanische Länder Mitglied der Vereinten Nationen seien. Die mögliche Antwort lag zwischen 1 und 100. Die Befragung fand nach dem Drehen eines Rades statt, das nach dem Zufallsprinzip bei einer Zahl zwischen 1 und 100 angehalten wurde. Die Antworten waren jedes Mal stark beeinflusst von dieser nach dem Zufallsprinzip ermittelten Zahl. Wenn das Rad bei der Zahl 10 zum Stillstand kam, lag die Durchschnittsantwort bei 25, wenn es bei der Zahl 65 hielt, bei 45. Dieses Phänomen, »Ankereffekt« genannt, war selbst dann festzustellen, wenn die Testpersonen wussten, dass es sich um eine nach dem Zufallsprinzip ermittelte Zahl handelte, und obwohl die Fragen emotional neutral gewählt wurden.


  Robert Shiller hat nachgewiesen, wie dieser »Ankereffekt« die Finanzmärkte beeinflusst. In seinem Bestseller Irrationaler Überschwang demonstriert er seine Wirkungsweise im Fall von Aktienkursen: Mögliche »Anker« sind erinnerte Preise der Vergangenheit, psychologische Marken wie die 10 000 beim Dow-Jones-Index, Kurseinbrüche, das Kurs-Gewinn-Verhältnis anderer Unternehmen derselben Branche und so weiter. Folglich zeigen die Aktienkurse verschiedener Unternehmen eines einzelnen Landes einen stärkeren Gleichlauf als die von Unternehmen einer Branche weltweit, auch |251|wenn man erwarten würde, dass die Bestimmungsfaktoren der Nachfrage nach dem Produkt sich stärker auf den Wert eines Unternehmens auswirken müssten als der Sitz seiner Firmenzentrale.


  Auch in anderer Hinsicht wird zu viel Gewicht auf den aktuellen Kontext gelegt. Wir lassen uns stark von Fragen beeinflussen, die uns erst vor kurzem gestellt wurden, oder von Ereignissen der unmittelbaren Vergangenheit. Wir messen Zufällen zu viel Wert bei. Genau darauf spielt die Kevin-Bacon-Website an: Sie bezieht sich auf das »Small-world«-Phänomen, dass Menschen innerhalb eines Netzwerks über sehr wenige Knotenpunkte miteinander in Verbindung treten können – hier ist die Rede von sechs, obwohl es in unserer verbindungsintensiven Zeit vermutlich weniger sind. Kaum zu glauben, dass die Anzahl der Knotenpunkte so gering und gleichzeitig so bedeutungslos ist.


  Wir meinen alle, mehr zu wissen, als tatsächlich der Fall ist. Zu großes Selbstvertrauen ist ein anderes bekanntes psychologisches Phänomen. In Experimenten, in denen Testpersonen nicht nur nach Fakten, sondern auch danach befragt wurden, wie sicher sie sich ihrer Antwort seien, stellte sich heraus, dass diejenigen, die sich sicher waren, lediglich in 80 Prozent der Fälle Recht hatten.


  Robert Shiller hat herausgefunden, dass Investoren erstaunlich selbstsicher sind. In einer Umfrage, die er unmittelbar nach dem Börsencrash vom 19. Oktober 1987 durchführte, fragte er: »Dachten Sie am 19. Oktober zu irgendeinem Zeitpunkt, Sie seien sich recht sicher, wann sich ein gegenläufiger Trend einstellen würde?« Fast 50 Prozent derjenigen, die an jenem Tag am Handel teilnahmen, sagten, sie hätten geglaubt zu wissen, was der Markt tun würde.


  Die Kombination von Psychologie und Ökonomie eröffnet ein faszinierendes Feld der Betätigung. Schon Größen wie Irving Fisher und John Maynard Keynes betonten, wie wichtig die Psychologie für die Erklärung ökonomischen Verhaltens sei. Wir nähern uns also wieder der ursprünglichen Verbindung von »Sozial-« und »-wissenschaft« an.


  Die Einbeziehung anderer Disziplinen und ihrer Methoden in die |252|Ökonomie hat zu deren Verjüngung beigetragen und macht sie zu einem der interessantesten Fächer, mit denen man sich heutzutage beschäftigen kann.


  Schlussfolgerungen


  Ich muss zugeben, dass nicht alle Angriffe gegen die Ökonomie aus der Luft gegriffen sind. Jede Theorie braucht Vereinfachungen, sonst ist sie eine Beschreibung, keine Theorie. Wenn man solche Vereinfachungen in Form von Gleichungen ausdrückt, erhält man ein nützliches Analyseinstrument. Aber diese Gleichungen sind nicht der Zweck ökonomischer Analyse. Im Gegenteil: Es geht darum, die Welt, in der wir leben, zu begreifen.


  In einem Brief schrieb der Ökonom und Mathematiker Alfred Marshall zu Beginn des 20. Jahrhunderts:


  
    Ich werde das Gefühl nicht los, dass ein mathematisches Theorem, das sich mit ökonomischen Hypothesen beschäftigt, sehr wahrscheinlich keine gute Ökonomie ist. Deshalb halte ich mich mehr und mehr an folgende Regeln: (1) Verwende die Mathematik eher als Kurzschrift denn als Instrument der Untersuchung. (2) Halte dich daran, bis du fertig bist. (3) Übersetze ins Englische. (4) Illustriere das Ganze mit Beispielen, die im realen Leben eine Rolle spielen. (5) Verbrenne die Mathematik. (6) Wenn dir (4) nicht gelingt, verbrenne (3). Letzteres tue ich sehr oft.

  


  Die Niederschrift eines mathematischen Modells ist wichtig, weil sie zu logischem Denken zwingt und echte, manchmal auch der Intuition widersprechende Einsichten bringt, die sich in Worten allein nicht ausdrücken ließen; aber viele Ökonomen verlassen sich zu sehr |253|auf den formalen Ansatz, weil sie zur Karriereförderung Artikel in akademischen Fachzeitschriften veröffentlichen müssen. Vielleicht sind sie sich oft selbst nicht über den Praxisbezug ihrer Forschungsergebnisse im Klaren.


  Paul Krugman formuliert es folgendermaßen: »Ein Großteil der Kritik am Formalismus der Ökonomie ist ein Angriff auf einen Scheingegner: Die Realität guter Ökonomie ist bedeutend weniger formalistisch als das Bild, das die Öffentlichkeit davon hat. Schlechte Ökonomen betreiben natürlich schlechte Ökonomie; aber man sollte eine Klage über die Qualität nicht mit einer Klage über die verwendeten Methoden verwechseln.«


  Wir Ökonomen sollten uns bemühen, einem möglichst großen Publikum zu erklären, was das alles in der wirklichen Welt bedeutet. Man kann den guten Wirtschaftswissenschaftlern keinen Vorwurf machen für die schlechte Ökonomie, die an vielen Universitäten produziert wird. Leider gibt es zu wenige gute Ökonomen, die sich die Mühe machen, sich in verständlicher Sprache an die breite Öffentlichkeit oder die Geschäftswelt zu wenden, obwohl die Ökonomie eine so große Rolle in der Politik und bei privaten Entscheidungen spielt.


  Ich kann dem Leser nur empfehlen, sich guter Ökonomie zuzuwenden, denn die macht Spaß.
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  |254|Zehn Regeln ökonomischen Denkens


  1. Alles hat seinen Preis


  Oder, wie Ökonomen es gern ausdrücken: »Umsonst ist der Tod.«


  Dahinter steckt mehr als die Annahme, dass der Erwerb einer Sache im Allgemeinen mit der Überlassung von Geld einhergeht. Selbst Aktivitäten, die auf den ersten Blick gratis zu sein scheinen, kosten etwas. Man nennt das Opportunitäts- oder Alternativkosten.


  Bei unseren Entscheidungen wägen wir ständig unterschiedliche Opportunitätskosten gegeneinander ab. Wenn ich mir diesen Monat ein neues Paar Stiefel kaufe, habe ich nicht mehr so viel Geld für andere Dinge zur Verfügung. Wenn ich den ganzen Abend fernsehe, habe ich keine Zeit, ein neues Kapitel meines Romans zu schreiben. Die meisten von uns haben begrenzte finanzielle Mittel und alle nur eine vorgegebene Menge an Zeit.


  Das gilt für alle menschlichen Entscheidungen. Egal, ob die zuständigen Gremien einer Universität darüber befinden, in welchen Instituten neue Professoren eingestellt werden, oder ein Unternehmen das Budget des nächsten Jahres festlegt oder ein Staat die Unterzeichnung eines neuen Vertrags oder den Bau einer neuen Straße beschließt – eine Entscheidung schließt die anderen Alternativen aus.


  |255|2. Alles ist im Fluss


  Das heißt nichts anderes, als dass die Wirtschaft aus Millionen von Individuen besteht, die auf die Umgebung reagieren, in der sie sich befinden. Diese Tatsache bereitet Politikern Kopfzerbrechen, weil ihre Entscheidungen auf der Vorgabe beruhen, dass die Menschen sich in einer bestimmten Weise verhalten. Doch leider reagieren diese Menschen auch auf politische Maßnahmen.


  Ein Großteil der ökonomischen Theorie gründet auf der so genannten Ceteris-paribus-Annahme, dass alle Faktoren bis auf den, den man gerade zu analysieren versucht, sich nicht verändern. Diese Annahme ist notwendig, weil man ein Problem überhaupt nicht analysieren kann, wenn man nicht Einzelaspekte daraus isoliert. Allerdings darf man am Schluss nicht vergessen, darüber nachzudenken, was sich in der Praxis verändert und ob das nicht möglicherweise ein neues Licht auf die Analyse wirft.


  Der Zweck wirtschaftspolitischer Maßnahmen liegt keineswegs darin, Kontrolle über irgendetwas auszuüben. Nach dem Krieg beruhte die Politik viele Jahre lang auf dem Gedanken, dass es sich bei der Wirtschaft um eine komplizierte, aber stabile und berechenbare Maschine handelt, über deren Funktionsweise wir immer mehr Wissen anhäufen können. Tja, weit gefehlt!


  3. Metaphorische Zeitbomben explodieren nicht


  Das folgt aus Regel Nummer zwei. Zeitbomben beruhen alle auf falschen Ceteris-paribus-Annahmen. Nicht durchsetzbare Trends führen immer zu einem veränderten Verhalten der Menschen, eben weil sie nicht durchsetzbar sind.


  Umweltschützer lieben Zeitbomben, weshalb Ökonomen den Zielen der Grünen so oft zu widersprechen scheinen. Ein Beispiel ist die Bevölkerungsexplosion. 1968 schrieb der Umweltschützer Paul |256|Ehrlich einen Bestseller mit dem Titel The Population Bomb, in dem er vorhersagte, dass Überbevölkerung in den siebziger Jahren zum Hungertod von Abermillionen Menschen führen würde, viele davon in den Industrieländern. Wie wir wissen, ist seine Prophezeiung nicht eingetroffen. Außerdem hat sich die durchschnittliche Kalorienaufnahme seit 1961 um mehr als 50 Prozent erhöht, die Nahrungsmittelpreise sind zurückgegangen, und der Anteil der Hunger leidenden Bevölkerung in den Entwicklungsländern ist auf ungefähr 18 Prozent gefallen. Wo war Dr. Ehrlichs Argumentation fehlerhaft? Die Geburtenraten sinken mit dem Wohlstand der Menschen. Inzwischen geht man davon aus, dass sich die Weltbevölkerung im Jahr 2100 bei etwa elf Milliarden einpendeln wird. Zudem haben Verbesserungen in der Landwirtschaft, wie zum Beispiel die »grüne Revolution« der siebziger Jahre, dazu geführt, dass unsere Nahrungsmittelerzeugung effektiver geworden ist. Die Hauptursache für den Hunger ist nicht der Mangel an Lebensmitteln, sondern der an Demokratie: Die meisten Hungersnöte ereignen sich in von Kriegen erschütterten Ländern mit diktatorischem Regime.


  4. Preise sind der beste Anreizmechanismus


  Preisänderungen entschärfen Zeitbomben im Allgemeinen – und nicht nur sie. Menschen reagieren auf Preise. Wir alle lieben Sonderangebote, und es gibt immer jemanden, der die Gelegenheit, einen Gewinn zu erzielen, ergreift. Andererseits tun oder lassen Menschen nur ungern etwas, weil ein anderer es ihnen vorschreibt.


  Eingriffe des Staates sind in einer Wirtschaft unerlässlich. Marktwirtschaften funktionieren nur dann gut, wenn sie eine solide Basis haben, zum Beispiel ein gesetzliches Regelwerk, die Kontrolle monopolistischer Macht, die ausreichende Bereitstellung öffentlicher Güter und so weiter. Die Frage ist, wie es einem Staat am besten |257|gelingt, einen wünschenswerten Zustand herbeizuführen. Oft nur durch Vorschriften, denn Gesetz ist nun mal Gesetz.


  Häufig jedoch sind Preisanreize viel besser in der Lage, die gewünschten Ziele zu erreichen, als alle direkten Eingriffe des Staates. Menschen neigen dazu, Vorschriften zu umgehen, doch sie reagieren auf Preise, und zwar auf eine Weise, die ihre eigenen Bedürfnisse und Präferenzen widerspiegelt. Das Ergebnis stellt also mit hoher Wahrscheinlichkeit eine größtmögliche Anzahl von Menschen zufrieden.


  Manche Kritiker sagen, die Steuerung von Preisen zur Begrenzung der Nachfrage sei ungerecht, weil nicht alle Menschen die gleichen finanziellen Ressourcen besitzen. Die eigentliche Ungerechtigkeit sind jedoch die ungleichen Einkommen, und das ist eine völlig andere Problematik.


  5. Das Wechselspiel von Angebot und Nachfrage funktioniert


  Wenn man das Angebot eines bestimmten Gutes begrenzt, steigt der Preis bei gegebener Nachfrage, ganz gleich, ob es sich um Ecstasy oder neue Wohnungen in der Londoner City oder in Manhattan handelt. Auch wenn die Nachfrage nach etwas bei gegebenem Angebot steigt, geht der Preis hoch. Als Beispiel dafür fallen mir die begehrten Pokémon-Tauschkarten ein.


  Wenn sich der Preis aus irgendeinem Grund nicht nach oben anpassen kann, entstehen Engpässe und lange Schlangen. Das führt zu Kosten, zum Beispiel Zeitverlusten bei der Suche nach dem gewünschten Artikel oder beim Warten im Laden und generell zu Irritationen bei den Kunden. Wenn der Preis nicht mehr weiter sinken kann, bleiben Verkäufer auf ihrer Ware sitzen, was wiederum Kosten verursacht, in diesem Fall für die Lagerung des toten Kapitals.


  |258|Angebot und Nachfrage sind so etwas wie eherne Gesetze. Politische Fragestellungen in Angebot und Nachfrage zu übersetzen, kann manchmal sehr hilfreich sein. Denken Sie nur an den Wohnungsmarkt und den Einfluss von Mietpreisgrenzen darauf. Sie können sich leicht vorstellen, welche Wirkung es hätte, wenn der Preis unter dem vom Markt vorgegebenen festgesetzt würde.


  6. Gewinne lassen sich nicht aus dem Ärmel schütteln


  Hierbei handelt es sich um ein oft verspottetes Prinzip der Ökonomie, das sich in einem alten Witz über eine Ökonomin und ihren Freund zusammenfassen lässt, die einen Zehn-Dollar-Schein auf dem Gehsteig entdecken. Der Freund will den Schein aufheben, aber die Ökonomin bemerkt, er solle sich nicht die Mühe machen – wenn der Schein tatsächlich auf dem Boden läge, hätte ihn schon ein anderer aufgehoben. Oder ein anderer Witz: Wie viele Ökonomen sind nötig, um eine Glühbirne zu wechseln? Keiner, denn wenn man die Glühbirne wirklich auswechseln müsste, hätten die Kräfte des Marktes das schon längst besorgt.


  Irgendjemand nützt die Chance auf Profit immer, auch wenn das im täglichen Leben nicht unbedingt so schnell passiert wie in der Wirtschaftstheorie.


  Das Prinzip der Arbitrage besitzt in vielen Bereichen Gültigkeit. Ein Unternehmer erzielt unter Umständen nur für kurze Zeit einen Gewinn mit einer von ihm entdeckten Möglichkeit, weil er von anderen nachgeahmt wird. Wenn ein neuer Bürokomplex entsteht, folgt schon bald der Sandwichladen. Und je mehr berufstätige Paare es in der Gegend gibt, desto mehr Leute beginnen, die Hunde dieser Paare gegen Geld Gassi zu führen oder Imbissstuben zu eröffnen. Solange die Vorreiter Gewinn zu machen scheinen, erhöht sich die Zahl der Nachahmer. Erster zu sein ist fast immer ein Vorteil, aber im |259|Allgemeinen werden hohe Gewinne langfristig durch den Wettbewerb wieder ausgeglichen.


  Nicht jede Aktivität ist gleich gewinnträchtig. Menschen, die ein höheres Risiko eingehen, so zum Beispiel Spekulanten oder Unternehmer, erwirtschaften im Regelfall auch einen höheren Profit. Wenn dem nicht so wäre, hätte es ja keinen Sinn, etwas zu riskieren.


  7. Menschen tun, was sie wollen


  Alle ökonomischen Aktivitäten sind gleich wünschenswert, sonst würden die Menschen sich nicht dafür entscheiden. Allerdings gibt es Einschränkungen zu dieser Aussage: »Beim gegenwärtigen Preisniveau, den der Technologie gesetzten Grenzen und den vom Staat vorgegebenen Regeln und Restriktionen«, sollte man hinzufügen. Dennoch tun Menschen im Allgemeinen das, was ihnen angesichts der gegebenen Umstände am meisten nützt. Das hört sich an wie eine Binsenweisheit, aber im wirklichen Leben haben Nichtökonomen oft Schwierigkeiten, dieses Prinzip, für das es zahllose Beispiele gibt, zu begreifen.


  Haus- und Grundstückspreise liegen im Einzugsgebiet von guten Schulen für gewöhnlich höher; das spiegelt den Wert wider, den die Menschen besserer Bildung beimessen. Sie entscheiden sich zwischen einem billigeren Haus sowie schlechterer Bildung für ihre Kinder und einem teureren Haus sowie besserer Bildung. Wenn die beiden von unterschiedlichen Bedürfnissen und Präferenzen geprägten Wunschpakete nicht im Gleichgewicht wären, würden sich die relativen Hauspreise so lange verändern, bis sie ins Gleichgewicht kämen.


  Ähnlich können Unternehmen ihre Fabriken entweder in Hochlohnländern mit hoher Produktivität oder in Niedriglohnländern mit geringer Produktivität ansiedeln. Gelingt es ihnen tatsächlich, ein Niedriglohnland aufzuspüren, in dem die Produktivität vergleichsweise hoch ist, folgt ihnen schon bald die Konkurrenz, und die Löhne |260|steigen. Aus Ländern, in denen die Löhne höher liegen als durch die Produktivität gerechtfertigt – weil zum Beispiel der Einfluss der Gewerkschaften groß ist –, zieht sich die Industrie langsam, aber sicher zurück. Wenn die Straßen verstopft sind, wechseln so lange Menschen zu Bahn oder Flugzeug, bis die Staus erträglich werden. Führt man eine Maut ein, steigen wiederum Leute auf andere Verkehrsmittel um. Erhöht man hingegen die Bahnpreise, finden sich die Leute mit verstopften Straßen ab.


  8. Sehen Sie sich immer die Fakten an


  Ökonomen stehen zu Unrecht im Ruf, mit Fakten zu jonglieren. (Hierzu ein weiterer Witz. Frage: Wie viel ist zwei und zwei? Ökonom: Wie viel soll’s denn machen?) Viele Wirtschaftswissenschaftler, die im Fernsehen befragt oder in Zeitungen zitiert werden, stellen in der Tat höchst zweifelhafte Behauptungen auf. Wer sich wirklich für Ökonomie interessiert, kann sich aus dem Internet, aus Büchern oder Zeitschriften Fakten besorgen.


  Am besten fährt man mit Informationen von offiziellen Stellen, die auf Genauigkeit hin überprüft werden, weil diese Stellen auf ihren Ruf achten müssen. Federal Reserve, Bureau of Labor Statistics, Office of Census sowie ihre europäischen Äquivalente wie zum Beispiel die britischen National Statistics, die Bank of England, Frankreichs Insee, Eurostat oder die Europäische Zentralbank (EZB) stellen Unmengen von Informationen ins Internet, und zwar zusammen mit Pressemitteilungen, in denen die Hauptdaten erläutert werden. Das Gleiche gilt für den Internationalen Währungsfonds, die Weltbank und die Welthandelsorganisation WTO. Sie alle können es sich nicht leisten, inkorrekte Informationen zu publizieren.


  Zahlreiche andere Websites bieten entweder Links oder veröffentlichen selbst Daten. Wie immer beim Internet müssen Sie sich auch hier ein eigenes Urteil über die Qualität bilden. Die etablierten |261|Wirtschaftszeitungen – The Economist, The Financial Times, The Wall Street Journal und Business Week – bieten ebenfalls ziemlich verlässliche Informationen, denn auch sie haben einen Ruf zu verlieren.


  Doch Daten allein reichen nicht. Sie müssen sich folgende Fragen stellen: Kann diese Aussage stimmen? Welche Fakten benötigt man, um sie zu belegen oder zu widerlegen? Ist sie logisch oder plausibel, und lässt sich auch das belegen?


  9. Die Ökonomie ist dem gesunden Menschenverstand im Zweifel überlegen


  Hierzu die beiden bekanntesten Beispiele: Anders als die meisten Menschen glauben, sind Importe besser als Exporte. Und: Es gibt keine feste Anzahl verfügbarer Arbeitsplätze.


  1870 hatte Großbritannien 13 Millionen Werktätige, 2000 waren es 27 Millionen. Das entspricht einer Verdoppelung der Arbeitsplätze in 130 Jahren. Natürlich ist die Arbeitslosigkeit in manchen Zeiten hoch, und Menschen, die gern arbeiten würden, finden keinen Job. Doch im Allgemeinen wachsen der Grad der Beschäftigung und die realen Einkünfte zusammen mit der Wirtschaft. Arbeiter werden produktiver und wohlhabender, und auch ihre Zahl steigt.


  10. In der Ökonomie geht es um das Glück des Menschen


  Das wirtschaftliche Wohlergehen erhöht sich durch die Möglichkeit, mehr und bessere Güter und Dienstleistungen mit derselben Menge, noch lieber sogar mit weniger Arbeit zu erwerben. Genau das ist die Entwicklung der letzten Jahrzehnte. Der Lebensstandard ist in einem Maß gestiegen, das sich unsere Großeltern und Urgroßeltern |262|noch gar nicht hätten vorstellen können, und das bei einer Verkürzung der durchschnittlichen Arbeitszeit.


  Forschungen haben ergeben, dass Reiche zu einem gegebenen Zeitpunkt glücklicher sind als Arme, obwohl der Grad des Wohlbefindens sich im Laufe der Zeit trotz der korrespondierenden Zugewinne bei Gesundheit und Lebensdauer nicht in dem Maß erhöht hat wie die durchschnittlichen Einkommen. Die höchsten Zugewinne beim Wohlbefinden scheinen sich bei wirtschaftlichem Wachstum von einem niedrigen Einkommensniveau aus zu ergeben, was bedeutet, dass Menschen in armen Ländern noch ein großes Glückspotenzial haben, sofern die Wirtschaft dieser Länder wächst.


  In den reichen Ländern sind diejenigen, die keinen Job haben, natürlich nicht glücklich. Arbeitslosigkeit geht sowohl mit niedrigem Einkommen als auch mit Statusverlusten einher. Mit anderen Worten: Es könnte gut sein, dass die Armut, nicht so sehr die Untätigkeit, die Ursache des mangelnden Wohlbefindens ist.


  Ein Lottogewinn macht den Menschen sehr glücklich, aber nur ein oder zwei Jahre lang, dann lässt die Wirkung allmählich nach.


  Ökonomisches Wohlbefinden hat mit Konsum zu tun, nicht mit Produktion. Genau wie ein Land exportiert, um importieren zu können, arbeitet der Einzelne, um konsumieren zu können. Obwohl alle glauben, Arbeit sei die Basis des Kapitalismus, ist letztlich das Wohlbefinden eines jeden Einzelnen der Schlüssel zu einer erfolgreichen Wirtschaft.


  Wer will da noch von einer düsteren Wissenschaft reden?
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  |263|Glossar


  Kapitel 1 Sex: Zu viel des Guten?


  Wirtschaftliche Transaktionen finden auf dem Markt statt, wo Menschen Güter oder Dienstleistungenanbieten, um die Nachfrage anderer zu befriedigen. Die nachgefragte und die angebotene Menge hängen vom Preis ab. Hohe Preise führen zu mehr Angebot, aber geringerer Nachfrage. Folglich stellen Lehrbücher den Markt als Schaubild aus fallender Nachfragekurve und steigender Angebotskurve dar, wobei sich der Preis auf der vertikalen Achse befindet und die Menge auf der horizontalen. Die meisten Märkte sind nicht auf einen einzigen physischen Ort beschränkt, und nur wenige verhalten sich nach der Idealversion im Lehrbuch. Es gibt Märkte für alle möglichen Güter und Dienstleistungen. Viele Dinge, die auf den ersten Blick nichts mit Ökonomie zu tun zu haben scheinen, wie zum Beispiel das Familienleben oder die Erdatmosphäre, lassen sich ebenfalls als Märkte interpretieren.


  


  Es gibt unterschiedliche Formen der Elastizität, die Nachfrage und Angebot sowie die Reaktion auf veränderte Preise oder veränderte Einkommen betreffen kann. Ein unelastisches Angebot an Arbeitskräften bezieht sich auf Angebot und Preis und bedeutet, dass die Menge der angebotenen Arbeit – |264|zusätzliche Arbeitsstunden oder -kräfte – infolge einer Erhöhung der Löhne oder des Preises der Arbeitskraft nur geringfügig ansteigt.


  


  In einer monopolistischen Konkurrenz gibt es viele Firmen, die nicht in direktem Wettbewerb zueinander stehen, weil Unternehmen sich durch geringe Produktvariationen – etwa geringfügigen Unterschieden in der Technik – Marktnischen erschließen können. Das nennt man Produktdifferenzierung.


  


  Die Einkommenselastizität der Nachfrage misst, um wie viel sich die Nachfrage nach einem Produkt erhöht, wenn das Einkommen steigt, und umgekehrt. Beträgt sie mehr als eins (wie zum Beispiel bei Gesundheitsvorsorge oder Designerklamotten), handelt es sich um ein superiores oder Luxusgut, bei weniger als eins um ein Grundbedarfsgut (wie Lebensmittel, aber auch Zigaretten). Anders ausgedrückt: Der ökonomische Wortgebrauch unterscheidet sich von dem in der Alltagssprache. (Heutzutage gelten Zigaretten eher als inferiore Güter, bei denen die Nachfrage bei steigenden Einkommen sogar fällt. Ähnliches gilt für Grundnahrungsmittel wie Mais, nicht aber für Fleisch. Wächst die Nachfrage bei steigendem Einkommen, handelt es sich um ein normales Gut.)


  


  Kapitel 2 Drogen: Das ist Wirtschaft, Mann


  


  Wettbewerb bezieht sich auf die Anzahl der Anbieter. Gibt es viele, ist kein einzelner in der Lage, den Preis zu erhöhen, ohne seine Kunden zu verlieren. Das nennt man vollkommenen Wettbewerb. Unvollkommener Wettbewerb kommt im täglichen Leben öfter vor. Das Gegenteil von vollkommenem Wettbewerb ist das Monopol mit nur einem Anbieter.


  


  |265|Von einer Externalität beziehungsweise einem externen Effekt spricht man, wenn eine Kluft zwischen den Anreizen für den Einzelnen und dem, was für die Gemeinschaft am besten ist, besteht. Dafür gibt es viele Beispiele, ein klassisches ist die Umweltverschmutzung: Einem Unternehmen, das Luft oder Wasser verschmutzt, entstehen dadurch keine Kosten, wohl aber der Gemeinschaft. Ähnlich geht es beim Drogenkonsum nicht nur um die Abwägung von möglichen Gesundheitsschäden des Konsumenten gegenüber dem Genuss, sondern auch um den der Gesellschaft entstehenden Schaden in Form von erhöhten Aufwendungen für das Gesundheitswesen. Externalitäten werden in Lehrbüchern oft als Ausnahmen zur Regel erklärt, machen aber die wirtschaftspolitische Diskussion erst interessant.


  


  Die Preiselastizität der Nachfrage gibt an, um wie viel die Nachfrage sinkt, wenn der Preis steigt, beziehungsweise steigt, wenn der Preis sinkt. Wenn eine einprozentige Preiserhöhung einen einprozentigen Nachfragerückgang bewirkt, beträgt die Elastizität eins. Wenn die Nachfrage bei einer Preiserhöhung stärker sinkt, ist sie sehr elastisch; wenn sie weniger sinkt, ist sie unelastisch.


  


  Kosten-Nutzen-Analyse bedeutet, die Gesamtkosten eines Vorgehens oder einer Entscheidung mit dem Gesamtnutzen zu vergleichen. In der Praxis ist das oft sehr schwierig – wer trägt die Kosten, und wer profitiert? In welchem Zeitraum? Und wie lässt sich all das erfassen?


  


  Kapitel 3 Risiko: Warum die meisten Teenager nicht wie Ökonomen handeln


  


  Unsicherheit ist etwas Allgemeines: Die Zukunft lässt sich von der Gegenwart aus nicht erkennen. Risiken hingegen sind etwas |266|Spezifisches, nämlich unerwünschte Ergebnisse, die mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit eintreten.


  


  Die meisten Sozialwissenschaften gehen davon aus, dass das Verhalten des Menschen auf rationalen Entscheidungen beruht, die seinem eigenen Besten dienen und seine Präferenzen sowie die zum jeweiligen Zeitpunkt verfügbaren Informationen berücksichtigen. Das erscheint vernünftiger, als anzunehmen, dass Menschen Entscheidungen treffen, die ihren Interessen zuwiderlaufen, lässt sich aber nicht immer eindeutig nachweisen.


  


  Ökonomisches Denken beruht auf dem Nutzen oder Wohlbefinden des Einzelnen. Dieser Nutzen steht in engem Bezug zum Glück. Ökonomen wollen, dass die Menschen glücklich sind, und gehen deshalb davon aus, dass diese ihren erwarteten Nutzen maximiere n, also Entscheidungen treffen, die die höchste Wahrscheinlichkeit für den größtmöglichen Nutzen in sich bergen.


  


  Eine Entscheidung bezeichnet man als zeitinkonsistent, wenn sie zwar im Moment optimal ist, aber nicht im Rückblick.


  


  Menschen machen sich mehr Gedanken über eine Veränderung ihres Einkommens oder der Aktienpreise oder der Abweichung irgendeines anderen wirtschaftlichen Indikators von einem Referenzniveau als über seinen absoluten Wert.


  


  Die Präferenz für den Status quo, auch Beharrungseffekt genannt, sagt aus, dass wir etwas, das wir bereits besitzen, mehr Wert beimessen als etwas, das wir möglicherweise erhalten können.


  


  Abnehmender Grenznutzen bedeutet, dass eine gleichbleibende Betragserhöhung immer weniger wert wird, je höher der Ausgangsbetrag ist. Wenn ich also nur 100 Euro habe, sind mir weitere 11 Euro viel mehr wert, als wenn ich bereits 1000 Euro hätte.


  |267|Kapitel 4 Sport: Besser als Sex


  Der Arbeitsmarkt ist der Markt, auf dem Menschen ihre Arbeitskraft für Lohn anbieten und Arbeitgeber Löhne für Arbeit.


  


  Industriestruktur ist die Struktur der in einer Wirtschaft hergestellten Güter und angebotenen Dienstleistungen. Welchen Anteil am Gesamt-Output hat die verarbeitende Industrie, zum Beispiel Elektrotechnik oder Textilindustrie, im Vergleich zum Dienstleistungssektor, zum Beispiel Software, Finanz- oder Gesundheitswesen?


  


  In der Superstar-Ökonomie gelingt es Einzelnen dank des Prinzips stark steigender Skalenerträge, einen kleinen Talent- oder Produktivitätsvorteil in einen gewaltigen Einkommensvorteil umzumünzen. Manchmal wird dieses Prinzip als »winner takes all« bezeichnet.


  


  Steigende Skalenerträge ergeben sich, wenn die Kosten für die Bereitstellung einer zusätzlichen Einheit – ein Flugzeug, ein Software-Programm oder auch ein Film – sich immer weiter verringern, je mehr Einheiten bereitgestellt werden. Grund sind die hohen Anfangs- oder Fixkosten, zum Beispiel für die Entwicklung und die Testphase eines Flugzeugs oder das Drehen und die Vermarktung eines Films, in einem Markt mit hohem Absatzpotenzial. Steigende Skalenerträge sind deshalb nichts Ungewöhnliches, obwohl man zu Beginn des Studiums meist ein Idealmodell der Wirtschaft kennen lernt, das auf konstanten Skalenerträgen beruht, weil die Mathematik dieses Modells viel einfacher ist.


  


  Produktivität ist das Maß für die Zunahme des Outputs pro zusätzlicher Einheit des Inputs. Die Arbeitsproduktivität misst die Erhöhung des Outputs pro zusätzlicher Arbeitsstunde, die Kapitalproduktivität die Erhöhung des Outputs pro zusätzlicher Kapitaleinheit (zum Beispiel Maschinen) und die Gesamtproduktivität die Erhöhung des Outputs pro zusätzlicher Einheit aller Inputs. Die |268|Übertragung dieser abstrakten Formeln in die Praxis ist, das braucht man wohl kaum zu erwähnen, ziemlich schwierig.


  


  Das Coase-Theorem besagt, dass es für die Verteilung der Ressourcen in der Gesamtwirtschaft letztlich gleich ist, wem ein bestimmtes Gut gehört, weil jeder Eigentümer nach der profitabelsten Nutzung dieses Gutes strebt.


  


  Kapitel 5 Musik: Die Räuberbarone der New Economy


  


  Marktkonzentration ist ein Maß dafür, wie viele Unternehmen den Verkauf eines bestimmten Gutes oder einer bestimmten Dienstleistung beherrschen, mit anderen Worten: wie viel Wettbewerb auf dem Markt vorhanden ist. Wenn die beiden größten Unternehmen 80 Prozent der Verkäufe unter sich ausmachen, ist der Markt sehr konzentriert; wenn man die 200 größten Unternehmen zusammennehmen muss, um auf 80 Prozent der Verkäufe zu kommen, herrscht reger Wettbewerb.


  


  Kostendegression ist ein anderer Ausdruck für steigende Skalenerträge.


  


  Grenzkosten sind die zusätzlichen Kosten, die bei der Produktion einer weiteren Einheit entstehen.


  


  Durchschnittskosten sind die durchschnittlich auf eine Leistungseinheit entfallenden Kosten. Sie variieren abhängig von der Höhe der anfänglichen Fixkosten, wie zum Beispiel Installation, Forschung oder Entwurf, und von der Kostendegression.


  


  Monopolistische Macht beschreibt die Fähigkeit eines führenden Unternehmens, in einem Markt ohne effektive Konkurrenz den Preis zu diktieren.


  


  |269|Preisdifferenzierung bedeutet, unterschiedlichen Kundengruppen unterschiedliche Preise zu berechnen, um höhere Gewinne zu erzielen. Sie wird häufig praktiziert, denken Sie nur an Business und Economy Class im Flugzeug, an Studentennachlässe, das Rabattmarkensystem oder Preisstaffelungen je nach Zeitpunkt des Kinobesuchs. Preisdifferenzierung ist in jedem Markt mit unvollkommenem Wettbewerb möglich: Gäbe es ein unbeschränktes Angebot an Transatlantikflügen, könnte keine Airline 2 000 Dollar für die Business Class verlangen.


  


  Technologische Innovation, das heißt der konstante Zufluss neuer Produkte und Dienstleistungen, der auf neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen und ihrer praktischen Umsetzung beruht, ist das Lebenselixier der modernen Wirtschaft. Der Hunger des Menschen nach Neuem scheint noch lange nicht gestillt zu sein.


  


  Die Unternehmensstrategie gibt den Weg zur Erzielung von Gewinnen vor. Soll durch Preissenkungen ein größerer Marktanteil erobert werden? Oder soll das Unternehmen durch die Erschließung neuer Exportmärkte wachsen? Ist es ihm wichtiger, die Gewinnspanne pro verkaufter Einheit oder die Verkäufe insgesamt zu steigern? Viel weniger Unternehmen, als man meinen möchte, haben überhaupt eine solche Geschäftsstrategie.


  


  Kapitel 6 Futterneid: Wie man lahmen Enten Beine macht


  


  Die Begriffe Angebot, Nachfrage und Produktivität kennen wir inzwischen. Verbrauchergeschmack bedeutet den durch Vertrautheit mit dem Produkt und durch Kultur bedingten Geschmack: Französische Verbraucher ziehen Wein amerikanischen Softdrinks vor, chinesische Konsumenten mögen Milchprodukte nicht besonders, und junge Käufer auf der ganzen Welt lieben Harry Potter.


  


  |270|Ein komparativer Vorteil liegt vor, wenn ein Land etwas relativ effizienter herstellt als ein anderes, sogar wenn es absolut gesehen weniger effizient produziert. Er berechnet sich aus den relativen Kosten zweier Aktivitäten. Das Land, das das niedrigste Verhältnis von Kosten X zu Gut Y vorweisen kann, besitzt den komparativen Vorteil bei der Produktion und beim Export von Y, selbst wenn die absoluten Kosten dafür höher sind als beim Handelspartner.


  


  Kapitel 7 Infrastruktur: Aber ich fahre nie mit dem Zug


  


  Natürliche Monopole existieren auf Märkten, die wie für einen einzigen Anbieter geschaffen scheinen, weil die steigenden Skalenerträge so hoch sind. Ein Beispiel sind Überlandleitungen. Doch in Wahrheit gibt es nur wenige natürliche Monopole. Das System der Überlandleitungen lässt sich so regulieren, dass es durch viele Anbieter mit Strom versorgt wird.


  


  Marktversagen bedeutet die Anwesenheit schwerwiegender Externalitäten. Der normale Mechanismus der Preisangleichung an Angebot und Nachfrage führt nicht zum bestmöglichen Ergebnis.


  


  Netzwerkexternalitäten sind externe Effekte, die sich aus der Tatsache ergeben, dass der Nutzen eines Produkts oder einer Dienstleistung steigt, je mehr Menschen davon Gebrauch machen – Beispiele sind Fax, Telefon oder Windows-Software.


  


  Der nichtrivalisierende Konsum eines Gutes bedeutet, dass mein eigener Konsum einen anderen nicht daran hindert, das Gut ebenfalls zu konsumieren. Beispiele sind Parks, gute Ideen oder schöne Gedichte.


  


  Grenzkosten von null heißt, dass die Produktion einer weiteren Output-Einheit keine zusätzlichen Kosten mit sich bringt – beispielsweise |271|bei einem Software-Programm, wo die Entwicklung teuer ist, aber die Vervielfältigung und der Vertrieb fast nichts kosten.


  


  Nichtausschließbarkeit beim Konsum tritt ein, wenn es unmöglich ist, weitere Nutzer am Konsum des Gutes oder der Dienstleistung zu hindern. Sobald die Straße vor Ihrem Haus fertig gestellt ist, kann jeder darauf fahren.


  


  Bei nichtrivalisierenden öffentlichen oder sozialen Gütern lässt sich oft das Ausschlussprinzip nicht anwenden. Ein gutes Beispiel dafür ist die nationale Verteidigung.


  


  Preisdifferenzierung nach Spitzen- und Nebenzeiten bietet eine Möglichkeit, das Problem der Überfüllung zu lösen: Man verlangt einfach in der Spitzenzeit einen Zuschlag. Die Strategie ist nützlich im öffentlichen Verkehr, im Energiewesen oder in Kinos. Die Happy Hour in Kneipen wiederum ist ein gutes Beispiel für einen Preisabschlag in Nebenzeiten.


  


  In der Nachkriegszeit wurde das Staatseigentum als beste Möglichkeit angesehen, um die unterschiedlichsten Externalitäten zu bewältigen, und in vielen Ländern wurden folglich große Teile der Wirtschaft verstaatlicht. Seit Anfang der achtziger Jahre bewegt sich der Trend weg vom Staatseigentum, weil das fehlende Gewinnstreben zu hoher Ineffizienz führte. In der Folge haben viele Regierungen beträchtliche Teile des Staatseigentums privatisiert, aber Externalitäten machen eine staatliche Regulierung der betreffenden Industrien im öffentlichen Interesse unausweichlich. In der mal leiser, mal lauter geführten Diskussion geht es weniger darum, ob der Staat überhaupt Einfluss auf die Wirtschaft nehmen sollte, sondern wie er es am besten anstellt.


  


  Pfadabhängigkeit bedeutet, dass der jetzige Zustand davon abhängt, wie wir dorthin gelangt sind. Anders ausgedrückt: Die Historie spielt eine Rolle bei der Erklärung gegenwärtiger Umstände. Wird oft bei der Beschreibung technologischer Entwicklungen verwendet.


  


  


  |272|Kapitel 8 Ökosteuer: Fünf zu eins für die Industrie


  


  Externe Umwelteffekte bedeuten, dass individuelle wirtschaftliche Entscheidungen zu wenig Rücksicht auf die Kosten nehmen, die diese Entscheidungen der Umwelt aufbürden können. Sie werden externe Kosten genannt, weil ein anderer für die Beseitigung der von mir verursachten Verschmutzung zahlen muss.


  


  Die Tragödie vom Gemeinschaftseigentum beschreibt die Ausbeutung von Ressourcen, die allen gehören, weil niemand den (privaten) Anreiz verspürt, sie zu schützen, obwohl das im Interesse der Gemeinschaft wäre. Warum werden die Kabeljaubestände immer geringer, die an Zuchtlachs jedoch nicht? Warum besteht bei Kühen keine Gefahr des Aussterbens, bei Tigern aber schon?


  


  Vollkommen elastisches Angebot bedeutet, dass eine geringe Preiserhöhung eine unendliche Angebotserhöhung zur Folge hat. Dabei handelt es sich um ein Grenzphänomen am einen Ende der Skala, das sich mittels einer horizontalen Linie im Diagramm beschreiben ließe. Das andere Extrem wäre das vollkommen unelastische Angebot, ausgedrückt durch eine vertikale Linie. Hier würde sich das Angebot zu keinem Preis erhöhen.


  


  Trittbrettfahrer sind Leute, die Dinge ausnutzen, für die andere bezahlt haben, weil der Konsum nicht ausschließbar ist. Um der Gefahr des Trittbrettfahrens zu begegnen, sind Steuern zur Finanzierung öffentlicher Güter zwingend erforderlich.


  


  Soziale Kosten sind ein anderer Ausdruck für die Gesamtheit der externen Kosten.


  


  Wirtschaftspolitische Instrumente sind Steuern, Subventionen und handelbare Rechte, die private und soziale Kosten ausgleichen und somit einen Anreiz für die Erzielung des optimalen Ergebnisses schaffen. Ökonomen sind wirtschaftspolitische Instrumente |273|lieber als Verbote, Quoten oder Vorschriften, weil sie glauben, dass die Menschen eher auf Anreize als auf Zwang reagieren.


  


  Regressive Steuern belasten die niedrigen Einkommen am stärksten. Das Gegenteil sind progressive Steuern. Eine Verbrauchssteuer ist regressiv, die Einkommensteuer progressiv. Wenn man Steuern auf individuelle Merkmale zuschneidet, verändert man Anreize für den Menschen (zum Beispiel hinsichtlich der Frage, wie viel er zu arbeiten bereit ist) und schafft Ineffizienzen. Deshalb entscheiden sich die meisten Regierungen für eine Mischung aus unterschiedlichen Steuerformen.


  


  Opportunitäts- oder Alternativkosten bezeichnen den entgangenen Nutzen aus der besten nicht gewählten Handlung. Jede Entscheidung bringt Opportunitätskosten und direkte Kosten mit sich.


  


  Kapitel 9 Auktionen: Der große Bluff


  


  Eine Auktion ist ein Marktmechanismus zur Verteilung von knappen Ressourcen. Im Regelfall ist sie sehr effektiv; sie lässt sich aber nicht immer leicht organisieren.


  


  »Rente« im ökonomischen Sinne ist das aus dem Eigentum eines knappen Gutes resultierende Einkommen. Ein Beispiel für ein derartiges Gut wäre Grund und Boden, ein anderes Rohstoffe. Staatliche Regelungen schaffen oft »Renten«, indem sie den Zugang zu Dingen von Wert beschränken. Lizenzen eignen sich für die unterschiedlichsten Aktivitäten von der Ölbohrung über die Einführung eines neuen Medikaments bis zur Nutzung von Sendefrequenzen in der Telekommunikation.


  


  |274|Eine Ausschreibung ist der Entscheidungsprozess der Behörden oder Politiker, welchem Kandidaten der Zuschlag für eine wertvolle knappe Ressource wie die Lizenz für Sendefrequenzen erteilt werden soll. Solche Ausschreibungen sind mit Vorsicht zu genießen.


  


  Der »winner’s curse« oder Fluch des Siegers kommt dann zum Tragen, wenn der Gewinner einer Auktion zu viel Geld bezahlt hat. Warum war die Lizenz keinem der anderen genauso viel wert?


  


  Kapitel 10 Steuern: Nur Menschen zahlen Steuern


  


  Steuerinzidenz verweist auf denjenigen, der letztlich eine Steuer zahlt; das müssen nicht notwendigerweise die Menschen sein, die die Steuern augenscheinlich zahlen. Unternehmen können Unternehmenssteuern in Form von höheren Preisen an die Verbraucher weitergeben. Eine Grunderwerbsteuer wird auf einem Verkäufermarkt direkt an den Käufer weitergegeben.


  


  Um den Wert eines Betrages über eine bestimmte Zeitspanne einschätzen zu können, benötigt man den Gegenwartswert; die Zukunft wird durch Abzinsung in Relation zur Gegenwart gesetzt. Im Regelfall ist uns heute verfügbares Geld lieber als solches, das wir in der Zukunft erhalten – wir sind ungeduldig, oder um es in ökonomischem Jargon auszudrücken: Wir besitzen eine positive Zeitpräferenz. Wenn wir das Geld jetzt haben, können wir sofort mehr Güter und Dienstleistungen erwerben und uns an ihrem Genuss erfreuen. Deshalb müssen Banken uns Zinsen zahlen, wenn wir ihnen Geld auf einem Konto überlassen.


  


  Absprache bedeutet, dass Unternehmer sich zusammentun, um ihren Gewinn auf Kosten der Verbraucher zu erhöhen. Sie beschließen einfach, nicht miteinander zu konkurrieren.


  


  |275|Ein Oligopol ist eine Branche mit nur wenigen großen Anbietern; ein Monopol hat einen und ein Duopol zwei.


  


  Wie oben beschrieben, handelt es sich bei Tabak um ein inferiores Gut, denn die Menschen rauchen weniger, wenn ihr Einkommen steigt. Steuern auf Zigaretten sind deshalb stark regressiv.


  


  Kapitel 11 Kriegsspiele: Was bleibt dem Staat anderes übrig?


  


  Die Spieltheorie ist ein Zweig der Ökonomie, der menschliches Verhalten als Ergebnis von Strategien, wie sie bei Poker oder Blackjack eingesetzt werden, modellhaft beschreibt. Es gibt mehrere mögliche Ergebnisse, die mit unterschiedlicher Wahrscheinlichkeit eintreten und zu unterschiedlichen Auszahlungen führen. Die Spieltheorie ist sehr hilfreich bei der Betrachtung von Unternehmensverhalten auf unterschiedlichen Märkten, von Wettrüsten oder strategischen Entscheidungen jeder Art. Das Grundbeispiel ist das Gefangenendilemma: Zwei Gefangenen wird getrennt voneinander eine Reduzierung der Haftstrafe angeboten, wenn sie den andern verraten. Schweigen sie beide, erhält jeder von ihnen eine kurze Strafe wegen Behinderung der Beweisfindung; wenn nur einer den Deal akzeptiert, kommt er frei, während der andere im Gefängnis landet; wenn sie sich gegenseitig verraten, erhalten beide die Höchststrafe. Wie sieht die bestmögliche Strategie aus? Es gibt viele Situationen, in denen sowohl eine kooperative als auch eine nichtkooperative Lösung möglich ist. Die Spieltheorie analysiert die Alternativen der Gefangenen: Sie können kooperieren, sodass beide wenig bezahlen müssen (in Form einer Gefängnisstrafe), aber auch beide langfristig einen Nutzen haben (in Form einer verkürzten Strafe). Sie können jedoch auch das Risiko eingehen, nicht zu kooperieren, und erhalten dann entweder überhaupt keine oder eine lange Strafe.


  |276|Kapitel 12 Netzwerke: System abgestürzt


  Das Konzept der Netzwerkexternalitäten wurde bereits in Kapitel 7 diskutiert. Sie schaffen steigende Skalenerträge auf der Nachfrageseite, weil mehr Nutzer größerem Nutzen entsprechen.


  


  Substitutionsgüter sind Güter, bei denen folgendes Prinzip gilt: Wenn ich ein Stück mehr vom einen kaufe, verzichte ich dafür auf das andere. Ein Beispiel wären Wodka und Gin. Das relevante Maß ist die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage. Für Substitutionsgüter ist sie positiv, was bedeutet: Wenn der Preis für Gin steigt, kaufe ich mehr (nicht weniger) Wodka. Komplementärgüter hingegen sind solche, bei denen die Nachfrage Hand in Hand geht, wie bei Gin und Tonic. Die Kreuzpreiselastizität ist hier negativ, denn wenn der Preis von Gin hochgeht, kaufe ich weniger (nicht mehr) Tonic.


  


  Als Industriestandards bezeichnet man technische Standards, die sich nur schwer ändern lassen, wie zum Beispiel diejenigen für Mobiltelefone oder Computerbetriebssysteme. Das Setzen von Industriestandards verschafft manchen Herstellern gewaltige Vorteile, wie es zum Beispiel Microsoft mit dem Betriebssystem Windows gelang.


  


  Startvorteil ist der Vorteil, der sich daraus ergibt, dass man als erster auf einem Markt präsent ist und so den Standard vorgeben, die steigenden Skalenerträge vor den Konkurrenten nutzen und sich einen guten Ruf erwerben kann.


  


  Von natürlichen Monopolen war schon die Rede. In Wahrheit gibt es ihrer nur wenige. Die Post wurde früher, vor FedEx und UPS, als natürliches Monopol betrachtet. Heutzutage gilt das Gleiche für Computerbetriebssysteme.


  |277|Kapitel 13 Industrielle Veränderung: Schöpferische Zerstörung


  Konjunkturzyklus bezeichnet den aus Phasen der Ausdehnung, Verlangsamung oder Schrumpfung bestehenden Verlauf, den alle Ökonomien durchleben. Solche Zyklen sind nicht regelmäßig – die Phase der Ausdehnung ist normalerweise lang, die der Schrumpfung kurz und abrupt –, sie dauern aber für gewöhnlich von Spitze zu Spitze beziehungsweise von Tal zu Tal zwischen sieben und zwölf Jahre.


  


  Es gibt keine technische Definition für eine Rezession, aber im Allgemeinen geht man von zwei aufeinander folgenden Vierteljahren mit sinkendem BIP oder einem Rückgang des BIP vom einen Jahr auf das andere oder von einem generellen Rückgang einer ganzen Anzahl wirtschaftlicher Indikatoren wie zum Beispiel Industrieproduktion und Beschäftigungsgrad aus.


  


  Schöpferische Zerstörung ist ein Begriff, den Joseph Schumpeter für den turbulenten Prozess geprägt hat, in dem eine kapitalistische Wirtschaft sich ausdehnt, neue Unternehmen gegründet und wieder geschlossen werden, Jobs entstehen und wieder verschwinden, neue Technologien alte verdrängen.


  


  Kapitel 14 Krankheit: Kein Mensch ist eine Insel


  


  Die meisten Diskussionen über öffentliche Güter betreffen nationale Ökonomien und Regierungen. Ein globales öffentliches Gut hingegen ist, wie der Name bereits andeutet, ein grenzüberschreitendes Konzept. Es hat immer schon globale öffentliche Güter gegeben – beispielsweise internationale Telekommunikationsstandards |278|–, aber die Globalisierung rückt diesen Gedanken zunehmend in den Vordergrund.


  


  Das Urheberrecht ist das juristische Recht, das jemandem auf seine Gedanken oder Erfindungen gewährt wird. Beispiele sind das Copyright auf Bücher, Patente auf neue Medikamente oder das besondere Design einer Uhr oder eines industriellen Bauteils. Nutzer solcher Ideen müssen eine Gebühr an den Inhaber des Rechts zahlen, eine »Rente« für die Verwendung des geistigen Eigentums. Allerdings ist dieses Konzept nicht unumstritten. Manche argumentieren, ein Eigentumsrecht könne man nur Grund und Boden und anderen materiellen Vermögensgegenständen zusprechen, nicht aber nichtmateriellen, wie zum Beispiel Ideen.


  


  Kapitel 15 Multinationale Unternehmen: Ausbeuterbetrieb Erde?


  


  Bei Direktinvestitionen investiert ein Unternehmen in ein anderes Land. Das geschieht entweder durch die Übernahme eines bereits existierenden Betriebs im Ausland oder durch den Aufbau eines neuen. Es gibt jedoch auch rein finanzielle Arten der grenzüberschreitenden Investition wie zum Beispiel Portfolio-Investitionen: Man kauft Aktien von Unternehmen in anderen Ländern, oder Banken geben Darlehen ins Ausland.


  |279|Kapitel 16 Einwanderung: Das fehlende Glied


  Der Irrglaube von der festen Arbeitsmenge besteht in der Annahme, dass es eine vorgegebene Anzahl von Jobs gibt; er vergisst, dass der Arbeitsmarkt ein Markt ist, auf dem sowohl Nachfrage als auch Angebot variieren können. Der Gedanke ist Bestandteil vieler Thesen, zum Beispiel derjenigen, dass Einwanderer Einheimischen Jobs wegnehmen, Technologie Arbeitsplätze vernichtet oder die gesetzliche Beschränkung der Arbeitszeit Jobs schafft.


  


  Die Assimilationshypothese besagt, dass Einwanderer zunächst weniger verdienen als heimische Arbeiter in vergleichbaren Jobs, später aber aufholen oder die heimischen Beschäftigten sogar überholen.


  


  Überfüllungskosten sind ein externer Effekt, der bei der übermäßigen Nutzung öffentlicher Güter entsteht.


  


  Kosten-Nutzen-Analyse ist der systematische Vergleich aller relevanten Kosten mit dem Gesamtnutzen.


  


  Kapitel 17 Japan: Kogaru kontra one-kei, oder Warum die Tokioter Teenager-Mode wichtig ist


  


  Deflation bezeichnet einen generellen dauerhaften Preisrückgang in einer Wirtschaft – hier geht es nicht um einige wenige Preise und auch nicht nur um einen steten Rückgang der Inflationsrate.


  


  Nachfragesteuerung ist der Prozess, durch den Regierungen oder Zentralbanken versuchen, die Gesamtnachfrage in einer Wirtschaft |280|zu regeln und das Auf und Ab des Konjunkturzyklus abzuschwächen beziehungsweise das Wachstum anzukurbeln.


  


  Feinabstimmung ist so gute Nachfragesteuerung, dass die Eliminierung konjunkturbedingter Schwankungen gelingt. Zumindest in der Vergangenheit oft versucht, aber nie geglückt.


  


  Rationale Erwartungen sind gegeben, wenn das, was Menschen von der Zukunft erwarten, im Großen und Ganzen eintrifft. Natürlich darf man das nicht allzu wörtlich nehmen, aber die Menschen können im Allgemeinen sehr gut einschätzen, was geschieht. Wenn der Staat eine Politik betreibt, die auf hohe Inflation hinausläuft, erwarten die Menschen auch hohe Inflation.


  


  Die Liquiditätsfalle schnappt zu, wenn die Zinssätze nicht mehr weiter fallen können, weil sie bereits fast auf null gesunken sind, das aber immer noch nicht ausreicht, um die Nachfrage zu stimulieren. Eine Senkung des Zinssatzes soll die Menschen eigentlich dazu bringen, mehr Geld auszugeben, statt es zu Hause oder auf Bankkonten zu horten, aber wenn sie sich in dieser Falle befinden, bevorzugen sie dennoch Liquidität. Das könnte daran liegen, dass bei einer Deflation der reale Zinssatz höher ist als der nominale. Unter nominalem Zins versteht man denjenigen, den die Bank zum Beispiel auf private Spareinlagen gewährt; der reale Zins ist dieser nominale, berichtigt um die erwartete Inflation. Ist die Inflation negativ, bringt die Hortung des Geldes mehr Vorteile, denn wenn man die Güter erst nächstes Jahr kauft, sind sie billiger als jetzt.


  


  Staaten können private Investoren verdrängen, wenn sie sich Kredite auf den Finanzmärkten beschaffen, man bezeichnet das als »crowding-out«. Die Kreditaufnahme des Staates treibt den Zinssatz für alle in die Höhe, weil alle in Wettbewerb um die verfügbaren Ersparnisse treten.


  


  Stagflation ist die Kombination aus niedrigem oder Nullwachstum und hoher Inflation.


  |281|Kapitel 18 Inflation: Das schlafende Ungeheuer


  Inflation ist der prozentuale Anstieg des Preisniveaus, für gewöhnlich in einer Jahresrate gemessen.


  


  Hyperinflation ist übermäßige Inflation, die Tausende oder Zehntausende von Prozent jährlich beträgt. Es gibt kaum etwas Zerstörerischeres für eine Gesellschaft als die Hyperinflation.


  


  Fiskalpolitik beinhaltet Entscheidungen der Regierung über Staatsausgaben und Steuern; Geldpolitik die zumeist von Zentralbanken getroffenen Entscheidungen über Zinssätze, Kreditbedingungen und Liquidität der Finanzmärkte.


  


  Aggregiertes Angebot ist die gesamte Angebotskapazität der Wirtschaft und das fehlende Glied zwischen Nachfragesteuerung und Inflation. Wenn man die Nachfrage steigen lässt, ohne gleichzeitig auf die Angebotsseite der Wirtschaft zu achten, führt das unweigerlich zu höherer Inflation.


  


  Die Phillips-Kurve stellt die Arbeitslosenquote der Inflationsrate gegenüber. Sie ist abwärts geneigt: Je höher die Inflationsrate (y-Achse), desto niedriger die Arbeitslosenquote (x-Achse). Die Erfahrung lehrt, dass sie sich nicht nach Belieben manipulieren lässt, denn wenn man die Nachfrage ankurbelt und höhere Inflation in Kauf nimmt, um die Arbeitslosenzahlen zu senken, verschiebt sich die Phillips-Kurve. Auf kurze Sicht bleibt sie abwärts geneigt, aber bei langfristiger Betrachtung ist sie vertikal an dem Punkt, der die so genannte natürliche Arbeitslosenrate ( Nairu ) markiert. Dieser wird durch die Bedingungen auf der Angebotsseite bestimmt.


  


  Inflationsziele sind das Ergebnis dieser Erfahrung. Inzwischen konzentrieren die Zentralbanken sich darauf, die Inflation stabil niedrig zu halten, auf einem jährlichen Niveau von 2–3 Prozent. |282|Manchmal verfolgen sie ein explizites, manchmal ein implizites Inflationsziel.


  


  Zentralbanken fällt ihre Arbeit umso leichter, je höher ihre Glaubwürdigkeit ist. Wenn die Menschen davon überzeugt sind, dass die Zentralbank immer das Nötige tun wird, um die Inflation niedrig zu halten, tragen sie selbst dazu bei, dass sie niedrig bleibt, und stellen beispielsweise keine hohen Lohnforderungen, weil sie wissen, dass das die Zinssätze nach oben treibt.


  


  Bei der Geldpolitik stehen sich diskretionäre und regelgebundene Politik gegenüber. Eine Regel wie »Erhöhe die Zinssätze immer dann, wenn die Geldmenge schneller wächst als x Prozent« stärkt die Glaubwürdigkeit, kann aber unter bestimmten Umständen auch schaden – zum Beispiel wenn das übermäßige Wachstum auf eine technische Veränderung des Bankensystems zurückzuführen ist, nicht auf das Verhalten der Gesamtwirtschaft. Gegenwärtig entscheiden sich die meisten Länder für eine diskretionäre Politik mit gewissen Regeln, das heißt, es werden Regeln aufgestellt für die Abweichung von der Regel.


  


  Ein Geldmengenziel ist eine Alternative zum Inflationsziel. Es war Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre beliebt und hatte die Form von angestrebten Wachstumsraten für die Geldmenge (Bargeld plus unterschiedliche Arten von Bankeinlagen). Seine Befürworter argumentierten, Inflation würde vermieden, wenn man das Wachstum der Geldmenge, die zum Anheizen des Konsums erforderlich ist, begrenzen könnte.


  


  Ein Wechselkursziel ist eine Maßnahme der Geldpolitik, durch die eine Währung fest an eine der Hauptwährungen wie den US-Dollar gekoppelt wird. Die Folge ist das Einschwenken auf die gleiche Inflationsrate wie in den Vereinigten Staaten. Diese Politik ist eine gute Möglichkeit zur Senkung sehr hoher Inflationsraten, kann sich aber verheerend auswirken, wenn (a) der falsche Wechselkurs gewählt wird und/oder (b) andere Maßnahmen der Stabilisierung |283|der Inflation entgegenwirken – zum Beispiel wenn das staatliche Haushaltsdefizit riesig ist und der Staat zur Finanzierung seiner Ausgaben hohe Schulden aufnehmen muss.


  


  Kapitel 19 Verteidigungsausgaben: Abschied von der Friedensdividende


  


  Durch die Friedensdividende werden Staat und nationale Ressourcen von einer Last befreit, weil riesige Beträge für Rüstung und Verteidigung entfallen.


  


  Unter automatischen Stabilisatoren versteht man bestimmte Mechanismen von Steuern und Ausgaben, die den Trend der Wirtschaft beeinflussen, ohne eine explizite Entscheidung zu erfordern – Beispiele sind Arbeitslosenunterstützung (bei schlechter Konjunktur gibt der Staat mehr aus) oder Verbrauchssteuern (bei schlechter Konjunktur nimmt der Staat weniger Steuern ein).


  


  Kapitel 20 Wetter: Warum Ökonomen sich für das Sexleben von Schweinen interessieren


  


  Hier geht’s um Daten, nicht um Konzepte. Ohne fundierte statistische Daten erhält man kein Bild, nicht einmal ein grobes.


  |284|Kapitel 21 Arbeit: Warum?


  Der Einkommenseffekt ist die Wirkung eines höheren Einkommens auf das Verhältnis von Arbeit und Freizeit. Er ist negativ: Wenn Sie mehr Geld haben, müssen Sie weniger arbeiten, um Ihre Rechnungen bezahlen zu können. Der Substitutionseffekt ist die positive Wirkung eines höheren Preises für die Arbeit und positiv: Wenn Sie pro Stunde mehr Geld bekommen, haben Sie einen Anreiz, mehr Stunden zu arbeiten.


  
    
      285
    


    
      286
    


    
      285
    


    
      286
    


    
      false
    

  


  |285|Literaturtipps


  Diamond, Jared: Arm und Reich, Frankfurt/M. 2003. Ein fesselnder Überblick über die menschliche Geschichte und die Gründe dafür, warum manche Länder Erfolg haben und andere nicht.


  Easterly, William: The Elusive Quest for Growth, Cambridge (Mass.) 2001. Eine verständliche Geschichte und Kritik vergangener Moden in der Entwicklungsökonomie.


  Henderson, David: Innocence and Design: The Influence of Economic Ideas on Policy, Oxford 1986.


  Hendry, David/ Ericsson, Neil (Hrsg.): Understanding Economic Forecasts, Cambridge (Mass.) 2001. Besonders die Einführung und Kapitel 1.


  Krugman, Paul: Der Mythos vom globalen Wirtschaftskrieg. Eine Abrechnung mit den Pop-Ökonomen, Frankfurt/New York 1999.


  Ders.: Schmalspur-Ökonomie. Die 27 populärsten Irrtümer über Wirtschaft, Frankfurt/New York 2000.


  Nasar, Sylvia: Genie und Wahnsinn. Das Leben des genialen Mathematikers John Nash, München 2002. Diese unterhaltsame Biografie wirft ein Licht auf die Bedeutung der Spieltheorie.


  Ormerod, Paul: Butterfly Economics: A New General Theory of Social and Economic Behavior, New York 2001.


  Shiller, Robert: Irrationaler Überschwang, Frankfurt/New York 2000. Eine wunderbare Einführung in das Thema mangelnder Rationalität auf den Finanzmärkten.


  |286|Woodward, Bob: The Agenda, New York 1994. Eine ausgezeichnete Darstellung der Haushaltsdebatten, die 1992 zu Beginn von Bill Clintons erster Amtszeit als Präsident stattfanden.

OEBPS/Images/cover.jpg
ECONOMICS

campus





OEBPS/Images/figure_4_0.jpg





OEBPS/Misc/page-template.xpgt
<ade:template xmlns="http://www.w3.org/1999/xhtml" xmlns:ade="http://ns.adobe.com/2006/ade"

		 xmlns:fo="http://www.w3.org/1999/XSL/Format">



  <fo:layout-master-set>

   <fo:simple-page-master master-name="single_column">

		<fo:region-body margin-bottom="6pt" margin-top="6pt" margin-left="6pt" margin-right="6pt"/>

    </fo:simple-page-master>

  

    <fo:simple-page-master master-name="single_column_head">

		<fo:region-before extent="8.3em"/>

		<fo:region-body margin-bottom="6pt" margin-top="6pt" margin-left="6pt" margin-right="6pt"/>

    </fo:simple-page-master>



    <fo:simple-page-master master-name="two_column"	margin-bottom="6pt" margin-top="6pt" margin-left="6pt" margin-right="6pt">

		<fo:region-body column-count="2" column-gap="10pt"/>

    </fo:simple-page-master>



    <fo:simple-page-master master-name="two_column_head" margin-bottom="6pt" margin-left="6pt" margin-right="6pt">

		<fo:region-before extent="8.3em"/>

		<fo:region-body column-count="2" margin-top="6pt" column-gap="10pt"/>

    </fo:simple-page-master>



    <fo:simple-page-master master-name="three_column" margin-bottom="6pt" margin-top="6pt" margin-left="6pt" margin-right="6pt">

		<fo:region-body column-count="3" column-gap="10pt"/>

    </fo:simple-page-master>



    <fo:simple-page-master master-name="three_column_head" margin-bottom="6pt" margin-top="6pt" margin-left="6pt" margin-right="6pt">

		<fo:region-before extent="8.3em"/>

		<fo:region-body column-count="3" margin-top="6em" column-gap="10pt"/>

    </fo:simple-page-master>



    <fo:page-sequence-master>

        <fo:repeatable-page-master-alternatives>

            <fo:conditional-page-master-reference master-reference="three_column_head" page-position="first" ade:min-page-width="80em"/>

            <fo:conditional-page-master-reference master-reference="three_column" ade:min-page-width="80em"/>

            <fo:conditional-page-master-reference master-reference="two_column_head" page-position="first" ade:min-page-width="50em"/>

            <fo:conditional-page-master-reference master-reference="two_column" ade:min-page-width="50em"/>

            <fo:conditional-page-master-reference master-reference="single_column_head" page-position="first" />

            <fo:conditional-page-master-reference master-reference="single_column"/>

        </fo:repeatable-page-master-alternatives>

    </fo:page-sequence-master>



  </fo:layout-master-set>



  <ade:style>

    <ade:styling-rule selector=".title_box" display="adobe-other-region" adobe-region="xsl-region-before"/>

  </ade:style>



</ade:template>





